
VDRI
Jahrbuch
1974

Verein Deutscher 
Revisions-Ingenieure e.V.



Verein Deutscher Revisions-Ingenieure e. V. 
Jahrbuch 1974





VDRI Verein Deutscher
Revisions-Ingenieure e.V.

Technisch-wissenschaftliche Vereinigung zur 
Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
Gegründet 1894

Mitglied der Föderation der Europäischen 
Vereinigungen der Sicherheitsingenieure, Sicherheits­
dienste und Betriebsärzte (FAS)

Mitglied des Deutschen Verbandes der 
Technisch-Wissenschaftlichen Vereine (DVT)

Jahrbuch1974

Vorträge auf der Jahrestagung der 
Fachvereinigung Arbeitssicherheit

Verein Deutscher Gewerbeaufsichtsbeamten e. V. 
(VDGAB)

Verein Deutscher Revisions-Ingenieure e. V. 
(VDRI)

Verein Deutscher Sicherheitsingenieure e. V. 
(VDSI)

vom 17. bis 19. Oktober 1974 
in der Kongreßhalle in Berlin



Verein Deutscher Revisions-Ingenieure (VDRI)

Vorsitzender:

Stellv. Vorsitzender: 

Schriftführer:

Stellv. Schriftführer: 

Schatzmeister:
u

Stellv. Schatzmeister:

Vortragsreferent:

Rechnungsprüfer:

Sitz des Vereins: 

Geschäftsstelle:

Dipl.-Ing. Kurt Bierwerth
6200 Wiesbaden, Neptunstraße 19, Telefon (061 21) 1 31 -207

y Dipl.-Chem. Willi Strack
6500 Mainz, Hindenburgstraße 32, Telefon (061 31) 62082

y  Dr.-Ing. Dieter Claus
3000 Hannover, Osterstraße 63, Telefon (0511) 25893

v Dipl.-Ing. Klaus Bischoff 
4600 Dortmund-Hörde, Semerteichstraße 98, Telefon (0231) 43441

v Bauing. Friedrich Schiller o f n »  *  i  1 0 4
3000 Hannovelffeeibelstraße 61/65, Telefon (0511) 807 7237- 

t f f A c C e S & i  i o
y  Ing. Albert Biederbick

3000 Hannover, Geibelstraße 51, Telefon (0511) 8337 01

> Dipl.-Ing. Gerhard Przybylski
6500 Mainz, Hindenburgstraße 32, Telefon (061 31) 62082

Dipl.-Ing. Hans-Eberhard Bamberg
3000 Hannover-Kirchrode, Aussiger Wende 12, Telefon (0511) 5231 98

j f Dipl.-Ing. Franz-Josef Hufnagel
4800 Bielefeld, Turnerstraße 5-9, Telefon (0521) 66881

. Ing. Günther Zapke 0
5300 Bonn, Koblenzer Straße 72, Telefon (022 21) 2 7001 t)

Laut Vereinsregister: 3300 Braunschweig, Bültenweg 88 

3000 Hannover, Geibelstraße 61/65, Telefon (0511) 807 7237

Bankverbindung: Verein Deutscher Revisions-Ingenieure e. V. Braunschweig
Postscheckkonto Hannover 119048-306

4



Inhalt

Seite

Programm der Jahrestagung 7

Eröffnung der Tagung
Dipl.-Ing. Hans Wilke 11

Probleme des Arbeitsschutzes in Berlin
Senatsdirektor Dr. Mitzscherling 13

Geräuschausbreitung in Werkhallen — 
Vorausberechnungen, FohgeriiAgen für*den 
Arbeitsschutz und Umweltschutz
Dipl.-Ing. Dieter Krane t  16

Technischer Schallschutz am Arbeitsplatz
Dr. rer. nat. Helmut Schmidt 22

Forschung über Auswirkung und Minderung 
des Maschinenlärms
Dipl.-Ing. Wolfram Jeiter 30

Beseitigung industrieller Abfallstoffe 
Staatliche Gesichtspunkte
Dr. Herribert Pierau 36

Beseitigung industrieller Abfallstoffe 
Industrielle Gesichtspunkte
Dr. Lieselotte Feikes 41

Sicherheitstechnische Gesichtspunkte
Dipl.-Chem. Wolfgang Wenzel 49

Information und Dokumentation, eine Aufgabe 
der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Unfallforschung
Dipl.-Soz. Wiss. H. G. Koch 58

Dokumentation und Information —
Möglichkeiten und Grenzen bei Bilddatengeräten
Prof. Dr. med. Otto Nacke 63

Sicherheit bei hochziehbaren 
Personenaufnahmemitteln
Dipl.-Ing. Helmut Sander

Vinylchlorid-Erkrankungen
Dr. med. Helmut Weber

Unfallgefahren durch Brände
bei der Lagerung von Schaumstoffen
Dipl.-Ing. Fritz Schmid

Untersuchung über das Löschen 
von Schaumstoffbränden
Dipl.-Ing. Günter Brose

Auswirkungen der VDE 0113/12.73 (DIN 57113) 
auf die Sicherheit von Arbeitsmaschinen
Dipl.-Ing. Matthias Koenigs

Elektrische Anlagen auf Baustellen
Dipl.-Ing. Egon Schweriner

Grundzüge des Gesetzes über Betriebsärzte, 
Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit
Dipl.-Ing. Hans Ibels

Überbetriebliche Dienste
Dipl.-Ing. Hans Hüer

Erfahrungen mit Betriebsarztzentren
Dr. med. Karl-Otto Winkler

Erfahrungen mit sicherheitstechnischen Zentren
Ing. (grad.) Wilhelm Schlingermann

Ausbildung von Fachkräften für Arbeitssicherheit
Dipl.-Ing. Franz Prestar

Schlußwort
Sicherheitsingenieur Heinrich Mikfelder

Seite

75

85

89

97

101

109

116

119

125

134

142

155

5



Der Schirmherr
der Jahrestagung 1974
Harry Liehr, Berlin
Senator für Arbeit und Soziales

'9. 9-75
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"9. 9. 75

Sehr geehrter Herr Senatsdirektor, 
verehrte Gäste,
sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben uns hier zur Fachtagung der Fachvereini­
gung Arbeitssicherheit zusammengefunden, die alle 
zwei Jahre im Wechsel mit dem Kongreß für Arbeits­
schutz und Arbeitsmedizin stattfindet. Dieser jährliche 
Erfahrungsaustausch, einmal auf dem Arbeitsschutz­
kongreß, zum anderen auf unserer Fachtagung, er­
scheint mir sehr notwendig zu sein, denn durch die­
sen jährlichen Erfahrungsaustausch werden sowohl 
neue Erkenntnisse vermittelt, als auch die Handha­
bung neuer Vorschriften erörtert und außerdem die 
Zusammenarbeit vertieft. Für unsere Fachtagung wäh­
len w ir immer eine andere Stadt, und dieses Mal sind 
w ir zum ersten Mal in Berlin. Wir freuen uns, in Berlin 
zu sein, denn nicht umsonst heißt es: Berlin ist eine 
Reise wert, und die von uns, die schon öfter hier wa­
ren, meinen, Berlin ist mehr als eine Reise wert. Aber 
Berlin ist für uns auch besonders interessant, denn von 
jeher hat der Arbeitsschutz in Berlin eine besondere 
Bedeutung gehabt. Ich darf in diesem Zusammenhang 
daran erinnern, daß Berlin als erstes und einziges 
Land der Bundesrepublik ein Sicherheitsingenieur­
gesetz erlassen hat, und das bereits im Jahre 1949, 
das allerdings jetzt vom Gesetz über Betriebsärzte, 
Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte für Ar­
beitssicherheit abgelöst worden ist. In diesem Zu­
sammenhang -  der Bedeutung der Arbeitssicherheit 
in Berlin -  dürfen w ir auf Ihre Ausführungen, Herr Se­
natsdirektor Dr. Mitscherling, sicher sehr gespannt 
sein.
Ich darf bei dieser Gelegenheit Sie, Herr Senats­
direktor, in unserem Kreise herzlich willkommen hei­
ßen. Sie sind für den leider erkrankten Herrn Senator 
Lier zu uns gekommen. Wir bedauern sehr, daß Herr 
Senator Lier erkrankt ist. Bitte, überbringen Sie ihm 
unsere besten Genesungswünsche und unseren be­
sonderen Dank für den Akzent, den er mit der Schirm­
herrschaft über unsere Fachtagung gesetzt hat.
Ich darf die Gelegenheit weiter wahrnehmen und auch 
unsere in- und ausländischen Gäste begrüßen und 
den Vertreter des Bundesministers für Arbeit und So­
zialordnung.

Eröffnung derTagung
Dipl.-Ing. Hans Wilke

Sie alle fühlen sich der Sicherheit der arbeitenden 
Menschen verpflichtet. Deswegen sind Sie hier und 
dafür gebührt Ihnen unser Dank. Ich danke auch der 
Presse, dem Rundfunk und dem Fernsehen, die un­
sere Arbeit unterstützen. Ohne sie wäre unsere Arbeit 
nur ein halber Erfolg, denn w ir können nicht für die 
Sicherheit nur im Betrieb sorgen und werben; der Si­
cherheitsgedanke muß in das Bewußtsein der Bevöl­
kerung eingehen, wenn w ir auf die Dauer Erfolg ha­
ben wollen. Dies können w ir nur mit Ihrer Hilfe errei­
chen, und ich glaube, wenn in den letzten Jahren der 
Sicherheitsgedanke in der Bevölkerung zugenommen 
hat, -  ich erwähne hier nur die zunehmende Diskus­
sion um die Sicherheit auf unseren Straßen, die Aus­
rüstung der Wagen mit Sicherheitsgurten, das wach­
sende Interesse an Sicherheitsratschlägen, wie es 
sich aus den Anforderungen nach dem Ihnen allen 
bekannten »Sicherheitslexikon für Haushalte« oder 
dem Einkaufsführer »Sicherheit mitgekauft« ergibt -  
dann wäre dies alles ohne Ihre Mithilfe nicht möglich, 
und dafür danken w ir Ihnen. Mein Dank g ilt auch den 
Referenten und den Sitzungsleitern, die größtenteils 
in außerdienstlicher Arbeit an ihren Referaten gear­
beitet haben, sich für den Kongreß vorbereitet haben 
im Dienst der Sache, um ihren Mitmenschen zu hel­
fen und sich für ihr Wohl einzusetzen. Und mein Dank 
g ilt ebenso sehr den Organisatoren dieser Tagung für 
die Arbeit und die Mühe, die sie für unsere gemein­
same Sache investiert haben. Lassen Sie mich bei 
dieser Gelegenheit auch einem Geburtstagskind un­
ter uns gratulieren. Der Verein Deutscher Revisions­
ingenieure wurde vor nunmehr 80 Jahren hier in Ber­
lin gegründet. Hier zeigt sich wieder die enge Verbin­
dung zwischen Berlin und dem Arbeitsschutz. Von 
einem rüstigen Jubilar zu sprechen widerstrebt mir in 
Anbetracht der Kraft und des Wachstums des Vereins. 
Man könnte eher von einem kräftigen und gesunden 
Geburtstagskind in bestem Alter reden. Wir wünschen 
dem VDRI weiterhin eine erfolgreiche Tätigkeit und 
erhoffen auch in Zukunft eine gute und fruchtbare Zu­
sammenarbeit. Und noch einen Glückwunsch möchte 
ich aussprechen. Die von uns allen sehr geschätzte 
Zeitschrift »Sicher ist sicher« begeht in diesen Tagen 
ihr 25jähriges Bestehen. Dazu gratulieren w ir und 
wünschen weiteres Wachstum!
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Nun zum Tagungsthema. Das Tagungsthema lautet: 
»Arbeitssicherheit und Umweltschutz«. Viele werden 
sich vielleicht gefragt haben, was haben w ir mit dem 
Umweltschutz zu tun. Der Umweltschutz mag in un­
serem Programm befremden, denn die meisten von 
uns sind für den Umweltschutz nicht zuständig, nicht 
einmal alle Kollegen der Gewerbeaufsicht sind dies. 
Aber zwei Motive haben uns dazu bewogen, zum ei­
nen lassen sich Arbeitssicherheit und der Umwelt­
schutz nicht voneinander trennen, zum anderen kom­
men beide der Sicherheit und dem Wohlergehen der 
Menschen zugute -  am Arbeitsplatz oder zu Hause 
und in der Freizeit und dieser Aufgabe haben wir 
uns verschrieben. Dies wird ganz besonders deutlich 
beim Lärm.

Während der »Umweltschützer« sagt, w ir mauern Be­
triebshallen und Fensteröffnungen zu, um die Nach­
barschaft nicht zu stören und den Lärm abzuschir­
men, kommt der »Arbeitsschützer« und läßt Fenster 
brechen, um Licht und Luft in den Betrieb zu lassen 
und den Arbeitsplatz zu humanisieren. Arbeitssicher­
heit und Umweltschutz sind Voraussetzung für unser 
aller Wohlergehen und dürfen nicht zum Zielkonflikt 
führen. Als Umweltschutzthema haben w ir den Lärm 
gewählt, weil er ein brennendes Problem darstellt. 
Die Berufserkrankungen durch Lärm gehören inzwi­
schen zu den häufigsten Berufserkrankungen. Es ist 
daher eine Aufgabe unserer Tagung, möglichst viele 
Gesichtspunkte der Lärmentstehung und der Lärm­
verhütung zu behandeln. Dabei soll sowohl die Sa­
nierung und darüber hinaus die Humanisierung des 
Arbeitsplatzes als auch der Schutz der Umwelt seine 
Berücksichtigung finden.

Wir werden uns im übrigen mit der Beseitigung von 
industriellen Abfallstoffen als einem besonders ak­
tuellen Umweltschutzproblem beschäftigen. Wir tra­
gen im Betrieb auch Verantwortung für die Mitmen­
schen draußen, der w ir nicht aus dem Wege gehen 
können. Wir sollten unsere Kenntnisse über gefähr­
liche Stoffe, die auch einmal Abfallstoffe werden kön­
nen, den Unternehmen zur Verfügung stellen zum 
Schutze der Allgemeinheit.

Wie notwendig der jährliche Erfahrungsaustausch, 
von dem ich eingangs sprach, ist, lassen Sie mich mit 
zwei anderen Beispielen aus unserem Programm be­
weisen.

Das eine sind die bekannten Erkrankungen durch 
Vinylchlorid, die in der letzten Zeit in der Öffentlich­
keit so viel Aufsehen erregt haben. Ich erinnere, Vinyl­
chlorid wird polymerisiert zu Polyvinylchlorid. Poly­
vinylchlorid ist einer unserer meistgebrauchten Kunst­
stoffe. Erkrankungen durch Vinylchlorid, Knochener­
krankungen (Akroosteolysen) und Lederhaut waren 
bisher schon bekannt. Es wurde ein MAK-Wert fest­
gesetzt, um diesen Gefahren zu begegnen. Neuer­
dings sind Milz- und Leberschäden aufgetreten. Man 
glaubt, daß Vinylchlorid auch Angiosarkome verursa­
chen kann. Der endgültige Beweis hierfür steht noch 
aus. Die Verdachtsmomente sind aber so schwer, daß 
der MAK-Wert ausgesetzt wurde, d.h. es gibt z. Z. 
keinen MAK-Wert für VC mehr. Es laufen Forschungs­
arbeiten, die den Zusammenhang zwischen VC und

den aufgetretenen Lebererkrankungen klären sollen. 
Über die neuesten Erkenntnisse wird berichtet wer­
den.

Und ein zweites Beispiel für die Notwendigkeit unse­
res jährlichen Erfahrungsaustausches möchte ich an­
führen für den Bereich der neuen Vorschriften: Das 
ist das Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsinge­
nieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit, 
kurz Arbeitssicherheitsgesetz genannt. Wir danken 
der Bundesregierung dafür, daß dieses Gesetz nach 
vielen vergeblichen Anläufen nun endlich zustande­
gekommen ist. Wir wissen, welch schweres Stück Ar­
beit hier geleistet wurde, und w ir sind ein wenig stolz 
darauf, unseren Teil dazu beigetragen zu haben. Es 
versteht sich von selbst, daß w ir bereit sind, diesem 
Gesetz zu vollem Erfolg zu verhelfen. In der Fachwelt 
wird die Durchführung des Gesetzes z. Z. sehr disku­
tiert. Modelle zur Durchführung des Gesetzes sind 
entwickelt worden. Ich darf hier an Werkarzt-Modell- 
zentren im Lande Nordrhein-Westfalen erinnern, von 
denen eines sogar mit einem sicherheitstechnischen 
Dienst verbunden ist. Wir haben einen ganzen Vor­
mittag vorgesehen, um die Durchführung des Geset­
zes zu beraten.

Meine Damen und Herren, wenn ich andere Vorträge 
aus unserem Programm nicht erwähnt habe, dann be­
deutet das nicht, daß sie weniger wichtig sind. Nur 
schienen mir die Probleme, die ich angeschnitten 
habe, besonders markant zur Beweisführung dafür, 
daß ein jährlicher Erfahrungsaustausch notwendig er­
scheint.

Meine Damen und Herren, vor zwei Jahren hat Herr 
Bierwerth die letzte Tagung eröffnet und dabei das 
Angebot gemacht, sich das Wissenpotential, das in 
den Mitgliedern unserer Vereine gespeichert ist, bei 
der Gesetzgebung und bei der Erarbeitung der Re­
geln der Technik zunutze zu machen. Ich darf heute 
mit Befriedigung feststellen, daß von diesem Angebot 
Gebrauch gemacht worden ist. Die Sicherheit spielt 
in den letzten Jahren eine wesentlich größere Rolle 
als früher. Heute arbeiten Sicherheitsfachleute in vie­
len Normenausschüssen, VDE-Ausschüssen, Aus­
schüssen der Deutschen Elektrotechnischen Kommis­
sion, VDI-Ausschüssen usw. mit. Und immer noch 
werden weitere Fachleute gesucht zur Mitarbeit, denn 
die Sicherheit soll bei der Erarbeitung der Regeln der 
Technik ein noch größeres Gewicht erhalten. Kurz, es 
soll nicht mehr so sein wie früher, daß erst Unfälle 
geschehen müssen, ehe eine Vorschrift gemacht wird, 
die eine Wiederholung des Unfallgeschehens aus­
schließt. Man w ill heute konsequent den Brunnen zu- 
decken, bevor das Kind hineinfällt. Für uns gilt: »Man 
sollte nicht aus Erfahrung, sondern aus Überlegung 
klug werden«. Ich möchte an dieser Stelle noch ein­
mal unser Angebot zur M itarbeit wiederholen.

Meine Damen und Herren, ich eröffne die Fachtagung 
mit dem Wunsch, daß w ir aus ihr Nutzen ziehen für 
unsere Arbeit, einmal durch Erweiterung und Vertie­
fung unserer Kenntnisse und zum anderen durch eine 
Verstärkung unserer Kontakte und den Willen zur Zu­
sammenarbeit, zum Wohle und zum Nutzen unserer 
Mitmenschen am Arbeitsplatz und daheim.
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Probleme 
des Arbeitsschutzes 
in Berlin
Senatsdirektor Dr. Mitzscherling 

" i  i  *

Meine Damen und Herren,

es ist mir eine große Freude, Sie im Namen des Se­
nats von Berlin, insbesondere im Namen des erkrank­
ten Senators Liehr in unserer Stadt sehr herzlich 
begrüßen zu dürfen. Sie werden bemerken, daß sich 
hier in Berlin in letzter Zeit vieles verändert und ver­
bessert hat. Das Viermächte-Abkommen hat dieser 
Stadt mehr Sicherheit beschert. Dennoch werden wir 
weiterhin auf Solidarität und Verständnis angewie­
sen sein. Auch daher meine Freude über diese im­
ponierende Versammlung von Gewerbeaufsichtsbe­
amten, Sicherheits- und Revisionsingenieuren.

Sie spielen in unserem Land eine entscheidende 
Rolle bei der Realisierung dessen, was man allgemein 
als Lebensqualität, insbesondere als Bemühen um die 
Humanisierung des Arbeitslebens bezeichnet. Um ein 
technisches Bild zu gebrauchen, möchte ich sagen: 
Ihre Tätigkeit w irkt dann wie eine Lichtschranke, wenn 
die wirtschaftlichen und technischen Abläufe zu stop­
pen sind, weil es für den Menschen gefährlich werden 
kann.

Das führt zum Thema Ihrer Tagung: Arbeitssicherheit 
und Umweltschutz. Lassen Sie mich Ihnen zunächst 
zu der Publizität, die Ihre Arbeit erreicht hat, gratu­
lieren. Ihre Tätigkeit ist landauf und landab inzwi­
schen allseits bekannt. Offenbar hat die Bevölkerung 
einen wachen Sinn bekommen für die Umweltgefah­
ren und das, was den eigentlichen Inhalt Ihrer Ta­
gung ausmacht, den Arbeitsschutz. Dies ist ein Ge­
biet, das in unserer Sozialpolitik eine besonders lange 
Tradition hat und in seiner mehr als 100jährigen Ge­
schichte auf große Erfolge zurückblicken kann.

Ich danke Ihnen für die Gelegenheit, zu Ihnen heute 
über Probleme des Arbeitsschutzes in Berlin spre­
chen zu können. Ihnen als Insider sind die Probleme 
vertraut. Ihnen ist auch bekannt, daß trotz weitgehend 
einheitlicher Rechtslage dennoch unterschiedliche 
Verhältnisse in den einzelnen Ländern vorhanden 
sind. Dies fordert Vergleiche heraus. Vergleiche und 
ihre Ergebnisse pflegen in der Regel Anregungen zu 
vermitteln. Erwarten Sie bitte nicht, daß ich Ihnen in 
allen Einzelheiten über die die Berliner Arheitsschutz-

behörden bewegenden Fragen berichte. Wir sind 
grundsätzlich in der gleichen Situation wie Sie in 
Ihren Behörden, Ämtern oder Institutionen. Auch wir 
müssen feststellen, daß trotz technischen Fortschritts 
und trotz des ständigen Bemühens um Perfektion die 
Unzulänglichkeiten unübersehbar sind,daß unsereTä- 
tigkeit personelle Konsequenzen erfordert, die wie­
derum im Gegensatz zu der uns auferlegten Spar­
samkeit der öffentlichen Haushalte stehen. Wir sind 
deshalb immer wieder zu Kompromissen gezwungen.

Zu den speziellen Problemen und Fragen, die uns in 
Berlin gerade bewegen und die Sie möglicherweise 
interessieren, gehört auch die Bezeichnung der Ge­
werbeaufsicht. Der historisch begründete Name »Ge­
werbeaufsichtsamt« vermag nicht mehr die Aufgaben, 
die heute von dieser Behörde wahrzunehmen sind, 
zutreffend zu bezeichnen. Außerdem besteht Ver­
wechselungsgefahr mit anderen Dienststellen. Wir ha­
ben hieraus die Konsequenz gezogen und werden 
das Gewerbeaufsichtsamt Berlin noch in diesem Mo­
nat in »Landesamt für Arbeitsschutz und technische 
Sicherheit« umbenennen.

Zur organisatorischen Struktur dieses Amtes ist fo l­
gendes zu sagen: Der frühere Grundsatz, daß Auf­
sichtsbeamte in allen Bereichen auszubilden und e r ­
setzbar zu sein hätten, mag in der Vergangenheit 
vernünftig gewesen sein. Heute ist das Postulat der 
universellen Verwendbarkeit nicht mehr praktikabel. 
Erforderlich ist vielmehr die Spezialisierung der Auf­
sichtsbeamten auf bestimmte Bereiche der Technik 
und Sicherheitstechnik. Die Technik ist soweit fortge­
schritten und die Arbeitsschutzvorschriften sind so 
umfangreich geworden, daß kein Fachmann sie gleich­
zeitig in allen Teilgebieten voll abdecken könnte. 
Beim Gewerbeaufsichtsamt Berlin, Deutschlands wohl 
größter örtlicher Arbeitsschutzbehörde, wurden daher 
Spezialreferate eingerichtet für Strahlenschutz, Bau­
arbeiterschutz, Handelsaufsicht und sozialen Arbeits­
schutz. Für Teilbereiche des technischen Arbeits­
schutzes wurden Arbeitsgruppen gebildet. Dieses 
Mischsystem dürfte eine größere Effizienz gewährlei­
sten. Allerdings müssen solche neuartigen Organi­
sationsformen immer wieder auf ihre Zweckmäßigkeit
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hin geprüft werden. Denn die Gewerbeaufsicht muß 
stets flexibel bleiben.

Ich möchte nun auf einen konkreten Fall unserer Arbeit 
hier in Berlin eingehen, der die im Thema der Tagung 
angedeutete Beziehung zwischen Arbeitssicherheit und 
Umweltschutz beispielhaft herausstellt. Berührungs­
punkte zwischen Arbeitssicherheit und Umweltschutz 
ergeben sich vor allem beim Immissionsschutz. Die 
Berliner Gewerbeaufsicht hatte sich in jüngster Zeit 
mit dem sehr bedeutsamen Problem der Begrenzung 
des Auswurfs von Schwefeldioxid bei ölgefeuerten 
Kraftwerken zu befassen.

Für Berlin ist dieses Problem deshalb von heraus­
ragender Bedeutung, weil es sich hier um ein Bal­
lungsgebiet handelt, in dem die Immissionssituation 
besondere Bedeutung hat. Wir haben verlangt, daß 
im neuen Kraftwerk Lichterfelde -  bei einem Schwe­
felgehalt des eingesetzten Heizöls von 2 % -  der 
Schwefeldioxidausstoß um mindestens 80 % verrin­
gert wird. Entscheidungskriterium war hierbei der 
Stand der Technik bei Rauchgasentschwefelungsan­
lagen. Diese Entscheidung setzte umfangreiche Prü­
fungen technischer, wirtschaftlicher und rechtlicher 
Probleme voraus. Daß daraus eine Signalwirkung für 
andere Vorhaben ausgehen kann, war uns von An­
fang an bewußt und wird auch sicherlich künftig nicht 
zu übersehen sein. Aber w ir befinden uns in einem 
Rechtsstaat, in dem derartige Entscheidungen jeder­
zeit der gerichtlichen Nachprüfung unterliegen. So ist 
es auch in diesem Fall. Die erste Verhandlung in der 
Auseinandersetzung zwischen der Betreiberin des 
Kraftwerks und dem Land Berlin hat gestern vor dem 
Verwaltungsgericht stattgefunden. Der Ausgang des 
Prozesses wird vom Ergebnis einer Beweisaufnahme 
abhängen.

Schon an diesem Beispiel wird deutlich, daß die Ent­
scheidungen der Aufsichtsbehörde nicht stets unein­
geschränkt Zustimmung finden. So war auch nicht zu 
erwarten, daß unsere bereits 1968 erhobene Forde­
rung, Aufzugsanlagen nachträglich mit Fahrkorbtüren 
auszurüsten, auf das Verständnis aller Betreiber sto­
ßen würde, obwohl das Fehlen von Fahrkorbtüren 
nachweislich zu zahlreichen Unfällen, vor allem mit 
Kindern, geführt hat. Immerhin waren von diesem 
nachträglichen Einbau rund 5000 Anlagen betroffen, 
so daß die Umrüstung mehrere Jahre beanspruchte. 
Sie ist heute nahezu abgeschlossen. Die Bilanz, die 
w ir heute ziehen können, ist sehr positiv. 1971 und
1972 wurden jeweils noch 3 Unfälle registriert. Seit
1973 gab es in diesem Bereich in Berlin keinen Un­
fall mehr.

Ein weiteres zentrales Problem ist auch in Berlin der 
Lärmschutz am Arbeitsplatz. Schwerhörigkeit und 
Taubheit durch Lärm treten immer häufiger auf. Die 
Lärmschwerhörigkeit rangierte 1973 schon an dritter 
Stelle unter den anerkannten Berufskrankheiten. Nach 
einer Schätzung des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung sind immerhin 2 Millionen Arbeit­
nehmer in der Bundesrepublik einem Schallpegel von 
mehr als 90dB(A) ausgesetzt. In all diesen Fällen ist 
die Grenze der Schädlichkeit im Sinne der Arbeits­
schutzvorschriften bereits überschritten. Obwohl die

Durchführung der Lärmschutzrichtlinie des Bundes­
arbeitsministers erhebliche personelle und organisa­
torische Schwierigkeiten aufwirft, hat die Berliner 
Aufsichtsbehörde bisher die Arbeitsplätze von 50000 
exponierten Arbeitnehmern, vor allem im Bereich der 
Eisen- und Stahlindustrie, überprüft und erforder­
lichenfalls die Bereitstellung von Gehörschutzmitteln 
und technische Schallschutzmaßnahmen angeordnet. 
Weitere Messungen und Untersuchungen sind in Vor­
bereitung.

Ein anderes Gebiet unserer Arbeit, das gerade hier 
in Berlin besondere Bedeutung hat, ist der Arbeits­
schutz für ausländische Arbeitnehmer. Sie wissen, 
daß Berlin von seinem Hinterland abgeschnürt ist und 
daher auf die Zuwanderung westdeutscher Arbeitneh­
mer angewiesen ist, aber ebenso auf ausländische 
Arbeitskräfte nicht verzichten kann. Die hohe Zahl 
der in Berlin tätigen Ausländer, nunmehr insgesamt 
87 000, veranlaßt die Arbeitsschutzbehörde zu beson­
derer Aufmerksamkeit, denn die hier in diesem Be­
reich ohne Zweifel höheren Unfallzahlen machen Auf­
klärung und Belehrung unumgänglich und erfordern 
die Beseitigung spezifischer Unfallursachen. Die Ar­
beitsschutzbehörde hat dieser Situation in den letzten 
Jahren durch zahlreiche Sonderaktionen, durch ge­
zielte Beratung und Information Rechnung zu tragen 
versucht. Auch künftig wird den ausländischen Arbeit­
nehmern erhöhte Aufmerksamkeit zugewandt werden 
müssen. Die Arbeitsschutzbehörde hat sich gerade 
hier eine besonders enge Zusammenarbeit mit den 
Arbeitgebern und den Betriebsräten zum Ziel gesetzt, 
geht es doch im Grunde nicht allein um das Problem 
der Arbeitssicherheit, sondern um das Einleben in 
eine fremde Arbeitswelt, in eine völlig fremde Umge­
bung. Diese Umstellung ist durch Sprachbarrieren 
behindert, was überall zu Anpassungsschwierigkeiten 
führt. Wir sehen vor allem die Überwindung dieser 
Sprachbarriere als geeignete Maßnahme an, um die 
ausländischen Arbeitnehmer besser vor Gefahren am 
Arbeitsplatz zu schützen. Deshalb bieten w ir Sprach­
kurse an und gewähren interessierten Betrieben zur 
Durchführung von Sprachkursen Zuschüsse. Von die­
ser Möglichkeit wird erfreulicherweise auch Ge­
brauch gemacht. So haben wir allein 1972 und 1973 
zu etwa 40 betrieblichen Sprachkursen Zuschüsse ge­
geben. Das darf allerdings nicht darüber hinwegtäu­
schen, daß dies angesichts der großen Zahl von nahe­
zu 90000 ausländischen Arbeitnehmern allenfalls als 
ein Anfang gewertet werden kann, zumal sich unsere 
Bemühungen in der Vergangenheit vor allem auf 
Großfirmen konzentriert haben, die in erster Linie von 
diesen Angeboten Gebrauch gemacht haben. Künftig 
werden w ir darauf dringen, daß die Durchführung des 
Sprachunterrichts auch stärker von kleineren und 
mittleren Betrieben genutzt wird. Ergänzend zu dem 
ohnehin vorliegenden Informationsmaterial der Be­
rufsgenossenschaften, das den ausländischen Arbeit­
nehmern Hinweise auf Unfallgefahren gibt, haben wir 
im Bereich des Jugendarbeitsschutzes und des Mut­
terschutzes Informationsmaterial in mehreren Spra­
chen herausgegeben.

Auch in Berlin wird leider noch nicht von allen Be­
trieben die Erkenntnis akzeptiert, daß Jugendliche
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zur Sicherung ihrer körperlichen und geistig-seeli­
schen Entwicklung einen besonderen Schutz am Ar­
beitsplatz benötigen. Zwar hat das Jugendarbeits­
schutzgesetz von 1960 erhebliche Fortschritte ge­
bracht, die aber in der Praxis nicht immer realisiert 
werden. Da sich die Rechtswirklichkeit am Ende der 
60er Jahre eher verschlechterte, mußten neue Wege 
beschritten werden. Parallel zu den üblichen allge­
meinen Betriebsbesichtigungen unternimmt die Ar­
beitsschutzbehörde seit mehreren Jahren gezielte 
Sonderaktionen, die ausschließlich der Einhaltung 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes gewidmet sind. Das 
Augenmerk der Beamten ist dabei besonders auf 
kleinere und mittlere Betriebe im Dienstleistungsbe­
reich gerichtet. Ziel dieser Aktionen ist es nicht in er­
ster Linie, Übeltäter zu ermitteln oder Verstöße zu 
ahnden, sondern Gefahren festzustellen und abzu­
wenden. Wir halten es deshalb für sinnvoll, daß wir 
die Wirtschaft klar und deutlich von bevorstehenden 
Aktionen informieren, sie an ihre Verantwortung er­
innern und ihr und den Betrieben damit Gelegenheit 
geben, etwa bestehende Mängel zu beseitigen. Nach 
derartigen Ankündigungen festgestellte Verstöße wie­
gen um so schwerer und werden nach einem Buß­
geldkatalog angemessen und gleichmäßig geahndet.

Auch die Durchführung der Röntgenverordnung ge­
hört zu den Aufgaben, die uns zur Zeit besonders 
beschäftigen. Kurzfristige, spektakuläre Erfolge stre­
ben w ir auf diesem Gebiet allerdings nicht an. Hier 
geht es um die Verwirklichung einer neuen Verord­
nung, die als Reaktion auf die zunehmende Anwen­
dung von Röntgenstrahlen in den Bereichen von 
Technik, Wissenschaft und Medizin erlassen wurde. 
Ein Jahr nach ihrem Inkrafttreten wäre es zu früh, 
eine Zwischenbilanz zu ziehen. Hier geht es vor allem 
um langfristige Verbesserungen des Strahlenschut­
zes.

Wir sind indessen optimistisch genug anzunehmen, 
daß w ir in einem anderen Bereich von neuen Pro­
blemen weitgehend verschont bleiben. Ich meine das 
am 1. Dezember 1974 voll in Kraft tretende Arbeits­
sicherheitsgesetz. In Berlin existierte bereits seit 1949 
ein Landesgesetz über den Arbeitsschutz, welches 
Regelungen enthielt, die Modellcharakter für dieses 
Bundesgesetz hatten, insbesondere die Vorschriften

über die Bestellung von Sicherheitsfachkräften und 
Werksärzten. Wenn dieses Landesgesetz auch Sicher­
heitsfachleute erst für Betriebe mit mindestens 50 Ar­
beitnehmern vorschrieb, so können w ir doch mit Be­
friedigung feststellen, daß die Grundsätze des Ge­
setzes weitgehend freiw illig  eingehalten worden sind 
und daß sich die Sicherheitsorgane in den Betrieben 
voll etabliert haben.

Alle diese Beispiele aus der Berliner Praxis, zu de­
nen in den letzten Jahren noch eine verstärkte Öf­
fentlichkeitsarbeit hinzugekommen ist, belegen wohl, 
daß w ir trotz wachsender Aufgaben mit einigem Er­
folg bemüht sind, mit den Entwicklungen Schritt zu 
halten. Neue Techniken, neue Produktionsabläufe 
und neue, sicherlich nicht durchweg harmlose Werk­
stoffe werden auch in Zukunft dank bereits gelten­
der, aber auch sicherlich noch notwendig werdender 
Sicherheitsvorschriften im Zaum gehalten werden 
müssen, insbesondere im Hinblick auf die allseits an­
gestrebte weitere Humanisierung der Arbeitswelt. Es 
wird wie bisher in jedem Falle darauf ankommen, wie 
gut der Kontrollmechanismus funktioniert. Funktio­
niert dieser nicht, dann taugt die beste, ausgefeilteste 
und auf die Praxis abgestimmte Vorschrift nichts. Die 
Funktion des Kontrollmechanismus hängt wiederum 
von Menschen ab, wobei ich in erster Linie an Sie 
und Ihre Kollegen denke. Wenn die Arbeitswelt siche­
rer werden soll, dann werden Sie mit Sicherheit mehr 
statt weniger Arbeit bekommen.

Lassen Sie mich abschließend eines feststellen: Er­
folge bei der Humanisierung der Arbeitswelt hängen 
nicht allein davon ab, daß die Zahl der Kontrolleure 
steigt. Auch die Kontrollierten haben eine Verpflich­
tung. Sie müssen sich ständig und stärker als bisher 
auch ohne Anstoß von außen ihrer Verantwortung bei 
der Gestaltung des Arbeitsplatzes bewußt werden. 
Wenn diese Tagung dazu verhelfen kann, dieses Be­
wußtsein zu stärken, so sind w ir alle einen größeren 
Schritt auf unserem gemeinsamen Wege vorange­
kommen. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit, 
ich wünsche Ihrer Tagung einen guten, einen großen 
Erfolg und hoffe, daß Sie auch Gelegenheit haben 
werden, etwas von dieser, glaube ich, schönen Stadt 
kennenzulernen.
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Geräuschausbreitung 
11 *  in Werkhallen-

Vorausberechnungen, 
Folgerungen 
für den Arbeitsschutz 
und Umweltschutz
Dipl.-Ing. Dieter Krane

' « %

1. Schallschutz im Arbeitsschutz und Nachbarschutz

Die Entwicklungen der Berufskrankheiten zeigt, daß 
die schädigenden Einwirkungen der meisten klassi­
schen Gewerbegifte zurückgedrängt worden sind. In 
den Vordergrund tritt die Lärmschwerhörigkeit. Das 
ist geradezu naturgesetzlich mit der technischen Ent­
wicklung verbunden. Höhere Drehzahlen, höhere Lei­
stungsdichte der Maschinen, bessere Ausnutzung der 
Werkstoffe oder dünnere Wandstärken führen zwangs­
läufig, wenn man nichts dagegen unternimmt, zu hö­
heren Geräuschemissionen. Bei Getrieben z. B. be­
deutet eine Lastverdoppelung etwa 5 dB und eine 
Drehzahlverdoppelung ebenfalls 5 dB Schallpegelzu­
nahme. Bei Elektromotoren ist die Zunahme noch 
krasser. Man hat einen 15dB-Anstieg je Drehzahlver­
doppelung und bei einer Leistungsverdoppelung 4 dB 
Zunahme des Pegels beobachtet. Die Erfahrungen 
des Arbeitsschutzes bestätigen diese Tatsachen lei­
der sehr deutlich.

Im Umweltschutz ist die Erfahrung ähnlich. Höhere 
Ausnutzung des Betriebsgeländes durch Produktions­
einrichtungen, aber auch engeres Nebeneinander von 
Wohngebieten und Industriebereichen haben zu un­
erträglichen Lärmbeeinträchtigungen großer Teile der 
Bevölkerung geführt.

Den unangenehmen und schädlichen Begleiterschei­
nungen des technischen und zivilisatorischen Fort­
schrittes kann man nur mit entsprechenden techni­
schen und wissenschaftlichen Methoden begegnen. 
Die Methoden müssen dem Problem angepaßt wer­
den.

Bislang ist man bei der Abschätzung von zu erwar­
tenden Geräuschpegeln in Werkhallen empirisch vor­
gegangen. Die Erfahrung zeigt, daß eine große Zahl 
lauter Maschinen zu einem hohen Pegel in Werkhal­
len führt, daß man durch einige technische Maßnah­
men den Pegel beeinflussen kann. Diese durch die 
praktischen Erfahrungen bestätigten Erkenntnisse lie­
ßen jedoch eine genaue Vorhersage des zu erwarten­
den Geräuschpegels nicht zu und somit auch nicht ge­
zielte, auf das Problem genau abgestimmte Maßnah­
men. Es wird immer nötig sein, daß die Finanzmittel

möglichst wirksam investiert werden. Daher kann man 
sich nicht zu große Sicherheitsspannen leisten, ande­
rerseits müssen die notwendigen Grenzwerte einge­
halten werden. Die bisherigen Unsicherheiten bei der 
Berechnung des Halleninnenpegels veranlaßten den 
Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Lan­
des Nordrhein-Westfalen, das Schalltechnische Bera­
tungsbüro Müller BBM, München, zu beauftragen, Un­
tersuchungen zur Vorausbestimmung des Schallpegels 
in Betriebsgebäuden anzustellen. Diese Untersuchun­
gen liegen vor und das Ergebnis soll skizziert werden.

Die Untersuchungen beruhen auf theoretisch-wissen­
schaftlichen Überlegungen der Schallausbreitung, auf 
Modelluntersuchungen und Messungen in leeren so­
wie mit Maschinen eingerichteten Werkhallen. Alle 
drei Methoden ergaben eine gute Übereinstimmung 
des Ergebnisses.

2. Einflußgrößen des Halleninnenpegels

Die Kenntnisse der akustischen Verhältnisse in Werk­
hallen waren bisher lediglich unter der Vorausset­
zung, daß die Raumabmessungen in allen Richtungen 
ungefähr gleich sind, berechnet worden. Dabei hatte 
man in der Hauptsache leere Hallen betrachtet und 
angenommen, daß die Absorptionsflächen gleichmä­
ßig an allen Raumbegrenzungsflächen verteilt sind. 
Man hatte nicht berücksichtigt, daß Schallstreuung 
und Absorption an Maschinen, Einrichtungen und 
Material einen wichtigen Einfluß ausüben. Darüber 
hinaus ließen die bisherigen Erkenntnisse eine ge­
naue Vorhersage des Pegels an einem bestimmten 
Punkt nicht zu.

2.1 Abmessungen der Werkhallen

Vereinfachte Überlegungen zur Schallausbreitung in 
einer Werkhalle kann man anstellen, wenn man an­
nimmt, daß sie horizontal unbegrenzt und nur durch 
einen Fußboden und ein flaches Dach begrenzt sei. 
Zur weiteren Vereinfachung sei angenommen, daß 
sich in der Halle eine Schallquelle mit konstanter Ab­
strahlung befindet, die sich in einem bestimmten Ab­
stand von dem Punkt befindet, an dem die Schall­
pegelhöhe bestimmt werden soll. Unter der weiteren
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Voraussetzung, daß die Schallquelle ein breitbandiges 
Geräusch aussendet, kann der Schallpegel an dem 
Bezugspunkt mit Hilfe strahlengeometrischer Betrach­
tungen berechnet werden (siehe Bild 1).

Der Abstand der Spiegelschallquellen entspricht der 
Raumhöhe H. Sind schallharte Boden- und Dachflä­
chen vorhanden, so addiert sich die Schalleistung am 
Beobachtungspunkt verlustlos. In der Praxis muß man 
immer mit einer Absorption an den Reflexionsflächen 
rechnen. Nach jeder Reflexion nimmt die Energie des 
Schallstrahles um den Faktor 1 - «  ab. Dabei ist et der 
Absorptionsgrad der Reflexionsfläche. Wegen der 
Einflüsse der Absorption sind nur der Direktanteil 
und die ersten Reflexionen für die Schallpegel am 
Beobachtungspunkt von Bedeutung.

Bei der Untersuchung wurde auch der Einfluß zusätz­
licher Ausbreitungsdämpfung, z. B. durch Luftabsorp­
tion berechnet. Bei den üblichen Hallenabmessungen 
ist die Luftabsorption ohne Belang. Sie hat erst ein 
Gewicht bei einigen 100 m Entfernung, wie man aus 
den Messungen und Untersuchungen zum Immis­
sionsschutz weiß.

Aus den genannten Überlegungen ist zu schließen, 
daß der Pegel mit zunehmender Entfernung entspre­
chend den bekannten Abstandsgesetzen abnimmt.

2.2 Einflüsse der Begrenzungswände

Das Reflexionsmodell g ilt nur für den horizontal un­
begrenzten Raum. Bei den räumlich begrenzten Werk­
hallen ist auch der Einfluß der Wände auf den Schall­
pegel an bestimmten Punkten zu untersuchen. Man 
kann davon ausgehen, daß der Einfluß einer Wand 
auf die gegenüberliegende gering ist und vernach­
lässigt werden kann. Lediglich in den Kanten, an de­
nen sich 2 Wände stoßen, kann man eine kombinierte 
Wirkung beider Wände beobachten. Die Energiedichte 
in einem Punkt der Nähe einer Wand läßt sich auch 
nach strahlengeometrischen Gesichtspunkten ablei­
ten (siehe Bild 2).

Bei einer total reflektierenden Wand kann sich die 
Energiedichte gegenüber dem direkten Einfall um 
3 dB erhöhen. Es ist jedoch der Verlust durch die im­
mer vorhandene Absorption zu berücksichtigen. Liegt 
der Beobachtungspunkt in der Nähe einer Raum­
kante, die Schnittpunkt zweier senkrecht zueinander 
stehender Wände darstellt, so kann sich durch die 
auftretenden Reflexionen der berechnete Schallpegel 
um 6 dB erhöhen. In einer Raumecke, die durch 3 
Raumbegrenzungen (2 senkrechte Wände und 1 waage­
rechte Begrenzung) gebildet wird, tr itt bei totaler Re­
flexion -  wieder abzuleiten nach den Gesichtspunk­

W =  Wand 
O =  Schallquelle  
Fi, F2 =  Schallausbreitung 

e iner Schallquelle

O ' =  Spiege lscha llque lle  
F 'i, F '2  =  A usbre itung de r Spiegel­

scha llque lle  
Bi, B2 =  Abstand von der Wand, von 

dem an die Reflexion ver­
nachlässigt werden kann

Bild 2
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ten der Strahlengeometrie -  eine Pegelerhöhung von 
9 dB auf.

2.3 Schallstreuung

Die bisher betrachtete idealisierte Schallausbreitung 
ist lediglich in leeren Werkhallen zu beobachten. Ma­
schinen, Einbauten usw. führen dazu, daß das Modell 
der Schallreflexion nur selten einwandfrei zu einem 
Ergebnis führt. An den Gegenständen in Werkhallen 
wird jeder einzelne Schallstrahl reflektiert. Da die 
Richtung wegen der nicht eindeutig festgelegten 
Oberflächenform und -läge nicht vorauszusagen ist, 
muß man mit einer Streuung in alle Richtungen rech­
nen. Streukörper in diesem Sinne sind alle Bauteile, 
Maschinen, Bearbeitungsteile, Behälter, die in die 
Hallenbegrenzungsflächen hineinragen und deren Ab­
messungen mindestens die gleiche Größenordnung 
haben wie die Wellenlänge der vorkommenden Ge­
räuschfrequenzen. Dünne Stützen, Rohre und ähn­
liches sind nicht als Streukörper zu betrachten. Je 
mehr Einbauten vorhanden sind, um so stärker ist 
der Einfluß der Schallstreuung auf die akustischen 
Verhältnisse der Halle. Dabei ist die Oberfläche der 
Streukörper ein aussagefähiges Maß für den Einfluß 
der Schallstreuung. Das Verhältnis von Hallenvolumen 
zur Oberfläche der dort vorhandenen Streukörper gibt 
einen guten Anhalt für die Belegung einer Halle mit 
Maschineneinrichtungen usw., die als Streukörper 
wirken. Der Gesamtflächeninhalt der Streukörper ist 
überschlägig zu ermitteln, wobei herausragende Teile 
nicht zu berücksichtigen sind. Dabei kann man durch­
aus Mittelwerte verschiedener Einbauten verwenden. 
Der Gesamtflächeninhalt, den man auf das Hallen­
volumen bezieht, ergibt die »Streuquerschnittsdichte«. 
Sie errechnet sich aus der Formel

Ss m2 q =  Streuquerschnittsdichte
9 =  4 v  m3 Ss =  Flächeninhalt der Streukörper

V =  Hallenvolumen

Bei dieser Ermittlung kann man auch die Streuquer­
schnittsdichte schrittweise für Hallenteile ermitteln. 
Die Untersuchung des Schalltechnischen Beratungs­
büros Müller BBM hat ergeben, daß die Streuquer­
schnittsdichte

0,03< C q < 0,06 in Hallen mit Flachdächern und
0,06< q < 0,1 in Hallen mit Sheddächern

beträgt.

Liegen keine Unterlagen für die Berechnung der 
Streuquerschnittsdichte vor, kann man von den ge­
nannten Grenzen ausgehen.

Hallen mit Sheddächern haben deshalb eine beson­
ders hohe Streuquerschnittsdichte, weil im Sinne der 
Berechnungen die sägezahnförmigen Sheddächer als 
Einbauten anzusehen sind, die in die Halle hinein­
ragen.

2.4 Schallabsorption

Ein Teil der Schallenergie wird beim Auftreten des 
Schallstrahles auf eine Wand oder auf Einbauten ab­
sorbiert. Die Höhe des Energieverlustes ist abhängig 
von der Größe der Absorptionsfläche, vom Absorp­
tionsvermögen des Werkstoffes und von der Frequenz.

Sowohl die Absorption an den Wänden wie auch an 
den Streukörpern muß rechnerisch erfaßt werden. Ein 
Maß für die Wirksamkeit der Absorption ist das Pro­
dukt aus Absorptionsfläche und Absorptionsgrad. We­
gen der Frequenzabhängigkeit rechnet man zweck­
mäßigerweise die Oktaven der Geräusche getrennt 
durch und nimmt zum Schluß die Umrechnung in den 
bewerteten Schalldruckpegel dB(A) vor.

2.5 Schallpegel

Der Schallpegel, der Maßstab für die Geräuschein­
wirkung auf das menschliche Ohr ist, kann zur Cha­
rakterisierung von Emissionen nur in Verbindung mit 
dem Abstand, den die Quelle von einem Meßpunkt 
hat, beschrieben werden. Dies ist unbefriedigend. Die 
physikalischen Tatbestände werden dadurch nur un­
zureichend dargestellt.

Die Schallemission ist eine Leistung, die von der Ge­
räuschquelle als Luftschall abgegeben wird. Diese 
Leistung ist nicht direkt zu ermitteln sondern nur über 
den Schalldruck, der durch eine um die Schallquelle 
gedachte Hüllfläche hindurchtritt. Das Ermittlungsver­
fahren der Schalleistung ist in DIN 45635 hinreichend 
beschrieben. Der Schalleistungspegel ist das logarith- 
mische Verhältnis einer bestimmten Schalleistung zu 
einer Bezugsleistung (Po =  1 • 10-12 pW -  Pikowatt).

Die Schalleistung beschreibt die tatsächlich abge­
strahlte Schallenergie und wird zweckmäßigerweise 
bei Emissionsbetrachtungen verwendet.

Die Absorption ist, wie schon kurz erwähnt, abhängig 
von der Frequenz der Schallwellen. Daher ist es sinn­
voll, die Frequenzen der Schallemissionen in Oktav­
spektrum zu kennen. Sind sie nicht bekannt, so kann 
man mit den vorherrschenden Frequenzen rechnen, 
ohne eineii großen Fehler zu machen.

3. Höhe der Geräuschpegel

Im Gegensatz zu früheren Untersuchungen wurde in 
diesem Fall ein Berechnungsverfahren entwickelt, das 
die Bestimmung des Pegels an einzelnen Punkten 
zuläßt. Das ist wichtig, denn die Pegelbelastung an 
einem bestimmten Arbeitsplatz oder an einer be­
stimmten Begrenzungsfläche kann für die Lösung von 
Arbeitsschutz- wie Nachbarschutzproblemen nötig 
sein.

3.1 Pegel im Nahfeld

Der Pegel an einem Punkt setzt sich aus einem An­
teil, der durch eine Schallquelle direkt verursacht 
wird und dem übrigen »Fernpegel« zusammen. Der 
Nahbereich einer Schallquelle wird durch die Bezie­
hung

r < l / s 7 ^  r =  Abstand zwischen Beobachtungs- 
' punkt und Schallquelle

Sq =  mittlere Grundrißfläche der 
Schallquelle

beschrieben. Ist diese Beziehung erfüllt, g ilt für die­
sen Pegelanteil die Berechnungsformel

L =  Lpn-2 0  lg r-11  dB.
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L pn bedeutet darin den Schalleistungspegel der 
Schallquelle und den ihrer nächsten Reflexionen. Die 
Formel gibt die Beziehung von Schalleistungspegel 
zum Schalldruckpegel an einem bestimmten Punkt 
wieder. Der berechnete Schalldruckpegel kann -  freie 
Schallausbreitung vorausgesetzt -  niemals unter­
schritten werden. Er ist bei vorhandener Geräusch­
quelle lediglich abhängig vom Abstand zur Quelle. 
Diese Beziehung ist für den Arbeitsschutz besonders 
wichtig. Sie zeigt nämlich, inwieweit eine einzelne 
Schallquelle, z. B. eine Maschine, die Geräuschsitua­
tion an einem Arbeitsplatz bestimmen kann. Da der 
Direktanteil der Schallenergie sehr hoch ist, helfen, 
wenn der Pegel gesenkt werden soll, nur Minderungs­
maßnahmen an der Maschine selbst. Liegt die Ma­
schine in der Nähe einer Wand, muß bei geringem 
Absorptionsvermögen der Wand mit einer Schallpe­
gelzunahme von 3 dB, bei einer Lage in der Nähe ei­
ner Kante mit einer solchen um 6 dB und falls die 
Schallquelle in der Nähe einer Ecke liegt, mit einer 
von 9 dB gerechnet werden. Liegt der Punkt, für den 
die Pegelhöhe berechnet werden soll, auch noch an 
einer Wand, Kante oder Ecke, so erhöht sich der Pe­
gel an dieser Stelle auf Grund der Reflexionen der 
nahen Wände zusätzlich um die entsprechenden Fak­
toren. Dieser äußerst ungünstige Fall wird selten 
Vorkommen, da die Abstandsvoraussetzungen, die in 
der Formel genannt wurden, meist nicht gegeben 
sind. Die beschriebenen pegelerhöhenden Reflexionen 
lassen sich durch Oberflächen mit hohem Absorp­
tionsvermögen auf ein Mindestmaß beschränken. 
Diese Absorptionsflächen sind allerdings nur in un­
mittelbarer Nähe der Schallquelle oder des Beobach­
tungspunktes nötig.

3.2 Schalldruckpegel im Fernfeld

Im Fernfeld, das sich außerhalb der Grenzen, die 
durch die obige Formel beschrieben wurden, gebil­
det wird, setzt sich der Pegel aus mehreren Anteilen 
zusammen. Dabei ist zunächst der Direktanteil zu be­
trachten, der sich gesehen nach den bekannten Ent­
fernungsgesetzen abnimmt. Der Pegel im Fernfeld 
wird weiterhin durch die Streuung an den Einbauten 
sowie die Reflexion an Wänden, Fußboden und Decke 
bestimmt. Dabei bilden Streuung, Reflexion und Ab­
sorption eine sehr komplexe Beziehung. Das ist ver­
ständlich, weil einerseits durch Streuung und Re­
flexion die Vermutung besteht, daß der Pegel erhöht 
wird, andererseits durch die größere Zahl von Flä­
chen mit einem bestimmten Absorptionsvermögen 
der Pegel wiederum vermindert wird. Darüber hinaus 
bilden die Einbauten in bestimmten Situationen Ab­
schirmflächen.

Ohne auf die sehr komplizierten Zusammenhänge im 
einzelnen einzugehen, ist aber festzustellen, daß der 
Einfluß der Deckenabsorption im allgemeinen gering 
ist und eine Erhöhung des Schallschluckgrades der 
Decke nur einen geringen Einfluß auf den Gesamt­
schallpegel hat, wenn die üblichen Einbauten und 
Maschinen in einer Halle vorhanden sind. Das ist er­
klärlich, weil die Decke meist nur einen geringen An­
teil der akustisch wirksamen Oberfläche bildet. Es 
zeigt sich weiter, daß der Einfluß von Streukörpern

Schalldruck (dB)

©  Dämpfung durch Absorption F = Absorptionsfläche

(2) Streuschall bei Hallen ohne Einbauten a = Absorptionsgrad

(D  Streuschall bei Hallen mit geringen Einbauten

©  Streuschall bei Hallen mit zahlreichen Einbauten

ABHÄNGIGKEIT UND STREUUNG BEI KLEINEN UND FLACHEN 

HALLEN
Bild 3

-  konstante Absorption vorausgesetzt -  einen großen 
Einfluß auf den Gesamtschallpegel hat.

Zunehmen des Hallenvolumens, Zunehmen des Pro­
duktes aus Absorptionsfläche und Absorptionsgrad 
sowie größer werdender Abstand von der Geräusch­
quelle führen zu einer Verringerung des Geräusch­
pegels. Diese pegelmindernden Einflüsse werden 
durch Streuung und Reflexion überlagert, die für sich 
gesehen zu einer Pegelerhöhung führen. Sind Ein­
bauten in einer Halle nicht vorhanden, so führen 
Reflexionen an Boden, Decke und Wänden dazu, daß 
nach starkem Abfall des Pegels in unmittelbarer Nähe 
der Schallquelle entsprechend den Gesetzmäßigkei­
ten im Nahfeld mit größer werdendem Abstand zu­
nächst ein konstanter Pegel erhalten bleibt, der 
schließlich langsam abnimmt und mit zunehmender 
Entfernung geringer wird.

Interessant sind die unterschiedlichen akustischen 
Verhältnisse abhängig von den Hallenabmessungen. 
Dabei sind kleine Hallen, bei denen die Abmessun­
gen aller drei Achsen ungefähr gleich sind, flache 
Hallen, bei denen eine Achse (meist die Hallenhöhe) 
mehrfach kürzer als die übrigen beiden Achsen sind 
und lange Hallen, bei denen eine Achse mehrfach 
länger als die übrigen beiden Achsen sind, zu unter­
scheiden. Sind Einbauten in kleinen und flachen Hal­
len vorhanden, so beobachtet man in geringer Ent­
fernung von den Schallquellen im Bereich der Ein­
bauten zunächst eine erhebliche Erhöhung des Pe­
gels gegenüber der leeren Halle. Diese Pegelzunahme 
kann bis zu 8 dB betragen. Mit zunehmender Entfer­
nung von der Schallquelle tritt jedoch ein starker Ab­
fall des Pegels ein. Pegelminderungen gegenüber der 
leeren Halle von 10-20 dB in Abhängigkeit von der 
Fläche der Einbauten sind zu beobachten. Dies ist auch 
verständlich, da neben der Absorption auch eine ge­
wisse Schirmwirkung vorhandener Einbauten eintritt 
(siehe Bild 3).
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Schalldruck (dB)

©  Dämpfung durch Absorption F = Absorptionsf lache

©  Streuschall bei Hallen ohne Einbauten a -  Absorptionsgrad

(3) Streuschall bei Hallen mit geringen Einbauten

©  Streuschall bei Hallen mit zahlreichen Einbauter

ABHÄNGIGKEIT DES SCHALLPEGELS VON ABSORPTION UND 
STREUUNG BEI LANGEN HALLEN

Bild 4

Befindet sich der Beobachtungspunkt zusätzlich im 
Nahbereich einer bestimmten Schallquelle, so sind 
die Pegelanteile aus dem Nahfeld dieser Quelle und 
dem übrigen »Fernpegel« zu addieren.

Bei langen Hallen ist die Pegelerhöhung bei entspre­
chenden Einbauten in der Nähe der Quelle nicht zu 
beobachten, wohl aber der Pegelabfall bei größer 
werdenden Entfernungen. Dabei muß allerdings wie­
derum die Kontrolle vorgenommen werden, ob der 
Punkt, für den der Pegel bestimmt werden soll, in 
dem Nahbereich einer Schallquelle liegt. Die Zusam­
menhänge zwischen Einbauten und Schallpegel in 
langen Hallen sind Bild 4 zu entnehmen.

3.3 Schalleistung der Maschinen

Bisher wurden lediglich die bautechnischen Vorgaben 
und die Abmessungen von Maschinen und Einbauten 
für die Berechnung des Hallenpegels behandelt. Es 
fehlt der Schalleistungspegel der Maschine. Die Ad­
dition von Schalleistungspegeln und die Abhängigkeit 
von Absorption und Streuung von der Frequenz der 
Geräusche sind hinreichend bekannt. Nicht bekannt 
sind leider in vielen Fällen die wirklich auftretenden 
oder zu erwartenden Schalleistungspegel aufzustel­
lender Maschinen. Es ist erstaunlich festzustellen, 
daß einerseits Käufer von Maschinen Garantien von 
Herstellern hinsichtlich der schalltechnischen Eigen­
schaften verlangen, die nicht einzuhalten sind, daß 
andererseits die Hersteller diese Garantien gewäh­
ren, häufig ohne zu wissen, was sie bei ihrer Liefe­
rung gewährleisten sollen. Zaghafte Ansätze zu einer 
einheitlichen Ermittlung der Schalleistung sind vor­
handen. Erfreulich sind die Bemühungen des Vereins 
Deutscher Ingenieure und des Deutschen Normen­
ausschusses, die in einem gemeinsamen Ausschuß 
die Emissionen einzelner Maschinenarten beschrei­
ben wollen, wobei verschiedene Schallgüteklassen 
gebildet werden sollen. Es muß aber eine lückenlose 
Erfassung der Emissionsdaten der bedeutendsten Ar­

beitsmaschinen gefordert werden. Diese Daten sind 
für jegliche Berücksichtigung des Schallschutzes bei 
der Planung nötig.

3.4 Genauigkeit der Vorhersage

Die Genauigkeit von Berechnungsergebnissen ist ab­
hängig von der Qualität der Ausgangsdaten. Die Ab­
messungen der Werkhallen und Begrenzungsflächen 
lassen sich mit guter Genauigkeit vorherbestimmen. 
Der Absorptionsgrad von Flächen, wie Wänden, Fen­
stern, Decken usw. läßt sich aus Tabellen ebenso mit 
ausreichender Genauigkeit bestimmen. Etwas schwie­
riger wird die Ermittlung der Streukörperflächen. Bei 
den Flächenbestimmungen kann man jedoch eine ge­
wisse Ungenauigkeit in Kauf nehmen, da auf Grund 
logarithmischer Zusammenhänge zwischen Streukör­
perquerschnittsfläche und den dadurch beeinflußten 
Pegeln die Ungenauigkeit mit größer werdenden Flä­
chen geringeres Gewicht erhalten. Dagegen ist die 
Angabe des Absorptionsgrades der Streukörperflä­
chen von größerem Einfluß, da er sowohl die Minde­
rung durch Dämpfung wie auch die Faktoren für eine 
Pegelzunahme in näherer Umgebung von Flächen 
beeinflußt. Sind die Angaben für den Schalleistungs­
pegel der Maschinen nicht bekannt, sollte man ver­
suchen ihn durch Messungen an vergleichbaren Ma­
schinen zu ermitteln. In einigen VDI-Richtlinien sind 
auch Anhaltswerte gegeben.

Die Berechnungen sollen, wenn die Ausgangsdaten 
hinreichend genau sind -  und das ist zu erreichen mit 
Ausnahme der Schalleistung -  eine Vorhersage mit 
1-2 dB Genauigkeit ermöglichen. Und dies erscheint 
ein erstaunliches Ergebnis und einigen Aufwand wert.

4. Die praktische Berechnung

Das Ziel des Auftrages an das Schalltechnische Be­
ratungsbüro Müller BBM beinhaltete auch die Aus­
arbeitung einer einfach anwendbaren Berechnungs­
methode. Mit Hilfe von Vordrucken, Formularen und 
Diagrammen wird die Berechnung erleichtert und 
schematisiert. Sie erfordert, wenn eine genügende 
Kenntnis der Materie vorliegt, nur einen geringen 
Zeitaufwand. Die Berechnung kann auch für verschie­
dene Fragestellungen angesetzt werden. Sie läßt zu, 
wie schon erwähnt, den zu erwartenden Geräusch­
pegel an bestimmten für die Problemlösung wichtigen 
Punkten zu berechnen. Dabei kann die Aussage ge­
troffen werden, ob es sich um das Geräusch einer 
nahen Schallquelle handelt oder um ein Geräusch, 
das vorwiegend durch Reflexion und Streuung ande­
rer weiter entfernter Schallquellen entsteht. Diese 
Unterscheidung zu treffen ist wichtig, weil sie Hin­
weise für das Ansetzen von Schutzmaßnahmen ge­
rade beim Arbeitsschutz geben kann. Die Wirksam­
keit von Absorptionsflächen kann vorherbestimmt 
werden, und es kann der damit verbundene finan­
zielle Aufwand mit dem Erfolg verglichen werden.

Der Einfluß bestimmter lauter Maschinen an dem Ge­
samtpegel ist häufig nicht ausreichend bekannt. Die­
ser Anteil kann nunmehr recht genau bestimmt wer­
den.
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Wichtig sind die Aussagen zur Lage einer Schall­
quelle im Raum. Für den Arbeitsschutz ist dies be­
deutend, da bei ungünstiger Lage von Schallquellen 
und Berechnungspunkten z. B. an einer Hallenkante 
oder in einer Hallenecke erhebliche Pegelzunahmen 
zu beobachten sind. Für den Nachbarschutz sind diese 
Erkenntnisse auch wichtig, allerdings nicht von über­
ragender Bedeutung, da die zwangsläufig vorhandene 
Pegelzunahme an allen Raumkanten oder Ecken nur 
einen geringen Flächenanteil an der gesamten Schall­
abstrahlenden Fläche ausmacht und dadurch die 
Schallemission nur gering beeinflußt.

5. Zusammenfassung

Die mit der technischen Entwicklung zwangsläufig 
auftretenden negativen Einwirkungen müssen mit M it­
teln bekämpft werden, mit denen die Entwicklung 
selbst weiter getrieben wird. Ingenieurwissenschaft­
liche Arbeit ist mehr und mehr nötig. Am Ergebnis 
einer vom Minister für Arbeit, Gesundheit und Sozia­
les des Landes Nordrhein-Westfalen in Auftrag gege­
benen Untersuchung wurde gezeigt, wie die Schall­
pegel in Werkhallen ingenieurmäßig berechnet wer­

den können. Daraus ergeben sich wichtige Hinweise 
für die Praxis.

Der kurze Überblick, der absichtlich die mathemati­
schen Zusammenhänge beiseite läßt, soll zeigen, daß 
es möglich ist, die Probleme der Lärmbekämpfung -  
und die Vorausberechnung des Halleninnenpegels ist 
ein wichtiger Schritt dahin -  mehr und mehr wissen­
schaftlich zu durchleuchten. Die Ergebnisse der Wis­
senschaftler müssen aber umgesetzt werden in praxis­
nahe und leicht handhabende Regeln, die zum Wohl 
der Beschäftigten und der Nachbarschaft von jeder­
mann angewendet werden können.

Benutzte Unterlagen:

1. Untersuchungen zur Vorausbestim m ung des Schallpegels 
in Betrieben
Bericht Nr.2151 vom 30.11.1971 des Schalltechnischen Be­
ratungsbüros M ülle r BBM

2. A rbe itsb la tt zur Vorausberechnung des Schallpegels in 
Betriebsgebäuden vom 14.12.1973 Schalltechnisches Bera­
tungsbüro  BBM
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Technischer Schallschutz 
am Arbeitsplatz
Dr. rer. nat. Helmut Schmidt

9- S. 75

Geräusche entstehen überall dort, wo Bewegung ist. 
Sie sind mit Bewegungen ebenso zwangsläufig ge­
koppelt, wie bei jeder Bewegung auch Reibungs­
wärme als Verlustenergie entsteht. Der charakteristi­
sche Unterschied besteht lediglich darin, daß Wärme 
aus ungeregelten und ungleichmäßigen Bewegungen 
der Moleküle besteht, während beim Schall rhyth­
mische Bewegungen vorliegen. Geräusche entstehen 
insbesondere an denjenigen Stellen, wo sich Bewe­
gungsrichtungen ändern bzw. wo die größten Kraft­
änderungen -  seien es Beschleunigungen oder Brem­
sungen -  stattfinden. Keine Bewegung auf unserem 
Planeten erfolgt völlig gleichmäßig und stetig, son­
dern ist immer von mehr oder weniger Unregelmäßig­
keiten überlagert, so daß zwangsläufig dabei auch 
Schall entsteht. Nur im Grab herrscht wirkliche Stille, 
doch selbst da sollen anderen Phänomenen zufolge 
noch ab und zu Geisterstimmen zu hören sein. Aus 
dieser kurzen Grundlagenerörterung folgt, daß wir 
Geräusche nicht so weit beseitigen können, daß alles 
in Todesstarre fällt. Es g ilt vielmehr, extreme Ge­
räusche -  den Lärm -  soweit einzuschränken, daß 
keine Gefahr mehr für die Menschen besteht.

Wir haben im Laufe der Jahre immer mehr Maschinen 
installiert mit immer größeren Leistungen und schnel­
leren Bewegungen, so daß es kein Wunder ist, daß 
der Lärm in dem jetzt eklatant zum Ausdruck kom­
menden Maße zugenommen hat. Es ist höchste Zeit 
zu überlegen, wie man die Geräuschentstehung redu­
zieren kann. Dazu sind offensichtlich alle Maßnahmen 
recht, die den Bewegungsablauf verlust- und ver­
schleißärmer gestalten. Da die Verluste sehr stark mit 
der Geschwindigkeit anwachsen, wäre der einfachste 
Weg der einer Verlangsamung aller Vorgänge. Dieses 
Prinzip ist jedoch zu simpel in einer Zeit, wo es um 
immer höhere Ausbeute, um immer stärkere Leistun­
gen und um immer größere Schnelligkeiten geht. 
Letztlich muß aber hier der Hebel zur Lärmbekämp­
fung angesetzt werden.

Im ersten Bild ist das Prinzip einer Schallquelle zu 
sehen, die allen geläufig sein dürfte. Durch einen 
Schlag wird das Metall zum Schwingen gebracht und 
auch die Luft wird an dieser Stelle komprimiert, so 
daß Luftbewegungen entstehen. Der Schall breitet

sich von seiner Entstehungsstelle gleichmäßig nach 
allen Seiten aus. Der Schlag ist im Grunde diejenige 
Art der Geräuscherzeugung, die uns den meisten Kum­
mer macht, da sie die höchsten Schallintensitäten in 
den Betrieben verursacht. Auch wenn man zum Bei­
spiel eine rollende Bewegung vor Augen hat -  wie es 
bei Kugellagern oder Getrieben der Fall ist -  so ist 
doch das Aufeinanderrollen der Metallteile und auch 
ihr Aneinandervorbeigleiten letztlich eine Schlagbe­
wegung. Unter dem Mikroskop gesehen sind nämlich 
die Oberflächen sehr rauh und zerklüftet und ständig 
stößt eine Bergspitze gegen die gegenüberliegende 
Metallseite. Im weiteren Bewegungsablauf verändern 
die beiden Körper ihre gegenseitige Lage, so daß im­
mer wieder Teile der Oberflächen gegeneinanderpral­
len usw. Es ist hier im Mikrobereich genau so wie mit 
Ihrem Kraftfahrzeug, wenn Sie über eine holprige 
Straße fahren. Dieser Vergleich läßt uns aber schon 
deutlich ein wirksames Prinzip der Geräuschminde­
rung erkennen: Man darf Roll- und Gleitflächen nicht 
»nach Augenschein« bearbeiten, sondern muß sie so 
glatt und eben wie möglich ausführen, d. h. es ist eine 
Feinbearbeitung durchzuführen.

Bei einem Schlag entsprechend Bild 1 weiß man so­
fort, wie man sein Geräusch reduzieren könnte: Man 
darf nicht »hart auf hart« schlagen, d. h. die Energie 
des gehobenen Hammers zu schnell in Schlagenergie 
umsetzen. Man muß vielmehr die Schlag- bzw. Ver­
formzeiten verlängern, was man z. B. mit einem Gum­
mihammer erreichen könnte. Daß man damit aber 
andererseits keine großen Kurbelwellen verformen 
kann, ist offensichtlich. Es ist jedoch häufig zu fragen, 
ob man plötzlich freiwerdende Schlagenergien nicht 
doch etwas zeitlich dehnen kann, um eine bestimmte 
Wirkung zu erzielen. Ob man eine Umformung in et­
wa 10 Mikrosekunden durchführt oder aber in 30 
Mikrosekunden, bedeutet einen erheblichen Unter­
schied in der Geräuschemission. Je kürzer ein Schlag 
ist, desto größer ist das damit verbundene Frequenz­
spektrum, desto höhere Töne mit ihrer erhöhten Lä­
stigkeit und Schädlichkeit werden von dieser Schall­
quelle emittiert. In weiterer Konsequenz bedeutet dies, 
daß man nach Möglichkeit Schlagvorgänge durch Pres­
sen oder Drücken ersetzen sollte. Es ist ein Problem
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der konstruktiven, primären Lärmbekämpfung, daß 
man versuchen muß, die Bewegungsabläufe zu opti­
mieren, d.h. zum Beispiel die geforderte Effizienz zu 
erreichen, die benötigten Stückzahlen zu erbringen, 
aber dabei die Arbeits- und Taktzeiten so zu program­
mieren, daß die Lärmentstehung möglichst gering 
bleibt.

Bei allen Bewegungen ist allerdings der Anteil des dabei 
erzeugten Schalles sehr, sehr klein. Im allgemeinen wird 
nur etwa der einmillionste bis einhundertm illionsteTeil 
der umgesetzten mechanischen Energie in Schall­
schwingungen übergeführt. Wenn w ir also die Schall­
entstehung verringern, so kann demnach leider nicht 
erwartet werden, daß dadurch unmittelbar der W ir­
kungsgrad der Maschinen verbessert wird. Wie aber 
schon gesagt wurde, ist Schall ebenso ein Abfallpro­
dukt wie Verschleiß- und Reibungsverluste, so daß 
die Schallemission einer Maschine durchaus ein In­
dikator ist -  und zwar ein sehr wichtiger Indikator -  
wie verschleißarm und mit welchem Wirkungsgrad 
eine Maschine arbeitet! Man kann tatsächlich am Ge­
räusch einer Maschine hören, ob sie im optimalen 
Wirkungsbereich arbeitet. Insofern ist es auch für 
den Betriebsingenieur sehr wichtig zu wissen, daß 
die Geräuschemission von Maschinen nicht nur das 
Gehör betrifft, sondern auch ein wichtiges Indiz für 
die mechanische Güte der Konstruktion ist. Bei sehr 
vielen Maschinen kann durch Überprüfung der Kon­
struktion, durch Festlegung eines harmonischeren 
Bewegungsablaufs und damit eines gleichmäßigeren 
Kraftverlaufs schon eine ganze Menge an primärem 
Schallschutz erreicht werden.

Dies ist eine Arbeit für Konstrukteure, die nicht von 
heute auf morgen durchgeführt werden kann, sondern 
längere Zeit in Anspruch nimmt. Dennoch wird man 
letztlich unter ein gewisses Maß an Schallerzeugung 
nicht herunterkommen, denn man wird ja zur w irt­
schaftlichen Fertigung auch weiterhin Bewegungen

und zwar sehr schnelle Bewegungen brauchen. Die 
Frage ist deshalb, was es für weitere Möglichkeiten 
zur Lärmminderung gibt.

Im Bild 1 sieht man, daß die Schallausbreitung im 
wesentlichen auf drei Wegen erfolgt, auf denen u. U. 
weitere Schutzmaßnahmen möglich sind. Da ist zu­
nächst der direkte Schall, der unmittelbar von der 
Schallquelle zum Ohr der Nachbarn läuft und der 
auch unmittelbar den Mann selbst trifft, der diese Ge­
räusche verursacht.

Der andere Weg ist der des reflektierten Schalls, des­
jenigen Schalles, der zunächst an Wände und Decken 
auftrifft, dort reflektiert wird und erst dann nach die­
sem Umweg zu den Ohren der M itarbeiter gelangt. Er 
spielt insbesondere eine Rolle für diejenigen Arbei­
ter, die von den Schallquellen weiter entfernt sind, 
nämlich dort, wo all die zahlreichen Reflexionen von 
den Wänden und Decken wieder Zusammentreffen. 
Der Mann an dem Arbeitsplatz, der unmittelbar an 
der geräuschverursachenden Maschine oder mit dem 
lauten Handwerkszeug tätig ist, wird von diesem 
reflektierten Schall verhältnismäßig wenig behelligt, 
denn an seinem Ohr dominiert der Anteil des direkten 
Schalles, der den kürzesten Weg dorthin hat.

Der dritte Weg, den w ir hier aber nicht weiter unter­
suchen wollen, ist der des Körperschalles: Durch den 
Schlag auf den Amboß wird auch unmittelbar die 
Decke erregt oder der Untergrund, auf dem diese Ma­
schine steht. Die Schwingungen pflanzen sich im Ge­
bäude bzw. den Gebäudeteilen fort und werden von 
deren Oberflächen wieder in Luftschall umgesetzt, 
als »sekundärer Schall« abgestrahlt. Dieser Schall 
spielt eine größere Rolle in denjenigen Räumen, in 
denen die geräuschverursachenden Maschinen nicht 
selbst stehen, sondern vielmehr in den benachbarten 
oder darunterliegenden Gebäudeteilen. Im Maschi­
nenraum selbst ist allein der hier erzeugte Luftschall 
dominierend.
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Bild 2 Sprachverständlichkeit in A bhäng igke it vom 
Störgeräuschpegel

Warum w ir den Maschinenschall so intensiv bekämp­
fen ist klar -  das ist wohl mit der Grund, warum sich 
so viele Teilnehmer für dieses spezielle Gebiet der 
Lärmbekämpfung interessieren. Die Mediziner haben 
festgestellt, daß insbesondere bei Schallpegeln über 
90dB(A) im Laufe der Zeit eine zunehmende Gehör­
schädigung eintritt, die zur Lärmschwerhörigkeit füh­
ren kann. Deshalb gibt es zum Lärmschutz am Ar­
beitsplatz bereits spezielle Regelungen bzw. sind in 
Kürze noch einschneidendere Verordnungen zu er­
warten. 90dB(A) sind eine absolute Grenze, von der 
an das Tragen eines Gehörschutzes notwendig ist.

Ich möchte aber betonen, daß auch unterhalb dieser 
Grenze der Lärm bereits zu gesundheitlichen Beein­
trächtigungen führt. In Gegenwart von Störgeräuschen 
ist die gegenseitige Verständigung erheblich erschwert 
und zwar in zunehmendem Maße je höher der Pegel 
ist. In unseren Fertigungswerkstätten ist es aber im­
mer wichtiger, daß Kommandos richtig verstanden 
und weitergegeben werden, daß Anordnungen, Be­
fehle und Korrekturen schnell und sicher ausgeführt 
werden. Ein Störschallpegel kann diese Verständi­
gungsmöglichkeiten so gravierend beeinträchtigen, 
daß u. U. Gefahrenzeichen oder Warnsignale überhört 
werden. Diese Situation ergibt eine zusätzliche Bela­
stung -  die Leute haben Angst, eine Warnung zu 
überhören -  die den Streß in nicht zu unterschätzen­
der Weise erhöht.

Zur ordnungsgemäßen Durchführung aller Arbeiten 
ist eine weit größere, ständige Kommunikation erfor­
derlich als man vielfach annimmt. Im Diagramm 2 ist 
die Beeinflussung des Sprachpegels durch Geräusche 
dargestellt. Normalerweise erwartet man im immer 
größeren Abstand von einem Sprecher einen zuneh­
mend geringeren Schallpegel. Wenn man mit jemand 
in etwa 1 m Abstand spricht, so stellt man sich ohne 
Lärm darauf ein, daß man dann einen Schallpegel 
von etwa 65-70 dB(A) empfängt. Bei diesem Pegel ist 
unser Ohr sensibel zur Aufnahme, die Nachrichten 
können dabei geistig gut weiterverarbeitet werden. 
Man hat keinerlei Verständigungsschwierigkeiten. Bei 
Konferenzsprache beträgt der Schallpegel meist 
70-75 dB(A), was auch etwa der Zimmerlautstärke 
von Radiomusik entspricht. Durch Lärm wird nun die­
ser Nutzschallpegel verdeckt, so daß die Verständ­
lichkeit stark vermindert wird. Zum Ausgleich dieses 
Störschalles muß man die Stimme entsprechend an­
heben. Wenn der Störpegel etwa ebenso groß ist wie 
der sonst normale Sprachschallpegel, so muß man 
mit etwa doppelter Lautheit sprechen -  was einer Er­
höhung um etwa 10dB(A) entspricht -  wenn bekannte 
Texte noch gerade richtig verstanden werden sollen.

Bild 3
Taube an Lärm arbeitsplätzen
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Bild 5 Lam ellen-Akustikdecke in e iner F laschenabfüllanlageBild 4 Lü ftungs-Akustikdecke sow ie Schallabschirm ungen 
in einem  G roßraum büro

Bei unbekannten Texten muß jedoch der Abstand et­
wa das Vierfache -  das entspricht ca. 20dB(A) -  be­
tragen. Dieser Unterschied ist besonders gravierend 
für z. B. ausländische Arbeiter, die jagenereil Schwie­
rigkeiten mit der Sprachverständigung haben. Durch 
einen bestimmten Störschallpegel sind sie noch viel 
stärker gehandikapt als sie es ohnehin schon sind. 
Auch unterhalb der 90 dB(A)-Grenze führt also der 
Lärm zu Erschwernissen und kann die Arbeitssicher­
heit beeinträchtigen.

Eine recht einfach erscheinende Lösung des Lärm­
problems wäre die, daß man Taube für solche Arbei­
ten einsetzt, wie es Bild 3 zeigt. Das ist aber ein Trug­
schluß. Derartige Versuche sind absolut fehlgeschla­
gen, denn diese Handwerker sind nicht nur in ihrer 
Arbeitseinstellung sehr beeinträchtigt, sie überhören 
auch Gefahrenzeichen und Warnsignale. Außerdem 
können sie vielfach ihre Arbeit nicht richtig ausfüh­
ren, denn es ist meist auch eine akustische Kopplung 
erforderlich zwischen der zu bearbeitenden Stelle und 
dem Einsatz des Werkzeuges. Man hört durch einen 
bestimmten Klang, durch eine charakteristische Ge­
räuschänderung wie weit z. B. ein Grat schon geglät­
tet ist oder wie gut ein Maschinenteil bereits ausge­
formt ist. Die akustische Verständigung hat eine nicht 
zu unterschätzende Bedeutung für das Wohlbefinden 
am Arbeitsplatz und dies ist auch mit der Grund, war­
um der persönliche Gehörschutz wie Gehörschutz­

stöpsel oder Gehörschutzkappen erst die allerletzte 
Möglichkeit des Lärmschutzes sind. Sie dürfen erst 
dann eingesetzt werden, wenn es keine anderen 
Schallschutzmittel gibt.

Im folgenden seien einige Beispiele gezeigt, wie man 
durch zusätzliche sekundäre Schallschutzmaßnahmen 
die Ausbreitung des Schalles vermindern kann.

Durch Verkleidung der Decke und Wände mit Schall­
absorptionsmaterial kann man den Raumschall u. U. 
erheblich reduzieren. Von dieser Möglichkeit wird 
heute in großem Maße in Bürogroßräumen Gebrauch 
gemacht, wie es Bild 4 zeigt. In technischen Betriebs­
stätten sind diese Maßnahmen jedoch nur begrenzt 
anwendbar, da ja -  wie im ersten Bild zu sehen ist -  
der schlimmste Lärm derjenige ist, der in unmittel­
barer Nachbarschaft der betreffenden Arbeiter bzw. 
von ihnen selbst erzeugt wird. Bild 5 demonstriert 
dieses Problem: Eine Flaschenabfüllanlage, bekannt 
als intensive Lärmquelle, und darüber eine Akustik­
decke. Die schallabsorbierende Decke hat zwar den 
Allgemeinpegel soweit gesenkt, daß man sich jetzt 
in diesem Raum überhaupt einigermaßen verständi­
gen kann, aber an den meisten Arbeitsplätzen wird 
immer noch ein Schallpegel von über 90dB(A) ge­
messen. Hier kommt man nicht anders weiter, als 
zwischen Lärmquelle und Bedienungsperson eine 
Schallabschirmung anzubringen. Ein Beispiel für eine
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Bild  6
Falschdraht-Kräuselm aschine m it ver­
schiebbaren Schallschluckkulissen

derartige Abschirm-Verkleidung ist in Bild 6 an einer 
Zwirnmaschine zu sehen. Lärmquellen sind hier die 
in m ittlerer Maschinenhöhe angebrachten Verdrill­
röhrchen, die mit einer sehr hohen Drehzahl rotieren 
und dementsprechend einen sehr schrillen Lärm ver­
ursachen. Man hat sie durch Schiebeblenden (Blech­
kassetten) abgeschirmt, die auf der Innenseite mit 
Mineralwolle zur Absorption gefüllt sind. Sie können 
seitlich verschoben werden. Diese Anordnung ist 
akustisch recht wirksam, sie hat rund 10 dB(A) Pe­
gelminderung am Arbeitsplatz gebracht. Die Ab­
schirmkulissen wurden aber vom Bedienungsperso­
nal nicht akzeptiert, weil die Aufgabe dieser Leute -  
die im Akkord bezahlt werden! -  darin besteht, im­
merfort nur gerissene Fäden wieder zu knüpfen oder 
neue Spulen einzusetzen. Sie müssen dazu ständig 
unmittelbar an den einzelnen Lärmquellen arbeiten, 
und dazu sollten sie nun zusätzlich noch jedesmal

diese Schiebewand öffnen und wieder schließen. 
Diese Zusatztätigkeit den ganzen Tag über war ihnen 
viel zu lästig, so daß sie die Verblendung wieder de­
montiert haben. Daraus ist eine wichtige Lehre zu 
ziehen: Eine Schallschutzverkleidung an Maschinen 
muß praktikabel sein, sie muß optimal dem Betriebs­
ablauf angepaßt sein und darf keine Arbeitserschwer­
nis bringen.

Eine akustische Maschinenverkleidung muß in erster 
Linie vom Betrieb mit entwickelt und akzeptiert wer­
den. Die Betriebsnähe ist viel wichtiger als vielleicht 
noch einige dB mehr an akustischer Wirksamkeit. Ich 
will die Akustik oder den Schallschutz durchaus nicht 
gering einstufen, aber was nützt die beste Schalldäm­
mung, wenn die Einrichtung beschädigt wird, wenn 
sie bei nächst bester Gelegenheit wieder abgebaut 
wird. Eine Schallschutzeinrichtung muß vielmehr so

Bild  7
Schalldäm m ende Kapselung eines 
Pum penaggregates
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Bild  8
Verschiebbare Schallschutzhaube an 
e ine r vo llautom atischen Sch le if­
maschine

gebaut sein, daß sie vom Personal angenommen und 
gepflegt wird. Dazu gehört auch eine gewisse Schu­
lung, eine Erläuterung der neuen Situation und die 
Bereitschaft zur weiteren Verbesserung der Zugäng­
lichkeit oder Bedienbarkeit der betreffenden Ma­
schine.

Bild 7 zeigt eine andere Art von Schallschutzhaube, 
die sich sehr gut bewährt hat. Sie besteht aus einer 
äußeren Stahlblechverkleidung, die innen mit ca. 5 cm 
Mineralwolle belegt ist und mit Lochblech abgedeckt 
wurde. Bei diesem Pumpenaggregat war sehr wenig 
Platz vorhanden, so daß das Haubenoberteil als 
Schiebedeckel angeordnet wurde. Jeweils die Hälfte 
der Maschine ist somit frei zugänglich. Diese konti­
nuierlich laufenden Maschinen müssen ja nur gele­
gentlich gewartet oder eingestellt werden, so daß 
die Kapsel praktisch ständig geschlossen bleiben

kann. In diesem Falle ist es keine unzumutbare Ar­
beit für das Wartungspersonal, diese Deckel, zumal 
noch wenn sie gut gleiten oder rollen, im akuten Be­
darfsfall beiseite zu schieben.

Das gleiche Kapselprinzip, jedoch an einer wesentlich 
größeren Anlage, ist im Bild 8 zu sehen. Hier handelt 
es sich um eine automatische Schleifmaschine, die 
mit höchster Leistung ständig im Einsatz ist. Die Ma­
schine ist zur Bearbeitungskontrolle, beim Werkzeug­
wechsel und Materialtransport völlig frei zugänglich. 
Während des Normalbetriebs wird die Maschine le­
diglich von außen kontrolliert und beobachtet. Hier 
liegen die Schallpegel weit unter der Grenze von 90 
db(A). Bemerkenswert sind noch die Schallschluck­
verkleidungen an den Stirnwänden, die insbesondere 
im Bild 9 an der geöffneten Haube zu sehen sind. Sie 
bilden zusammen mit der entsprechenden Verklei-

Bild 9
G eöffnete Schallschutzhaube einer 
Schleifm aschine
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Bild 10
Tandem -Pressanlage vo r der 
Kapselung

dung des verschiebbaren Haubenteils eine Schall­
dämpferstrecke, so daß zur leichteren Bedienbarkeit 
auf eine paßgenaue Dichtung verzichtet werden 
konnte. Selbstverständlich mußte diese Schalldämp­
ferstrecke entsprechend der Dämmung der Kapsel­
wandung optim iert werden. Durch die großflächigen 
Verglasungen wurde die volle Übersicht über die ar­
beitende Maschine weiterhin erhalten.

Ein weiteres Beispiel für lärmintensive Arbeitsplätze 
sind Pressen. Bei einzeln arbeitenden, handbetätig­
ten Pressen ist ein Schallschutz allerdings außeror­
dentlich schwierig und praktisch nur durch konstruk­
tive Änderungen möglich. Bei Automatenpressen hin­
gegen, wo die Zuführung vom Coil erfolgt und ein 
separater Bedienungsstand vorhanden ist, ist die An­
bringung einer guten Schutzverkleidung schon we­
sentlich leichter. Im Bild 10 ist eine unverkleidete 
Tandemanlage zu sehen, die nachträglich mit einer 
optimal angepaßten Schallschutzhaube gekapselt 
wurde. Dazu gehörte, daß auch durch die Öffnungen 
für die Materialzu- und -abführung kein Schall mehr 
nach außen gelangt, ferner ein Schalldämpfer mit 
ausreichend großem freien Querschnitt zurAbführung 
der Verlustwärme, großflächige Schaugläser zur Be-

Bild  11
Tandem -Pressenanlage m it 
geschlossener Schallschutzkapsel

B ild 12
Tandem -Pressenanlage mit 
geö ffne te r Schallschutzkapsel
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obachtung der Maschinenfunktion. Das wichtigste 
aber ist, daß diese Haube sehr leicht und schnell ge­
öffnet werden kann, so daß alle Stellen der gesamten 
Maschine gut zugänglich sind. Man sieht in Bild 11 
und 12 wie gut die Forderungen erfüllt werden konn­
ten. Ein Werkzeug- oder Materialwechsel ist hier 
ebenso schnell durchzuführen wie bei einer völlig 
freistehenden Anlage ohne Verkleidung.

In Bild 13 ist eine Pressenverkleidung zu sehen, bei 
der eine andere Art der Türausführung erforderlich 
war. Man sieht hier nicht nur eine große Schiebetür, 
die die ganze Seitenwand ersetzt, sondern darin noch 
Teilschiebetüren, wiederum mit Fenstern, so daß man, 
wenn eine bestimmte Einstellung oder Korrektur am 
Werkzeug vorzunehmen ist, nur diese Teilflächen 
öffnen muß. In Bild 14 sieht man die Gesamtanlage. 
Es nützt gar nichts, etwa nur eine Maschine zu kap­
seln, denn dann dominieren sofort die benachbarten 
Lärmquellen. Man muß hier konsequent vorgehen:

Sämtliche Lärmquellen, die durch Messungen erm it­
telt wurden, müssen in solche angepaßten »Anti­
lärm-Häuser« gesetzt werden. Dazu ist aber eine gute 
Planung unerläßlich, denn diese Art der Maschinen­
aufstellung erfordert mehr Platz als konventionelle 
Installationen und auch der Materialfluß muß etwas 
geändert werden. In diesem Falle lassen sich auch 
die Kosten für den Arbeitsschutz im Rahmen halten, 
während nachträgliche Änderungen vielfach zu un­
verhältnismäßig hohen Belastungen führen. Wie über­
all g ilt auch hier: Rechtzeitige Vorsorge ist der beste 
Weg, Unfälle zu vermeiden.

Bild 13 Pressenkapselung m it verschiebbaren Seitenwän­
den

Bild  14
Schallgeschützte Autom aten-Pressen
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Forschung überAuswirkung 
und Minderung 
des Maschinenlärms
Dipl.-Ing. Wolfram Jeiter

“fl, 3. 75

Schutz vor Lärm am Arbeitsplatz

Mit der Ausweitung des Lärmproblems ist auch das 
Gebiet der Lärmforschung außerordentlich komplex 
geworden. Arbeitssicherheit und Umweltschutz, das 
Thema dieser Tagung, sind beim Lärm vielfach mit­
einander verzahnt. Deshalb erscheint mir gleich am 
Anfang eine Begrenzung meiner Ausführungen im In­
teresse ihrer Straffung sinnvoll. Ich werde nur die 
Forschungsförderung zum Schutz vor Lärm am Ar­
beitsplatz ansprechen und mich hier in erster Linie 
mit den Aktivitäten im Bereich des Bundesministe­
riums für Arbeit und Sozialordnung befassen.

1. Ausgangslage

In der Bundesrepublik sind über 2 Millionen Arbeit­
nehmer während der Arbeit einem Lärm von mehr als 
90 dB(A) (Beurteilungspegel) ausgesetzt. Bekanntlich 
ist bereits bei einem auf 8 Stunden bezogenen Be­
urteilungspegel von 85 dB(A) mit einer Gehörgefähr­
dung zu rechnen. Legt man diesen Wert zugrunde, 
wird der Kreis der Gefährdeten noch erheblich grö­
ßer sein. Die Berufskrankheit »Lärmschwerhörigkeit 
und Lärmtaubheit« liegt nach den Erhebungen für
1973 mit 1145 erstmals entschädigten Fällen an zwei­
ter Stelle aller Berufskrankheiten hinter der Silikose. 
Von allen Entschädigungsfällen der 47 anerkannten 
Berufskrankheiten sind damit rund 20%  auf den 
Lärm am Arbeitsplatz zurückzuführen. Alle 2 bis 3 
Jahre verdoppelt sich die Anzahl der angezeigten 
und der erstmals entschädigten Lärmschwerhörig­
keitsfälle. Die Tendenz ist weiterhin stark ansteigend.

Die menschenwürdige Gestaltung der Arbeitsplätze, 
ein Aspekt des Arbeitsschutzes, der durch die §§90 
und 91 des neuen Betriebsverfassungsgesetzes nun­
mehr deutlich angesprochen worden ist, verlangt 
Lärmschutzmaßnahmen, die auch eine Beeinträchti­
gung des Wohlbefindens des Arbeitnehmers bei der 
Arbeit verhindert.

Vorschriftenkomplexe

Lange ist das Lärmproblem nicht oder nicht ernst ge­
nug angegangen worden. Anlagen und Betriebsmittel

wurden ohne jegliche Berücksichtigung lärmmindern­
der Maßnahmen gebaut. Wir haben nunmehr auf dem 
Lärmsektor eine Misere, aus der w ir nicht von heute 
auf morgen herauskommen, weil

-  bestehende langlebige Anlagen nicht ohne weite­
res umgerüstet werden können,

-  die Kosten der Lärmminderung vielfach erheblich 
sind und

-  zum Teil völlig neue lärmarme Technologien ent­
wickelt werden müssen.

Arbeitsplatzlärmschutzrichtlinie des BMA

Gleichsam zur Ankurbelung von Sofortmaßnahmen 
zum Schutz der Arbeitnehmer ist im November 1970 
die Arbeitsplatzlärmschutzrichtlinie des Bundesmi­
nisters für Arbeit und Sozialordnung (BMA) erlas­
sen worden. Durch sie wurde mit der Erfassung der 
Lärmarbeitsplätze -  also solchen mit einem Beurtei­
lungspegel >  90 dB(A) -  und mit der audiometri- 
schen Untersuchung der betroffenen Personen durch 
die Gewerbeaufsicht im großen Stil begonnen. Die 
Zahl der audiometrierten Personen wird im Jahr 1974 
schätzungsweise 100000 erreichen. Das sind trotzdem 
erst rund 5 % der genannten 2 Millionen gefährdeten 
Personen.

Technische und organisatorische Maßnahmen zur 
Lärmminderung konnten jedoch in Ausführung der 
Richtlinie nur von Fall zu Fall zum Zuge kommen.

Unfallverhütungsvorschrift »Lärm«

Der nächste einschneidende Vorgang der Rechtset­
zung ist die neue Unfallverhütungsvorschrift »Lärm« 
der Berufsgenossenschaften, die zum 1. Dezember
1974 in Kraft getreten ist. Nach dieser bußgeldbewehr­
ten Vorschrift hat der Unternehmer dafür zu sorgen, 
daß Arbeitsstätten so eingerichtet und Arbeitsverfahren 
so gestaltet sind, daß auf die Versicherten kein ge- 
hörgefährender Lärm einwirkt. Arbeitseinrichtungen, 
also Anlagen, Maschinen, Werkzeuge, Geräte, müs­
sen nach den fortschrittlichen in der Praxis bewähr­
ten Regeln der Lärmminderungstechnik unter Ein­
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beziehung der gesicherten arbeitswissenschaftlichen 
Erkenntnisse beschaffen sein und betrieben werden. 
Ich mache ausdrücklich darauf aufmerksam,daß diese 
Forderung mehr darstellt, als dies durch die hinläng­
lich bekannten »allgemein anerkannten Regeln der 
Technik« zum Ausdruck kommt. Nach der Unfallver­
hütungsvorschrift »Lärm« müssen nämlich auch For­
schungsergebnisse herangezogen werden, sofern 
diese bereits praktische Anwendung finden und nicht 
nur theoretischer Art sind.

Arbeitsstättenverordnung

Schließlich möchte ich auf die beim Bundesministe­
rium für Arbeit und Sozialordnung in Vorbereitung 
befindliche Arbeitsstättenverordnung hinweisen. Nach 
ihr muß in allen Arbeitsräumen Lärm so weit wie 
möglich vermieden werden, wobei jedoch die höchst­
zulässigen Schallpegel, orientiert an verschiedenen 
Tätigkeitsmerkmalen, in der Verordnung vorgeschrie­
ben werden sollen.*

Schwächen der Vorschriften

Allen Vorschriften gemeinsam ist der Nachteil, daß 
sie sich im wesentlichen auf Immissionsbegrenzun­
gen beziehen bzw. einen unbestimmten (unkonkre­
ten) Rechtsbegriff verwenden. Viele sagen, die Recht­
setzer sollten sich auch nur auf solche die Zielvor­
stellungen umreißende Begriffe beschränken. Die 
Mittel und Wege, wie Immissionsgrenzwerte einzu­
halten seien, müßten dem Betreiber, dem Konstruk­
teur, der Industrie überlassen bleiben. Leider aber 
führt dieser Weg allzu langsam zu einer Verbesse­
rung der Verhältnisse. Solange der Praxis keine ex­
akten Angaben zur Lärmminderung vorliegen und 
keine Emissionsbegrenzungen für die Maschinen vor­
gegeben werden, solange besteht die Gefahr, daß 
die Vorschriften über die Immissionsbegrenzungen 
weitgehend ins Leere laufen.

Wenn die Praxis nicht über präzise Lärmschutz-Rege- 
lungen verfügt oder die vorhandenen keine konkre­
ten Aussagen enthalten, hat der Unternehmer immer 
ein Alibi, wenn er die Zielvorstellungen der gesetz­
lichen Vorschriften nicht erfüllt. Präzise Regelungen 
sind jedoch nur dann zu bekommen, wenn die not­
wendigen Grundlagen vorhanden, d.h. wenn die 
Grenzen der Gesundheitsgefährdung, der Belastbar­
keit, der Zumutbarkeit für den Menschen bekannt 
sind und wenn Daten und Fakten zur praktischen 
Durchführung des Lärmschutzes und der Lärmmin­
derung vorliegen und allen zugänglich sind.

Um hier die Wissenslücken zu schließen, muß die 
Lärmforschung auf eine breitere Basis gestellt wer­
den. Dies gilt sowohl für die Bereitstellung von Mit­
teln zur Forschungsförderung als auch für die Ver­
größerung der Anzahl potenter Forschungsträger.

2. Aktionsprogramm zur Humanisierung des Arbeits­
lebens

Speziell für die Forschung zur Bekämpfung des Lärms 
am Arbeitsplatz stehen nunmehr im Bundeshaushalt

* Zw ischenzeitlich erlassen am 20. 3. 1975 (BGBl. I S. 729)

beträchtliche Mittel zur Verfügung. Mit der sich daraus 
ergebenden Forschungsförderung des Bundesmini­
steriums für Arbeit und Sozialordnung werden sich 
meine weiteren Ausführungen befassen.

Im Mai d. J. haben der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung und der Bundesminister für Forschung 
und Technologie gemeinsam ein Aktionsprogramm 
über die Forschung zur Humanisierung des Arbeits­
lebens vorgelegt. In ihm ist der Forschungsbereich 
»Lärm am Arbeitsplatz« klar umrissen.

Forschün'gsbedarf -  Prioritäten

Aus den Bundesmitteln wird in erster Linie die zweck­
gerichtete Forschung gefördert. Die Forschungsergeb­
nisse sollen ohne weiteres umgesetzt werden kön­
nen, d. h. sie sollen unmittelbar in der Praxis ange­
wandt werden können und gegf. in Vorschriften und 
Regelwerken soweit und so schnell wie möglich ihren 
Niederschlag finden bzw. deren erfolgreiche Anwen­
dung ermöglichen. Unter diesen Prämissen wird be­
reits der Forschungsbedarf ermittelt.

Das Bundesarbeitsministerium und die Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Unfallforschung befassen sich 
vornehmlich mit Projekten zur gezielten Erforschung 
spezieller Lärmschutzprobleme. Die Erforschung von 
Querschnittsproblemen größeren Umfangs wird in er­
ster Linie aus Haushaltsmitteln des Bundesministers 
für Forschung und Technologie gefördert.

Zu unterscheiden sind zwei Themengruppen:
Einmal sind die Wirkungen des Schalles auf den 
Menschen angesprochen; dies sowohl im Hinblick auf 
die objektiv medizinisch zu beurteilende Gefährdung 
als auch im Hinblick auf den Lärm als subjektiv vom 
Betroffenen wahrgenommene und empfundene Be­
lastung. In diesem Zusammenhang ist also die Lärm­
immission angesprochen.

Dieser allgemeinen Forschung über die Wirkung des 
Schalles muß jedoch eine Forschung parallel laufen, 
die die Emissionsminderung von Maschinen und Ein­
richtungen zum Ziele hat. Dieser Art der Forschung 
wird in Zukunft eine wachsende Bedeutung zukom­
men.

3. Einzelvorhaben des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung

Zur Darstellung der bisherigen Aktivitäten werden 
nunmehr konkrete Einzelvorhaben vorgestellt. Es 
werden in jüngster Zeit abgeschlossene und in Be­
arbeitung befindliche Vorhaben sowie auch zur Ver­
gabe anstehende Projekte erläutert.

3.1 Lärm-Wirkungen

Zum Teil stehen die hier zur Sprache kommenden 
Themen im Zusammenhang mit in der VDI-Richtlinie 
2058 Bl. 2 »Beurteilung von Arbeitslärm am Arbeits­
platz hinsichtlich Gehörschäden« offen gebliebenen 
Fragen und der daraus resultierenden Unsicherheit 
bezüglich der effektiven Gefährdung durch Lärm. Da 
diese VDI-Richtlinie in Verbindung mit der Arbeits­
platzlärmschutzrichtlinie des BMA und den diesbe­
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züglichen Ländererlassen die Grundlage der verstärk­
ten Lärmschutztätigkeit der Gewerbeaufsicht gebildet 
hat, sind diese Unsicherheitsfaktoren als bekannt vor­
ausgesetzt.

3.1.1 Impulshaltiger Schall

Unter impulshaltigem Lärm versteht man knallartige 
Schallereignisse wie Bolzenschießen, Hochspannungs­
schalten sowie Schallgeräusche, wie Hammerschläge, 
Aufeinanderschlagen von Metall u. a., die Spitzenschall­
druckpegel bis etwa 150 dB erreichen können. Vor 
allem die in metallbe- und verarbeitenden Betrieben 
häufig und zumeist unregelmäßig auftretenden Schlag­
geräusche sollen für die dort auffällig großen Hör­
verluste verantwortlich sein. Für die Gehörschädigung 
durch Impuls-Geräusche wird sogar ein anderer Schä­
digungsmechanismus angenommen, als bei Schädi­
gung durch kontinuierlich einwirkende Geräusche mit 
oder ohne schwankende Pegel.

K losterkötter* hat experimentelle Untersuchungen 
über die Wirkung von pulsierendem Schall und Im­
pulsschall auf das menschliche Hörorgan durchge­
führt, bei denen die Wirkung des Impulsschalls an 
einer Vielzahl von verschiedenartigsten Impulsen aus­
gesetzten Testpersonen beobachtet wurde. Leider 
lassen die Ergebnisse die Festsetzung eines Be­
lastungsgrenzwertes für Impulsschall oder von Kor­
rekturfaktoren in Abhängigkeit zur Änderung der Im­
pulshäufigkeit nicht zu. Festzuhalten ist aus dieser 
Untersuchung, in der allerdings nur mit Schalldruck­
spitzen bis zu 125 dB(A) gearbeitet worden ist, fo l­
gendes:

a) Der energie-äquivalente Dauerschallpegel, der bei 
der Messung von Lärm am Arbeitsplatz errechnet wird, 
ist für die Beurteilung der Gehörschädlichkeit von 
Schallimpulsen nicht geeignet, wenn die Pausen zwi­
schen den Impulsen sehr lang sind.

b) bei Fraktionierung eines gehörschädlichen Dauer­
geräusches in kurze Schallimpulse darf der Zeitfaktor 
nicht in gleicher Weise verrechnet werden, wie z. B. 
bei der Verrechnung von »Lärmpausen« in einem Ge­
räusch mit schwankendem Pegel,

c) die subjektive Reaktion der Versuchspersonen wa­
ren bei verschiedenen Versuchsreihen, in denen je­
weils die Summe der applizierten Schallenergie gleich 
war, unterschiedlich. Klagen über Ohrensausen und 
Kopfschmerzen waren beim Dauergeräusch am häu­
figsten und nahmen bei Impulsgeräuschen mit größer 
werdendem Anteil des impulsfreien Grundgeräusch­
pegels ab,

* Prof. Dr. K losterkötter, U nivers itä tsk lin ikum  Essen: 
Forschungsberichte der Bundesansta lt fü r A rbe itsschutz und 
Unfallforschung, Dortm und (W irtschaftsverlag Nordwest 
GmbH, W ilhelm shaven, Rathausplatz 4 -6 ) .
F130 »Experim ente lle  Untersuchungen zum Them a >Lärm- 

pausen< e inschließlich Untersuchungen über den Ex­
positionstest gemäß VD I-R ichtlin ie  2058 B la tt 2«

F 131 »Experim ente lle  Untersuchungen über die W irkung 
von pulsierendem  Schall und Im pulsschall auf das 
menschliche Hörorgan«

F 132 »Experim entelle Untersuchungen zur Frage der Lärm ­
grenzwerte fü r werdende M ütter am Arbeitsp latz«

d) die Annahme, daß Impulsgeräusche mit längeren 
Intervallen um so gefährlicher sind, je niedriger der 
Grundgeräuschpegel des impulsfreien Anteils ist, 
wurde bestätigt. Es wird angenommen, daß bei nied­
rigeren Intervallpegeln die natürliche Schutzreaktion 
des Ohres (Reflexkontraktion des Mittelohrmuskels) 
von Impuls zu Impuls nicht aufrecht erhalten wird, 
sondern vor Eintritt des nächsten Impulses abgeklun­
gen ist und jeder neu auftretende Geräuschimpuls ge­
wissermaßen auf ein »ungeschütztes« Schalleitungs­
system des Ohres trifft.

e) Folgen Geräuschimpuls-Phasen ausreichend lange 
impulsfreie Grundgeräusch-Phasen, so bieten Grund­
geräuschpegel von 70 und 80 dB(A) die Möglichkeit 
der Gehörerholung, da sie praktisch »Lärmpausen« 
darstellen.

Weitere Untersuchungen zu dem Problem Impulsschall 
sind im Gange.

3.1.2 Lärmpausen

Ebenfalls Klosterkötter* war es, der in einem For­
schungsprojekt versucht hat, einen Beitrag zur Be­
seitigung der Unsicherheit bei Anwendung des Lärm- 
Pausen-Vorschlags nach VDI-Richtlinie 2058 Blatt 2 
zu leisten. Gestützt auf die Ergebnisse ganz bestimm­
ter Versuchsanordnungen lassen sich aus diesem Auf­
trag folgende Hinweise geben:

-  Unterbrochene Geräuschexpositionen haben eine 
geringere zeitweilige Hörschwellenverschiebung 
(TTS) zur Folge als ununterbrochene,

-  bei einem Wechsel von jeweils 5 Minuten Lärm und 
5 Minuten Pause tr itt eine weitaus geringere TTS 
auf als bei einem Wechsel von jeweils 20 bis 30 Mi­
nuten Lärm mit ähnlich großen Pausen. Daraus ist 
die Aussage ableitbar, daß schneller Wechsel zwi­
schen Lärmexposition und Lärmpausen, also kurze 
Zyklen, günstiger als ununterbrochen andauernder 
Lärm und auch günstiger als weniger häufige Wech­
sel mit langen Einwirkzeiten ist,

-  die Annahme, daß sich das Gehör um so mehr er­
holen kann, je niedriger der Lärmpausenpegel liegt, 
konnte erneut bestätigt werden, und

-  durch zwischengeschaltete Lärmpausen von 10 Mi­
nuten nach jeweils 1 Stunde Lärmexposition ist nur 
ein geringer Effekt zu erzielen, weil das Verhältnis 
Einwirkzeit zu Erholungszeit zu ungünstig ist. Dies 
weist darauf hin, daß die zunehmend in den Be­
trieben anzutreffenden und aus verschiedenen Grün­
den sehr vorteilhaften Kurzpausen bei Einwirkung 
von gehörschädlichem Lärm keine wesentliche Ent­
lastung bringen.

3.1.3 Expositionstest

In der VDI-Richtlinie 2058 Blatt 2 ist als eine Möglich- 
keitzur Feststellung des gehörgefährdenden Lärmsein 
sogenannter »Expositionstest« vorgeschlagen. Hierbei 
benutzt man praktisch normal hörende Personen als 
»Meßinstrument«, indem man sie dem Lärm bewußt 
aussetzt und unmittelbar danach ihr Gehör überprüft. 
Aus der TTS lassen sich dann Aussagen über die
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Größe der Lärmgefährdung treffen. In der Praxis hat 
sich dieser Test bisher nicht bewährt.

Wiederum Klosterkötter* hat in neueren Untersuchun­
gen die Brauchbarkeit des Expositionstests trotz der 
bisherigen Schwierigkeiten bei der Anwendung in 
der Praxis nicht generell verneint. Offensichtlich bringt 
jedoch der Expositionstest nurdann brauchbare Ergeb­
nisse, wenn mit normalhörenden Probanden gearbei­
tet wird, die noch nicht mehrjährig lärmexponiert wa­
ren. Für die labormäßige Anwendung scheint er jeden­
falls brauchbar zu sein.

3.1.4 Lärmgefährdung werdender Mütter

Hier geht es nicht allein um die Frage der Gehörge­
fährdung, sondern auch um die allgemeine Gesund­
heitsgefährdung von Mutter und Kind. Diese Frage ist 
immer wieder im Zusammenhang mit der Durchfüh­
rung des Mutterschutzgesetzes von der Gewerbeauf­
sicht aufgeworfen worden.

Aufgrund neuerer Untersuchungen wird ebenfalls von 
Klosterkötter* folgendes vorgeschlagen:

1. Ungeachtet dessen, daß die Angabe gesicherter 
Lärmgrenzwerte für die »vegetative Belastbarkeit« 
aufgrund der derzeitigen theoretischen und prakti­
schen Erkenntnislage nicht möglich ist, sollte die lärm­
bedingte Aktivierung des vegetativen Nervensystems 
bei werdenden Müttern deutlich niedriger gehalten 
werden, als man dies bei nicht schwangeren Frauen 
und männlichen Beschäftigten findet.

2. Werdende Mütter sollten am Arbeitsplatz nicht im­
pulshaltigem Arbeitslärm ausgesetzt werden.

3. Für werdende Mütter sollte ein Lärmgrenzwert (Be­
urteilungspegel) von 80 dB(A) gelten, der auf die ar­
beitstägliche Beschäftigungszeit bezogen wird, d. h. 
also entweder auf die 8stündige Arbeitsschicht oder 
auf die effektive Teilzeit-Arbeitsschicht.

Diese Ergebnisse sollten von den Aufsichtsdiensten 
nunmehr bei der Überwachung der Betriebe zugrun­
de gelegt werden.

3.1.5 Stellenwert des »Lärmproblems« beim Arbeit­
nehmer

Sowohl für die Schwerpunktfixierung hinsichtlich der 
Belastungen als auch für die Erstellung der Regeln 
der Lärmminderungstechnik ist festzustellen, daß die 
Arbeitnehmer, um deren Schutz es letztlich geht, bis­
her nicht ausreichend zu Wort gekommen sind. Das 
Bundesarbeitsministerium w ill diesem Umstand Rech­
nung tragen, indem es seine Erkenntnisquellen für 
weitere Aktivitäten auch auf dem Lärmsektor um mög­
lichst repräsentative Beiträge der Arbeitnehmerseite 
ergänzt. Gerade weil hinsichtlich der Beurteilung des 
Lärms am Arbeitsplatz die Grenzen zwischen gesund­
heitlicher Gefährdung und Beeinträchtigung des 
Wohlbefindens sehr fließend sind und die subjektive 
Empfindung des Lärms entscheidend für seine W ir­
kung auf den einzelnen Menschen ist, darf die sub­
jektive Beurteilung durch die Betroffenen nicht ver­
nachlässigt werden. In einem diesbezüglichen For­

* Siehe Fußnote Seite 32.

schungsauftrag werden gezielte Befragungsaktionen 
durchgeführt, um den Stellenwert des Komplexes 
»Lärm am Arbeitsplatz« im Urteil von Arbeitnehmern, 
Betriebsräten, Sicherheitsbeauftragten, Sicherheitsin­
genieuren und Betriebsärzten sowie dessen Verhält­
nis zu anderen betrieblichen Belastungsgrößen dar­
zustellen. Letzteres Verhältnis soll auch Gegenstand 
medizinischer Untersuchungen sein.

3.1.6 Kombination von Lärm und Schwingungen

Es wird erwartet, daß die Kombination von Vibration 
und Lärm bereits bei Schallpegelgrößen zu Gehör­
schäden führt, die niedriger liegen als bei der reinen 
Lärmeinwirkung. Diesbezügliche Untersuchungen wur­
den in Auftrag gegeben.

3.2 Lärmminderung an Maschinen

Bekanntlich erfolgt die sinnvollste Lärmbekämpfung 
durch die Lärmminderung an der Quelle. Hierzu müs­
sen allgemein gültige Aussagen sowie für bestimmte 
Maschinenarten und Einrichtungen spezifische Aus­
sagen erarbeitet werden.

Bei der Vergabe von Forschungs- und Entwicklungs­
aufträgen zur Verminderung des Lärms bestimmter 
Maschinenarten stellen sich nun eine Reihe von Fra­
gen hinsichtlich der Dringlichkeit, von denen nur ei­
nige angerissen werden sollen:

-  Handelt es sich um Lärmerzeuger, die gesundheits­
gefährliche Schallpegel bewirken?

-  Sind diese Einrichtungen weit verbreitet?

-  Ist eine große Zahl von Arbeitnehmern betroffen?

-  Ist ein Lärmminderungserfolg zu erwarten? Wenn 
ja, ist dies durch eine lärmtechnische Verbesserung 
der Einrichtung zu erreichen oder müssen ganz 
neue Technologien gefunden werden?

-  Besteht Aussicht, daß sich die Forschungsergeb­
nisse möglichst bald in die Praxis umsetzen lassen?

Ziel ist es, die nach dem fortschrittlichen Stand der 
Lärmminderungstechnik von Maschinen und Einrich­
tungen realisierbare Lärmminderung offen zu legen, 
um ggf. zu Rieht- oder Grenzwerten zu kommen.

3.2.1 Allgemeine Themen

Um dem normalen Konstrukteur ohne akustisches 
Spezialwissen die Fülle der bekannten lärmmindern­
den Konstruktionsmaßnahmen leichter zugänglich zu 
machen, ist eine »Bestandsaufnahme der zur Zeit be­
kannten Maßnahmen zur Erzielung lärmarmer Kon­
struktionen« in Angriff genommen worden. Eine erste 
von Schmidt** erarbeitete Zusammenstellung von 
leicht verständlichen Beispielen liegt bereits vor. Bei 
diesem Forschungsvorhaben handelt es sich um eine 
Beispielsammlung, wie Konstruktionen aus dem Ma­
schinenbau lärmarm zu gestalten sind, z. B. dadurch, 
indem

-  immer wiederkehrende Maschinenstrukturen durch 
akustisch günstige Gestaltung und Einsatz von Zu­
satzmassen unterhalb einer krafteinleitenden Stelle 
optimal auszubilden sind,

** Ing.-Büro K. P. Schmidt, Mettmann
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-  Bewegungsabläufe oder zeitliche Kraftverläufe ge­
ändert werden müssen,

-  große abstrahlende Flächen richtig an die schwin­
gende Struktur angekoppelt werden,

-  Lärmerzeuger in einer Gesamtkonstruktion richtig 
plaziert werden,

-  zu bearbeitende Werkstücke während des Bearbei­
tungsvorgangs gedämpft oder abgeschirmt werden.

Die Beispiele wurden vor allem nach praktischen Ge­
sichtspunkten ausgesucht. Bei der Auswahl der Bei­
spiele spielte deren universelle und allgemein gültige 
Anwendbarkeit eine wesentliche Rolle. Zugunsten der 
technischen Darstellungsart ist soweit wie möglich 
auf physikalische Erläuterungen verzichtet worden. 
Diese Arbeit ist im Auftrag des Bundesarbeitsmini­
steriums von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Unfallforschung (BAU) als Forschungsbericht Nr. 129*, 
veröffentlicht worden. Weitere Arbeiten auf diesem 
Gebiet sind projektiert.

Ein anderes Vorhaben beschäftigt sich mit der W ir­
kung modernster Schallschutzauskleidungen, die zur 
Verminderung des Reflexionsschalles in Industriebau­
ten eingesetzt werden.

3.2.2 Lärmminderung bei bestimmten Maschinenarten

Zum Teil wird im Rahmen von Forschungsvorhaben 
eine Geräuschminderung durch Festlegung des Stan­
des der Technik am Arbeitsplatz von Maschinen und 
Einrichtungen anvisiert. Es sollen die Schallpegel­
werte festgestellt werden, deren Überschreiten nach 
dem Stand der Technik oder bei Anwendung neuester 
Lärmminderungstechniken vermeidbar ist. Ziel ist es, 
zu Emissionsrichtwerten zu kommen, die eine Redu­
zierung des Lärms am Arbeitsplatz auf ein erträgliches 
Maß bewirken.

Angelaufen sind Vorhaben, die die Bereiche Holzbe­
arbeitungsmaschinen, Textilmaschinen, Betonsteinfer­
tigung, Betonelementfertigung und Transportbeton­
herstellung betreffen. Ein von der Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Unfallforschung vergebenes Vor­
haben über den Lärm am Arbeitsplatz von Baumaschi­
nen ist abgeschlossen und wird zur Zeit ausgewertet.

* Verlag siehe bei F 130-32

Diskussion

Dr.-Ing. Ising (Institut für Wasser-, Boden- 
und Lufthygiene, Berlin)

Seit einigen Monaten ist ein preiswertes und einfach 
zu handhabendes Schallmeßgerät auf dem Markt: Der 
Schallpegelindikator. Er hat die Größe einer Taschen­
lampe. An einem Schiebeschalter können Pegelwerte

In konkreter Planung befinden sich ferner Vorhaben 
zur Lärmminderung an Werkzeugmaschinen, an Ge­
tränkeabfüllanlagen und an Pressen.

3.2.3 Vorhaben der BAU und des BMFT

Bei der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Unfallfor­
schung wird eine Untersuchung über die Signalerken­
nung, die Sprachverständlichkeit und das Richtungs­
hören beim Tragen von verschiedenen Gehörschutz­
mitteln unter gleichzeitiger Einwirkung von Industrie­
geräuschen bearbeitet. In diesem Zusammenhang ist 
eine vorgesehene Dokumentation über die Signal­
erkennung beim innerbetrieblichen Transport zu er­
wähnen. Schließlich ist eine geplante Dokumentation 
der Lärmschwerhörigkeit bei Musikern und bei dem 
Personal von lautstarken Vergnügungsstätten, insbe­
sondere im Hinblick auf das neuerdings in der Öffent­
lichkeit so stark beachtete Problem des Discotheken­
lärms, von besonderem Interesse.

Eine breite Palette von Projekten wird beim Bundes­
minister für Forschung und Technologie vorbereitet. 
Über diese Vorhaben zu berichten, ist jedoch zu dem 
gegenwärtigen Zeitpunkt noch verfrüht. Der Bundes­
minister des Innern beabsichtigt, in Ausfüllung des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes, Vorschriften zu er­
lassen, die den Lärm zum Schutz der Nachbarschaft 
begrenzen sollen. Die dazu notwendigen Grundlagen 
sollen ebenfalls durch Forschungsprojekte geschaffen 
werden.

4. Appell zur M itarbeit

Die anstehenden Aufgaben lassen sich nur gemein­
sam von Staat, Wirtschaft und Wissenschaft lösen. 
Die Forschungsförderung muß deshalb von allen ge­
tragen werden. Die Zusammenarbeit sollte verbessert 
werden.

Die Ermittlung des Forschungsbedarfs ist für uns eine 
ständig im Fluß bleibende Aufgabe. Aus der Praxis 
stammende Anregungen für Forschungsthemen erwei­
sen sich meist als besonders brauchbar. Hinweise -  
auch wenn sie formlos und unbürokratisch an das 
Bundesarbeitsministerium oder die Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Unfallforschung herangetragen 
werden -  werden begrüßt und sorgfältig geprüft.

zwischen 70 und 110 dB(A) eingestellt werden. Ein 
anderer Typ hat den Pegelbereich 35-70 dB(A), Son­
deranfertigungen bezüglich des Pegelbereiches sind 
möglich. Überschreitet der Schallpegel den einge­
stellten Wert, so leuchtet eine Leuchtdiode auf. Das 
Gerät ist mit einem Kondensator-Meßmikrofon ausge­
stattet. Die Batterie-Betriebsdauer beträgt ca. 20 Stun­
den.

Einsatz:

1.) Schallpegelindikator allein für Orientierungsmes­
sungen, insbesondere im Arbeitsschutz und zur Pe­
gelgrenzwertüberwachung.
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2.) Schallpegelindikator mit Zusatzgeräten als Meß­
mikrofon mit Verstärker, A-Bewertung, Empfindlich- 
keitsumschaltung und Übersteuerungsanzeige.

2.1) Schallpegelindikator mit Magnetbandgerät

Für rechtsverbindliche Schallpegelregistrierungen ist 
die Präzionstype des Schallpegelindikators in Verbin­
dung mit einem geeigneten Bandgerät verwendbar. 
Am Bandanfang und -ende wird ein Pegelton eines 
akustischen Kalibrators aufgenommen und anschlie­
ßend der Empfindlichkeitsbereich am Schallpegelin­
dikator entsprechend dem aufzunehmenden Schall­
vorgang gewählt. Zur richtigen Einpegelung ist die 
Leuchtdiodenanzeige äußerst nützlich.

Für diesen Einsatz ist der Schallpegelindikator mit 
70-110 dB(A) Meßbereich am besten geeignet. Der 
Dynamikbereich des Tonbandes umfaßt ca. 40 dB. Da­
mit erreicht man in der Stellung 70 dB(A) die untere 
Meßgrenze des Schallpegelindikators, die bei 35 db(A) 
liegt. Somit umfaßt diese handliche, bedienungs­
freundliche und preiswerte Schallpegel-Aufnahme- 
Kombination einen auswertbaren Dynamikbereich von 
35 dB(A)-110 dB(A).

2.2) Schallpegelindikator mit Wirkpegelzusatz

Der Wirkpegelzusatz dient zur Ermittlung des Wirk- 
pegels stark schwankender Geräusche nach dem Takt- 
Maximalwert-Verfahren. Entsprechend den Vorschlä­
gen der TA-Lärm umfaßt der Wirkpegelzusatz einen 
Meßbereich von 25 dB eingeteilt in 10 Pegelklassen 
von je 2,5 dB Breite. Am Schallpegelindikator wird die 
Empfindlichkeit so eingestellt, daß bei den höchsten 
Pegelspitzen die Indikatorlampe nicht mehr aufleuch­
tet. Die gesamte Meßdynamik des Schallpegelindika­
tors mit Wirkpegelzusatz beträgt 45 dB(A). Eine ein­
stellige Digitalanzeige zeigt im 5-Sekunden-Takt an, 
welche Pegelklasse der Maximalwert während 5 Se­
kunden Taktdauer erreicht. Die Anzeige leuchtet am 
Ende jedes Taktes für ca. 2 Sekunden auf, wird ab­
gelesen und die Klassennummer in eine Strichliste 
eingetragen. Diese Strichliste g ibt bereits nach eini­
gen Minuten einen guten Überblick über die statisti­
sche Verteilung der Pegelspitzen und ermöglicht damit 
eine Beurteilung der notwendigen Meßdauer. Die Aus­

wertung der Strichliste geschieht nach dem in der TA 
Lärm beschriebenen Verfahren mit Hilfe der dort an­
gegebenen Tabellen. Zur Kalibrierung des Gerätes 
wird eine Eichschallquelle auf das Meßmikrofon auf­
gesetzt und ein Potentiometer so justiert, daß eine 
eng tolerierte Eichmarke aufleuchtet. Der Wirkpegel­
zusatz kann auch in Verbindung mit anderen Schall­
pegelmeßgeräten eingesetzt werden.

Der Schallpegelindikator mit Wirkpegelzusatz ermög­
licht eine erheblich zuverlässigere und kostensparen- 
dere Messung des Wirkpegels als beispielsweise die 
alleinige Verwendung eines herkömmlichen Präzi­
sions-Schallpegelmessers. Bei dieser bisher üblichen 
Meßmethode soll eine Meßperson den Zeigeraus­
schlag des Schallpegelmessers beobachten und die 
Maximalwerte in 5-Sekunden-Takten erfassen. Die 
Taktvorgabe und Protokollführung soll von einer zwei­
ten Person durchgeführt werden.

Mit Hilfe der hier vorgeschlagenen preiswerten Ge­
rätekombination kann dagegen eine einzelne, un­
geübte Person sicher, präzise und schnell den Wirk- 
pegel nach dem gesetzlich vorgeschriebenen Takt- 
Maximalwert-Verfahren ermitteln.

Schmidt:

Darf ich an Herrn Dr. Ising noch eine Frage stellen: 
Entspricht dieses Gerät der Präzisionsschallpegel- 
Norm?

ising:

Die eine Ausführung entspricht dieser Norm in allen 
elektrischen und akustischen Größen mit Ausnahme 
der Anzeige. Weil es kein Zeigerinstrument ist, kann 
es in diesem einen Punkt nicht entsprechen. Diezweite 
Ausführung für den Arbeitsschutz entspricht der Norm 
45634.

Schmidt:

Als Prüfgerät ist es verwendbar, aber zur Grenzwert­
überwachung sind in allen einschlägigen Vorschriften 
Präzisionsschallpegelmesser vorgeschrieben. Das 
muß beachtet werden.
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Beseitigung industrieller 
^  Abfallstoffe.

Staatliche Gesichtspunkte
Dr. Herribert Pierau

Abfälle gibt es seit Menschengedenken. Zu einer Kon­
frontation mit diesem Problem ist es gekommen, seit 
die Menschen auf ihrem Lebensraum immer enger 
zusammenrücken müssen und infolge technischer 
Entwicklung sowie veränderter Lebensgewohnheiten 
die Menge der Abfälle gerade in den letzten Jahr­
zehnten rapide zugenommen hat. Früher genügte es 
vielleicht, daß man die Abfälle lediglich aus dem 
Siedlungsraum herausbrachte und kurzentschlossen 
vor den Stadtmauern abkippte. Dies geschah dann 
im allgemeinen ohne jede weitere Rücksicht auf Land­
schaft und Ökologie. Diese mittelalterliche Methode 
wurde eigentlich bis in unsere Tage hinein beibehal­
ten und so »zieren« heute etwa 60000 bis 90000 wilde 
Müllkippen die Landschaft unseres Bundesgebietes.

Die Frage ist, wie lange w ir diese Praxis durchhalten 
können, denn w ir haben sehr schnell einsehen müs­
sen, daß gerade die Grüngürtel unserer Ballungsge­
biete -  also sowohl die Randzonen unserer großen 
Industriegebiete als auch unserer Großstädte -  we­
sentlicher Bestandteil unseres Naherholungsraumes 
sind, und w ir uns es nicht länger leisten können, diese 
Gebiete der Naherholung so nachhaltig zu stören 
oder gar zu zerstören, so daß ein Aufenthalt dort 
nicht nur unmöglich wird, sondern auch ein sehr ein­
schneidender und irreparabler Einfluß auf die Ökolo­
gie genommen wird. Mit dieser Situation sind die gro­
ßen Gemeinden -  also im wesentlichen die großen 
Städte -  meist etwas leichter fertig geworden als die 
kleineren Kommunen. Die »Großen« wichen nämlich 
in Verfahren der Volumenreduktion aus; also z. B. in 
die Abfallverbrennung oder -  bei entsprechendem 
Hinterland -  in die Abfallkompostierung. Auf der 
Strecke blieben die weniger finanzkräftigen kleinen 
Gemeinden, und ganz ihrem Schicksal überlassen 
schließlich blieb die Industrie. Noch eines wirkte sich 
sehr nachteilig, in manchen Bereichen sogar katastro­
phal aus, nämlich, daß kleine Gemeinden in dem Be­
mühen, ihr Gemeindesäckel etwas aufzufüllen, sich 
gegenseitig den Rang abliefen, in der Anwerbung 
und Ansiedlung potenter Industrieunternehmen. Ge­
rade die kleinen Gemeinden waren jedoch am wenig­
sten in der Lage, die Umweltprobleme, die nun ein­
mal mit der Ansiedlung solcher Großbetriebe verbun­
den sind, zufriedenstellend zu lösen. Man sorgte sich

vielleicht noch um das Problem der Abwasserbeseiti­
gung, aber spätestens bei den festen Abfallstoffen 
hörte das Bemühen um eine wirkliche Lösung auf. 
Abfallbeseitigung durfte nichts kosten! Diese Politik 
ließ sich auf die Dauer nicht durchhalten. Das Abfall­
beseitigungsgesetz des Bundes vom 7. Juni 1972 war 
überfällig. Durch dieses Gesetz sind nun die Kom­
munen und auch die Industriebetriebe zunächst aus 
ihrer unmittelbaren Verantwortung für die Abfallbesei­
tigung entlassen. An ihre Stelle treten die Bundes­
länder, und diese wiederum können gezielt ihre Auf­
gaben an entsprechend große Gebietskörperschaften 
delegieren. Wie sieht das in der Praxis aus? Jedes 
Bundesland sorgt im Rahmen eines Abfallbeseiti­
gungsplanes dafür, daß unter Berücksichtigung der 
Schwerpunkte der Abfallprobleme entsprechende 
Müll- oder Abfalleinzugsgebiete abgegrenzt werden. 
Diese werden in Regionalplänen und schließlich in 
einem Landesplan festgelegt unter Berücksichtigung 
aller Belange, die sowohl die Kommunen als auch die 
Industrie betreffen. So können w ir damit rechnen, daß, 
bezogen auf die zu erwartenden Abfallmengen, ent­
sprechende zentrale Großanlagen zur Verfügung ste­
hen werden; Anlagen, die den vielfältigen Problemen

Ziel der geordneten A b lagerung : Schad- und zwanglose 
Integration der A b fä lle  in das Landschaftsgefüge. Vorbere i­
tung der Deponie Berlin-W annsee fü r d ie R eku ltiv ie rung.
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der Abfallbeseitigung gerecht werden. Das bedeutet 
einmal aufnahmefähige Zentraldeponien, das bedeu­
tet weiterhin moderne Müllverbrennungsanlagen, die 
den Anforderungen an die Luftreinhaltung gerecht 
werden, und das bedeutet schließlich Kompostierungs­
anlagen, die das entsprechende Absatzgebiet für das 
Produkt Kompost zu berücksichtigen haben. Darüber 
hinaus sind weitere zentrale Behandlungs- und Ver­
brennungsanlagen für die sogenannten Problemab­
fälle erforderlich. Und das ist ja gerade das Thema, 
das die Industrie am meisten berührt: Wo können wir 
mit den produktionsspezifischen Abfällen bleiben? 
Nicht alle Industrieabfälle gehören zwangsläufig zum 
Sondermüll. Für eine Vielzahl der Abfälle besteht die 
Möglichkeit der gemeinsamen Beseitigung zusam­
men mit Hausmüll. Zum eigentlichen Sondermüll ge­
hören solche Abfälle, die sich eben nicht ohne Schwie­
rigkeiten zusammen mit den Siedlungsabfällen besei­
tigen lassen. Am drückendsten stellt sich bei den Ab­
fällen immer das Mengenproblem. Die Möglichkeiten 
der Mitbeseitigung industrie ller Abfälle zusammen 
mit den Siedlungsabfällen werden in der Praxis noch 
viel zu wenig wahrgenommen, ja noch viel zu wenig 
gesehen. Es ist vielleicht auch noch zu wenig darüber 
bekannt geworden. Versuche und Forschungsvor­
haben gerade in dieser Richtung laufen zum Teil 
noch. Aus einem bereits abgeschlossenen Forschungs­
vorhaben möchte ich ein charakteristisches Beispiel 
vorführen, um zu zeigen, daß wenn die Dinge mit 
Sorgfalt und Vernunft gemacht werden, sich noch un­
geahnte Möglichkeiten auftun, um feste Siedlungsab­
fälle gemeinsam mit Abfällen aus dem Bereich des 
Gewerbes, insbesondere der Industrie zu beseitigen. 
Im Rahmen unserer Berliner Untersuchungen wurde 
z. B. geprüft, in welchem Umfange Mineralölabfälle 
gemeinsam mit Hausmüll beseitigt werden können. 
Dies geschah keineswegs im Labormaßstab, sondern 
hier wurde mit praxisgerechten Mengen gearbeitet. 
200 m3 Motorenaltöl wurden gemeinsam mit Haus­
müll zur Ablagerung gebracht. Auf Einzelheiten der 
Technik kann hier nicht eingegangen werden. Soviel 
sei erwähnt, daß die Abfälle in einer sogenannten 
Auffangwanne über einer entsprechend mächtigen 
Hausmüllschicht eingebracht wurden. Die Annahme, 
daß diese Abfälle aufgrund ihrer spezifischen Eigen­
schaften in die biologisch-chemischen Prozesse um­
fassend einbezogen würden, haben sich voll bestä­
tigt. Wir konnten feststellen, daß sich diese Problem­
abfälle aus dem Mineralölbereich mühelos in die bio­
logisch-chemischen Abbauprozesse, die sich in den 
Siedlungsabfällen vollziehen, einbinden lassen. Diese 
biologisch-chemischen Prozesse im aeroben Bereich 
sind gekennzeichnet durch entsprechend hohe Tem­
peraturen. Nach zehn Tagen wurden 88° C registriert, 
ein Beweis dafür, daß auch die flüssigen Mineralöl­
abfälle voll in den mikrobiellen Abbauprozeß einbe­
zogen worden waren. Nach Abschluß des m ikrobiolo­
gischen Abbaues fielen auch die Temperaturen zu­
rück. Die Auffangwanne war inzwischen mit Haus­
müll aufgefüllt worden. Sieben Monate nach Ablage­
rung der Mineralölabfälle konnten w ir durch Bohrun­
gen feststellen, daß die gesamte eingebrachte Menge 
an M ineralölabfällen unter Kondensation und Poly­
merisation zu einer asphaltischen Masse verharzt 
war. Wenn man die Probleme so gezielt angeht und

die entsprechenden wissenschaftlichen Grundlagen 
erarbeitet sind, lassen sich vergleichbare Lösungen 
auch für andere Problemabfälle finden. Das hier vor­
geführte Beispiel ist insofern nicht mehr ganz zeit- 
gerecht, da unter den heutigen Gesichtspunkten — 
angesichts der Ölkrise -  nicht mehr empfohlen wer­
den kann, dieses »wertvolle« Abfallprodukt überhaupt 
noch zu beseitigen. Es muß dazu gesagt werden, daß 
dies in Berlin auch bisher nicht geschehen ist, denn 
w ir haben in der Stadt zwei Altölregenerierbetriebe 
schon seit sehr langer Zeit, und so stellt sich hier das 
Problem mehr in der Form, die Mitbeseitigung der 
Säureharze aus diesen Anlagen sicherzustellen. Auch 
für diese Spezialabfälle haben entsprechende Unter­
suchungen gezeigt, daß es ohne besondere Mühe 
möglich ist, ähnlich zu verfahren, nämlich unter Aus­
nutzung von Polymerisation, Reduktion und Neutra­
lisation im anaeroben Millieu einer Verdichteten De­
ponie Säureharze schadlos mitzubeseitigen. Diese 
Beispiele sollen unterstreichen, wie wichtig es ist, daß 
man auch aus staatlicher Sicht praxisbezogen zu ar­
beiten und zu urteilen hat und daß man Lösungen 
finden muß, die sich auf der einen Seite umweltge­
recht und auf der anderen Seite auch kostengerecht 
durchführen lassen. -  Es bleibt schließlich den Son­
dermüllanlagen Vorbehalten, solche Abfälle aufzuneh­
men, die sich nicht zusammen mit Siedlungsabfällen 
beseitigen lassen. Die Möglichkeiten der gemein­
samen Ablagerung von industriellen Abfällen zusam­
men mit Hausmüll sind jedoch noch keineswegs voll 
ausgeschöpft.

Mit dem Abfallbeseitigungsgesetz aus dem Jahre 1972 
hat der Gesetzgeber die Neuordnung und Neugliede­
rung der Abfallbeseitigung angepackt. Daraus resul­
tiert die Verpflichtung, daß in Zukunft alle Abfälle nun 
auch an den richtigen Beseitigungsort gelangen. Der 
Gesetzgeber hat sich darüber hinaus Vorbehalten, in 
bestimmten Bereichen der »Abfallerzeugung« -  wenn 
erforderlich -  einzugreifen. Im § 14 des Gesetzes sind 
z. B. Einwegbehälter und Verpackungen ganz deutlich 
angesprochen worden, um bei Überhandnehmen sol­
cher Abfälle Reglementierungen vorzunehmen sowohl 
in bezug auf die Menge, als auch Qualität und Art so­
wie Kennzeichnungspflicht der Abfälle. Dieser Vor­
behalt des Gesetzgebers ist notwendig, da ein ganz 
erheblicher Anteil des heute anfallenden Hausmülls 
aus Verpackungsmaterialien und Einwegbehältnissen 
besteht. Ohne Zweifel erfüllen Verpackungen und 
Behältnisse wichtige Funktionen im Rahmen der Hy­
giene. Auf eine ganze Reihe von Einwegverpackun­
gen können w ir allein aus hygienischer Sicht gar nicht 
mehr verzichten. Trotzdem muß zum richtigen Maß 
zurückgefunden werden, damit w ir nicht eines Tages 
vor einer Abfallawine, die im wesentlichen aus Ver­
packungsmaterial besteht, kapitulieren müssen. »Je 
kleiner der Lippenstift, um so größer die Verpackung«; 
das sollte in Zukunft nicht der Maßstab sein. Es geht 
auch anders, und trotzdem kann eine Verpackung 
zweckmäßig und zugleich ansprechend sein.

Solche Abfälle, die sich infolge ihrer gewaltigen Men­
gen so unangenehm bemerkbar machen, stellen die 
eine Seite des Problems dar. Die andere Seite betrifft 
die schwierigen produktionsspezifischen Abfälle aus 
dem Gewerbe, insbesondere der Industrie. Es kommt
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darauf an, diese -  wo immer es geht -  schon in einer 
frühen Phase in eine möglichst ungefährliche und un­
schädliche Form umzuwandeln und im Volumen wei­
testgehend zu reduzieren.

Über Art und Menge der produktionsspezifischen Ab­
fälle hat seit dem 1. September 1974 jedes Unterneh­
men ein sogenanntes Abfallnachweisbuch zu führen. 
Das bedeutet, daß jeder Unternehmer, der mit pro­
duktionsspezifischen Abfällen zu tun hat, und zwar 
solchen, die sich nicht gemeinsam mit den Siedlungs­
abfällen abholen und ohne weiteres beseitigen las­
sen, Nachweis zu führen hat. Parallel dazu sind in 
Form einer Loseblatt-Sammlung alle Dokumente über 
die Abgabe dieser Abfälle abzuheften. Dies geschieht 
in Anlehnung an den §11 Abs. 3 des Bundesabfall­
beseitigungsgesetzes, der diese Auflage, ein Nach­
weisbuch zu führen, beinhaltet. Die eben zitierte 
Rechtsverordnung fü llt die genannte Auflage aus. Man 
war bemüht, diese Dinge möglichst praxisnah und 
vor allen Dingen auch bundeseinheitlich vorzuberei­
ten, so daß alle Bundesländer gemeinsam die gle i­
chen Formulare benutzen.

In der Praxis führen die Unternehmer Buch darüber, 
welche Abfälle in welcher Zeiteinheit anfallen, von 
wem sie abgeholt werden und wohin sie verbracht 
werden. In einer weiteren Rechtsverordnung, die 
gleichzeitig erlassen wurde, ist dem Transportunter­
nehmer auferlegt, sich eine entsprechende Transport­
genehmigung einzuholen, wobei er den Nachweis er­
bringt, daß er sowohl über den entsprechenden Fuhr­
park -  wo erforderlich Spezialfahrzeuge -  verfügt, als 
auch dokumentiert, daß es sich bei ihm um einen zu­
verlässigen, fachkundigen Partner handelt.

Die jeweilige Abfallbeseitigungsanlage schließlich be­
stätigt die ordnungsgemäße Übernahme und Beseiti­
gung der angelieferten Abfälle. Die Beseitigungsan­
lagen können kommunale Einrichtungen sein, aber 
auch einer Gebietskörperschaft gehören, wobei eine 
solche Körperschaft so konstruiert sein kann, daß es 
sich um einen Zweckverband von Industrie und öffent­
licher Hand handelt. Gerade diese Form des Zweck­
verbandes hat sich für die Praxis der Abfallbeseiti­
gung sehr gut bewährt und man kann sagen, daß sie 
ein gutes Instrument zur Handhabung unserer Abfall­
probleme darstellt. -  Der Betreiber einer Beseiti­
gungsanlage hat den letzten Akt des bürokratischen 
Vorganges zu vollziehen. Er muß bestätigen, daß er 
den Abfall ordnungsgemäß erhalten und vor allen Din­
gen ordnungsgemäß und schadlos beseitigt hat. Da­
mit ist es möglich, den Weg eines Abfalles, vom »Ab­
fallerzeuger« über den Transport biszurBeseitigungs- 
anlage hin lückenlos zu verfolgen. Man mag zugeste­
hen, daß es bedauerlich ist, daß dazu ein so großer 
bürokratischer Aufwand nötig ist. Man sollte sich aber 
gegenüber den Tatsachen nicht verschließen, daßi 
diese Maßnahmen erforderlich geworden sind wegen 
der schlechten Erfahrungen, die man in der letzten 
Zeit leider machen mußte. Angesichts dieser staat­
lichen Voraussetzungen, die nunmehr bestehen und 
die in einer relativ kurzen Frist geschaffen wurden, 
ist es auch verständlich, daß Abfallkrim inalität in Zu­
kunft sehr hart bestraft wird.

Ein nicht unwesentlicher Gesichtspunkt bei allem Be­

mühen um umweltgerechte Lösungen, ist der Aspekt 
der Wirtschaftlichkeit von Maßnahmen, was nicht au­
ßer acht bleiben sollte. Deshalb auch das Bestreben 
der Bundesländer, zu einer einheitlichen Form zu fin­
den, um es nicht im Bereich der sogenannten Ver­
ursacher zu Wettbewerbsverzerrungen kommen zu 
lassen. Das würde letzten Endes dazu führen, daß ein 
Unternehmer nur deshalb, weil er härtere Auflagen 
hinsichtlich der Beseitigung seiner Abfälle erhalten 
hat, im Wettbewerb der Konkurrenz unterliegen muß. 
Dieses wird durch das gemeinsame Vorgehen von 
Bund und Ländern verhindert. Der nächste Schritt, 
der nun zu vollziehen ist und der bereits vorbereitet 
wird, ist der, auch im Rahmen der Europäischen Ge­
meinschaft solche möglichen und denkbaren Wett­
bewerbsverzerrungen aufgrund unterschiedlicher Um­
weltauflagen auszuschließen, so daß m ittelfristig zu­
mindest für den EG-Raum sichergestellt wird, daß es 
nicht zu Wettbewerbsverzerrungen kommen kann. Si­
cherlich wird es nötig sein, daß man lernt, diese Dinge 
auch bei dem weltweiten Handel zu berücksichtigen.

Welche weiteren Möglichkeiten haben die einzelnen 
Betriebe, um mit ihren Abfallproblemen fertig zu wer­
den? Wie schon erwähnt, ist das Abfallproblem in 
erster Linie ein Mengenproblem. Die wirklich proble­
matischen Abfälle machen unter 1 % der Gesamtab­
fallmenge aus. Bei diesen Abfällen handelt es sich im 
wesentlichen um flüssige und schlammige Abfälle. 
Sicherlich ist es von Vorteil, wenn man schon be­
triebsseitig dafür sorgt, daß die verschiedenen pro­
duktionsspezifischen Abfälle separat voneinander ge­
sammelt, zwischengelagert und nach Möglichkeit auch 
separat abtransportiert werden. Ein solches Vorgehen 
hat den Vorteil, daß die zentralen Behandlungsan­
lagen, die sich dieser Abfälle anzunehmen haben, viel 
gezielter die erforderlichen Vorbereitungsarbeiten 
durchführen können. Handelt es sich um ein Abfa ll­
gemisch, so wird ein weit größerer Aufwand mit ent­
sprechend hohen Kosten für die Aufbereitung und 
Trennung erforderlich. Eine weitere Möglichkeit, die 
man betriebsseitig noch viel mehr nutzen sollte, ist 
die Möglichkeit der Entwässerung der flüssig-schlam­
migen Abfallstoffe. Es ist wenig nützlich, Wasser über 
große Strecken zu transportieren, und durch W irt­
schaftlichkeitsanalysen läßt sich innerhalb der Be­
triebe sicher noch manches wesentlich verbessern 
und optimieren. Für manchen Großbetrieb ist es 
durchaus interessant, eigene Anlagen für Entgiftung 
und Neutralisation einzurichten. In Berlin werden wir 
insbesondere unter Berücksichtigung der Vielzahl 
kleiner gewerblicher Betriebe den Weg gehen, eine 
zentrale Behandlungsanlage als Anlage eines dafür 
gegründeten Zweckverbandes zu erstellen, damit si­
chergestellt ist, daß auch für solche Betriebe, für die 
es sich im einzelnen nicht lohnen würde, eigene An­
lagen zu erstellen, eine zentrale Einrichtung zur Ver­
fügung steht. Auch in diesem Falle kann man nur 
wünschen und anregen, daß die Abfälle möglichst se­
parat eingesammelt und für sich gehalten angeliefert 
werden, was sicher seine Wirkung auf einen günstigen 
Preis haben wird.

Bevor Abfälle den Weg in die Beseitigung gehen, sollte 
man prüfen, ob nicht so mancher Abfallstoff, der im 
Rahmen eines Produktionsprozesses zwangsläufig als
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Abfall anfällt, für einen anderen Betrieb nicht noch 
wertvoller oder zumindest verwertbarer Rohstoff sein 
kann. Hier ist ganz besonders die Initiative der Deut­
schen Industrie- und Handelskammern zu loben, die 
sich sehr entschlossen und zügig des Problemes an­
genommen haben und mit der Abfallbörse zum Teil 
schon mit erfreulichen Erfolgen aufwarten können.

Hier wird ein Weg aufgezeigt, der sich lohnt, daß man 
ihn auch für die Zukunft weiter verfolgt. Nehmen wir 
hierzu ein einfaches Beispiel aus der Praxis der Bau­
wirtschaft. Für viele Unternehmer ist der Bauaushub 
ein notwendiges Übel. Der Boden muß abgefahren 
werden. Für den anderen kann das gleiche Material 
durchaus ein wertvoller Füllboden sein. Auch aus dem 
Bereich der Chemie-Betriebe gibt es eine ganze Fülle 
von Beispielen. Aber bevor man sich Gedanken dar­
über macht, wie man etwas beseitigt oder womit man 
einen anderen »beglücken« kann, sollte zuerst be­
dacht werden, ob man nicht durch einen innerbetrieb­
lichen Kreislauf die Rückgewinnung von Abfällen prak­
tiziert und damit Rohstoffe wieder in die eigene Pro­
duktion hineingebracht werden können oder bestimm­
te Chargen einer Wiederverwendung zugeführt wer­
den. Nehmen w ir ein Beispiel außerhalb des Berei­
ches der Abfallbeseitigung: Es ist heute selbstver­
ständlich, daß Kühlwässer immer wieder in einen 
Kühlwasserkreislauf zurückgeführt werden. In dem 
Bereich ist ein solches Denken ganz selbstverständ­
lich. Im Bereich der Abfallbeseitigung würde es loh­
nen, in ähnlicher Weise die eine oder andere Anstren­
gung zu unternehmen, denn auf vergleichbare Art las­
sen sich sicher eine ganze Reihe von Stoffen in einem 
ähnlichen Verwertungskreislauf einbeziehen. Häufig 
genug ist es nur ein organisatorisches Problem. 
Manchmal erfordert es darüber hinaus den Sachver­
stand des Betriebschemikers oder des Betriebstech­
nikers.

Ist die innerbetriebliche Wiederverwertung praktizierte 
Wirklichkeit, dann kann man in einem nächsten Schritt 
an die Rückführung von Verbrauchsgütern -  also von 
»Abfällen« -  denken, um damit wenigstens einen Teil 
der großen Abfallmengen in den Rohstoffkreislauf zu­

rückzuführen. Ein Modewort, das heute durch die Li­
teratur geistert, das sogenannte »Recycling« wird viel 
zitiert und wenig praktiziert. Entscheidend für den 
Erfolg der Wiederverwertung dürfte es sein, daß ein 
wirtschaftlicher Anreiz gegeben wird, A lt- und Abfall­
stoffe separat zu sammeln und dann an Verwertungs­
anlagen abzugeben. Alles andere dürfte von vornher- 
eine Utopie sein. Das beigefügte Schema zum Güter­
kreislauf soll verdeutlichen, wie dieser Kreislauf ge­
dacht ist. Gehen w ir an den Anfang des Produktions­
geschehens, dann ist zur Gewinnung und zur Förde­
rung der Rohstoffe zunächst ein nicht unerheblicher 
Aufwand an Energie erforderlich, und der nächste 
Schritt, die Rohstoffaufbereitung, erfordert ebenfalls 
nicht unbeträchtliche Mengen an Energie, und schon 
in diesen beiden Abschnitten entstehen eine ganze 
Reihe von Abfallprodukten. Bei der Rohstoffgewin­
nung fallen gleichzeitig beträchtliche Mengen Abraum, 
bei der Aufbereitung meist beachtliche Mengen Ab­
wässer an. Der Folgeabschnitt betrifft dann die eigent­
liche Produktion von Wirtschaftsgütern. Hier ist eben­
falls noch einmal ein nicht unerheblicher Aufwand an 
Energie erforderlich. Das Produkt gelangt sodann zum 
Verbraucher. Je nach Qualität und Zweckbestimmung 
eines Erzeugnisses, hat es eine entsprechend kurze 
oder lange Lebensdauer. Irgendwann aber kehrt alles 
wieder als Müll oder Abfall zurück. Bisher wurde das 
Abfallproblem allein über die Beseitigung gelöst. Die 
Chancen, von der Abfallbeseitigung wegzukommen 
sind dann gegeben, wenn Möglichkeiten aufgezeigt 
werden, aus dem Abfall einen Rohstoff »Abfall« zu 
machen. Dieser Rohstoff »Abfall« ist mit solchen Ei­
genschaften zu versehen, daß er als Rohstoff in den 
Kreislauf und damit letztlich wieder in die Produktion 
einspeisbar wird. Er muß dabei nicht zwangsläufig die 
Eigenschaften aufweisen wie ein natürlicher Rohstoff; 
im Gegenteil, die energieaufwendigen Phasen bei der 
Rohstoffgewinnung und bei der Rohstoffaufbereitung 
lassen sich ganz erheblich verkürzen. Am Beispiel 
der Kraftfahrzeuge läßt sich das besonders verdeut­
lichen. Das Automobil »läuft und läuft und läuft« und 
beendet seine »Laufbahn« als Rostlaube. Der Auto­
schrott muß in eine solche Materie umsetzbar sein,
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daß diese für die Verhüttung akzeptabel wird. In der 
Praxis bedeutet das -  und das ist leicht getan -  eine 
Vershredderung des Materials herbeizuführen und si­
cherzustellen, daß Lackreste, Polsterungen und ähn­
liche Fremdbestandteile dem Metall nicht mehr an­
haften. Übrig bleibt ein sehr schön blankes Metall, 
allerdings mit dem Nachteil behaftet, daß in der Kraft­
fahrzeugindustrie außer Eisen und Blechen leider auch 
noch andere Metalle Verwendung finden. Das ist nun 
genau der eigentliche Ansatzpunkt für wirkliches »Re­
cycling«. Man hat zu überlegen, ob man nicht z. B. 
Kupferleitungen in den Kraftfahrzeugen durch ent­
sprechend dicker ausgelegte Eisendrähte ersetzen 
kann. Das würde automatisch das Shredderprodukt 
für die Verhüttung interessanter machen, weil die die 
Verhüttung störenden Kupferanteile entfallen würden.

Wenn man in dieser Richtung intensive Überlegungen 
anstellt, einen Denkkreislauf in Gange setzt, der schon 
bei der Produktion von Wirtschaftsgütern einzusetzen 
hat, dann ist Recycling in der ersten Stufe schon ver­
wirklicht. Man muß nämlich bei der Produktion eines 
Erzeugnisses schon überlegen, in welcher Form es ei­

nes Tages als Abfall zurückkommt und welche Eigen­
schaften dieser Abfall von vornherein haben muß, um 
ihn möglichst zwanglos wieder als Rohstoff verwen­
den zu können. Wenn das gelingt -  das wird zwar 
sicherlich längst nicht in allen Bereichen der Produk­
tion möglich sein -  aber dann erst sollte man wirklich 
von Recycling und von der Wiederverwertung spre­
chen. Alles andere sind freundliche Lippenbekennt­
nisse, die aber des Beweises noch entbehren.

Am Schluß bleibt festzustellen, daß Abfallbeseitigung, 
besser Abfallwirtschaft, im Gegensatz zu früheren 
Denkweisen durchaus ihren Preis erfordert und ge­
rade deshalb gemeinsame Anstrengungen von Staat 
und Unternehmen erfordert, um zu volkswirtschaft­
lich sinnvollen Lösungen zu kommen. Weiterhin ist 
daran zu denken, daß Wirtschaftswachstum und Wohl­
stand allein nicht die einzigen Orientierungspunkte für 
unser Verhalten sein können. Auf lange Sicht kann 
beides wohl nur in einer intakten und gesunden Um­
welt gewährleistet werden. Hierzu beizutragen, sind 
w ir alle aufgerufen, aber besonders die, die im Be­
reich der Abfallw irtschaft die Verantwortung tragen.
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Definition

I. Abfälle sind Stoffe, die zu nichts mehr zu gebrau­
chen sind; man entledigt sich ihrer, heißt es im Ge­
setzestext. Auch die Abfälle werde ich entsprechend 
den allgemeinen Spielregeln der naturwissenschaft­
lichen Betrachtungsweise der Materie in feste, flüs­
sige, gasförmige unterteilen. An den Aggregatzustand 
sind die Möglichkeiten zur Beseitigung des jeweiligen 
Stoffes zwingend gebunden. In bestimmten Fällen 
kann nur durch Umwandlung von einer Phase in eine 
andere eine Konzentrierung des Abfallstoffes erreicht 
werden, oft macht sie eine Beseitigung überhaupt erst 
möglich.

II. »Industriell« heißt in meinem Thema: Die in der In­
dustrie anfallenden Stoffe. Damit sind viele Über­
schneidungen gegeben mit den in Haushalten abfal­
lenden Dingen, die wir z. B. als Müll alle privat pro­
duzieren.

III. Beseitigen möchte ich nach mehreren Richtungen 
auslegen:
1. Die Abfälle gar nicht erst entstehen lassen; das ist 
ein Ziel der modernen Forderung nach umweltfreund­
lichen Techniken.
2. Abfälle so gestalten oder aufbereiten, daß sie dem­
selben Produktionsverfahren oder einem anderen 
Herstellungsprozeß zugeführt werden können. Auf 
diese Weise ist aus Abfall wieder Rohstoff geworden.
3. Der unvermeidbare Abfall bleibt zur Vernichtung 
übrig.

IV. Zur Vervollständigung der Überschrift möchte ich 
mich selbst vorstellen: Ich komme von der Firma Carl 
Freudenberg, Weinheim, bin Chemikerin und beschäf­
tige mich mit den Problemen, die der Umweltschutz 
stellt. Vom Ursprung ist die Firma Gerberei, also Le­
derfabrik; inzwischen sind w ir ein »bunter Gemischt­
warenladen« mit Produktionsstätten im In- und Aus­
land.
Die historische Wurzel, die Chrom-Lederherstellung 
aus Rindshäuten und Kalbfellen, ist heute nur noch 
ein kleiner Teil der CF-Produktionen, aber viele Ak­
tivitäten und besonders solche im Bereich des Um­
weltschutzes sind aus diesem Ursprung zu erklären.

Beseitigung industrieller 
Abfallstoffe. 
Industrielle Gesichtspunkte
Dr. Lieselotte Feikes

Außerdem sind viele Maßnahmen einer zweckmäßigen 
Abfallwirtschaft weit älter als die neuen Schlagworte.
V. Bei uns ist der Begriff »Umweltschutz« seit etwa 3 
Jahren als Funktion in der organisatorischen Zuord­
nung inthronisiert. Die Chemie wird zentral gemacht, 
die Durchführung obliegt den Produktionsbetrieben, 
sowie der Energieversorgung, die auch für die Ent­
sorgung zuständig ist. Vom Labor aus wird bei der 
Wahl des Verfahrens beraten; w ir verfolgen messend 
Modellanlagen und kontrollieren die Wirksamkeit der 
Einrichtungen im Dauerbetrieb. Wir pflegen die Kon­
takte mit den zuständigen Behörden; w ir helfen den 
Unternehmensbereichen, die Gesetze und Vorschrif­
ten auf die Praxis der Fabrikation anzuwenden. Auf 
diese Weise ist gewährleistet, daß es im allgemeinen 
keine Nahtstelle gibt zwischen den Produktionsanla­
gen und den Reinhaltemaßnahmen, was sich nach un­
seren bisherigen Erfahrungen hervorragend bewährt.

Aufgabenstellung
Nach dem Gesetz von der Erhaltung der Masse geht 
in der Natur keine Substanz verloren. In diesem Sinn 
sind unsere technologischen Verfahrensweisen physi­
kalische oder chemische Umwandlungen. Ich möchte 
in exakter Verfolgung dieses Denkens versuchen, 
auch die Probleme der Abfallwirtschaft als einen Teil 
des Kreislaufes der Materie darzustellen (Schema I).

K re is la u f der M aterie

= In d u s t r ie  = M enschen

Schema I
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Stoffbilanz: Produktion

Schema II

In dieser bekannten Darstellung sind die Probleme 
sehr einfach zusammengefaßt. Die uns gestellte Auf­
gabe ist das sinnvolle Eingliedern der »Produktions- 
Abfälle« in die natürliche Biosphäre, also die linke 
Hälfte des Schemas. Aus diesem Grunde halte ich es 
für richtiger, von Umweltgestaltung zu reden; mit dem 
Begriff »Schutz« ist zuviel negatives angedeutet. An­
hand der Darstellung können andere jetzt lange phi­
losophieren; w ir beschäftigen uns mit dem techni­
schen Inhalt.

Die heutzutage hochgespielten Schwierigkeiten rüh­
ren alle daher, daß sich Materie am falschen Ort be­
findet. Erstes Gebot in der Betrachtung aller Abfälle 
ist also das Kennen der einzelnen Stoffe und das 
Wissen um ihre Reaktionen. Hierin unterscheidet sie 
sich überhaupt nicht von den Herstellungsverfahren, 
und w ir müssen sie mit den gleichen Methoden und 
derselben Intensität und Sorgfalt bearbeiten.

Zur grundsätzlichen Information über alles, was einer 
Fertigung zugeführt wird und alles, was außer dem 
Endprodukt erzeugt wird, stellen w ir die Stoffbilanz 
auf. Das Schema (II) hilft dem Betrieb, der die Vor­
gänge bestimmt, die Wege von Energieträgern und 
Rohstoffen zu verfolgen; es enthält alle Abfallstoffe, 
bezeichnet die Berührungspunkte mit der Umwelt und 
löst unsere Aktivitäten aus. Für die Suche nach der 
jeweils optimalen Problemlösung gehen w ir von den 
beiden Enden aus: einmal vom Anfallsort des Mate­
rials und zum zweiten von den Bedingungen, unter 
denen man es überhaupt loswerden kann.

Mit »der Beseitigung von Abfallstoffen« sind eine 
Reihe von anderen Fragen untrennbar verbunden, 
z. B. das Sammeln und Transportieren u. a.

Problemlösungen

Ich werde Ihnen im folgenden aus unserem Alltag be­
richten, wie w ir Abfallstoffe im einzelnen handhaben.

I. Abwasser (Schema IV und 13/4)

Mit dem Abwasser haben w ir angefangen und betrei­
ben werkseigene Kläranlagen. Wasser selbst ist ein­
fach zu transportieren, und darin sehe ich einen 
Grund dafür, warum die Industrie soviele wäßrige 
Prozesse durchführt und mit dem Abwasser unbrauch­
bares Material ableitet. Die gelösten oder suspendier­
ten Inhaltsstoffe müssen bei der Klärung aus dem 
Wasser wieder herausgeholt werden. Die Abwasser­
behandlung bedient sich also der für die Stofftren­
nung üblichen Methoden.

Bei den einzelnen Produktionen in unserem Haupt­
werk »Zwischen Dämmen« in Weinheim fallen unter-

(------- geplant)

Schema IV
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Abwasser-CF-Weinheim

Schema 13/4

schiedliche Abfallmengen mit völlig verschiedenen 
Belastungen an. In Tiefpunkten wird kurzzeitig ge­
sammelt und durch Druckleitungen an ein Misch- und 
Speicherbecken am Rande des Werksgeländes ge­
pumpt. Hier werden die Stöße in Qualität und Quanti­
tät ausgeglichen. Ein zeitlich konstanter Strom wird 
aus dem zentralen Tiefpunkt entnommen und der 
etwa 1 km entfernten Kläranlage zugeleitet. Zur bes­
seren Durchmischung wird ein Teilstrom des Wassers 
in das Becken zurückgeführt. Nach sorgfältigen Be­
rechnungen reicht für dieses CF-Werk ein Becken, 
welches das halbe Tagesvolumen faßt. Unsere Klär­
anlage arbeitet mehrstufig.

1. Die mechanische Reinigung erfolgt in 2 parallel ge­
schalteten Rundbecken. Aus den zentralen Tiefpunk­
ten wird der Bodensatz in 2 Eindicker gepumpt, die 
wechselweise im Durchlauf betrieben werden. Das in 
etwa 3 Stunden von den absetzbaren Stoffen befreite 
Wasser läuft an der Peripherie über; es wird zusam­
mengeführt und in der

2. chemischen Stufe gefällt, geflockt und oxidiert.

Dieses Verfahren haben w ir ausgearbeitet, als die 
Hälfte des gesamten Abwassers aus der Lederher­
stellung und weitere 30 % aus artverwandten Ferti­
gungen stammten. Es hat sich inzwischen als darüber 
hinaus leistungsfähig erwiesen. Deshalb möchte ich 
diese chemische Stufe näher erläutern, weil sie in un­
serem Hause entwickelt und gebaut worden ist und

typische Inhaltsstoffe des gemischten industriellen 
Abwassers gezielt erfaßt.

Als Konzept haben w ir uns vorgestellt, die Abwasser­
reinigung als Umkehr der Produktionsprozesse anzu­
gehen. Was mit Hilfe von Chemikalien in Lösung ge­
bracht worden ist, muß auch mit Hilfe von entspre­
chend ausgewählten anderen Agenzien wieder un­
löslich gemacht werden können. Mit Alkali und Sulfid 
wird beim Äschern die Disulfid-Brücke im Keratin ge­
spalten. Das geschieht bevorzugt an den Wurzeln; 
folglich werden die Haare von der Rohhaut abgelöst, 
das lederbildende Kollagen erleidet dabei praktisch 
keinen Angriff. In der Äscherflotte liegt also eine alka­
lische, sulfid- und eiweißhaltige Lösung vor, die zu­
sätzlich schwankende Anteile an ungelösten Abbau­
produkten von Eiweiß und Kalk enthält. Damit ist die 
Aufgabe für den Chemiker klar gestellt; die benötig­
ten Eigenschaften sind im Eisensulfat optimal vorhan­
den. Es hat außerdem den Vorzug, daß es andernorts 
als Abfall direkt anfällt.

Unter den Forderungen an die Reinheit von Abwasser 
ist der pH-Wert die dominierende; denn sehr viele 
Eigenschaften der möglichen Komponenten, die die 
Verschmutzung aus Industrie-Abläufen ausmachen, 
sind mit der Eingrenzung auf z. B. pH 6,5-8,5 eindeu­
tig mitbestimmt. Ich lege -  aus Erfahrung -  großen 
Wert auf diese Zusammenhänge; es ist falsch, ein­
zelne Inhaltsstoffe einer Brühe zu weit herauszustel­
len. Man sollte die Komponenten möglichst genau 
kennen, um ihre Reaktionen zu übersehen. Für die 
Wahl des besten Reinigungsverfahrens legen w ir das 
sich ergebende Gemisch zugrunde. Dann kann es 
die Optimierung durchaus erfordern, dennoch die eine 
oder andere Komponente getrennt herauszuholen. 
Ganz wesentlich spielen die möglichen Konzentratio­
nen dabei mit. Betonen möchte ich aber, daß ande­
rerseits durch die Zusammenführung von verschie­
denen Abwässern z. B. Neutralisation, Ausfällung und 
Verdünnung nützliche Dienste erbringen, die Dimen­
sionierung und erst recht das Betreiben jeder Anlage 
werden einfacher, an je weniger Varianten sie laufend 
angepaßt werden muß. Für das gesamte Werk schien 
es uns außerdem zweckmäßig, möglichst keine Viel­
zahl von Spezialbehandlungen an mehreren Plätzen, 
sondern nur eine Station für alle Reaktionen des Ab­
wassers zu haben, und nur einen Ort, wo Schlamm an­
fällt.

Engbegrenzte Kreisläufe sind dem jeweiligen Pro­
duktionsbetrieb direkt zugeordnet; w ir betreiben z. B. 
eine Chromrückgewinnung -  übrigens seit 50 Jahren. 
Die Restbrühen der Chromgerbung sind schwach 
sauer; sie enthalten Salze des dreiwertigen Chroms, 
das im alkalischen gut ausflockendes Hydroxid bildet. 
In Filterpressen wird der Bodensatz entwässert; der 
feste, blaue Filterkuchen wird mit Säure gekocht und 
die resultierende Lösung der Gerbung anteilig zuge­
setzt. Als Pickelflotte dient eine konzentrierte, saure 
Salzlösung; auch sie wird aufgebessert und wieder 
eingesetzt. In beiden Fällen ist natürlich entsprechen­
der analytischer Aufwand Voraussetzung für den 
Kreislauf, deshalb gehören sie sinngemäß direkt zum 
Betrieb.
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In der zweiten, also der chemischen Reinigungsstufe, 
findet komplexe Ausfällung statt. Wir konnten das 
Verfahren praktisch erweitern, indem w ir die Kombi­
nation Kalk-Eisen-sulfat-Luft definiert einstellen. An 
die Eisen-Ill-Hydroxidflocke lagert sich im Entstehen, 
das ist während der Oxidation, eine weite Palette der 
im Abwasser vorhandenen Chemikalien an.

Aus unserer Erfahrung mit derselben Produktion an 
mehreren Orten sei mir noch eine Bemerkung ge­
stattet: Wenn man das Abwasser betrachtet, darf man 
das eingesetzte Frischwasser nicht außer acht lassen; 
die Anzahl der Härtegrade und die Art der Härte sind 
Faktoren, die bis zur Abwasser-Reinigung durchschla­
gen. So konnten wir grundsätzliche Unterschiede im 
Verhalten bei der Entwässerung von Klärschlamm auf 
die Härtebildner im Brunnenwasser zurückführen.

Mit Hilfe der chemischen Fällung, Flockung und Oxi­
dation wird ein blanker Ablauf erreicht, dessen bio­
logischer Sauerstoffbedarf einem halbkonzentrierten, 
häuslichen Abwasser entspricht. Sein chemischer 
Stauerstoffbedarf ist ebenso weit reduziert und das 
praktisch unabhängig von den angelieferten Schwan­
kungen. Dieser halbreine Überlauf läßt sich problem­
los nach den Regeln der hochbelasteten Anlagen voll­
biologisch reinigen.

Die Anlage ist ausgelegt für: 24 000 m3 pro Tag.

Sie verarbeitet im Mittel seit 1967 in der mechani­
schen Stufe 17 000 m3/Tag =  710 m3/h .

Die chemische Stufe wird Ende dieses Jahres in Be­
trieb genommen; dann werden w ir haben: 35 t/d Fest­
stoffe =  100 t/d  Filterkuchen.

Abfallbeseitiqunq
CFW

CF-K läranlage

D e pon ie  CF  

M u c k e n s tu rm

Schema III

V erbrennung CF
S o n d e rm ü ll 

Deponie  

f r e m d  oder fre m d

Sie stammen je zur Hälfte aus den beiden Reinigungs­
stufen.

Diese Beobachtungen gewinnen wegen der für die 
Abwasser-Abgabe vorgeschlagenen Berechnungsfor­
mel neue Bedeutung. Die mir bekannte jüngste Aus­
gabe enthält neben anderen äußerst zweifelhaften 
Maßzahlen den chemischen Sauerstoffbedarf; er 
wird nach einer modifizierten Bichromatmethode be­
stimmt; um hierbei das stets vorhandene Chlorid zu 
binden, soll entgegen dem Einheitsverfahren Queck­
silbersalz zugesetzt werden. Mir ist völlig unverständ­
lich, daß man jetzt bei der Analyse der Inhaltsstoffe 
selbst Brühen erzeugt, die das verteufelte Quecksil­
berchlorid enthalten. Ein Abwasserlabor sollte doch 
erst recht vorbildlich arbeiten und völlig harmlose 
Gemische ableiten!

Der mechanische und der chemische Schlamm lassen 
sich gut eindicken; sie werden auf Vakuumfiltern und 
in Filterpressen entwässert und als feste Kuchen ord­
nungsgemäß genehmigt deponiert.

Wasser sparen ist ein Gebot unserer Zeit; es dient in 
erster Linie der Schonung der Wasservorräte. Die Ab­
wassermenge wird selbstverständlich kleiner; aber 
die Konzentration hängt ab von der eingesetzten Roh­
ware und den Chemikalien, um es wieder in den Be­
griffen der Gerberei auszudrücken. Diese beiden be­
stimmen die Fracht, und genau die ist für den Auf­
wand bei der Reinigung ausschlaggebend.

II. Feste Abfälle

sind aufgrund ihrer Form und Dichte einfach zu hand­
haben. Ihre Auswirkungen auf die Umwelt sind se­
kundärer Natur. Sie können leicht brennbar sein, 
also in die Luft gehen; sie können leicht wasserlös­
liche Komponenten enthalten, also in das Grund­
wassergehen. (Schema III)

Diese beiden Faktoren sind die realen Grenzen für 
die Deponierfähigkeit.

Wir sammeln die festen Abfälle in Mulden, die bei 
den zahlreichen Anfallspunkten im Werksbereich auf­
gestellt sind. Die Behälter sind beschriftet nach der 
Beseitigungsart: z. B. Deponie, Verbrennung oder 
nach dem Inhalt: Papier, Schrott, Gummi u. a. Unser 
größtes Problem ist die Sortierung; sie kann nur beim 
Hineinwerfen erfolgen, alle weiteren Prozeduren sind 
sowohl teuer als auch praktisch kaum durchzuführen.

A) »Deponie« heißt: Hausmüllähnliche Abfälle aus 
Kantinen, Aufenthaltsräumen, Büros, textile Abfälle 
(aus der Vlieselineherstellung), Bauschutt, Klär- 
schlamm-Filterkuchen u. a. m.

Ein Teil des Altpapiers kann seit kurzem wieder ab­
gesetzt werden. In diesen Tagen wurde mir berichtet, 
daß sogar im waldreichen Kanada die Abnehmer 
selbst auf die Deponie gehen und dort A ltpapier -  
kostenlos -  herausholen. Unser verbleibendes Papier 
sowie Holzabfälle werden verbrannt.

Gummi fällt an mehreren Punkten ab, auch davon 
kann ein Teil weiterverarbeitet werden. Bei uns ist 
speziell die Trennung von den metallhaltigen Kom­
binationen sorgfältig durchzuführen.
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In beiden Fällen müssen w ir das Material den Abneh­
mern anliefern; auch wenn diese Kosten gleich hoch 
wären wie die der Vernichtung, würde selbstverständ­
lich dieser Weg vorgezogen.

Alle Nebenprodukte und Reste, die im eigenen Hause 
wieder oder weiter verarbeitet werden, gehören nicht 
in diese Betrachtung. Dennoch lohnt es sich, daran 
zu erinnern, daß unsere Vorfahren die Rohstoffe sehr 
viel sorgfältiger ausgenützt haben, und Rohstoffe wa­
ren damals ausschließlich Naturstoffe. Die Lederher­
stellung liefert einige typische Beispiele:

a) Aus der Haut der geschlachteten Rinder und Käl­
ber wird Leder gemacht; dabei werden die Haare 
chemisch entfernt (siehe Abwasser); sie wurden bis 
vor etwa 10 Jahren abgesiebt, gewaschen und ge­
trocknet an Filzfabriken verkauft. Synthesefasern wur­
den dann billiger zugänglich, die Haare bleiben seit­
dem ungenützt im Abwasser.

b) Aus ungegerbten Beschneideabfällen wird Leim­
und Gelatine hergestellt. Bei dieser Fertigung ent­
steht hochbelastetes Abwasser; wenn seine Vollreini­
gung heutzutage die Existenz der Leimsieder gefähr­
det, würde auch dieses Material bei den Gerbern blei­
ben. Das Abwasserproblem hätte sich an einem Orte 
erledigt, ein neues der halbfesten Abfälle wäre statt 
dessen am anderen Ort entstanden. Für diesen Teu­
felskreis möchte ich allen Verantwortlichen das Den­
ken im Sinne einer Ganzheitsmethode empfehlen; 
auch ist den Suchern nach umweltfreundlichen Tech­
niken zu empfehlen, solche alten Abhängigkeiten zu 
studieren. Interessant ist der Hinweis auf »ungegerb- 
te« Hautabfälle. Die Gerbung ist bekanntlich die sta­
bile Einlagerung von Chemikalien zu dem Zweck, daß 
die Haut weder verleimt noch fault. Mit dem Ab­
schneiden vor der Gerbung diente man eindeutig der 
optimalen Abfallverwertung. Ferner ist nicht zu ver­
gessen, daß in der Verursacherkette die Gerberei 
selbst ein Nebenprodukt der Schlachterei, nämlich die 
Häute, einarbeitet.

B) Sondermüll ist ein Sammelbegriff; er erfaßt viele 
Sorgenkinder in unseren Werken, die bei uns Chemie­
abfälle genannt werden. Es ist

1. alles, was nicht über den Wasserweg abgegeben 
werden kann, sogenannte wäßrige Konzentrate, z. B. 
Binder, Kunstharzdispersionen u. a. Sie werden vom 
Anfallsort in geschlossenen Gebinden getrennt an 
einen Umschlagplatz gebracht, den w ir neben der 
Kläranlage eingerichtet haben. Dieser Transport ist 
eine Konzession an die Kanäle und Pumpen, die einen 
oft übersehenen Anteil der Abwasseranlagen ausma­
chen. Und w ir wissen ja alle, daß die Zeiten der Ka­
nalputzer vorbei sind. Mit unseren bewährten Hilfsmit­
teln Kalk-Eisensulfat-Luft lassen sich die meisten Brü­
hen direkt behandeln; das Resultat wird an zweck­
mäßiger Stelle innerhalb der Klärstufen eingefügt. 
Spezielle Präparationen erfordern analytische Klein­
arbeit; w ir verfolgen dabei stets das Ziel, durch ent­
sprechende Vorbehandlung zu den »klassischen« An­
teilen: klares Wasser und gut eindickbare Flockung 
zu kommen. Abfall-Erzeuger und Abfall-Vernichter 
müssen eng Zusammenarbeiten, sonst entsteht völlig

unnützer chemisch-kriminologischer Forschungsauf­
wand.

2. Gifte -  allgemein -  kann ich für uns ausschließen; 
wir verwenden nur an einem einzigen Platz Härte­
salze, und das hoffentlich nicht mehr lange Zeit. Ihr 
Weg ist ein absolut geschlossenes System mit ge­
sicherter, verbriefter Ablagerung in der vorgeschrie­
benen Untertagedeponie.

3. Organische Lösungsmittel enthaltende Pasten sind
-  so glaube ich -  eine umfangreiche Spezialität un­
seres Hauses, die vorwiegend aus der Kunstlederpro­
duktion stammt, und zwar aus der Reinigung der Ma­
schinen. Es sind an sich harmlose Gemische, aber ihre 
Konsistenz ist das Problem. Was verdüsbar ist, wird 
in einem Spezialofen verbrannt. Nicht verdüsbare 
Rückstände werden ausgehärtet und verfestigt auf ei­
ner genehmigten Spezialdeponie abgelagert. Hier ist 
gerade in diesen Tagen infolge der stark gestiegenen 
Chemikalienpreise viel Bewegung drin. Wir haben 
Versuche laufen, die Lösungsmittel abzudestillieren 
und das Gemisch als solches zu verwenden. Die 
Schwierigkeiten sind produktionsbedingt; zur Errei­
chung der notwendigen, zuweilen entgegengesetzten 
Effekte müssen mehrere Individuen eingesetzt wer­
den, die hinterher schwer wieder zu trennen sind. 
Energieaufwand und Preis der Substanzen stehen ge­
geneinander. Wir suchen auch für diese Abfälle nach 
dem individuellen Weg, der nicht die wertvollen orga­
nischen Kohlenstoff-Derivate vernichtet, sondern im 
Kreislauf für die Wiederverarbeitung aufbereitet. Für 
das wäßrige System gibt es eine reichhaltige Auswahl 
von Hilfsmitteln, die Suspensionen in sehr kurzen Zei­
ten sedimentieren lassen; bisher blieb unsere Suche 
nach analoger Wirksamkeit in organischen Flüssig­
keiten erfolglos.

III. Die gasförmigen Abfallstoffe

sind an sich die schwierigsten, weil Gase naturge­
mäß keine Gestalt haben und jeden vorgegebenen 
Raum unter nahezu beliebiger Veränderung ihrer 
Konzentration ausfüllen. Sammeln, Transportieren 
und zentrale Behandlung treten folglich zurück hinter 
der unmittelbaren Behandlung vor Ort, d.h. an der 
Emissionsquelle. Andererseits schleppen wir hier 
meiner Meinung nach einen folgenschweren alten 
Zopf mit. Zu den ersten Vorschriften zählen die 
MAK-Werte, die die Stoff-Konzentration am Arbeits­
platz nennen. Um sie zu unterschreiten, heißen die 
alten Auflagen: »Es ist für reichlichen Luftwechsel 
zu sorgen.« Das bedeutet wiederum speziell in un­
seren Betrieben mit Maschinen für durchlaufendes 
Material, daß große Luftmengen angesaugt werden. 
Die sind Ballast, wenn wir die Fremdstoffe irgendwie 
angehen. Andererseits sind Grenzkonzentrationen 
durch die Sicherheitsbestimmungen vorgegeben.

Das Kraftwerk möchte ich in diesem Gespräch nur an­
führen; auch das Kapital Lärm will ich keineswegs her­
unterspielen; es wird aber erfolgreich direkt von den 
Maschinen her zu betrachten sein. Beide sind aus mei­
ner Sicht primär Ingenieur-Aufgaben, zu denen ein 
Chemiker besser schweigt.

Die Fremdstoffe in Abluft möchte ich stofflich unter­
teilen in
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1. Lösungsmittel, die als chemisch definierte Substan­
zen vorhanden sind;

2. Reaktionsprodukte, die unter den Verfahrensbedin­
gungen, am häufigsten durch Temperaturerhöhung, 
von den Präparationen abgegeben werden. Sie sind 
meist wilde Gemische aus oft schwer bestimmbaren 
Individuen.

Sie können vorliegen:

1.) als Gas,

2.) als Nebel, d. h. in Form von Flüssigkeitstropfen, 
auch Aerosol genannt,

3.) als Staub oder Rauch, d. h. als feste Partikel be­
liebiger Korngröße.

Diese Einteilung hat uns schon wiederholt geholfen, 
unterschiedliche Daten -  speziell über den Wirkungs­
grad von Reinhalteeinrichtungen -  zu erklären, und 
sicher ist die Vielgestaltigkeit der Emissionen ein 
Grund für die Schwierigkeit ihrer Behandlung. Die 
Siedlungsdichte, unser Straßenverkehr und die Bal­
lung von Industrie tragen gemeinsam zur jungen Ak­
tualität der Immissionsprobleme bei.

An den Anfang der Beschäftigung mit Abluft haben 
wir die Analytik gestellt; dabei haben uns die lang­
jährigen Erfahrungen mit dem Abwasser sehr ge­
nützt.

Analytik ist hier aufzufassen als die Identifizierung 
einzelner Inhaltsstoffe und die Angabe ihrer absoluten

Emissions-Erfassung

1.) Kamin : Position im Lageplan

2.) Em.-großen :

a) Abmessung des Kamins 

Abluftmenge

Warme -  Ausstoß

b) Chemische Zusammensetzung  

der Inhaltstoffe in

mg C/  m3 und kg/ h

3.) Luftre inhaltung :

a) Wenn nach 2 b erforderlich  

Verfahren 

Auflagen
Schema V

Luftre inhaltung

W asch tu rm  (1)

E ntw ässerungs -  
kolonne (2)

En tsäuerungs  
kolonne (3)

Rein -D M F  
(Dimethyl formamid)

Schema VI

Mengen. Daneben steht die Meßtechnik, die die Pro­
zesse verfolgt, was durchaus über vereinfachte Re­
lativwerte geschehen kann. Nach den bekannten Sprü­
chen, daß jeder seine eigene Nase hat und manch ei­
nem duftet, was dem anderen stinkt, halten w ir auch 
in der Luft objektive Daten für eine Voraussetzung, 
ohne die sinnvolle Abfallbeseitigung nicht realisierbar 
ist.

Deshalb haben w ir eine Emissionserfassung (Schema 
V) angelegt. Sie enthält die Abmessungen der Abluft­
rohre, die gemessenen Luftmengen, die Temperatur 
der Abluft sowie die Fremdstoffe, angegeben in mg 
organisch gebundenem Kohlenstoff, bestimmt nach 
der Methode Stratmann. Man saugt einen Teilstrom 
durch ein Absorptionsmedium und hat auf diesem 
Umweg eine angereicherte Konserve, die im Labor mit 
den vorhandenen Geräten analysiert werden kann. 
Die Auswertung muß dem Betriebsgeschehen zuge­
ordnet werden. Allein die Rückkoppelung der analy­
tischen Abluftergebnisse auf die Produktion liefert die 
Anhaltspunkte zur Problemlösung. Als Arbeitskonzept 
gehen w ir konsequent den Weg der Menge: Also der 
Konzentration und Fracht.

Bei den Luft-Lösungsmittelgemischen liegen die vor­
hin angesprochenen Schwierigkeiten fast »ideal« vor. 
Unsere Maßnahmen zur Luftreinhaltung setzen jeweils 
direkt an den Produktionsanlagen an, und einige Pro­
blemlösungen haben w ir inzwischen vorzustellen: Im
1. Beispiel (Schema VI) hatten unsere Produktentwick­
ler eine Sternstunde: Sie verarbeiten einen polymeren 
Kunststoff, der in dem wasserlöslichen Dimethylfor­
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mamid gelöst ist. Die Trockenluft ist also nur mit einer 
fremden Komponente beladen. Diese Abluft wird mit 
Wasser ausgewaschen und sauber emittiert. Das Lö­
sungsmittel wird aus der wäßrigen Phase destilliert 
und noch einmal destiIlativ entsäuert. Es kann dem 
Prozeß als Verdünner wieder zugesetzt werden. Diese 
Anlage verarbeitet 20000 m3/h Abluft mit bis zu 20 g/ 
m3 DMF =  10 g C [aus DMF]. Als zweites Beispiel 
(Schema 14) sei eine thermische Verbrennung be­
schrieben; 20000 m3 Abluft enthalten verschiedene 
Lösungsmittel, ebenfalls unterhalb vom Sicherheits­
abstand, das sind bei 25%  der unteren Explosions­
grenze maximal 19 g Äthylacetat/m3 entsprechend 10 g 
Kohlenstoff. In einer liegenden Brennkammer, die mit 
Erdgas beheizt ist, verbrennen alle organischen In­
haltsstoffe. Wenn man die Wärmebilanz betrachtet, er­
kennt man sofort den Pferdefuß dieser Vernichtungs­
art; sie kann aus der jüngsten Energie-Erfahrung her­
aus nur ultima ratio sein. Hier ergeben sich nicht zu 
vernachlässigende Abhängigkeiten zwischen Abfall­
beseitigung oder Umweltschutz und Energieeinsatz.

In den meisten Fällen liegen sehr viel dünnere Abluft- 
Gemische vor, sie müssen zunächst über eine Anrei- 
chungsstufe laufen; das kann z. B. Aktivkohle sein, 
die mit Wasserdampf desorbiert wird. Eine solche An­
lage arbeitet diskontinuierlich. Das Wasser-Lösungs­
mittelgemisch muß weiterbehandelt werden, weil es 
als solches nicht in die Umwelt paßt. Der Aufwand für 
destiIlative Trennung, eventuelle Trocknung und an­
deres hängt im wesentlichen von der Anzahl der Kom­
ponenten und den Ansprüchen an das wieder zu ver­
arbeitende Substrat ab. Wir beschäftigen uns z. Zt. 
mit einem solchen Projekt, weil w ir es für uns nicht 
mehr vertretbar halten, Lösungsmittel in unserem 
Werk durch Verbrennung zu vernichten. Diese Frage 
kann jedoch völlig anders aussehen, wenn eine neue 
Fabrik die Abfallbeseitigung und ihre Energieversor­
gung neu plant.

In dem viel weniger gut erfaßbaren Bereich der in der 
Gruppe 2 genannten Reaktionsprodukte stecken viele 
von unseren derzeitigen Entwicklungsarbeiten. Einige 
Lösungen kann ich ihnen auch hierzu bereits vorstel­
len:

Stäube entstehen z. B. bei der Velourlederherstellung; 
sie sind mit den seit langem bewährten Maßabschei­
dern zu beherrschen. Auch bei der Bearbeitung von 
Gummi gelingt so die Abscheidung der festen Anteile; 
die übelriechenden gasförmigen Begleiter gehen 
durch. Bei der Kunstlederherstellung mit Polyvinyl­
chlorid und Weichmacher entweicht mit Undefinierten 
Stoffen belastete Abluft. Wir haben auf diesem Sek­
tor viel Lehrgeld bezahlt. Vor 8 Jahren wurden früh­
zeitig die damals modernen katalytischen Nachver­
brennungen eingebaut. Wie inzwischen wiederholt 
bestätigt worden ist, sind die Oxidationskatalysatoren 
viel mehr substratspezifisch als man damals ange­
nommen hatte; sie verlieren in den mit der Abluft ab­
ziehenden Gemischen ihre Wirksamkeit. Ihre Kurz­
lebigkeit frißt den Gewinn aus der niedrigen Verbren­
nungstemperatur auf; außerdem entspricht die ge­
ringe Verfahrenssicherheit nicht mehr den heute gel­
tenden Anforderungen. Diese Einrichtungen müssen 
jetzt ersetzt werden. Wir haben -  ich möchte sagen

mit viel Mut -  jüngst eine thermische Verbrennung in­
stalliert (Schema 15). In einer Zwillingsanlage für 
2X20 000 m3/h Abluft wird bei ca. 700° C verbrannt, 
womit aus dem Abluft- wieder ein Wärmerückgewin­
nungsproblem geworden ist.

Im Prinzip suchen w ir jedoch auch für den Abluftsek­
tor nach gezielten Maßnahmen. Über die genaue 
Kenntnis der Inhaltsstoffe müssen sich deren spe­
zifische Reaktionen ausnutzen lassen; das könnte 
durchaus auch zu mehrstufigen Verfahren führen.

Ich darf noch einmal zurückgreifen auf die Einteilung; 
Aerosole lassen sich bei Temperaturen unter 40° C 
im elektrischen Feld abscheiden, die dazu notwendi­
gen E-Filter sind bei uns im Einsatz; man muß bei 
ihrer Wirksamkeit stets darauf achten, daß echte Gase 
unverändert durchgehen. Andererseits ist oft Kühlung 
oder Kondensation vorzuschalten.

Und damit sind w ir wieder bei den Wäschern (s. DMF). 
Ein Teil ihrer Funktion ist Kühleffekt; zum anderen 
waschen w ir z. B. mit alkalisch eingestelltem Wasser 
saure Komponenten aus. Die Möglichkeiten, mit Hilfe 
von geeigneten Chemikalien als Waschlösung zu ar­
beiten, sind heute bei weitem nicht ausgeschöpft. Ge­
rade hier sehe ich noch eine weite Kluft zwischen
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analytischer Aussage und Übertragung auf die An­
wendungstechnik. Wäscher reichern an und machen 
aus der Luft- eine Wasserverschmutzung; aber die ist 
erfahrungsgemäß an vielen Orten bereits gelöst, und 
Kläranlagen verkraften viel!

Für die richtige Auswahl der vor-Ort-Behandlung der 
Abluft ist noch ein anderer Schwerpunkt zu beachten: 
Die meisten Produktionsverfahren -  speziell bei un­
seren Kunststoffverarbeitungen -  sind ständigem 
Wechsel unterworfen. Die Emissionen ändern sich 
zwangsläufig; also sollten die Reinhalte-Ei,nrichtun- 
gen möglichst weitreichend wirksam und elastisch 
anpassungsfähig sein. Das g ilt in bezug auf die In­
haltsstoffe nach Art und Menge ebenso wie für die 
Laufzeit.

Schlußdiskussion

Auch vom industriellen Standpunkt aus hat die Besei­
tigung der Abfallstoffe noch viele andere Aspekte. Ich 
habe bewußt z. B. keine Kosten genannt. Daß die In­
vestitionen und die laufenden Betriebskosten der hier 
besprochenen Maßnahmen absolut nicht klein sind, 
ist allgemein bekannt; ob sie wirtschaftlich tragbar 
sind oder nicht, hängt weitgehend vom Standort des 
Betrachters ab. Da sie in jedem Falle vom Betreiber 
der Anlage aufgebracht werden müssen, kann auch

nur er darüber entscheiden. Zudem ist die Abgren­
zung und Erfassung der Kosten individuell. Die Preise 
aller Anlagen sind aus den Prospekten der entspre­
chenden Hersteller zu entnehmen. Aber das Anknüp­
fen und Einpassen in unsere existierenden Fabriken 
muß jeder selbst machen mit zusätzlichem stark un­
terschiedlichem Aufwand.

Es gibt ferner eine juristische Seite:

Wir sind ringsumher von Gesetzen, technischen An­
leitungen, Vorschriften, Hinweisen und ähnlichem um­
geben. Hinzukommen wachsame und schreibfreudige 
Reporter, die meistens absolut keine Sachkenntnis 
besitzen. Leider wird das alte Gesetz von Paracelsus 
viel zu oft vergessen, nämlich daß nur die Dosis 
macht, daß ein Stoff ein Gift ist. Auch die undurch­
sichtige Vielfalt in den Kompetenzen der diversen Be­
hörden ist der Beseitigung von Abfallstoffen keines­
wegs nützlich.

Das soll hier und jetzt kein Freikaufen sein, aber 
Probleme lassen sich nur eines nach dem ändern 
lösen. Als Naturwissenschaftler sollten w ir zum min­
desten versuchen, reife Lösungen zu erarbeiten, die 
sich in das gesamte Geschehen der Biosphäre orga­
nisch einfügen. Das mit dem geringsten Aufwand zu 
erreichen, ist unsere allererste Aufgabe.
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Sicherheitstechnische 
Gesichtspunkte
Dipl.-Chem. Wolfgang Wenzel

Abfälle fallen zwangsläufig bei jedem Produktions­
prozeß an. Ihre Behandlung erfordert sicherheitstech­
nisch etwa die gleichen oder sogar erhöhte Schutz­
maßnahmen, wie sie für die Einsatzstoffe notwendig 
sind. Oft werden Produktionsprozesse erst durch die 
anfallenden Abfälle zu einem Sicherheitsproblem.

Anforderungen an die Arbeitssicherheit sind in 
Deutschland in umfangreichen Regelwerken enthal­
ten; über 50 Gesetze und Rechtsverordnungen, mehr 
als 160 Unfallverhütungsvorschriften und Hunderte 
von Richtlinien, Merkblättern und Sicherheitsregeln, 
dazu ungezählte Normen helfen, unser hohes Sicher­
heitsniveau zu bewahren. Die Abfallbehandlung ist 
dabei leider ein bißchen zu kurz gekommen. Man fin­
det zwar in fast jeder Unfallverhütungsvorschrift und 
in vielen einschlägigen Gesetzen einige Sätze, die 
sich auf die sichere Beseitigung von Abfällen bezie­
hen, wer aber ausführlichere Auskünfte benötigt, 
wird die nur in Einzelfällen bei besonders gefähr­
lichen Stoffen wie Sprengstoffen, selbstentzündlichen 
oder giftigen Stoffen finden. Die Mehrzahl der Sicher­
heitshinweise beschränkt sich auf allgemeine Formu­
lierungen etwa der Art »Gase/Dämpfe/Stäube sind si­
cher abzusaugen«, »Lackkrusten sind regelmäßig zu 
entfernen« oder »Abfälle sind mindestens täglich ein­
mal zu beseitigen«. Dabei kann dann auch ein sicher­
heitstechnischer Ratschlag der Form »Abfälle fern von 
Nutzpflanzen vergraben« Vorkommen, wie er in die­
sem Beispiel in der Verordnung über gefährliche Ar­
beitsstoffe als Sicherheitsratschlag S 30 enthalten ist 
und hoffentlich bald verschwindet; die Wasserbehör­
den werden diese Art Sicherheit wohl kaum guthei­
ßen.

Uns fehlt ein Regelwerk, in dem allgemeine Grund­
sätze über Sicherheitsanforderungen beim Auftreten 
und bei der Beseitigung von Abfällen zusammengefaßt 
sind, etwa analog der Unfallverhütungsvorschrift VBG 1 
»Allgemeine Vorschriften«. Wer deshalb von den 
neuen Abfallgesetzen eine Verbesserung erwartet hat, 
wird über die erfolgte Regelung enttäuscht sein; diese 
Gesetze erfassen die Abfälle nur, wenn sie zum Ab­
transport gesammelt werden und den Betrieb verlas­
sen, und enthalten praktisch keine Regelungen über 
die Behandlung im Betrieb.

Es gibt aber unter den neueren Arbeitssicherheitsbe­
stimmungen einige, die sich speziell auch mit den 
entstehenden Abfällen befassen; so enthält die Ace­
tylenverordnung Vorschriften über Kalkschlammgru­
ben, die zusätzlich in der TRAC 302 »Kalkschlamm­
gruben« weiter spezifiziert sind.

Es ist leider nicht möglich, im Rahmen dieser kurzen 
Abhandlung die gesamte Problematik zu diskutieren. 
Deshalb soll am Beispiel einer mittleren Maschinen­
fabrik, in der keine ungewöhnlichen Anforderungen 
an die Arbeitssicherheit gestellt werden müssen -  ich 
denke hier zum Beispiel an Magnesiumbearbeitung 
oder Sprengverformung -  das Abfallproblem durch­
gecheckt werden. In solch einem Betrieb mit etwa 
1000 Mitarbeitern wird der Sicherheitsingenieur oft 
auch die Abfallbeseitigung übertragen bekommen. Er 
steht damit vor der Aufgabe, beim Umgang, der Be­
seitigung und der Lagerung von Abfällen das Sicher­
heitsniveau zu erreichen, das für technische Anlagen 
und für den Umgang mit gefährlichen Stoffen als 
selbstverständlich gilt; ein Teil der Abfallbeseitigung 
ist sowieso seine Aufgabe, muß er doch dafür sorgen, 
daß die Abfälle, die für die M itarbeiter gefährlich 
werden können, vom Arbeitsplatz entfernt werden.

Wenn unser Mann mit System an seine Aufgabe geht, 
wird er zuerst versuchen, durch eingehendes Studium 
der einschlägigen Vorschriften die verstreuten Hin­
weise zusammenzutragen und diese gegebenenfalls 
durch Fachwissen oder Erfahrungen, durch das Stu­
dium von Fachliteratur oder durch seine Findigkeit 
ergänzen. Selbstverständlich gehört dazu das Wis­
sen, welche Abfälle im Betrieb auftreten können; eine 
gründliche Analyse der einzelnen Betriebsabteilun­
gen, vielleicht sogar der einzelnen Bearbeitungs­
gänge, gibt hier die notwendigen Informationen. Neh­
men w ir an, unser fiktiver Betrieb hätte einige Schwer­
punkte bei den Bearbeitungsmaschinen, der Tisch­
lerei und der neuen Fertigungsstätte für Glasfaser­
kunststoffe, sowie den Oberflächenbehandlungs- 
Betriebsteilen wie Sandstrahlerei, Kaltreinigeranlage, 
Lackiererei, der Härterei und dem Galvanikbetrieb. 
Dann ist ziemlich sicher, daß unser Mann das Pro­
blem von der für ihn am leichtesten zu überschauen­
den Seite, von den Bearbeitungsmaschinen in den

49



Metallwerkstätten, her angreift (schließlich ist er Ma­
schinenbauingenieur).

Da gibt es drei Punkte -  die verölten Stahlspäne oder 
Stanzreste, Putzlappen und verbrauchte Bohröl-Emul- 
sion oder die beim Hochgeschwindigkeitsdrehen ent­
stehenden Ölnebel. Das alte Bohröl ist kein Problem, 
es wird in den im Betrieb vorhandenen Altöl-Lager­
tank abgelassen. Dann wird etwas gegen die ö lne ­
bel getan, mit einer wirksamen Absauganlage mit Öl­
abscheider, damit die Arbeitnehmer nicht belästigt 
oder sogar gefährdet werden und die Umgebung der 
Maschine nicht mit der Zeit glatt und schlüpfrig wird. 
Wichtig sind auch die Körperschutzmittel für den 
Mann: Sicherheitsschuhe mit Stahlsohlen, die so be­
schaffen sein müssen, daß die scharfen Späne nicht 
das Profil von der Stahleinlage trennen und die 
Schuhe binnen kurzer Zeit unbrauchbar werden; eine 
Schutzbrille oder einen Gesichtsschutz, damit die 
Augen geschützt sind; ein Spänehaken, damit die 
Drehspäne aus der Maschine entfernt werden kön­
nen, und außerdem Schutzhandschuhe oder Hand­
leder. Der in der Unfallverhütungsvorschrift V B G 1 
vorgeschriebene Behälter aus unbrennbaren Materia­
lien mit Deckel zur vorübergehenden Aufnahme ge­
brauchter Putzlappen muß in der Nähe bereitstehen. 
Schließlich gehört ein Spänebehälter, der die anfal­
lenden Drehspäne aufnimmt und leicht gegen einen 
neuen Behälter ausgetauscht werden kann, dazu -  
und die regelmäßige Entleerung der Behälter und 
Sammlung der Späne an einer zentralen Stelle, mög­
lichst noch mit zwischengeschalteter Ölzentrifuge. 
Rutschsicherer Fußboden oder ein rutschsicherer fe­
ster Stand muß selbstverständlich sein, und wo Öl 
verschüttet oder verspritzt werden kann, dürfen Auf­
saugmittel aus unbrennbaren Stoffen, z. B. Kieselgur, 
nicht fehlen.

Da im Betrieb kein Magnesium verarbeitet wird, 
braucht der Sicherheitsingenieur nicht ständig besorgt 
zu sein, daß doch einmal ein besonders tüchtiger M it­
arbeiter unbedingt sofort sein Werkzeug schärfen 
muß und trotz Verbot den Schleifbock der Magne­
siumabteilung benutzt, weil der in seiner Abteilung 
gerade besetzt oder kaputt ist. In diesem Fall helfen 
auch die weitgehenden Abfallvorschriften der Magne­
siumverordnung nicht, das einzige was noch bis zum 
Eintreffen der Feuerwehr gemacht werden kann -  Ab­
stand halten und gegebenenfalls die eigenen vergeb­
lichen Löschversuche zu filmen; Licht ist dann ja 
reichlich vorhanden.

Unser Mann richtet sein Augenmerk auf die nächste 
Abteilung, die Tischlerei. Sie ist nicht groß, aber es 
fallen reichlich Holzabfälle an. Hier hat die Schadens­
versicherung schon segensreich gewirkt und die 
Brandgefahr wesentlich gemindert; jede Maschine ist 
an die zentrale Absauganlage angeschlossen, durch 
die die Späne über eine Abscheideanlage in eine 
Vorratskammer gebracht werden, deren elektrische 
Anlagen in explosionsgeschützter Bauart ausgeführt 
sind. Das ist übrigens die zweite Anlage, die erste 
ist abgebrannt, weil auch der Schleifbock, an dem die 
Werkzeuge geschärft wurden, daran angeschlossen 
war. Die Brandursache muß im übrigen nicht unbe­
dingt ein Schleiffunken gewesen sein, es ist auch

denkbar, daß ein Raucher den Kippen an die Ab­
saugleitung gehalten hat, bevor ihn der gerade her­
einkommende Sicherheitsingenieur erwischt hat.

Für die Holzspäne interessiert sich im übrigen eine 
Spanplattenfabrik, die in regelmäßigen Abständen mit 
einem als Riesenstaubsauger umgebauten Lkw an­
rückt und mit einem Säugrüssel die Späne aus der 
Vorratskammer saugt.

Die Tischler grundieren oder lackieren ihre Modelle 
in der Tischlerei selbst. Dazu die im Betrieb vorhan­
dene Spritzanlage zu benutzen geht schon deshalb 
nicht, weil Malerei und Tischlerei zwei getrennte Ko­
stenstellen sind. Zudem verbietet die Unfallverhü­
tungsvorschrift VBG 23 nicht, daß geringe Lackmen­
gen auch in der großräumigen Tischlerwerkstatt ver­
arbeitet werden -  bei 20 g Lack pro Stunde und m3 
und nicht mehr als 5 kg pro Arbeitsschicht g ilt diese 
Unfallverhütungsvorschrift nicht. Leider werden die 
Farbenreste dann nicht mehr ins Farbenlager zurück­
gebracht, sondern auf Hobelbänken oder in einer stil­
len Ecke abgestellt, bis sich ein hübscher Vorrat an­
gesammelt hat, eine Quelle ständigen Ärgers für Si­
cherheitsingenieur und Werkstattleiter, wobei letzte­
rer genug Beweise anführen kann, wie dringend er 
jeden einzelnen Farbtopf benötigt. Übrigens sollen 
sich die Versicherungsgesellschaften lebhaft für ver­
brannte Farbdosen interessieren, falls der Betrieb 
einmal eine neue Tischlerei braucht.

Unser Mann wird also dafür sorgen, daß die Tischler 
einen abgeteilten Raum bekommen, der den Anfor­
derungen für Lackierarbeiten entspricht und auch die 
notwendigen Absauganlagen enthält, damit der Lak- 
kierer nicht ständig die stark riechenden Dämpfe der 
Nitrolacke oder der Mattinen einatmen muß.

Inzwischen hat sich in Konkurrenz zur Tischlerei ein 
neuer Betriebszweig entwickelt, die GFK-Fertigung, 
die Herstellung von Modellen und Werkstücken aus 
Glasfaserkunststoffen. Da sich aus GFK kompliziert 
geformte Verkleidungsteile für die Maschinen her- 
stellen lassen, besteht Aussicht, daß diese Produk­
tion bald am Fließband erfolgen wird, was unseren 
Mann vor einige unangenehme Probleme stellt. Da 
müssen die penetrant riechenden Styroldämpfe am 
Entstehungsort, also am Fertigungsstand und im Aus­
härteraum, abgesaugt und so beseitigt werden, daß 
möglichst auch die Nachbarn nicht belästigt werden, 
was gar nicht so einfach ist, da sich Styroldämpfe 
nicht mit den üblichen Kohlefilteranlagen entfernen 
lassen: Die Aktivkohle verklebt dabei und wird un­
wirksam. Absolut geruchfrei wird man den Arbeits­
raum sowieso nicht bekommen; es ist nicht beson­
ders schwierig, den MAK-Wert für Styrol einzuhalten, 
aber um unter die etwa vier Zehnerpotenzen niedri­
gere Geruchsschwelle zu kommen muß die Anord­
nung der Absauganlage sehr gut durchdacht sein, 
damit der Mann an seinem Arbeitsstand nicht ange­
schnallt werden muß. Gelegentliche Vorschläge von 
Architekten für einen 100fachen Luftwechsel stellen 
nicht unbedingt den Stand der Technik dar.

Die ausreagierte Polyestergrundmasse oder Reste 
von der Bearbeitung der fertigen Werkstücke bringen 
keine Probleme, diese Abfälle brennen zwar, aber
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nicht besonders gut, und Schwierigkeiten in Müll­
verbrennungsanlagen oder auf Deponien werden mit 
Sicherheit nicht auftreten.

Besondere Aufmerksamkeit hingegen ist für die zur 
Kunststoffbildung verwendeten Härter notwendig. Die 
Härter bestehen meist aus organischen Peroxiden, 
denen man durch Zugabe von Phlegmatisierungsmit­
teln den Sprengstoffcharakter genommen hat, die 
aber weiterhin selbstentzündlich oder explosionsfä­
hig sind, und die auf der Haut, besonders den 
Schleimhäuten, schwere Verätzungen hervorrufen 
können. Die Berufsgenossenschaft Chemie hat für 
organische Peroxide Merkblätter herausgegeben, in 
denen auch die sachgemäße Vernichtung -  Verbren­
nen von kleinen Mengen im Freien an einem ge­
schützten Ort, mit Schutzbrille oder Gesichtsschutz­
schild -  beschrieben wird. Die Gefährlichkeit der or­
ganischen Peroxide ist noch wenig bekannt, und ei­
nes der gefährlichsten, das Methyl-Äthyl-Keton-Pe- 
roxyd, im Handel als MEKP bezeichnet, ist zur Zeit 
nicht einmal in der Verordnung über gefährliche Ar­
beitsstoffe enthalten, während etwas weniger gefähr­
liche Peroxide aufgeführt sind. Zur Gefährlichkeit darf 
ich auf das Explosionsunglück in Emmerich vor ein i­
gen Jahren verweisen, als bei der Herstellung von 
MEKP die Kühlung des Reaktionsbehälters versagte 
und die Charge trotz des zugesetzten Phlegmatisie­
rungsmittels explodierte. Dabei sind noch in 5 km Ent­
fernung die Fensterscheiben herausgefallen.

Unser Mann hat im übrigen dafür gesorgt, daß der 
kleine Vorratsbehälter für den Härter einen festsitzen­
den Deckel bekam, der mit einem kleinen Lüftungs­
loch versehen ist und bei einem eventuell auftreten­
den Überdruck aufspringt; da sich der Behälter da­
mit von der offenen Kanne für den Beschleuniger un­
terschied, konnte nach menschlichem Ermessen aus­
geschlossen werden, daß einmal Beschleuniger in die 
Härterkanne eingefüllt wird und diese in einen kleinen 
Vulkan verwandelt.

Eine weitere Gefahrenstelle im Betrieb ist beseitigt 
worden, als die Reinigungsanlage für die Werkstücke 
vom gefährlichen Testbenzin auf Sicherheitskaltreini­
ger -  so behauptete jedenfalls die Werbung -  umge­
stellt wurde. Daß mit den jetzt verwendeten Halogen­
kohlenwasserstoffen -  meist Trichloräthylen oder in 
neuerer Zeit auch Methylchloroform -  eine Reihe an­
derer Nachteile auftauchten, ist zuerst nicht genügend 
berücksichtigt worden. In den Bädern bildet sich 
durch Feuchtigkeit Salzsäure, und solche sauren Bä­
der fördern die Korrosion an den Werkstücken oder 
können bei Leichtmetallen sogar zu heftigen Reaktio­
nen mit dem anhaftenden Staub führen. Deshalb wer­
den Halogenkohlenwasserstoffe für Reinigungszwecke 
mit Stabilisierungsmitteln versetzt, die sich aber mit 
der Zeit verbrauchen und vor allem bei der Regene­
rierung oder nach der Destillation wieder zugesetzt 
werden müssen. Die zweite Gefahr droht durch Ein­
atmen der Dämpfe oder durch die Entfettungswirkung 
auf die Haut. Da die Dämpfe schwerer als Luft sind, 
müssen Bäder, Bearbeitungs- und Trockenplätze d i­
rekt abgesaugt werden, und eine Absaugung in Fuß­
bodennähe ist meist auch in unmittelbarer Umgebung 
notwendig; das Einhalten der MAK-Werte von 50 ppm

bis 200 ppm für die zulässigen Reinigungsmitteldämp­
fe bringt für die Auslegung der Absauganlage keine 
besonderen Schwierigkeiten. Für diese Kaltreinigung 
gibt es Richtlinien und Merkblätter von den Berufs­
genossenschaften, die auch die notwendige Schutz­
kleidung und entsprechende Atemschutzgeräte vor­
schreiben. Und wer glaubt, mit den Halogenkohlen­
wasserstoffen die Brandgefahr eingedämmt zu haben, 
dem sei noch mitgeteilt, daß einige dieser Lösemittel 
zwar keinen Flammpunkt besitzen und deshalb als 
unbrennbar gelten, mit Luft aber explosionsfähige 
Gemische bilden können. Während Methylenchlorid 
einen Explosionsbereich zwischen 13 % und 22 % be­
sitzt, wird für Trichloräthylen und Methylchloroform 
eine untere Zündgrenze von etwa 8 %  angegeben. 
Das Methylchloroform wird im Augenblick von den 
Vertriebsfirmen favorisiert, wobei sehr vornehm der 
wissenschaftlich-technische Name 1 ’1 ’1 ’-Trichloräthan 
verwendet wird; vielleicht läßt es sich unter dem an­
deren so gefährlich klingenden Namen schlechter ver­
kaufen. Beim Absaugen müssen die Dämpfe wegen 
des Nachbarschutzes aus der Abluft entfernt werden. 
Für Per und Tri haben sich dabei Aktivkohleanlagen 
bewährt, Methylchloroform wird aber nur schlecht ad­
sorbiert. Sofern der Betrieb die verbrauchten Bäder 
nicht selbst aufarbeitet, sind diese in geeignete Trans­
portbehälter abzufüllen und einer Fachfirma zur Ver­
nichtung zu übergeben. Werden dazu die Fässer, in 
denen der Kaltreiniger geliefert wurde, verwendet, 
kann die vom Lieferanten aufgebrachte Sicherheits­
kennzeichnung verwendet werden, ansonsten sind die 
Behälter nach den Bestimmungen der Verordnung 
über gefährliche Arbeitsstoffe zu kennzeichnen. Diese 
Kennzeichnungspflicht g ilt im übrigen auch für alle 
anderen Abfälle, sofern es sich um gefährliche Stoffe 
im Sinne der Arbeitsstoffverordnung handelt, es sei 
denn, die Transportbehälter werden nach dem Ver­
kehrsrecht gekennzeichnet.

Ein besonderes Problem sind wegen der Brand- und 
Explosionsgefahr wie wegen der Gesundheitsgefähr­
dung die Farbspritzanlagen. Die Entfernung der beim 
Spritzen entstehenden Farbnebel und freiwerdenden 
Lösemitteldämpfe ist in Grundsätzen in der Unfallver­
hütungsvorschrift VBG 23 enthalten. Am besten ge­
eignet sind dabei Farbspritzkabinen oder Farbspritz- 
stände mit wasserberieselten Wänden und Filteran­
lagen, die die Farbnebel und Lösemitteldämpfe aus 
der abgesaugten Luft niederschlagen. Dazu gehört 
dann aber auch eine Abscheidekammer oder ein Klär- 
system, damit die meist leichteren Lösemittel vom 
Wasser abgeschöpft werden können und der Schlamm 
sich absetzen kann. Das Waschwasser kann dann im 
Kreislauf immer wieder verwendet und muß nur bei 
wesentlicher Verschmutzung erneuert bzw. ergänzt 
werden. Meist werden die Farbnebel aus dem Abluft­
strom jedoch mit Prallfiltern, zum Beispiel in mit Stein­
wolle gefüllten Anlagen, abgeschieden. Die Filter­
medien müssen aus unbrennbaren Stoffen bestehen 
und regelmäßig gereinigt werden, was meist durch 
Auswaschen mit dem leichtentzündlichen Aceton er­
folgt. Auf keinen Fall darf als Filtermedium Holzwolle 
verwendet werden, auch wenn sich die scheinbar so 
elegante Lösung anbietet, die Holzwolle hinterher ein­
fach zu verbrennen.
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Beim Auswaschen mit Aceton muß unbedingt auf den 
Verbleib der verschmutzten Waschlösung geachtet 
werden. Keinesfalls darf das Aceton in den Altöltank 
geschüttet werden, es sei denn, der Tank ist entspre­
chend den Anforderungen der Verordnung über brenn­
bare Flüssigkeiten -  VbF -  für brennbare Flüssigkei­
ten der Gefahrklasse A 1 ausgerüstet. Die Aceton­
reste sind dann genauso zu behandeln wie die Reste 
aus der Teilewaschanlage, also in gekennzeichneten 
Behältern, deren Wandungen durch das Aceton nicht 
angelöst werden -  Kunststoffbehälter müssen beson­
ders zugelassen sein - , abgefüllt und zur Vernichtung 
einer Fachfirma übergeben werden. Das gleiche g ilt 
auch für den Schlamm und die abgeschöpften Löse­
mittelreste aus der Separationsanlage der wasserbe­
rieselten Spritzanlagen.

Sofern sich Farbkrusten an Wänden, Fußböden und 
Anlageteilen bilden, müssen diese regelmäßig ent­
fernt werden. Dafür sollen Werkzeuge verwendet wer­
den, die nicht funkenreißend sind, also aus Messing, 
Bronze oder ähnlichen Materialien. Außerdem müssen 
die elektrischen Anlagen in explosionsgeschützter 
Ausführung angelegt sein, auch wenn durch Einhal­
tung der MAK-Werte ein Sicherheitsniveau erreicht ist, 
das etwa drei Zehnerpotenzen unterhalb des Explo­
sionsbereiches liegt; für die weniger gefährlichen 
Lackfarben mit Flammpunkten oberhalb 21° C sind 
die teuren Ex-Anlagen jedoch nicht erforderlich.

Unser Sicherheitsingenieur hat gleich bei der Ver­
öffentlichung der Verordnung über gefährliche Ar­
beitsstoffe dafür gesorgt, daß die Sandstrahlanlagen, 
die ihm schon seit langem ein Dorn im Auge waren, 
wegen der lästigen Staubentwicklung und des nicht 
minder lästigen Lärmpegels, durch moderne Stahl­
kiesanlagen ersetzt wurden. Für die wenigen sperri­
gen Teile hat er in einer Hofecke an abgelegener 
Stelle eine kleine Anlage aufgestellt, wo die Teile mit 
Kupferschlacke gestrahlt werden können. Der Abrieb 
in der Stahlkiesanlage -  Rost, Walzhautreste und Ei­
senstaub -  bringt keine sicherheitstechnischen Pro­
bleme, man kann ihn mit anderen harmlosen Abfällen 
zusammen auf die Deponie bringen. Der anfallende 
Staub läßt sich aus der Anlage mit einem größeren 
Industriestaubsauger entfernen.

Die beiden Abteilungen, die unserem Sicherheitsinge­
nieur die größten Schwierigkeiten bereiten, sind so­
wohl vom Einsatz und der Verwendung der Stoffe als 
auch von der Abfallseite her die Härterei und der Gal­
vanikbetrieb. Die bekannten Giftmüllskandale zum 
Beispiel betrafen cyanidhaltige Härtesalze aus ver­
brauchten Härteschmelzen, die ein Betrieb einer Ab­
fallfirma zur ordnungsgemäßen Beseitigung über­
geben hatte; heute w irddas wohl nicht mehr passieren, 
nachdem der Verbleib der Cyanidsalze nachgewiesen 
werden muß. Härtebäder mit Cyanidsalzen werden 
zum Glück nicht so oft betrieben, wie man an Hand 
der aufgedeckten Skandale vermutet. Die strengen 
Schutzvorschriften über die Lagerung und Verwen­
dung der Ätznatron/Natriumcyanid-Gemische erfor­
dern besonders geschultes und verantwortungsbe­
wußtes Personal, das auch für die ordnungsgemäße 
Behandlung der verbrauchten Salzschmelzen, die im­
mer noch einen erheblichen Anteil an Cyanid enthal­

ten, sorgen muß: Besondere, fest verschließbare Ge­
fäße und ausführliche Kennzeichnung nach der Ar­
beitsstoffverordnung, Aufbewahrung unter Verschluß 
bis zum Abtransport oder bis zur ordnungsgemäßen 
Vernichtung. Es gibt mehrere Verfahren zur Vernich­
tung, wobei wegen des hohen Alkalianteils die Ver­
brennung nicht zu empfehlen ist. Die anderen Ver­
fahren gehen über die wäßrige Lösung, die mit Hypo­
chloritlauge oder Chlorgas zu Cyanat oxid iert und an­
schließend neutralisiert oder unter Druck und Wärme 
zu Kohlendioxid und Ammoniak verseift werden kann. 
Die einfachste Lösung ist die Oxidation mit Hypochlo­
ritlösung; sie ist aber auch das teuerste Verfahren. 
Goldschmiede entgiften auf diese Art die verbrauch­
ten cyanidhaltigen Galvanikbäder.

Selbstverständlich sind für die Härtebäder Absaug­
anlagen notwendig, außerdem müssen umfangreiche 
Maßnahmen für den Körperschutz der Beschäftigten 
getroffen werden, die hier nicht angeführt werden 
sollen; die Cyanid-Merkblätter und die anderen ein­
schlägigen Vorschriften der Berufsgenossenschaften 
geben ausführliche Anleitungen.

Gleiche Probleme treten im Galvanikbetrieb bei den 
wäßrigen Cyanid-Bädern auf. Verbrauchte Bäder müs­
sen entweder im Betrieb selbst entgiftet und neutrali­
siert werden oder einer Fachfirma zur sachgerechten 
Vernichtung übergeben werden. Absauganlagen für 
die Cyanidbäder müssen selbstverständlich sein, wo­
bei getrennte Absauganlagen für Säurebäder und Cy­
anidbäder notwendig sind, deren Auslässe über Dach 
geführt sein sollen. Man darf übrigens die Waschwäs­
ser nicht vernachlässigen, in denen erhebliche Men­
gen Cyanide enthalten sein können.

Die früher so notwendige Abdeckung der Chrombäder 
mit kleinen Bällen ist bei modernen Anlagen mit Rand­
absaugung nicht mehr notwendig. Auch die Entgiftung 
der verbrauchten Chrombäder ist nicht mehr beson­
ders schwierig, erfordert aber einigen apparativen 
Aufwand: Das verbrauchte Bad enthält das Chrom nur 
noch in der dreiwertigen Oxidationsstufe, das nach 
dem Neutralisieren und der Zugabe von Flockungsmit­
teln als Chromhydroxidschlamm anfällt; der Schlamm 
kann aus der schwach alkalischen Lösung mit Filter­
pressen abgeschieden werden und läßt sich sogar 
noch verkaufen. Auch hiea gelten die gleichen Schutz­
vorschriften, wie sie für den Verchromungsprozeß vor­
geschrieben sind.

Problematisch sind Salpetersäurebäder, die nach wie 
vor nicht mit der nötigen Vorsicht behandelt werden. 
Ätzwirkung oder Brandgefahr beim Verschütten auf 
Holz oder ähnlichen Stoffen sind dabei nicht die 
Hauptgefahr, sondern das Entstehen von nitrosen Ga­
sen; Salpetersäurebäder ohne Absaugung gefährden 
alle im Aufstellungsraum der Bäder Beschäftigten. Die 
Berufsgenossenschaften haben auch hier Vorschrif­
ten erlassen, die die notwendigen Schutzmaßnahmen 
enthalten.

Wenn die restliche Säure im Betrieb nicht neutralisiert 
werden kann, muß eine Fachfirma die Abfälle ab­
holen. Dabei ist besonders auf das verwendete Ge­
fäß zu achten: Konzentrierte Salpetersäure -  das gle i­
che gilt auch für konzentrierte Schwefelsäure -  wird
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oft in eisernen Behältern angeliefert, weil die konzen­
trierte Säure das Eisen passiviert und dann nicht an­
greifen kann. Abfallsäure aber ist meist nicht mehr 
konzentriert, sondern erheblich mit Wasser verdünnt, 
und diese verdünnte Säure löst auch passiviertes Ei­
sen.

Mit diesen wenigen Beispielen habe ich versucht, die 
auftretenden Abfallprobleme einer kleineren Maschi­
nenfabrik darzustellen, wobei bestimmt viele Fragen 
offen geblieben sind. Ich hoffe aber aufgezeigt zu ha­
ben, daß die Abfallbeseitigung im Betrieb ein wesent­
licher Teil des Arbeitsschutzes ist und deshalb dem 
Sicherheitsingenieur voll unterstellt sein sollte -  auch 
wenn er mit seinem sonstigen Arbeitsgebiet schon 
voll eingedeckt ist.

Ich möchte abschließend zusammenfassen:

Abfälle fallen in allen Aggregatzuständen an. Sie müs­
sen zuerst erfaßt werden, am besten durch eine Ana­
lyse des Fertigungsganges; sind Abfälle nach Art und 
Menge bekannt, müssen Schutzmaßnahmen und Be­
seitigung geplant und durchgeführt werden; dazu ge­
hört, daß die Abfallbehandlung bei den regelmäßigen

Betriebsbegehungen durch Sicherheitsingenieur und 
Arbeitsschutzkommissionen mit überwacht wird.

Für die Abfallanalyse und die zu treffenden Schutz­
maßnahmen wird eine Kartei helfen, die für Betriebs­
abteilungen oder besser noch für einzelne Arbeits­
plätze aufgestellt wird und etwa folgende Daten ent­
halten sollte: Betriebsort, Arbeitsverfahren, vorhan­
dene stationäre Bedingungen; in einer Tabelle gegen­
einander aufgetragen den Aggregatzustand der zu er­
wartenden Abfälle sowie den Gefahrengrad, der etwa 
den Definitionen aus der Verordnung über gefähr­
liche Arbeitsstoffe entsprechen sollte, wobei in den 
dabei resultierenden Spalten die Abfälle und deren 
Menge eingetragen werden können. Schließlich sollte 
die Kartei einen größeren Abschnitt, vielleicht sogar 
die Rückseite, für die zu treffenden Schutzmaßnah­
men, Entsorgungsmaßnahmen und Wartungsfristen 
enthalten. Sicher werden schon in manchen Betrieben 
solche oder ähnliche Karteien geführt, und vielleicht 
mit einem weit besseren und logischeren Aufbau, als 
ich hier vorschlage, aber ich würde mich freuen, wenn 
dieser Vorschlag doch dem einen oder anderen Si­
cherheitsingenieur seine Arbeit erleichtert. Die Abfall­
behandlung ist ein Teil des Arbeitsschutzes und von 
diesem nicht zu trennen.

Abfallkartei

B e triebsort: Gebäude 14 

B e triebsab te ilung : 1430 i  T ischlere i 

A rbe itsp la tz : Tischlere i

M aschine/Anlage Nr.: 2 Sägen 1 Abrichte  

Bau jahr 1952 /1963 /1965

Allgem eine O rtsbeschreibung:
Raumgröße 180 m3 / 5 0  m 2 
Lüftungsart: Fensterlü ftung /  Absaugung  
Fußbodensicherheit/S tandsicherhe it gew ährle is te t?  ja 
Beleuchtung: 1000 Lux Feuerlöscher: 4 x PG 6 +  Löschdecke  
Fiauchverbot: ja  Andere Verbote:

Abfälle

Aggregatzustand — G efahrengrad a llgem ein
se lbstentzündlich (s) 

feuergefährlich  (f) g iftig ätzend
gesundheitsschädlich (g) 

reizend (r)

Gase/Däm pfe Lackdäm pfe (g) MAK a)

Stäube Holzstaub (f) Ex

F lüssigkeiten Lackdosen

Schläm me/Pasten

Feststoffe

Sonstiges

Holz,
brenbar

K lebsto ffe  MAK b)

M AK-W erte für
a) Lösem itte l 500 ppm
b) Lösem itte l 200 ppm
c)
d)

M IK-W erte für
a)
b)

Notwendige Schutzmaßnahmen (Schutzkle idung, 1. H ilfe, Entsorgungsmaßnahmen) 
Baumaßnahmen:
Entsorgungsm aßnahm en: Lackdosen so fo rt bese itigen  /  Spänebunker entleeren
W artungsfris ten: Spänebunker /  Absauganlage d ienstags und fre itags
Schutzkle idung: allgem ein  
Erste H ilfe : Verbandskasten
Vorschriftenw erk: UVVen VBG 7 j, VBG 7 w, (VBG 23), VBG 81,

VBG 109, VBG 112, Ex-Verordnung
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Diskussion Müller

Pierau
Vielen herzlichen Dank für den doch recht ausführ­
lichen und zugleich auch sehr launigen Überblick, den 
Sie uns gegeben haben. Ich fand es sehr glücklich, 
daß Sie am Beispiel eines Betriebes einmal die vielen 
Möglichkeiten von menschlicher Unzulänglichkeit und 
menschlichem Fehlverhalten, aber auch Nichtwissen 
und Unachtsamkeit und von der Verantwortung des­
jenigen, der für den Arbeitsschutz letzten Endes ver­
antwortlich ist, aufgezeigt haben.

Schmidt (Metallgesellschaft, Frankfurt)

Herr Pierau hat darauf hingewiesen, daß die Einbe­
ziehung industrieller Abfälle in die Abfallbeseitigung 
der Kommunen hineingenommen werden sollte, dies 
insbesondere dann, wenn eine kommunale Verbren­
nungsanlage vorhanden ist. Dies ist insbesondere 
wichtig im Hinblick auf kleinere und Mittelbetriebe. 
Die Großbetriebe mit großer Produktion können sehr 
viel tun. Die kleinen Betriebe, bei denen kleine Abfall­
mengen anfallen, müßten sich doch etwas besser auf 
die kommunalen Verbrennungsanlagen oder andere 
Beseitigungsorganisationen verlassen können. Viele 
dieser kommunalen Einrichtungen weigern sich aber, 
selbst kleine Mengen, ich denke an 50 bis 200 kg Ab­
fallstoffe, aus Industriebetrieben anzunehmen und in 
eine große Müllverbrennungsanlage mit 4 oder 6 Öfen 
einzubringen. Das würde den Anlagen überhaupt 
nichts ausmachen.

Pierau

Ich glaube, da bin ich angesprochen und ich möchte 
sagen, im wesentlichen stimmen w ir überein mit dem, 
was Sie sagten. Es ist traurig, daß w ir Müllverbren­
nungsanlagen haben, die im Endeffekt nicht in der 
Lage sind, alles Brennbare zu verarbeiten. Auf der an­
deren Seite muß man zur Rechtfertigung des Schutzes 
gegen Abfälle, die aus einem Fremdbereich kommen, 
erwähnen, daß, solange die Abfälle nicht deklariert 
worden sind, das Risiko für den Betreiber einer sol­
chen Anlage nicht unbeträchtlich ist. Es hat sehr viele 
Zwischenfälle in den Müllbunkern gegeben, wie Brände 
und Verpuffungen. Wir haben auch mit Resten aus der 
Lackindustrie sehr viel Kummer gehabt. Kurzum, das 
ist der Grund, weshalb man sich in Müllverbrennungs­
anlagen mehr oder weniger darauf beschränkt, nur 
Hausmüll zu verarbeiten.
Ich meine aber, daß jetzt durch die neue Basis, näm­
lich durch die Deklarationspflicht, die w ir hier in Ber­
lin schon sehr früh eingeführt haben und die uns eine 
enge Zusammenarbeit mit der Industrie erleichtert, 
bundesweit doch die Möglichkeit geschaffen wurde, 
Abfälle, die sich ohne Schwierigkeiten mitbeseitigen 
lassen, abzunehmen. Es ist ganz klar, wenn man ge­
wohnt ist, nur mit einem bestimmten Stoff umzugehen, 
sträubt man sich möglichst lange, etwas dazuzuneh­
men.

Vor einigen Jahren wurden Cyanide, wie Härtesalze, 
in Beton eingegossen und blieben auf dem eigenen 
Grundstück. Man hat sich von ihnen nicht trennen kön­
nen, denn man wußte nicht wohin damit. Das Problem 
steht hier in unserer Stadt besonders an. Mir ist nicht 
bekannt, obwohl ich oftmals angesprochen wurde, 
welche Problemlösung sich hier inzwischen ergeben 
hat.

Pierau

Die Bundesländer, einschließlich Berlin, sind sich dar­
über einig geworden, daß für Härtesalze nur ein zen­
traler Beseitigungsort in der gesamten Bundesrepu­
blik betrieben wird. Das ist in Herfa-Neurode (ein ehe­
maliges Bergwerk in Hessen). Alle Härtereisalze werden 
im allgemeinen von den Firmen, die die Härtereisalze 
liefern, auch wieder zurückgenommen und nach dort­
hin gebracht, so daß w ir sicher sein können, daß ein 
ordnungsgemäßer Transport und eine ordnungsge­
mäße Ablieferung erfolgt. M iristw eiterh in  bekannt, daß 
eine Firma, die als Härtereisalze-Produzent auftritt, 
vorhat, einen Großteil dieser Rücklieferungen aufzu­
arbeiten und dann nur noch die Reste zu verbringen. 
Dieses Vorhaben ist noch nicht abgeschlossen, es 
wird noch nicht im technischen Maßstab praktiziert. 
Auf alle Fälle haben w ir aber diese bundeseinheitliche 
zentrale Lösung, auch für Berlin.

Paegd (Bosch GmbH)

Eine Frage zur Haftung. Am Beispiel: Man führt Nach­
weisbücher, hat aber als Transportunternehmer keine 
Konzession und bringt die Abfälle zu jemandem, der 
eine Genehmigung hat, die Abfälle zu verwerten oder 
weiterzugeben. Passiert nun etwas und es wird fest­
gestellt, daß die Abfälle nicht einwandfrei verarbeitet 
wurden, so ist die Frage, wer dann zur Verantwortung 
gezogen wird.

Pierau

Der Erzeuger von Abfällen wird erst sehr spät aus sei­
ner Verantwortung entlassen. Das ist verständlich aus 
historischem Hintergrund, weil nämlich zu viel Ver­
antwortung von einem zum anderen geschoben wor­
den ist. Es liegt also an Ihnen, sich unter den zuge­
lassenen Transportunternehmen -  wenn Sie nicht den 
Transport selbst durchführen -  einen besonders zu­
verlässigen Abnehmer auszuwählen. Dieser muß ja 
schon die Transportgenehmigung haben, insbeson­
dere auch eine zusätzliche Genehmigung, wenn er 
wassergefährdende Stoffe transportiert. Selbstver­
ständlich haftet er nicht dafür, wenn eine Beseitigungs­
anlage -  aus welchen Gründen auch immer -  nicht 
ordnungsgemäß arbeitet. Die Verantwortung liegt in 
diesem Fall bei dem Abfallbeseitiger -  also bei dem 
Betreiber der Anlage. Man würde in dem Moment wie­
der voll haftbar werden, wenn durch Falschdeklaration 
Abfälle angeliefert werden, die dort eigentlich nicht 
hingehört hätten. Wenn dann z. B. der biologische 
Prozeß in einer biologischen Kläranlage zusammen­
brechen würde, weil bestimmte schädliche Stoffe auf­
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grund von Fehlangaben hineingekommen sind, ist 
selbstverständlich der Verursacher, d. h. also der Ab­
fallerzeuger haftbar. Ansonsten hat selbstverständlich 
der Betreiber einer Anlage die volle Sorgfaltspflicht 
und hat für Dinge, die nicht ordnungsgemäß laufen, 
die volle Haftung zu übernehmen.

Frage:

Die Lieferanten von Feinchemikalien gehen in zuneh­
mendem Maße dazu über, Säuren, z. B. Salpetersäure, 
Flußsäure, Schwefelsäure, in Polyäthylengebinden mit 
Blechummantelung in Einheiten von 50 bis 200 kg zu 
liefern. Die Beseitigung dieser als Einwegbehälter an­
gebotenen Behälter macht Schwierigkeiten, denn sie 
sind nicht verbrennbar. Als Blechbehälter werden sie 
auch nicht abgenommen, denn innen bestehen sie aus 
Kunststoff.

Pierau

Einen Tip kann ich Ihnen nicht geben, denn der Betrei­
ber von Beseitigungsanlagen hat die Möglichkeit vor­
zuschreiben, wie die Ladung bestimmter Abfallstoffe 
zusammenzustellen ist. Er kann durchaus die An­
nahme von Gebinden versagen, wenn sie nachher für 
weitere Beseitigung Schwierigkeiten bereiten. In der 
Praxis muß heute derjenige, der Abfälle beseitigen 
lassen will, diese vorher bei dem Betreiber von An­
lagen anmelden. Analysen müssen dazu beigebracht 
werden. Dann wird entschieden, auf welcher Anlage 
die Abfälle beseitigt werden können.

Frage:

Das eben erwähnte Leergut fä llt in -zig Stücken an, 
denn die Ware wird tonnenweise vom Lieferanten in 
Einwegbehältern geliefert. Nun sind die Blechbehäl­
ter, innen massiv mit Kunststoff verkleidet, vorhanden. 
Sie müssen doch auf jeden Fall beseitigt werden.

Pierau

Ich hatte ja vorhin schon ausgeführt, daß der Gesetz­
geber durchaus gew illt ist, Einfluß auf eine Entwick­
lung zu nehmen, die sich ungünstig auswirkt. Nun 
wäre dies wahrscheinlich kein Aufhänger dafür. Ich 
meine aber, daß es bei einer Zentraldeponie keine 
Schwierigkeiten bereitet, beim Einsatz von Kompak­
toren, solche Abfälle mit in den Müll einzubringen. Bei 
kleineren Anlagen würde es Schwierigkeiten geben. 
Im Grundsatz kann man sagen, daß das Anliefern von 
geschlossenen Gebinden nicht erwünscht ist, alleine 
schon deswegen nicht, weil man nie weiß, welche 
Stoffe sie enthalten. Kleinste Reste brennbarer Flüs­
sigabfälle können schon zur Verpuffung oder Explo­
sion führen. Das Anliefern von geschlossenen Gebin­
den muß auch in Zukunft unterbleiben. Im übrigen 
kommt es auf eine Abstimmung mit der Beseitigungs­
anlage an.

Frage:

Eine Frage zu dem sogenannten Abfallbeseitigungs- 
Nachweisbuch. Die Länder gehen dazu über, eine ein­
heitliche Norm des Buches zu verlangen. Ist es für den

Abfallerzeuger eine bindende Pflicht, diesen Vordruck 
zu wählen oder genügt es, daß der Abfallerzeuger 
zwar lückenlos nachweisen kann, wo seine Abfälle ge­
blieben sind, aber in einer beliebigen Form?

Pierau

Das ist vom Gesetzgeber eindeutig entschieden. Er 
hat die Muster dieser Formblätter bundeseinheitlich 
festgelegt. Sie sind bindend für alle Bundesländer 
und damit auch bindend für alle, die verpflichtet sind, 
ein solches Nachweisbuch zu führen. Das, was der Ge­
setzgeber darüber hinaus nicht nur erlaubt, sondern 
empfiehlt, ist, für spezifische Stoffe weitere Unterlagen 
beizufügen, das heißt, noch genauere Angaben zu ma­
chen, die über das, was in den Fragebogen erfragt 
wird, hinausgehen. Bei bestimmten Abfällen kann auch 
eine Befreiung von der Führung des Nachweisbuches 
gegeben werden, und zwar dann, wenn es sich um 
Produktionsabfälle handelt, die einer besonderen 
Kontrolle nicht bedürfen. Diese Ausnahme ist möglich. 
Wir müssen davon ausgehen, daß die Einführung des 
Nachweisbuches ganz neu ist und daß nach gewisser 
Zeit die Praxis ergeben wird, was in Zukunft sinnvoll 
ist und wo man vielleicht in allzuviel Bürokratismus 
verfallen würde. Jedenfalls, das ist die Tendenz hier 
in Berlin, man w ill die Dinge nicht mehr reglementie­
ren als unbedingt erforderlich ist.

Frage:

Es wird u.a. vorgeschrieben, daß sogenannte Unfall­
merkblätter beizufügen sind. Die Form dieser Merk­
blätter ist vorgegeben. Nun sind leider für alle anfal­
lenden Abfälle geeignete Formblätter nicht zu bekom­
men. Wir sind dazu übergegangen, uns ein eigenes 
Merkblatt zu entwerfen. Wir finden aber niemanden, 
der uns dieses Merkblatt genehmigt oder bescheinigt, 
auch wenn es die richtige Form hat. Kann man so et­
was problemlos den Transporteuren beigeben ohne 
daß es genehmigt wurde?

Pierau

Wenn vom Gesetzgeber offensichtliche Lücken noch 
nicht ausgefüllt sind, kann es nur begrüßt werden, 
wenn Sie die Initiative ergreifen. Es geht ja in diesem 
Falle nicht darum, einer Form genüge zu tun, sondern 
Menschen vor Unfällen zu bewahren. Jede Form eines 
Merkblattes trägt dazu bei, diese Aufgabe zu erfüllen. 
Es ist natürlich immer gut, sich durch einen Anruf zu 
vergewissern, daß Sie auch wirklich auf dem richtigen 
Wege sind. In Berlin sind die Dinge aber doch etwas 
komplizierter als sie zunächst scheinen. Zuständig für 
Fragen der Abfallbeseitigung ist in Berlin der Senator 
für Finanzen als Aufsichtsbehörde für die Berliner 
Stadtreinigungsbetriebe. Der Umweltschutz schaltet 
sich erst dann in die Probleme ein, wenn es um sehr 
spezifische Fragen der Abfallbeseitigung geht oder 
um Ermittlung von Umweltgefahren und Beseitigung 
von Umweltschäden.

Frage:

Eine Frage zu den Plastikbehältern, die mit Blech um­
mantelt sind. In zahlreichen Städten, ich weiß nicht,
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wie das in Berlin ist, existieren ja schon die zuvor er­
wähnten Shredderanlagen, die in vorzüglicher Weise 
Autowracks zerlegen. In eine solche Anlage könnte 
man die Behälter ohne weiteres geben. Es hat sich ein 
Problem bei diesen Anlagen herausgestellt. Trotz 
mehr als 1 Million Autowracks jährlich fehlt es, soweit 
bekannt, an ausreichend Futter für die Anlagen. Sie 
sind nur dann rentabel, wenn sie in zwei Schichten zu 
acht Stunden am Tag arbeiten. Die zuständigen Be­
hörden sollten sich darum kümmern, daß die Schrott­
verwerter etwas besser an die Kandare genommen 
werden, damit diese Maschinen auch ausreichend ar­
beiten können, und die Autowracks vernichtet werden. 
Es sind noch Autowracks von zehn Jahren zu beseiti­
gen, das müßte doch für Jahre Futter geben.

Pierau

Man kann das auch als Aufruf verstehen, sich etwas 
früher von seinem rostigen Auto zu trennen. Das ist 
eine Frage des Geldbeutels. Wir haben in Deutschland 
in einer gewissen Voreiligkeit viel zu viel solcher An­
lagen errichten lassen. In England hat man für das 
ganze Land einschließlich Schottland zwei Shredder­
anlagen errichtet, die voll ausgelastet sind. Diese An­
lagen laufen mit einem respektablen Gewinn und er­
füllen ihre Vollfunktion. Bei uns sind die Anlagen 
nicht mehr befriedigend ausgelastet. Es wird eine 
Frage des harten Konkurrenzkampfes werden, wer in 
dieser Schlacht überlebt und seine Anlage erhält oder 
sie stillegen wird. In den Ländern wird man gewisse 
Zuordnungen für Einzugsgebiete treffen. Das ist er­
forderlich, damit bestimmte Abfallgüter nicht über 
große Distanzen transportiert werden.

Jetzt möchte ich um Diskussion zum Vortrag von Frau 
Dr. Feikes aufrufen. Es ist sehr sorgfältige Detailarbeit 
dargelegt worden, und ich kann mir vorstellen, daß 
sich eine Diskussion anschließen könnte.

Frage:

Mich würde interessieren, nachdem w ir das von Herrn 
Wenzel so sehr plastisch vorgetragen bekamen, ob 
nicht auch bei Ihren Maßnahmen zum Umweltschutz 
zum Stichwort »Zielkonflikt« Probleme entstanden 
sind. Ich denke beispielsweise an die Zusätze, die 
Sie für Ihre Brühen und Flotten gebrauchen, oder an 
den Umgang mit Filterkuchen.

Feikes

Sie haben selbstverständlich recht, da muß man höl­
lisch aufpassen. Ich hatte es bewußt bei der Dimethyl­
formamidgeschichte eine Sternstunde unserer Pro­
duktentwickler genannt, weil dort keinerlei Fremdzu­
sätze vorhanden sind. Kreisläufe und Wiedereinspei­
sen setzen natürlich ganz echten Kontakt am Anfang 
der Produktion voraus. Man kann das später nicht 
mehr von hinten her aufrollen. Grundsätzlich richtet 
sich die Verantwortung für die Kreisläufe an die Pro­
duktion, denn die setzt sowohl im Einsatz wie im ana­
lytischen Überwachen spezielle Kenntnisse voraus 
und das bedeutet speziellen Aufwand. Man muß sehr 
vorsichtig sein mit den berühmten kleinen Prisen von 
diesem oder jenem und man muß genau verfolgen 
können, wo sie bleiben.

Köhler

Ich möchte zu dem Vortrag von Herrn Wenzel noch 
bemerken, daß er dargelegt hat, wie die Situation in 
einem mittleren Betrieb ist. Sicher bringt der mittlere 
Betrieb nicht solche Umweltprobleme mit sich wie der 
große. In einer Lackiererei, die nach herkömmlicher 
Methode mit der Luftdruckspritzpistole arbeitet, wird 
unnötig viel zerstäubt, es sind unnötig großer Lackab­
fall und Lösemitteldämpfe vorhanden. Wenn diese 
Betriebe wirtschaftlicher arbeiten wollten, z.B. im 
Metallbereich, dann bietet sich das elektrostatische 
Lackierverfahren an, von dem noch viel zu wenig Ge­
brauch gemacht wird.

Bei der Entfettung werden für das Tauchverfahren Be­
hälter verwendet. Wenn die Brühe angefallen ist, dann 
sieht man zu, daß sie irgend schnell beseitigt wird. 
Hier müßten Destillieranlagen eingerichtet werden, 
also Entfetten unter höheren Temperaturen mit Rück­
gewinnungsanlagen. Es gibt geeignete Anlagen, die 
eine effektive Ausnützung des Entfettungsmittels ge­
statten. Hierdurch würden Umweltprobleme gelöst 
werden, Nachbarschaftsbelästigungen vermieden oder 
zumindest verringert werden. Es würde aber auch 
wirtschaftlicher gearbeitet werden.

Wenzel

Die Rückgewinnungsanlagen für Tauchbäder oder 
Sprühbäder der Entfettungsanlagen sind natürlich 
notwendig und in größeren Anlagen sind sie auch 
vorhanden. Ich habe bewußt einen Betrieb mit 1000 
Mitarbeitern gewählt, weil ein solcher Betrieb wohl in 
der Mehrzahl Sicherheitsingenieure hat. Bei kleineren 
Betrieben treten die genannten Probleme unbedingt 
auf, obwohl es heute schon Rückgewinnungsanlagen 
gibt, die etwa zwanzig Liter Per am Tage auffangen 
können. Das beste Beispiel sind die Chemischreini­
gungsanlagen.

Das andere Problem war das elektrostatische Spritz­
verfahren. Wenn man sich ein elektrostatisches Spritz­
verfahren leisten kann, ist das sehr schön. Ich möchte 
aber darauf hinweisen, daß sogar das Spritzen von 
Propangasflaschen nicht unbedingt rein elektrosta­
tisch durchgeführt werden kann. Ich kenne eine Firma 
hier in Berlin, die die normalen 5-kg-Flaschen her­
stellt. Bevor die Flaschen durch die elektrostatische 
Spritzanlage laufen, werden sie von Hand gespritzt, 
denn nicht alle Stellen werden beim elektrostatischen 
Verfahren erreicht. Es ist also nicht immer ein wesent­
licher Fortschritt, wenn man das moderne Verfahren 
nimmt. Auf die herkömmlichen Spritzverfahren wird 
man nicht immer verzichten können.

Köhler

Wir haben gehört, der Sicherheitsingenieur sollte auch 
Umweltschützer sein. Der Sicherheitsingenieur wird 
von der Berufsgenossenschaft geschult. Veranstalten 
eigentlich die Umweltschützer ähnliche Kurse? Da 
vermisse ich ein Angebot. Den Sicherheitsingenieuren 
sollten in Zukunft praxisnahe Kurse angeboten wer­
den, um auch die hier angesprochenen Probleme in 
den Griff zu bekommen. Der Arbeitsschutz ist bei der
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Berufsgenossenschaft eingefahren, es läuft bestens. 
Auf dem Umweltgebiet ist aber noch ein Mangel vor­
handen.

Pierau

Es gibt eine ganze Palette von Möglichkeiten. In Nord- 
rhein-Westfalen gibt es schon seit Jahren Kurse zum 
Immissionsschutz, d. h. zur Lärmverhütung und Luft­
reinhaltung. Zur Abfallbeseitigung haben w ir laufend 
Kurse in Stuttgart, Gießen, Braunschweig und ich 
meine, daß auch Berlin nicht mehr hintenanstehen 
wird. Es gibt Kurse über Umweltradioaktivität; auch 
über den Umgang mit Röntgenanlagen. Es gibt eine 
ganze Reihe von Einrichtungen, die der Fortbildung 
dienen, Kurse, die den neuesten Stand des Wissens

und der Technik vermitteln. Wir können in diesem Zu­
sammenhang auch das Haus der Technik in Essen er­
wähnen, das sich ganz besonders dieser Aufgabe an­
nimmt.

Ich meine, daß da doch eine Menge getan wird, unab­
hängig von der Fachvereinigung, die ja heute hier ih­
ren Kongreß abhält. Es ist sicherlich nicht möglich, 
heute spezielle Schulungsfragen mit zu erledigen. Wir 
können auch feststellen, daß sich in zunehmendem 
Maße die Universitäten dieser Disziplin annehmen. Es 
braucht natürlich seine Zeit, bis die einzelnen Fachbe­
reiche aufgebaut sind. Auch da sind erfreuliche An­
sätze zu verzeichnen. Ich meine, daß w ir schon in ab­
sehbarer Zeit ein sehr großes Angebot haben werden, 
um den Nachholbedarf zu befriedigen.
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Information 
und Dokumentation, 

't# eine Aufgabe
der Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz 
und Unfallforschung
Dipl.-Soz. Wiss. H. G. Koch

1961 erschien in England unter dem Titel »Science 
since Babylon« eine Untersuchung des Forschers De 
Solla Price über die Zunahme wissenschaftlicher Zeit­
schriften von 1750 bis I9601, in der der Autor zu dem 
Ergebnis kam, daß deren Anzahl nahezu e-funktional 
anstieg.

Als ein weiteres Indiz für den zunehmenden Strom 
wissenschaftlicher Literatur können die »Halbwert­
zeiten« dienen, die Zeitspannen also, nach denen die 
Hälfte aller vorhandenen Publikationen durch Neu­
erscheinungen als überholt angesehen werden müs­
sen.

Für einzelne Fachrichtungen betragen diese Zeiten 
z. B.:

in der Botanik 8 Jahre, 
in der Zoologie 6,5 Jahre, 
in der Physiologie 5 Jahre, 
in der Pharmazie 2,5 Jahre.

In nur 2V2 Jahren wird demgemäß alles heute be­
kannte pharmazeutische Wissen zur Hälfte veraltet 
und durch Neuerscheinungen ersetzt sein 2.

Das »Förderungsprogramm Information und Doku­
mentation der Bundesregierung« schätzt den jährli­
chen Neuzugang an wissenschaftlicher Literatur auf 
gegenwärtig 7 %. Darin sind etwa 2 Millionen wissen­
schaftliche und technische Zeitschriftenaufsätze sowie 
Patente und die sogenannte »graue« Literatur (For­
schungsberichte, Tagungsberichte, Firmenschriften 
etc.) in derselben Größenordnung enthalten3.

Die »National Lending Library for Science and Tech­
nology« in Boston registrierte im Jahre 1971 über 
40 000 laufend erscheinende Zeitschriften4.

Solche Angaben über das Ausmaß gegenwärtig vor­
handenen und zu beherrschenden Wissens, die be­
liebig fortgesetzt werden könnten, illustrieren, daß 
die Produktion an Erkenntnissen die Fähigkeit, dies 
zur Kenntnis zu nehmen, übersteigt.

Unwirtschaftliche und z. T. unzureichend, weil lücken­
hafte Literaturstudien, die viel personelle Kapazität 
und Zeit beanspruchen, sind die Folge -  das in einer

Zeit, in derderBegriff »Information« eine ähnlich grund­
legende Bedeutung hat, »wie sie die Begriffe »Ma­
terie« und 'Energie' schon bisher hatten« -  so Karl 
Steinbuch5.

Vor diesem Hintergrund werden an die Dokumenta­
tion mit ihren modernen Methoden und Organisa­
tionsformen im Hinblick auf Auswertung, Verbreitung 
und Nutzbarmachung wissenschaftlicher Publikatio­
nen sehr hohe Erwartungen gestellt.

Wir stellt sich nun die Situation im Arbeitsschutz dar? 
Sicherlich unterscheidet sich die Lage im Arbeits­
schutz von der aufgezeichneten in zweierlei Weise:

1. Arbeitsschutz ist -  zumindest was die systematisch 
wissenschaftliche Befassung anbelangt -  eine junge 
Disziplin, deren einschlägiger Fundus darum nicht 
annähernd an die Literaturflut schon klassischer Doku­
mentationssysteme wie beispielsweise innerhalb der 
Chemie (Chemical Abstracts Service =  377 000 Titel­
zugänge pro Jahr) oder der Medizin (Medlars: Medi­
cal Literatur Analysis and Retrievel System =  250000 
Neuzugänge) heranreicht6. Doch zeigt die gegenwär­
tige Entwicklung, daß der finanzielle wie der perso­
nelle Einsatz -  verbunden mit politischen, gesetzge­
berischen oder auch mit privaten und wissenschaftli­
chen Aktivitäten, sowohl den gegenwärtigen Wissens­
stand wie auch den Bedarf vervielfachen wird. Das 
gilt für Literatur in jeder Form, Gesetze, Normen, Vor­
schriften, Regeln usw. in gleicher Weise. Gegenwärtig 
besteht darum noch die große Chance, bei einem zü­
gigen Aufbau eines umfassenden Dokumentations­
systems eine weitgehende Bestandserfassung zu er­
reichen und nutzbar zu machen.

2. Forschung im Arbeitsschutz ist nur eine -  wenn 
auch wesentliche -  Dienstleistung in einem umfassen­
den Aufgabenspektrum. Insofern deckt ein auf die 
wissenschaftliche Tätigkeit zugeschnittenes Informa­
tionssystem nur einen Ausschnitt des erforderlichen 
Bedarfs ab. Da in wenigen Wochen das Arbeitssicher­
heitsgesetz in Kraft tritt, sei hier nur aktuell auf die 
Arbeit der Sicherheitsfachkräfte -  Sicherheitsinge­
nieure, -techniker, -meister und Werkärzte im Betrieb 
und ihre im Gesetz umrissenen Aufgaben7 hingewie­
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sen. Jedem Fachmann ist klar, daß auch ein über­
durchschnittlich intelligenter Sicherheitsingenieur sich 
neben seinen täglichen praktischen Aufgaben, die 
ihn voll fordern, nicht auch noch vollständig durch 
das Dickicht von Gesetzen, Verordnungen, Normen 
und Literatur hindurcharbeiten kann. Allein das Lesen 
der im Arbeitsschutz bestehenden Bestimmungen und 
der wichtigsten Literatur würde seine Zeit über Jahre 
in Anspruch nehmen, ganz abgesehen davon, daß er 
für die täglich sich verändernden Fragestellungen sei­
ner Praxis ständig ein Bündel verschiedenartiger Ant­
worten suchen, sammeln und verarbeiten muß. Vor 
gleichen Problemen stehen Gewerbeaufsichtsbeamte 
und die M itarbeiter der Berufsgenossenschaften.

Um die Probleme des Zeitaufwandes und der sach­
lich-inhaltlichen Selektion zu bewältigen, gibt es zwar 
eine Reihe von Hilfsmitteln, die Forschern wie Prak­
tikern zur Verfügung stehen. Dazu zählen beispiels­
weise Karteikarten -  oder verfeinert: Schlitzkarteikar­
ten - , Verzeichnisse, Zusammenfassungen durch Re­
feratezeitschriften (deren Zahl der Zunahme von Fach­
zeitschriften »fast gesetzmäßig« hinterherläuft0). Hin­
sichtlich der Menge des vorhandenen Materials und 
bezüglich seiner Zunahme wird der zeitliche Aufwand 
immer unvertretbarer, die Auswahl, die vorab von 
Dienstleistungseinrichtungen zu treffen ist, welche Ver­
zeichnisse, Referate, Karteikarten usw. erstellen, im­
mer grober, der Informationsverlust immer größer. An­
gesichts der überwiegend sehr spezifischen Fragestel­
lungen, die im einzelnen Betrieb, nicht selten am ein­
zelnen Arbeitsplatz oder im Detail einer Apparatur oder 
Maschine auftreten, kann der Informationsverlust eine 
kritische Grenze erreichen: dann nämlich, wenn der 
Informationsgehalt nur noch sehr allgemeinen Anfor­
derungen genügt9.

Wir stehen also vor der Entscheidung, ob immer we­
niger Wissen in Anspruch genommen werden kann 
oder aber ob mit Hilfe elektronischer Datenverarbei­
tung ein Weg eingeschlagen wird, bestehende Kennt­
nisse möglichst umfassend zu speichern und damit 
für eine weitgehende Anwendung bereitzustellen. Ein 
Beweis für die Notwendigkeit eines EDV-Einsatzes 
braucht hier nicht erbracht zu werden.

Aufgrund der dargelegten Gesichtspunkte, die auch 
Eingang in den Gründungserlaß für die Bundesan­
s ta lt10 fanden, wird gegenwärtig bei der BAU eine 
Datenbank aufgebaut, die neben der seit Errichtung 
der BAU schon bestehenden Dokumentationsstelle
-  einschließlich des deutschen Zentrums der Inter­
nationalen Dokumentationszentrale für Arbeitsschutz 
(CIS) beim Internationalen Arbeitsamt in Genf -  den 
Informationsbedürfnissen und -notwendigkeiten im 
Arbeitsschutz Rechnung tragen wird.

Zum Teil bereits in Angriff genommen, zum Teil im 
Aufbau oder in Planung befindlich ist ein umfassen­
des Arbeitsschutzinformationssystem, das als Ver­
bundsystem alle im Arbeitsschutz anfallenden Infor- 
mations- bzw. Dokumentationsaktivitäten integrieren 
wird. Die im folgenden aufgeführten acht einzelnen 
Komplexe sind -  eine der Materie entsprechende Fol­
ge -  nicht immer exakt voneinander zu trennen, son­
dern überschneiden sich teilweise. Um allen Interes­

senten einen schnellen Zugriff zu den gespeicherten 
Daten zu ermöglichen, sind die Überlegungen und 
Bemühungen darauf gerichtet, sowohl die Einspeiche­
rung als auch insbesondere den Abruf aller Daten so 
zu organisieren, daß für jede Fragestellung grund­
sätzlich alle im folgenden aufgeführten Einzeldoku­
mentationen zur Verfügung stehen bzw. automatisch 
auf alle Möglichkeiten zur Beantwortung der gestell­
ten Fragen hin abgefragt werden können. Alle Einzel­
dokumentationen sind deshalb in diesem einheitlichen 
Gesamtsystem zu erfassen, das die Bezeichnung Ar­
beitsschutzinformationssystem -  ASIS -  tragen soll.

Neben der BAU, die die Hauptlast der Informations­
beschaffung, Informationsspeicherung und -bereitstel- 
lung trägt, sind Verbände und Institutionen, ist die 
gesamte Fachwelt eingeladen, relevante Informatio­
nen an das System heranzutragen, um es zu berei­
chern und damit die Verbreitung ihrer eigenen Daten 
zu ermöglichen.

Die Entwicklung des ASIS, das kein Selbstzweck ist, 
sondern sinnvoll nur als Instrument für die Verwirk­
lichung des Arbeitsschutzes in der Praxis eingesetzt 
wird -  in diesem Sinne hat auch die Forschung eine 
Dienstleistungsfunktion -  wird davon abhängen, in­
wieweit die mit der Verwirklichung des Arbeitsschut­
zes befaßten Behörden, Betriebe, Verbände und an­
dere Institutionen und Personen sich dieses Instru­
mentes bedienen.

ASIS ist über den nationalen Rahmen der Dokumen­
tation hinaus so ausgelegt, daß es mit internationalen, 
bzw. auf europäischer Ebene entstehenden Systemen 
korrespondabel ist. Das System baut auf Gedanken­
gängen auf, die im Entwurf des Förderungsprogram­
mes für die Bildung von Fachinformationssystemen 
aufgeführt s ind11.

ASIS besteht aus folgenden Dokumentationskom­
plexen:

■(.Dokumentation des technischen Regelwerks (ge­
meinsam mit dem DNA)

2. Literaturdokumentation
3. Forschungsdokumentation
4. Dokumentation der Berufskrankheiten
5. Dokumentation über das Unfallgeschehen
6. Dokumentation zum Gesetz über technische Ar­

beitsmittel
7. Dokumentation gefährlicher Arbeitsstoffe
8. Dokumentation ergonomischer Daten.

Zu 1) Dokumentation des technischen Regelwerks

Die Dokumentation des technischen Regelwerks, die 
in Zusammenarbeit mit dem DNA betrieben wird, 
sieht die Einspeicherung und somit das Angebot aller 
im Zusammenhang mit der Sicherheitstechnik rele­
vanten Regelwerke vor. Die in der ersten Stufe vom 
DNA vorgenommene Einspeicherung des DIN-Nor- 
menwerks steht der Öffentlichkeit unter der Bezeich­
nung DIN-Informationssystem Technik-DINST - 12 be­
reits zur Verfügung.

Dabei handelt es sich um ein auf der Grundlage des 
Systems GOLEM vom DNA weiterentwickeltes System 
zur Information über DIN-Normen im Dialogverkehr
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zwischen Benutzer und Rechner. Gespeichert wurden 
zunächst Formaldaten und freigewählte Schlagworte 
über alle Normen und Norm-Entwürfe des Deutschen 
Normenwerkes.

Der Benutzer hat die Möglichkeit, sich durch Vermitt­
lung anhand von ihm vorzugebender Zielfragen über 
alle entsprechenden Aussagen des DNA informieren 
zu lassen.

Gegenwärtig werden in Kooperation von BAU und 
DNA alle sicherheitstechnisch bedeutsamen Regel­
werke nach einem weiterentwickelten Datenerfas­
sungsbogen eingespeichert.

DINST wurde in Absprache mit anderen Datenbank­
projekten innerhalb und außerhalb der Bundesrepu­
blik aufgebaut. Damit wurden Möglichkeiten einer 
späteren Verknüpfung mit anderen Stellen geschaf­
fen.

Es wird damit gerechnet, daß bis Ende 1975 interes­
sierten Institutionen und Firmen Standleitungen zum 
Rechner eingerichtet werden können, die es dem Be­
nutzer gestatten, den Dialog unmittelbar mit dem 
Rechner zu führen.

Angesichts der den Fachleuten bekannten Schwierig­
keiten der Indexierung und der Deskription, sollte hier 
noch angemerkt werden, daß besonders aufgrund des 
raschen Aufbaus der Inhalt der DIN-Normen zunächst 
mit freien Schlagworten erfaßt wurde, also ohne Be­
nutzung eines Thesaurus. Dieses Vorgehen birgt das 
Problem, daß nur eine alphabetisch geordnete Menge 
von Suchwörtern zur Verfügung steht und kein hierar­
chischer Thesaurus13. Nach dieser Verfahrensweise 
wird ebenfalls die gegenwärtige Einspeicherung des 
weiteren Regelwerks vorgenommen.

Neben dem ständigen Zugriff zur Datenbank ist vor­
gesehen, in periodischen Abständen ein »Handbuch 
des technischen Regelwerks« ausdrucken zu lassen, 
in dem jeweils alle im Speicher verfügbaren Regel­
werke aufgeführt und durch ein permutiertes Register 
auch manuell nachschlagbar werden.

Zu 2) Literaturdokumentation

Der Aufbau einer Datenbank der Arbeitsschutz-Lite- 
ratur wurde in Angriff genommen. Die in über 400 bei 
der BAU gehaltenen Zeitschriften erscheinenden 
Fachbeiträge zum Arbeitsschutz werden inhaltlich er­
schlossen und gespeichert, aus über 150 der wichtig­
sten Fachzeitschriften werden regelmäßig Inhaltsrefe­
rate (abstracts) angefertigt. Es ist beabsichtigt, künf­
tig auch Monographien, Dissertationen und For­
schungsberichte (reports) zu referieren. Der gegen­
wärtige Bestand von über 50 000 Dokumentationsbei­
trägen, die in manuellem Zugriff stehen, wird derzeit 
um etwa 250 abrufbare Beiträge pro Monat erweitert. 
Ein Teil des so gespeicherten Materials wird im Re­
feratedienst »Fachdokumentation Arbeitsschutz«, von 
dem inzwischen die Nummern 1 bis 7 vorliegen, ver­
öffentlicht. Die Fachdokumentation erscheint als Heft, 
dessen einseitig bedruckte Seiten aus zusammenge­
setzten Karteikarten bestehen. Diese Karten in ge­
normtem Format sind heraustrennbar und ermögli­

chen es dem Benutzer, auf Wunsch eine eigene Ar­
beitsschutzkartei eines Spezialgebietes anzulegen 
und fortlaufend zu ergänzen. Die jedem Referat vor­
angestellten Deskriptoren dienen dem Abruf der In­
formationen (retrieval) aus dem im Aufbau befindli­
chen Datenpool, ebenso wie die vorgesehenen Zah­
lennotationen der Sachgebietseinteilung »System­
schlüssel«. Rotierte Sach- und kumulierte Personen­
register sollen die Veröffentlichungen noch benutzer­
freundlicher machen, deren Text über einen optischen 
Belegleser auf einer EDV-Anlage für eine Digiset-Be- 
lichtungsanlage aufbereitet wird.

Es wird angestrebt, das regelmäßige monatliche Er­
scheinen des Referatedienstes sicherzustellen. Von 
erheblicher Bedeutung -  insbesondere hinsichtlich 
des im Dezember 1974 in Kraft tretenden Arbeits­
sicherheitsgesetzes14 -  ist die zwischen der BAU und 
dem Institut für Dokumentation und Information über 
Sozialmedizin und öffentliches Gesundheitswesen 
(idis) vereinbarte Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Dokumentation von Arbeitsschutz und Arbeits­
medizin. Diese Kooperation sieht vor, daß über die 
Fachdokumentation Arbeitsschutz der BAU den Fach­
leuten für Arbeitsschutz auch die sie vermutlich inter­
essierenden Referate aus der Sozialmedizinischen Li­
teratur, die vom idis erstellt werden, zugänglich ge­
macht werden und umgekehrt, daß idis BAU-Referate 
über Arbeitsschutz, die für den Aufgabenbereich des 
Arbeitsmediziners, insbesondere des Betriebsarztes 
relevant sein könnten, in seine arbeitsmedizinische 
Dokumentation übernimmt, die zunächst in zwang­
loser Folge erscheinen wird. Denn gleichwie die Auf­
gabenteilung zwischen Betriebsärzten und Fachkräf­
ten für Arbeitssicherheit im einzelnen umrissen und 
festgelegt wird, gibt es eine Reihe von Überschnei­
dungen. Z. B. wird in einem Betrieb, der keinen eige­
nen Betriebsarzt bestellt, der Sicherheitsfachmann ei­
nen Ausschnitt aus dem woanders einem Betriebs­
arzt zugedachten Aufgabenbereich übernehmen müs­
sen (z. B. Einhaltung von Vorsorge- oder Zwischen­
untersuchungen von Arbeitnehmern) wie auch ande­
rerseits der Betriebsarzt über den rein medizinischen 
Bereich hinaus -  z. B. durch Beratung bei der Ar­
beitsplatzgestaltung tätig sein wird.

Zu 3) Forschungsdokumentation

Die Forschungsdokumentation soll sowohl über ge­
plante, laufende sowie abgeschlossene bzw. veröffent­
lichte Forschungsvorhaben informieren. Insbesondere 
für die Erfassung der geplanten und laufenden Pro­
jekte muß eine optimale Zusammenarbeit aller in der 
BRD, der EG und ggf. darüber hinaus mit Arbeits­
schutzforschung befaßten Personen, Instituten etc. 
vorausgesetzt werden. Die Forschungsdokumentation 
ist notwendige Voraussetzung für die der BAU zuge­
wiesenen Aufgabe: »Beobachtung des Standes der 
Unfallforschung im In- und Ausland« (Gründungserlaß 
für die BAU)15.

Die wesentliche Aufgabe der Forschungsdokumenta­
tion besteht in der frühzeitigen Information über an­
gelaufene oder geplante Forschungsvorhaben und in 
der Angabe der jeweiligen Forschungsträger und For­
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scher. Dadurch kann parallele bzw. Doppelarbeit an 
gleichen Problemen vermieden werden; darüber hin­
aus wird die gegenseitige Information und Koopera­
tion der Wissenschaftler und Institutionen über be­
stimmte Vorhaben erheblich erleichtert.

Die wesentlichen Informationen der Forschungsdoku­
mentation sollen über die Datenverwendung in der 
BAU hinaus, durch einen Informationsdienst auch in­
teressierten Personen und Institutionen mitgeteilt 
werden.

Ein Teil der Aufgaben der Forschungsdokumentation 
wird bereits durch gegenseitige Information und Ko­
ordination im »Arbeitskreis Arbeitsschutzforschung« 
unter Beteiligung folgender Institutionen wahrgenom­
men:

Deutsche Forschungsgemeinschaft 
Verband Deutscher Elektrotechniker (VDE) 
Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossen­
schaften
Lehrstuhl und Institut für elektrische Energie­
versorgung
Vereinigung der Technischen Überwachungsvereine 
(VdTÜV)
Bundesgemeinschaft der gemeindlichen Unfall­
versicherungsträger e. V.
Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt)
Deutscher Normenausschuß (DNA)
Bundesverband der landwirtschaftlichen Berufs­
genossenschaften

Sammel- und Koordinierungsstelle ist die BAU.

Zu 4) Dokumentation der Berufskrankheiten

Die Notwendigkeit einer Berufskrankheitendokumen­
tation wurde durch die Ergebnisse des Forschungs­
auftrags F 39 über »Schwerpunkte der Berufskrank­
heiten in der Bundesrepublik Deutschland«16 bestä­
tigt. Es zeigte sich, daß eine laufende lückenlose und 
systematische Dokumentation aller Berufskrankheiten 
die Voraussetzung für hinreichende Aufschlüsse des 
BK-Geschehens sind. Aus den nach sehr zahlreichen 
Gesichtspunkten aufgeschlüsselten Unterlagen -  so 
zeigte das Forschungsprojekt -  lassen sich für zu­
künftige Forschungsvorhaben Schwerpunkte ermitteln 
und die Erfolge oder auch Fehlplanungen aller getrof­
fenen Maßnahmen jederzeit ermitteln.

Es stehen Überlegungen an, durch eine Weiterfüh­
rung der im Zuge des Forschungsauftrages aufgebau­
ten Dokumentation gemeinsam mit dem Land Nieder­
sachsen und unter Mitwirkung der staatlichen Ge­
werbeärzte eine ständige Dokumentation der Berufs­
krankheiten einzurichten. Die Ergebnisse sollten ne­
ben ihrer ständigen Abrufbarkeit in jährlichen Berich­
ten veröffentlicht werden, damit sich alle Stellen ein­
schließlich der Arbeitnehmer und Arbeitgeber über 
den Stand der Berufskrankheiten unterrichten kön­
nen und dadurch ihrerseits durch geeignete Maßnah­
men gezielte Prophylaxe zum Schutz der arbeitenden 
Bevölkerung ergreifen zu können.

Zu 5) Dokumentation über das Unfallgeschehen

In den ersten 21/2 Jahren des Bestehens der Bundes­
anstalt hat sich gezeigt, daß sich der Fundus an Infor­
mationen über das Unfallgeschehen ständig vergrö­
ßert. Um diese Informationen für einen zuverlässigen 
und raschen Zugriff aufzubereiten, sind sie entspre­
chend zu dokumentieren. Dabei soll in Zusammen­
arbeit mit anderen Stellen wie der Gewerbeaufsicht, 
den Berufsgenossenschaften, mit Verbänden und Be­
trieben eine möglichst vollständige Erfassung sowie 
eine hinreichende Gliederung der Information über 
das Unfallgeschehen erreicht werden.

Zu 6) Dokumentation zum Gesetz über technische 
Arbeitsmittel

Zur Ausrichtung der Normungsarbeit auf die tatsäch­
lichen Problemschwerpunkte in der Praxis ist mit der 
Kommission Sicherheitstechnik eine Verabredung ge­
troffen worden, nach der die BAU der Kommission 
bei der Ermittlung dieser Schwerpunkte hilft. Ein in­
zwischen fertiggestellter, zu diesem Zweck entwik- 
kelter Fragebogen zur Erfassung des Unfallgesche­
hens im Zusammenhang mit technischen Arbeitsmit­
teln ist bereits über Institutionen und Verbände in 
ausgewählte Betriebe und zu einigen Trägern der ge­
setzlichen Krankenversicherungen (im Hinblick auf 
den Bereich Heim und Freizeit) gelangt und soll von 
dort zur zentralen Auswertung an die BAU zurück­
kommen. Das Ergebnis dieser Erhebungen wird der 
Kommission bald vorliegen.

Über den speziellen Aspekt »technische Arbeitsmit­
tel« hinaus ist diese Dokumentation eine Ergänzung 
des Dokumentationskomplexes 5, Dokumentation 
über das Unfallgeschehen.

Zu 7) Dokumentation gefährlicher Arbeitsstoffe

Im Zusammenhang mit gefährlichen Arbeitsstoffen 
besteht die Überlegung, hierfür eine besondere Do­
kumentation einzurichten. Dabei ist vordringlich zu 
überprüfen, ob die in der Zuständigkeit der Gesund­
heitsbehörden im Entstehen begriffenen Giftinforma­
tionszentren die bestehenden Bedürfnisse im Arbeits­
schutz abdecken können. Erste Informationen deuten 
darauf hin, daß dies nicht in ausreichendem Maße der 
Fall sein wird. Die Gründe dafür sind folgende:

1. Die Giftinformationszentren werden unter rein medi­
zinischen Aspekten aufgebaut und enthalten Angaben 
über die toxischen Eigenschaften und die möglichen 
Kontraindikationen im diagnostischen und therapeu­
tischen Sinne, d. h., in unmittelbarem Zusammenhang 
mit der medizinischen Behandlung von Menschen. Sie 
werden vermutlich keine ausreichenden Angaben über 
die toxischen Eigenschaften von im Handel befindli­
chen Markenartikeln und den in der Industrie übli­
chen Hinweise über die Umstände des Auftretens in 
Betrieben sowie die dazu notwendigen technologi­
schen Informationen enthalten.

2. Die Giftinformationszentren werden keine Unter­
lagen und Angaben über nichttoxische gefährliche 
Stoffe wie z. B. lungengängige Stäube (Sandstrahl­
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gebläse) oder Asbest, also über physikalische bzw. 
physico-chemische Stoffe (VC-Krankheiten) enthalten. 
Die Bundesanstalt beabsichtigt ausdrücklich nicht, 
neben bereits bestehenden und -  auch im Sinne des 
Arbeitsschutzes funktionablen -  Einrichtungen, eine 
weitere zu schaffen. Doch ist die Herstellung der ziel­
gerichteten Zusammenarbeit mit bereits bestehenden 
Stellen für die Belange des Arbeitsschutzes und die 
Ergänzung um die noch nicht erfaßten Arbeitsstoffe 
zugunsten eines lückenlosen Informationssystems 
eine höchst dringliche Aufgabe.

Zu 8) Dokumentation ergonomischer Daten

Die Bedeutung arbeitswissenschaftlicher Erkenntnisse 
für den Arbeitsschutz (auch im Hinblick auf die §§90/ 
91 BVG) erfordert die Bereitstellung der bereits vor­
handenen und der in der Zukunft zu erwartenden 
weiteren Daten mit dem Ziel ihrer maximalen Nut­
zung. Deshalb sind Überlegungen angestellt worden, 
hierfür eine Datenbank aufzubauen.

Vorarbeit für den Aufbau dieser Dokumentation ist 
bereits durch den Forschungsauftrag F 83 der BAU, 
»Ergonomische Prüfliste für den Arbeitsschutz«17, ge­
leistet worden. Diese ergonomische Prüfliste ist in 
der bestehenden Fassung bereits als methodisches 
Hilfsmittel zur schnellen und sachgerechten Infor­
mation bei der Gestaltung von Arbeitsplätzen, Ar­
beitsmitteln und Arbeitsumgebungsbedingungen un­
ter ergonomisch-sicherheitstechnischen Aspekten ein 
sehr brauchbares Instrument für die im Arbeitsschutz 
Tätigen.

Sie besteht im wesentlichen aus folgenden 4 Teilen:

1. einem Prüffragenteil mit 440 Prüfungsfragen;
2. einem Stichwortverzeichnis mit rund 300 Stichwor­
ten;
3. einem Literaturverzeichnis, in dem zu den Prü­
fungsfragen Literaturkennzahlen angegeben sind;
4. dem Literaturanhang mit 934 bibliografisch aufge­
führten Regelwerken, Monografien und Referaten.

Die Prüfliste mit Literaturanhang hilft dem Benutzer, 
keinen für die Arbeitsgestaltung aus ergonomisch­
sicherheitstechnischer Sicht wichtigen Punkt zu ver­
gessen. Sie zeigt Ansätze für Gestaltungsmaßnahmen 
auf und gibt Literaturhinweise für Probleme, die bei 
der sicherheitstechnischen Gestaltung auftreten. Die 
Prüfliste trägt Erkenntnisse unterschiedlichster wis­
senschaftlicher Disziplinen zusammen, die für den 
Arbeitsschutz aus ergonomischer Sicht relevant sind. 
Die Anwendung der Prüfliste bei der Gestaltung und 
Begutachtung von Arbeitssystemen führt dazu, daß 
Unfallfaktoren in den Systemen erkannt werden und 
beseitigt werden können.

Die Darlegung von Sinn, Inhalt und Zweck dieses For­
schungsvorhabens soll verdeutlichen, in welcher

Weise auch eine entsprechend aufgebaute Dokumen­
tation Nutzen bringen soll. Neue Entwicklungen und 
Erkenntnisse können -  im Gegensatz zu einem Buch -  
ständig aktuell gespeichert und abgerufen werden.

Selbstverständlich steht auch dieser Komplex in en­
gem Zusammenhang mit den vorgenannten Einzel­
dokumentationen und zeigt noch einmal deutlich die 
Notwendigkeit der Verknüpfung aller Einzeldokumen­
tationen des ASIS.
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Dokumentation und 
Information — 
Möglichkeiten und Grenzen 
bei Bilddatengeräten
Prof. Dr. med. Otto Nacke *

I. EDV in der Information —
Utopie und W irklichkeit

1. Fragestellung
Die Generaldirektion Soziale Angelegenheiten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften be­
müht sich seit einigen Jahren darum, die Informations­
situation von Arbeitsmedizinern und Sicherheitsfach­
leuten zu verbessern. Im Rahmen eines von der ge­
nannten Institution initiierten Gutachtens zu einem eu­
ropäischen Informationssystem für industrielle Sicher­
heit (EURISIS) (1) war unter anderem die Frage zu 
klären, über was Arbeitsmediziner und Sicherheits­
fachleute überhaupt zu informieren sind, mit anderen 
Worten, es mußte festgestellt werden, was es über­
haupt an einschlägigem Schrifttum gibt und welche 
Merkmale dieses hat (2). Dabei interessierten unter 
anderem die Fragen: In welchen Zeitschriften werden 
einschlägige Arbeiten veröffentlicht und in welchen 
Referateorganen werden sie nachgewiesen? Welches 
sind die thematischen Schwerpunkte der Zeitschriften 
bzw. der Referateorgane? Welches Schrifttum ist für 
mich lesbar, das heißt, wie verteilt sich das Schrifttum 
auf die Sprachen? Welches Schrifttum von nur regio­
naler Bedeutung ist für mich wichtig, das heißt, wie 
verteilt sich das Schrifttum auf die Länder?

2. Methode
Es wurden Referate aus folgenden acht Referatedien­
sten ausgewertet (3-10):
-  CIS-Literaturumschau,
-  Excerpta Medica, Section Occupational Health and 

Industrial Medicine,
-  Industrial Hygiene Digest,
-  Zentralblatt für Arbeitsmedizin und Arbeitsschutz,
-  Cahiers de Medecine interprofessionelle,
-  Safety in Mines Abstracts,
-  BG-Kartei Betriebssicherheit,
-  Dokumentation Arbeitsschutz, Unfallverhütung, Ar­

beitsmedizin.

* D ieser Beitrag entstand un ter M itarbe it von Herrn Dr. med. 
W olfgang Gerdei.

Durchgesehen wurden jeweils die Jahrgänge 1971 
und 1972 der aufgeführten Referatedienste auf Arbei­
ten, die im Jahre 1971 erschienen waren. Auf diese 
Weise wurden 7394 einschlägige Referate festgestellt, 
von denen 1168 Doppelt- oder Mehrfach-Nennungen 
waren, so daß schließlich 6226 Einzelpublikationen in 
die Untersuchung einbezogen wurden, davon 5278 
Zeitschriftenaufsätze aus 962 Zeitschriften.

Jede dieser Publikationen wurde verschlüsselt nach 
den Merkmalen: Zeitschrift, Referateorgane, Land, 
Sprache, Publikationstyp, Sachaspekt. Diese Angaben 
und zusätzlich noch Identifikationsmerkmale wurden 
auf Lochkarten erfaßt. Aus der so erhaltenen Datei 
konnten nunmehr verschiedene Register (Zeitschrif­
tenregister, Sachregister) und Kontingentstafeln er­
stellt werden. Im folgenden kann nur ein Teil der so 
erhaltenen Ergebnisse mitgeteilt und diskutiert wer­
den.

3. Ergebnisse

Die Quintessenzen aus einigen der bei der Auswertung 
erhaltenen Tabellen lassen sich in Form von Ergeb­
nissätzen zusammenfassen. Es werden nun fünf sol­
cher Ergebnissätze formuliert und anhand von graphi­
schen Darstellungen erläutert.

3.1 Die Verteilung des Schrifttums auf die untersuch­
ten Referatedienste.

Die Abbildung 1 zeigt, wie sich das Schrifttum auf die 
einzelnen untersuchten Referatedienste verteilt.

Als der umfangreichste Dienst fä llt sofort die CIS-Lite­
raturumschau auf. Aber selbst dieser Dienst enthält 
nur weniger als 1/3 des Gesamtschrifttums. Der schraf­
fierte Teil der Säulen des Diagramms zeigt diejenige 
Zahl von Referaten an, die gleichzeitig in einem oder 
mehreren anderen Referateorganen aufgeführt sind. 
Auf diese Weise wird ersichtlich, zu welchem Anteil 
sich die untersuchten Referateblätter miteinander 
überschneiden. Es muß erstaunen, wie niedrig dieser 
Anteil bei Referateblättern ist, die in ihrer Themen­
stellung weitgehend übereinstimmen. Wer Literatur 
zu einer einschlägigen Frage sucht, müßte also, um 
eine annähernd vollständige Übersicht zu erhalten, 
mehrere Referatedienste durchsehen.



Abkürzungen:

CIS: CIS-Literaturumschau Bundesrepu
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D D RSMA: Safety in m ines abstracts
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medizin Gerdei
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Bild  1 Verte ilung des Schrifttum s auf R eferateorgane (nach 
Gerdei [2])

Zusammenfassung:

Es gibt keinen Referatedienst, der das Gesamtschrift­
tum über Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin in hinrei­
chender Vollständigkeit liefert. Eine vollständige Über­
sicht ist nur durch das Studium mehrerer Referate­
dienste möglich.

3.2 Verteilung nach Sprachen

Die Abbildung 2 zeigt in einem Balkendiagramm die 
Verteilung der referierten Publikationen nach Spra­
chen. Fast die Hälfte (47,5 %) aller in den untersuch­
ten Diensten nachgewiesenen Publikationen erschei­
nen in englischer Sprache, d. h. das Studium von wis­
senschaftlichen und wissenschaftlich-praktischen Ori­

24 6 % 
1k 4 %
1 5  9 %

4 1%

2.1.0 %

ginalarbeiten in den Gebieten des Arbeitsschutzes 
und der Arbeitsmedizin ist ohne Kenntnis der eng­
lischen Sprache nicht möglich.

Die in deutscher Sprache publizierten Arbeiten ste­
hen in ihrer Häufigkeit mit 28,5% an zweiter Stelle. Die 
russische Sprache erscheint mit 4,6 % aller Veröffent­
lichungen unterrepräsentiert. Der Grund dafür dürfte 
in der Selektion der Referatedienste zu suchen sein. 
Ein einschlägiger spezieller Referatedienst für Ar­
beitsschutz und Arbeitsmedizin aus dem russischen 
Sprachraum ist bei der Untersuchung nicht bekannt­
geworden und konnte daher in die Auswertung nicht 
einbezogen werden.

Zusammenfassung:
Mehr als 3U des Schrifttums über Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin erscheint in englischer oder deutscher 
Sprache.

3.3 Verteilung nach Ländern
Die Verteilung nach den Ländern, aus denen sich die 
in den untersuchten Referatediensten aufgeführten 
Arbeiten stammen, wird in der Abb. 3 wiedergegeben. 
Die Häufigkeit der in der Bundesrepublik Deutschland 
geschriebenen Arbeiten liegt knapp über der Häufig­
keit der Arbeiten in den USA. In diesen beiden Län­
dern wird rund die Hälfte des einschlägigen Wissens­
stoffes produziert. In dieser Abbildung findet sich auch 
die Erklärung für das Übergewicht des Englischen 
als wissenschaftliche Publikationssprache: Die in den 
USA (24,4 %) und in Großbritannien (13,9 %>) geschrie­
benen Arbeiten ergeben in ihrer Summe den Groß­
teil der englischsprachigen Publikationen.

Zusammenfassung:
In der Bundesrepublik Deutschland wird die höchste 
Zahl derW elt an Publikationen über Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin produziert.
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Bild  2 Verte ilung des Schrifttum s nach Sprachen (nach 
Gerdei [2])
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Bild 4 Verte ilung des Schrifttum s nach Sachgebieten 
(nach Gerdei [2])
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3.4 Verteilung nach Sachgebieten Zusammenfassung:

Alle ausgewerteten Referate wurden nach ihrem The­
ma einer Sachgruppe zugeordnet. Die Häufigkeitsver­
teilung nach diesen Sachgruppen zeigt die Abb. 4. Die 
einzelnen Sachgruppen enthalten folgende Themen:

-  Technischer Arbeitsschutz: Beschreibung und Er­
probung von Schutz- und Überwachungsverfahren,

-  Arbeitspathologie: Arbeiten über Berufskrankheiten 
und Unfälle ohne Bezug zu Maßnahmen (Ätiologie, 
Kasuistik, Epidemiologie),

-  Technik und Chemie: Erörterungen zu Schädlich­
keiten ohne Bezug auf Schäden oder Maßnahmen 
(Chemische Eigenschaften von Produkten, Kon­
struktionsvorschriften für technische Einrichtungen),

-  praktische Arbeitsmedizin: Maßnahmen, Therapie, 
Vorsorge,

-  Arbeitsphysiologie: Biologische Funktionen unter 
Arbeitsbelastung (Blutdruck, Puls, Temperatur)

-  Arbeitsschutz allgemein: Organisation, Ausbildung,
-  Materialschäden: Schäden an Betriebseinrichtungen 

durch Feuer, Explosionen, Bruch, Sturz,
-  Arbeitssoziologie: Probleme des Arbeitsschutzes 

bei bestimmten soziologisch definierten Gruppen 
(Jugendliche, Frauen, Ausländer),

-  Arbeitspsychologie: Psychologische Aspekte der Ar­
beitssicherheit,

-  ökonomische Schäden: Krankenstand, Kosten von 
Unfällen.

Die Analyse des Diagramms zeigt folgende Zusam­
menhänge:

Die Publikationen mit medizinischen Themen machen 
fast 40 % aller untersuchten Publikationen aus (Ar­
beitsphysiologie, Arbeitspathologie, praktische Ar­
beitsmedizin). Während im medizinischen Bereich mit 
18,2 °/o fast die Hälfte dieser Arbeiten medizinische 
Schäden und n u r ’ A (10,5%) medizinische Maßnah­
men behandeln, befassen sich von den technisch 
orientierten Publikationen (Technik und Chemie, Ma­
terialschäden, Technischer Arbeitsschutz) 3/4 (31,8 %) 
mit Fragen aus dem Maßnahmenbereich. Psychologi­
sche und soziologische Faktoren als Einflüsse auf die 
Arbeitssicherheit und Arbeitsgesundheit werden von 
der wissenschaftlichen Literatur nur in spärlicher An­
zahl behandelt (3,6%). Auch die Analyse der ökono­
mischen Schäden durch Unfälle und Krankheiten am 
Arbeitsplatz findet nur in wenigen Arbeiten ihren Nie­
derschlag (1,6%). Die methodischen Schwierigkeiten 
bei der Behandlung solcher Fragen dürften der Grund 
für das Fehlen weiterer derartiger Arbeiten sein.

Fast 40 % des gesamten Schrifttums über Arbeits­
schutz und Arbeitsmedizin beschäftigt sich mit medizi­
nischen Problemen.

3.5 Verteilung nach Arbeitstypen in den Ländern

Für die drei Territorien mit den höchsten Zahlen der 
einschlägigen Publikationen (BRD, USA und Groß­
britannien), in denen zusammen rund 3U des Gesamt­
schrifttums produziert wird, zeigt Bild 5 im Vergleich 
die Verteilung nach Arbeitstypen. Hier fä llt der im Ver­
gleich zu USA und Großbritannien in der BRD niedri­
gere Anteil an experimentellen Arbeiten auf. Eine auf­
fällige relative Häufung von Publikationen aus der 
BRD zeigt sich hingegen bei den Schrifttumsübersich­
ten (Review) sowie bei Arbeiten mit normativem Cha­
rakter (»Vorschrift«),

BRD

/o
25

20
15

>IO-|-
5

o, Meinung Kasuistik Methodik Vorschrift

Experiment Epidemio Review Sonstiges 
logie

Mei

>15.9

EX

16.2
K

5.9
Ep

7.6

M e t

16 M 13.6 14.7

20 + 
15

10 - -
5

USA

Mei

16.2

Ex

2<*A
K

6A

Ep

15.9

Met

13.0
“TT-
5.6 9.5

GB

20
-15

>IO
5

Ex

Met
s

M ei

K Ep R V

12.1 25.2 h A 7.5 19.3 8.7 7.5

Bild 5 Verte ilung des Schrifttum s nach A rbeitstypen in den 
Ländern (nach Gerdei [2])

Medizin Technik Sozia ler und
organ isatorischer
Bereich

Ges.

G rundlagen, A 'Physio l. Techn. und Chem. A ’psych und A ’Soz.
Ursachen 10,2 % 11,5% 3,6 % 25,3 %

Schäden A ’Pathol. Mat.-Schäd. Ökon. Schäden
18,2% 3,7 % 1,6 % 23,5 %

Maßnahmen Prakt. A ’med. Techn. A ’Schutz A ’Schutz allg.
10,5 % 31,8 % 8,9 % 51,2 %

Gesamt 38,9 % 47,0 % 14,1 % 100,0%
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In der BRD werden prozentual sehr viel weniger ex­
perimentelle und deutlich mehr gesetzliche Publikatio­
nen veröffentlicht als im englischen Sprachbereich.

Zusammenfassung:

4. Schlußfolgerungen

Aus diesen Ergebnissen lassen sich unter Verwertung 
von allgemeinen Erfahrungen aus dem Informations­
bereich in Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin folgende 
Konsequenzen ableiten:

Die Vermittlung des für Arbeitsschutz und Arbeits­
medizin einschlägigen Schrifttums ist äußerst unbe­
friedigend, jedoch läßt sich kurzfristig keine Verbes­
serung erzwingen. Die in diesem Gebiet tätigen Dien­
ste und Institutionen (unter anderem CIS/ILO, Ex- 
cerpta Medica) sind an Einsatz und know how sicher 
nicht zu übertreffen. Andererseits würde die nahelie­
gende Forderung nach Kooperation der Dienste zum 
Zwecke der gegenseitigen Ergänzung auf eine Reihe 
von größten und unmittelbar nicht lösbaren Schwierig­
keiten stoßen (grundsätzlich verschiedene Analyse­
systeme und Datenverarbeitungsverfahren, inkompa­
tible Managementstrukturen u.a.). Als eine Hilfe in 
der jetzigen Situation wäre denkbar ein »Automatisch 
kumuliertes Register für industrielle Sicherheit« 
(ACRIS). Dieses Register würde die Fundstellen von 
Referaten in den einschlägigen Referatediensten nach- 
weisen. Die Methodik zu seiner Herstellung ist im 
Prinzip die gleiche, wie sie verwandt wurde zur Her­
stellung der Datei, aus der die vorstehenden Ergeb­
nisse gewonnen wurden. Die Leistungsmöglichkeiten 
eines ACRIS lassen sich wie folgt umreißen:

-  Ersparen des Nachschlagens nach einschlägigen 
Publikationen in den Registern mehrerer Referate­
organe.

-  Lieferung eines Überblicks über den Umfang des 
einschlägigen Schrifttums, über seine Primärquellen 
(insbesondere Zeitschriften) und über die Vertei­
lung nach Sprachen und Ländern.

-  Analyse der Informationsproduktion nach Arbeits­
typen und Sachaspekten und Vergleich mit dem 
Profil des Informationsbedarfes zur langfristigen 
Erreichung einer optimalen gesellschaftlichen Wirk­
samkeit von Forschung und Entwicklung.

5. Literaturzusammenstellung

1. Nacke, O., Gerdei, W., Lange, H.: Gutachten über 
den Aufbau eines europäischen Informationssystems 
für industrielle Sicherheit (EURISIS), 2 Bände. Biele­
feld: Institut für Dokumentation und Information über 
Sozialmedizin und öffentliches Gesundheitswesen 
(Idis) 1973.
2. Gerdei, W.: Struktur des Schrifttums aus dem Ge­
biet der Arbeitsmedizin und des Arbeitsschutzes des

Jahres 1971. Diss. Universität Münster (Westf.) 1974.
3. CIS-Literaturumschau. Genf: ILO (1963-).
4. Excerpta Medica, Section Occupational Health and 
Industrial Medicine. Amsterdam (1971—).
5. Industrial Hygiene Digest. Pittsburgh, Pa.: Ind. Hyg. 
Fndn. Amer. Inc. (1937-).
6. Zentralblatt für Arbeitsmedizin und Arbeitsschutz. 
Heidelberg: E. Fischer (1951—).
7. Cahiers de Medecine interprofessionelle. Neuilly: 
ACMS (1961 —).
8. Safety in Mines Abstracts. Sheffield, UK: SMRE 
(1952-).
9. BG-Kartei Betriebssicherheit. Berlin, Bielefeld, Mün­
chen: Erich Schmidt (1967-).
10. Dokumentation Arbeitsschutz, Unfallverhütung, Ar­
beitsmedizin. Heidelberg: BG Chemie (1970-).

6. Zusammenfassung

Im Rahmen eines Gutachtens für die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften waren Umfang und 
Merkmale des sicherheitstechnischen und arbeitsme­
dizinischen Schrifttums zu ermitteln. Die Untersuchung 
der Referate aus acht einschlägigen Referatediensten 
(durchgesehen wurden die Jahrgänge 1971 und 1972 
auf Veröffentlichungen aus 1971) erbrachte eine Ge­
samtzahl von 6226 Einzelpublikationen. Die Klassifi­
kation dieser Publikationen nach Referatediensten, 
Sprachen und Ländern sowie Sachgebieten und Ar­
beitstypen zeigte folgende Ergebnisse:

1. Es gibt keinen Referatedienst, der das Gesamt­
schrifttum über Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin in 
hinreichender Vollständigkeit liefert. Eine vollständige 
Übersicht ist nur durch das Studium mehrerer Refe­
ratedienste möglich.

2. Mehr als 3U des Schrifttums über Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin erscheint in englischer oder deutscher 
Sprache.

3. In der BRD wird die höchste Zahl der Welt an Pu­
blikationen über Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
produziert.

4. Fast 40 % des gesamten Schrifttums über Arbeits­
schutz und Arbeitsmedizin beschäftigt sich mit medi­
zinischen Problemen.

5. In der BRD werden prozentual sehr viel weniger ex­
perimentelle und deutlich mehr gesetzliche Publika­
tionen veröffentlicht als im englischen Sprachbereich. 
Eine langfristige Verbesserung kann nur die Koopera­
tion der einschlägigen Dienste und Institutionen brin­
gen. Kurzfristig könnte ein »Automatisch kumuliertes 
Register für industrielle Sicherheit (ACRIS)« helfen, 
dessen Methodik bereits für die Datengewinnung bei 
der vorliegenden Studie verwandt wurde. ACRIS wür­
de einerseits alle einschlägigen Referate nachweisen 
sowie andererseits weitere quantitativen Analysen zur 
Informationsstruktur liefern.
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II. idis-MICRODOK I

Ein Mikrofiche-Informationsspeicher mit 
computererstellter Registerorganisation 
für Aufgaben der Dokumentation

Anlaß zur Entwicklung des idis-MICRODOK war ein 
Problem der Versorgungsärzte:

Die Zahl der für ihr Gebiet erstellten Verfügungen, 
Erlasse und Gesetze war im Laufe des 24jährigen Be­
stehens der gesetzlichen Kriegsopferversorgung so 
groß geworden, daß sie nicht mehr hinreichend sicher 
übersehen werden konnten.

Das dokumentarisch für diesen Bereich zuständige 
Id is1 wurde deshalb beauftragt, ein Verfahren zu ent­
wickeln, das den Versorgungsarzt

-  mit geringen Kosten
-  vollständig
-  schnell und einfach
-  sowohl über legislative und exekutive Texte als 

auch über Literatur und Adressen unterrichtet und
-  das darüber hinaus den zuständigen Stellen, d. h. 

den Versorgungsämtern, Landesversorgungsämtern 
und Landesministerien, erlaubt, ohne großen Auf­
wand von sich aus laufend neues Material einzu­
bringen.

Wegen des großen Umfanges und wegen der inhalt­
lichen Vieldimensionalität des M ateria ls2 bot sich ein 
automatisches Dokumentationsverfahren an.

Dem stand jedoch entgegen, daß die bisher verfüg­
baren automatischen Methoden zwar einige, nicht 
aber alle der gestellten Bedingungen erfüllten:

Schnelle und einfache Information wäre zwar durch 
das Aufstellen eines zentralen Rechners mit B ild­
schirmterminals in allen Versorgungsdienststellen zu 
erreichen, würde aber unvertretbar hohe Kosten ver­
ursachen.

Das Problem bestand also darin, mit einer zentralen 
Recheneinheit Peripheriegeräte für Input und Output 
verfahrensmäßig derart so zu verbinden, daß alle Be­
dingungen einschließlich derjenigen der geringen Ko­
sten erfü llt werden.

Dieser Voraussetzung entsprechen

-  für die Dateneingabe die OCR-B-Schreibmaschinen 
in Verbindung mit dem Klarschriftleser und

-  für die Datenausgabe das Microfiche-Lesegerät in 
Verbindung mit dem Computer-Output-Microfiche- 
Gerät (COM-Gerät).

Zusammen mit dem Rechner ergibt sich dadurch ein 
Verfahrensablauf in 7 Schritten (s. Bild 1). Dieser soll 
nun im einzelnen beschrieben werden.

1. Arbeitsschritt: Informationseingabe 

Als Input können

-  legislative und exekutive Texte

2
S c h re i b- 

m a s c h in e

P e n  p h e n e

1 7
J n fo r m a - I n f o r m a ­

t io n s e in  - t i o n s ­
g ä b e n u t z u n g

Bild 1 V erfahrensschritt beim idis-MICRODOK

-  Literatur und
-  Adressen

dienen.

Dementsprechend gibt es idis-MICRODOK in den 3
Ausführungsformen der Abbildung 2.

Während sich die Notwendigkeit der Aufnahme von
legislativen und exekutiven Texten sowie von Litera­
tur aus der Aufgabe von selbst versteht, bedarf das
Erfassen von Adressen einer Erläuterung:

Der Versorgungsarzt benötigt Adressen

-  von Fachkliniken, Kurheimen, Heilanstalten, Bädern 
usw. für die Entscheidung über die Heilfürsorge

-  von Experten zur Anforderung von Fach- und 
Obergutachten

-  von Ausbildungsstätten für die Aufstellung eines 
beruflichen Rehabilitationsplanes

-  von sozialen und legislativen Behörden zum Be­
schaffen einschlägiger Unterlagen

-  von Auskunftsstellen zum Einholen von Informatio-

-  LEX -  DIP - L I T
L e g is la t iv e  u. 
e x e k u t iv e  

T e x te

D okum entation 
3 n s t i tu jt io n e n  

P e rs o n e n
L i t e r a t u r

Bild 2 Ausführungsform en des idis-MICRODOK
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Erhebungsbogen fü r die Adressendokumentation

[5^Nr. 14.dJA4.1Hnr 10
Avs 11

a oa ^.y l
HfftRM 1

Pnr iP ftO f PB U ÄAUJ-SA.NN
13-

N ST.LTJi-t F JU A  M & M i ISCHE.

naTTm m r.xiy?T*

FR FR

Bild 3 Erhebungsbogen fü r Adressen fü r idis-M ICRODOK

Für das Erheben der Adressen wird ein Vordruck 
verwendet (s. Bild 3) durch den die Daten so gekenn­
zeichnet werden, daß sie durch den Computer zu ver­
arbeiten sind.

Mittel dieser Kennzeichnung sind die Zahlen 10 bis 
28 am linken Rand des Vordrucks. Ihr Zweck ist die 
»Etikettierung« der einzelnen Adreßteile, eine Etiket­
tierung, die es dem Computer ermöglicht, die einzel­
nen Adreßteile zu erkennen, auszuwählen und in der 
jeweils benötigten Form zusammenzustellen.

Die unter den Zahlen 23 und 24 aufgeführten Anga­
ben sind verschlüsselte Merkmale, die ebenfalls der 
Datenverarbeitung dienen: Beruf, Arbeitsbereich und 
Position der Person, ihre Mitgliedschaft in Gesell­
schaften, ihre Reaktion auf frühere Umfragen usw. 
Unter der Zahl 27 stehen die von dieser Person oder 
Institution im Literaturspeicher befindlichen Publi­
kationen. Sie werden bei der Aufnahme neuer Lite­
ratur über ein »Record-Linkage-Programm« automa­
tisch vom »Literaturband« auf das »Adressenband« 
überspielt.

Die legislativen und exekutiven Texte werden für die 
Informationseingabe deskribiert, d. h. es werden ih­
nen Schlagworte zugeordnet, unter denen sie später 
in einem Register wiederzufinden sind. Dieses Regi­
ster wird vom Computer erstellt. Die Schlagworte sind 
in einem »Thesaurus« zusammengestellt, der laufend 
ergänzt wird. Dieser Thesaurus ist Teil eines Regal­
werkes, das alle diejenigen Vorschriften enthält, die 
bei der automatischen Dokumentation von Literatur 
und Texten zu beachten sind (1). Die hierin aufge­
führten Deskriptoren können der verschiedensten Art 
sein:

-  Inhaltsbestimmungen: Kohlenstaub, Bohrmaschine,
Lungentuberkulose

-  Zeitangaben: Mittelalter, 1972, Winter
-  Formenangaben: Buch, DIN-Norm, Frage­

bogen, Manuskript, Über­
sichtsarbeit

-  Ortsangaben: Irland, Asien, Arktis, Berlin,
Hessen

-  Personengruppen: Eltern, Gastarbeiter, Ledige,
Flüchtling

-  Sprachbestimmungen: Englisch,Dänisch,Ungarisch
-Fundortangaben: § 3  Abs.2 BVG

usw.

Die Abbildung 4 veranschaulicht diese Deskription 
eines -  leicht veränderten -  Verwaltungserlasses.

2. Arbeitsschritt: Schreibmaschinenaufnahme

Hier beginnt die wesentliche, methodische Abwei­
chung gegenüber den bisherigen automatischen Do­
kumentationsverfahren. Sie verwendeten als Input- 
Geräte Kartenlocher, Streifenlocher oder Magnet­
bandschreiber, d. h. Geräte, deren Kaufpreis über 
15 000 DM liegt und deren Bedienung und Pflege 
Kenntnisse voraussetzt, die nur in den seltensten Fäl­
len in den Ämtern vorhanden sind.

idis-MICRODOK verwendet demgegenüber eine han­
delsübliche, elektrische Schreibmaschine, die sich 
von den allgemein gebräuchlichen Maschinen nur da­
durch unterscheidet, daß sie mit sogenannten OCR- 
B-Typen3 ausgestattet ist.

Der wesentliche Unterschied der OCR-B-Typen ge­
genüber der meist verwendeten Pica-Schrift liegt dar­
in, daß bei ihnen zwischen den einzelnen Zeichen ein 
deutlicherer Abstand besteht und daß die Null von 
dem großen »O« durch einen Schrägstrich gekenn­
zeichnet ist.

Diese Schrift kann sowohl vom Menschen als auch 
von dem im nächsten Arbeitsschritt besprochenen 
Seitenleser gelesen werden. Die Abbildung 5 zeigt 
den in OCR-B-Schrift EDV-gerecht erfaßten Erlaß der 
Abbildung 4. Die Zahlen am linken Rand haben die 
gleiche Aufgabe wie die auf dem Adressenerhebungs­
formular: Sie kennzeichnen die einzelnen Textteile 
für die selektive Verarbeitung durch den Computer. 
Die im einzelnen bei der OCR-B-Aufnahme zu beach­
tenden Regeln sind in Arbeitsrichtlinien festgelegt (1).

3. Arbeitsschritt: Seitenleser

Die mit OCR-B-Schrift aufgenommenen Texte werden 
vom Seitenleser auf Magnetband übertragen. Dieser 
Arbeitsgang wird -  wie auch die folgenden beiden -  
in Lohnarbeit außerhalb der dokumentierenden Stelle 
ausgeführt. Als Leser dient die Scan Data 300. Die 
Kosten können nach dem Wunsch des Kunden zei­
chenweise, seitenweise oder sekundenweise abge­
rechnet werden.

Bei zeichenweiser Abrechnung zahlt das idis im Au­
genblick 1 -  DM für 1000 Zeichen. Dieses entspricht 
einem Preis von durchschnittlich 0,37 DM für einen 
komplett erfaßten Aufsatztitel einschließlich vollstän­
diger Adresse des Verfassers.

Die Lesegeschwindigkeit beträgt etwa 800 Zeichen/ 
Sek. Konvertiert wird auf 9-Kanal Magnetband.

Alle von uns festgestellten Lesefehler konnten auf 
das Nichtbeachten der Regeln (1) für die OCR-B-Auf- 
nahme oder auf Justierungsfehler bei der Schreib­
maschine zurückgeführt werden.
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4. Arbeitsschritt: Rechner

Als Rechner dient dem idis eine IBM 360/40 128 K. 
Das Programm ist in der Sprache »Assembler« ge­
schrieben. Es besteht aus einem

-  Prüfprogramm
-  Korrekturprogramm
-  COM-Konvertierungsprogramm
-  Registerprogramm und einem
-  Textaufbauprogramm.

Das Prüfprogramm untersucht den Input auf formal 
erkennbare Fehler: Zulässigkeit von Deskriptoren, 
richtige Schreibweise von Deskriptoren, Richtigkeit 
von usw.

Das Korrekturprogramm wechselt fehlerhafte Worte, 
Zeilen oder Abschnitte gegen richtige aus.

Das COM-Konvertierungsprogramm wandelt die Da­
ten so um, daß sie von dem im 5. Arbeitsschritt be­
sprochenen COM-Gerät verarbeitet werden können. 
Das Registerprogramm baut ein Deskriptorenregister 
auf, das im 6. Arbeitsschritt besprochen wird.

L a n d e s v e r s o r g u n g s a m t  M ü n s t e r ,  den 12. Febr. 1972

N o r d r h e i n - W e s t f a l e n  
- IV - 1262 A - 17/69

Sa.Nr. 17/69 II

a) An das 
V e r s o r g u n g s a m t
B i e l e f e l d ,  D o r t m u n d ,  G e l s e n k i r c h e n ,  M ü n s t e r ,  Soe s t ,  K ö l n , 
D ü s s e l d o r f ,  Aac h e n

b ) n a c h r i c h t l i c h

de m  A u f g a b e n g e b i e t  I, III, V 

im Hause

B e t r . : V e r s o r g u n g  nach de m  S o l d a t e n v e r s o r g u n g s g e s e t z  (SVG) 
hier: D i e n s t u n f ä l l e  b e i m  Bes u c h  von P a t e n s t ä d t e n

Bezug: E r laß des B u n d e s m i n i s t e r s  für A r b e i t  und S o z i a l O r d n u n g  
vom 19.3.71 - AZ III B 4 - 3201

B e s u c h e  von P a t e n s t ä d t e n  der S c h i f f e  der M a r i n e  im B i n n e n l a n d  

sind w i c h t i g e r  Bes t a n d  der Ö f f e n t l i c h k e i t s a r b e i t  der B u n d e s ­

wehr.

Die T e i l n a h m e  e ines S o l d a t e n  an e i n e r  s o l c h e n  Reise ist d eshalb 
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Bild 4 M it Schlagworten deskrib ie rte r, inha ltlich  le icht 
ve ränderte r Verwaltungserlaß
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Bild 5 In OCR-B-Schrift EDV-gerecht aufgenom mener 
Erlaß der A bb ildung 4

Das Textaufbauprogramm dient dazu, die Texte von 
den Erlassen, die Titel und Zusammenfassungen der 
Zeitschriftenaufsätze so anzuordnen, daß sie den­
jenigen Raum optimal ausfüllen, der auf dem im 5. 
Arbeitsschritt zu besprechenden Mikrofiche zur Ver­
fügung steht.

5. Arbeitsschritt: Computer-Output-Mikrofiche-(COM)- 
Gerät

Das COM-Gerät überträgt die vom Rechner auf ein 9- 
Kanal-Magnetband geschriebenen Daten auf Mikro­
fiche. Im Augenblick arbeitet das idis mit dem Gerät 
Datagraphix 4440 der gleichnamigen Firma.

Der Fiche faßt bei einer Verkleinerung von V42 in 14 
Zeilen und 16 Spalten 204 »Bilder« (s. Bild 6). Jedes 
Bild hat 64 Zeilen und 132 Spalten und somit insge­
samt 8448 Schreibstellen. Das ergibt eine maximale 
Speicherkapazität eines Fiches von 1 892352 Zeichen. 
Die Setzgeschwindigkeit beträgt 33000 Zeichen/Sek., 
so daß für das Belichten eines Fiches etwa eine Mi­
nute benötigt wird.

Das COM-Gerät arbeitet damit etwa zehnmal so 
schnell wie der Schnelldrucker des Computers. Ange­
ordnet sind die Bilder nach der Cine-Methode, d.h. 
spalten- und nicht wie üblich zeilenweise.

Bild 6 Ein M ikrofiche in Postkartenform at
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Für das Erstellen eines »Master«-Fiches zahlt das idis 
im Augenblick 10,- DM. Eine Kopie durch die Herstel­
lerfirmen kostet 1.— DM. Wird im idis kopiert, so be­
nötigt man pro Kopie eine Minute und 0,30 DM für die 
Diazofolie.

6. Arbeitsschritt: Lesegerät

Das Lesegerät (s. Bild 7) bringt die stark verkleiner­
ten Texte des Fiches wieder auf ihre ursprüngliche 
Größe. Zum Einstellen der einzelnen Bilder besitzt es 
eine horizontale Zahlen- und eine vertikale Buchsta­
benskala. Der Preis der Lesegeräte liegt zwischen 500 
und 1000 DM.

Bild 7 Lesegerät fü r M ikrofiches

3 L 1 2 . 2

S O L D A T E N V E R S O R G U N G S G E S E T Z ,  0 E F F E N T L I C H K E I T S A R B E 1 T ,  
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H I E R :  D I E N S T U N F A E L L E  B E I M  B E S U C H  V O N  PA T E N  S T A E D T E N
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L A N D  S I N D  W I C H T I G E R  B E S T A N D  O E R  0 E F f E N T  LI CH K E  I T S A R B E I T  D E R  

B U N D E S W E H R .  D I E  T E I L N A H M E  E I N E S  S O L D A T E N  A N  E I N E R  S O L C H E N  
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T E N E R  U N F A L L  I S T  S O M I T  E I N  D I E N S T U N F A L L .

Bild 8 Text des Erlasses der Abb. 5 in Rückvergrößerung

Soll eine Kopie hergestellt werden, so wird hierfür ein 
sogenannter Reader-Printer benötigt. Er kostet etwa 
das zehnfache eines Lesegerätes. Bild 8 zeigt den Er­
laß von Bild 4 und 5 so, wie er auf dem Bildschirm des 
Lesegerätes erscheint.

Zum Auffinden der Informationen dient der vom Rech­
ner aufgebaute und vom COM-Gerät ausgegebene 
»Registerfiche«. Dieses aus den Deskriptoren aufge­
baute Register ist »rotierend«. Rotierend deshalb, 
weil die Reihe der Deskriptoren eines Aufsatzes oder 
Erlasses wie in einer sich drehenden Kette unter sich 
so versetzt und im Alphabet so angeordnet werden, 
daß jeder Deskriptor einmal an der für ihn zustän­
digen Stelle der Buchstabenfolge erscheint. Der in 
Bild 4 gezeigte Erlaß, der durch 9 Deskriptoren ge­
kennzeichnet ist, erscheint im Register also 9mal und 
zwar in der folgenden Form:

Bundesmarine 3 L 12.2 
Bundeswehr, Dienstreise, Dienstunfall, 
Öffentlichkeitsarbeit, Patenstadt,
Reise, Soldatenversorgungsgesetz, Unfall

Bundeswehr 3 L 12.2 
Bundesmarine, Dienstreise, Dienstunfall, 
Öffentlichkeitsarbeit, Patenstadt, Reise, 
Soldatenversorgungsgesetz, Unfall 

usw.

Der Ausdruck 3 L 12.2 ist die »Adresse« der gesuch­
ten Information im »Textfiche« und hat die folgende 
Bedeutung:

3 =  Fiche-Nummer
L =  Zeilenposition des Bildes im Fiche 
12 =  Spaltenposition des Bildes im Fiche
2 =  Reihenfolge der Information innerhalb des

Bildes

3 L 12.2 heißt also mit anderen Worten, daß die ge­
suchte Information an zweiter Stelle desjenigen Bil­
des steht, das sich in der L-ten Zeile und 12-ten Spalte 
des Fiche Nr. 3 befindet.

Ein rotierendes Register hat notwendigerweise einen 
wesentlich größeren Umfang als ein solches, bei dem 
eine aufzuführende Wortfolge nur an einer Stelle er­
scheint. Wegen der großen Kapazität des Fiche be­
einträchtigt die Umfangvermehrung durch die »Rota­
tion« des Registers die »Handlichkeit« des Systems 
jedoch nicht.

Geht man von durchschnittlich 5 Deskriptoren pro er­
faßter Einheit (Zeitschriftenaufsatz, Erlaß, Protokoll 
usw.) aus, so nimmt ein einziger Fiche das Register 
von 1000 solchen Einheiten auf.

7. Arbeitsschritt: Informationsausgabe

Das Hauptproblem der Informationsausgabe ist die 
optimale Zusammenstellung des Inputs für die einzel­
nen Nutzergruppen. Wenn auch die Kapazität des Fi­
ches groß ist, so liegt es doch nahe, aus Kosten- und 
Praktikabilitätsgründen nicht allen Nutzern alles, son-

70



dem möglichst jedem nur das zu liefern, was er w irk­
lich braucht. Dieses wird dadurch ermöglicht, daß die 
einzelnen Informationseinheiten (Zeitschriftenaufsät­
ze, Erlasse, Protokolle usw.) schon bei der Informa­
tionseingabe so gekennzeichnet werden, daß der 
Rechner anhand dieser Merkmale Fiches für die ein­
zelnen Nutzergruppen derart zusammenstellen kann, 
daß jede Gruppe auf ihrem Fiche genau und nur das 
erhält, was sie für ihre Arbeit braucht.

Neben dieser beim Input durch den Dokumentär ge­
steuerten Zuweisung ist geplant, durch eine Art SDI- 
Programm4 eine automatische Selektion aufzubauen. 
Durch diese Kombination intellektueller und automa­
tischer Selektion werden dann die Informationen so 
kanalisiert, daß die Fiches der einzelnen Nutzergrup­
pen dem Informationsbedarf gut angepaßt sind.

Aufwand und Leistungen des Verfahrens

Primäres Kriterium aller Dokumentationsmethoden ist 
die Wirtschaftlichkeit, d. h. das Verhältnis des Auf­
wandes zu den Leistungen.

Zuerst der Aufwand:

Da Protokolle, Erlasse oder ähnliche Inputformen sehr 
unterschiedliche Länge haben, wird er am besten an­
hand eines Zeitschriftenaufsatztitels, für den man von 
durchschnittlichen Längenwerten ausgehen kann, er­
rechnet. Die hierfür anfallenden Kosten lassen sich 
wie fo lgt aufgliedern:

1. Schreiben auf der OCR-B-Maschine -,75 DM
2. Einlesen durch den Seitenleser -,37 DM
3. Verarbeiten durch den Rechner -,72 DM
4. Ausgabe auf Microfiche -,01 DM

1,85 DM

Zu diesen 4 Teilkosten ist folgendes zu erläutern:

1. Dank des OCR-B-Verfahrens ist es möglich, den In­
put außerhalb des idis aufnehmen zu lassen. Den 
hiermit beschäftigten Kräften wird die OCR-B-Maschi- 
ne kostenlos geliehen. Sie erhalten für das Schreiben 
eines Zeitschriftenaufsatztitels einschließlich der er­
forderlichen Korrektur-,75 DM.

2. Auf die Kosten für das Konvertieren wurde schon 
bei der Besprechung des Seitenlesers eingegangen. 
Sie fallen -  genau wie die Schreibkosten -  nur einmal, 
nämlich bei der Datenaufnahme an.

3. Die -,72 DM für die Verarbeitung auf dem Rechner 
umfassen alle bei diesem Arbeitsschritt durchzuarbei­
tenden Programme und verstehen sich für die ein­
malige Ausgabe eines Titels auf dem Fiche.

4. Die Erstellung eines Mikrofiches durch das COM- 
Gerät kostet, wie schon gesagt, 10,- DM. Da ein Fiche 
ca. 1000 Titel aufnimmt, entfällt auf einen T ite l-,01 DM. 
Für diesen Aufwand erbringt das Verfahren folgende 
Leistungen:

1. Die Gesamtheit der Daten wird EDV-gerecht so auf 
Magnetband genommen, daß sie außer mit dem idis- 
MICRODOK-Programm mit fast allen anderen verfüg­
baren Dokumentationsprogrammen wie Golem, Stairs,

Dirs usw. verarbeitet werden können. Das einzige, 
was zu diesem Zweck angeschafft werden muß, ist 
eine Schreibmaschine und ein Lesegerät.

2. Da zur Datenaufnahme nur eine Schreibmaschine 
benötigt wird, ist es möglich, diese Arbeit im Lohn 
nach außen zu vergeben. Hierdurch können nach den 
Erfahrungen des idis die Inputkosten gegenüber der 
institutsinternen Aufnahme um mehr als die Hälfte 
gesenkt werden.

3. Da die Kosten für ein gutes Lesegerät erheblich 
unter 1000 DM liegen und da der Preis für die Kopie 
eines kompletten Fiches nur etwa 1 -  DM beträgt, ist 
es möglich, in einer Dienststelle mehrere MICRODOK- 
Auswertungsplätze einzurichten. Hierdurch wird der 
betriebsinterne Arbeitsgang gegenüber nur einem 
Auswertungsplatz -  wie etwa bei einem Bildschirm­
terminal -wesentlich  »bearbeiterfreundlicher« und ra­
tioneller.

4. Da im Register alle verwendeten Deskriptoren in 
permutierter Form enthalten sind, hat idis-MICRO­
DOK notwendig die gleiche Retrieval-Rate wie ein 
On-Iine-Verfahren mit einem Terminal. Die Relevanz- 
Rate kann zwar unter Umständen bei der ersten Se­
lektion im Register etwas niedriger sein, sie wird aber 
bei der Auswahl nach den Titeln bzw. Referaten die 
gleiche Höhe erreichen wie beim Einsatz eines Ter­
minals.

5. Die durchschnittliche Zugriffszeit pro Informations­
einheit liegt bei einem etwas geübten Nutzer bei etwa 
20 Sek., sie ist damit in der Regel niedriger als bei 
dem Einsatz eines Terminals.

6. Die Kosten für einen Bildschirmterminal mit einer 
Standleistung dürften in den meisten Fällen über 
110000 DM/Jahr liegen. Da die Amortationskosten für 
das äquivalente Lesegerät von 300 DM/Jahr dem­
gegenüber kaum in Anrechnung gebracht werden kön­
nen und da für 110000 DM sicher ein diplomierter Do­
kumentär und zwei Dokumentationsassistentinnen 
eingestellt werden können, sollte jede Stelle, die ei­
nen Terminal aufzustellen beabsichtigt, prüfen, ob die 
Leistungen des Terminals denjenigen von diesen drei 
Mitarbeitern entsprechen.

7. Geht man davon aus, daß an einem Terminal täglich 
im Durchschnitt mindestens 5 Searches durchgeführt 
werden und daß für die Fortschreibung des idis-MI­
CRODOK das Programm nur einmal monatlich läuft, 
so wird klar, daß die Kosten für die Betriebszeit des 
Rechners bei idis-MICRODOK nur Bruchteile von den­
jenigen betragen, die bei der Benutzung eines Ter­
minals oder bei einer Off-Iine-Dokumentation anfallen 
würde.

8. Wegen der enormen Speicherkapazität des M ikro­
fiche können Volltexte von Erlassen, Protokollen, For­
schungsberichten usw. sehr viel b illiger und einfacher 
gespeichert werden als bei allen übrigen vergleich­
baren Verfahren.

9. Da es möglich ist, fast alle Lesegeräte mit einer 
Umschaltung des Vergrößerungsgrades von V42 auf 
2/21 auszustatten, können neben dem durch das COM- 
Gerät erstellten Texten (’ /« ) auch diejenigen gelesen
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werden, die auf konventionelle Weise, d. h. durch 
direkte Aufnahme durch eine Kamera auf Mikrofiche 
gebracht wurden. Dies ist besonders wichtig für das 
handliche Bereitstellen von Zeitschriftenaufsätzen.

Für idis-MICRODOK hat das idis-Audiovision-Studio 
eine Tonbildschau erstellt, die Interessenten kosten­
los zur Verfügung steht. Zur Vorführung wird ein han­
delsüblicher Kassettenrekorder und ein Projektor für 
5 X 5  Diapositive benötigt. Darüber hinaus demon­
striert das idis das Verfahren gern innerhalb und 
außerhalb des Institutes.

Literatur

(1) A rbe its rich tlin ien  fü r d ie autom atische L ite ra tu rdokum en­
tation der Gesundheitspflege.
Sozia lm edizin -  öffentliches Gesundheitswesen -  A rbe its ­
m edizin -  Arbeitsschutz
Hrsg.: Institu t fü r Dokum entation und In form ation über So­
zia lm edizin  und öffentliches Gesundheitswesen.
B ie le fe ld : id is 2. Aufl. 1973, ca. 120 S.

' Das Institu t fü r D okum entation und In form ation über So­
zia lm edizin und ö ffentliches G esundheitswesen — id is — ist 
eine E inrichtung des M in is terium s fü r  A rbe it, Gesundheit 
und Soziales des Landes N ordrhein-W estfa len und gemäß 
e insch läg iger Beschlüsse de r zuständigen M in is terien  des 
Bundes und de r Länder zuständig fü r d ie Dokum entation 
der A rbeitsm edizin , de r Sozia lm edizin und des öffentlichen 
G esundheitswesens in de r BRD.
2 Die Texte und d ie  L ite ra tu r zur Versorgungsm edizin  ent­
halten Teile bzw. Bezüge u. a. aus fo lgenden Bereichen:
-  Vorsorgem edizin
-  Begutachtungswesen
-  m edizinische, beru fliche und sozia le R ehabilita tion
-  Arbeitsw issenschaft
-  Sozialrecht
-  S ozia lpo litik
-  Sozia lpsychologie u. a. m.
3 OCR-B ist das Kürzel fü r »optical characte r reader« vom 
Typ B.
4 SDI ist das Kürzel fü r »selected d issem ination of Inform a­
tion«. Ein SDI-Program m  ve rte ilt neuaufgenom m ene In fo r­
mationen autom atisch an d ie jen igen  Persönlichkeiten, fü r 
d ie sie von Interesse sind.
Hierzu werden dem Com puter d ie » In teressenprofile« der 
einzelnen Nutzer eingegeben, anhand derer der Rechner 
dann entscheidet, fü r wen der jew e ilige  Input von Belang 
ist.

Diskussion

Ibels (Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozia­
les), Düsseldorf

Herr Koch, ist es möglich, daß der Referatedienst 
nachgeliefert w ird und zu welchen Kosten? Eine zweite 
Frage: Sind die von Ihnen angekündigten Standleitun­
gen, die irgendwann installiert werden, zu denjenigen, 
die informiert werden wollen, technisch durchzufüh­
ren? Kann die Post das leisten? Was wird das ko­
sten?

Eine weitere Frage: Ist sichergestellt, daß die Doku­
mentationen aufeinander abgestimmt sind?

Koch

Zu der Frage des Referatedienstes: Wir haben in 
der Ausstellung einige Druckschriften ausliegen. Der 
erschienene Referatedienst ist noch bei der Bun­
desanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung 
(BAU) vorrätig, so daß man ihn rückwirkend -  soweit 
Vorrat vorhanden -  noch bestellen kann. Es entste­
hen im Augenblick noch keine Kosten. Dieser Refe­
ratedienst beginnt als Vorlauf und wird kostenlos 
ausgegeben. Ab nächstes Jahr wird -  wobei die Grö­
ßenordnung noch nicht feststeht -  entsprechend der 
Abnehmerzahl ein Kostensatz von 130 bis 150 DM 
pro Jahr festgelegt werden.

Zu der Frage der Standleitungen: Die Kosten sind 
abhängig von der Anzahl derer, die eine Standleitung 
haben wollen. Wahrscheinlich ist eine Standleitung 
erst ab Ende 1975 möglich. Diese Standleitung be­
zieht sich vorerst mal auf den Rechner im BMA, weil 
dann erst der BMA einen eigenen Rechner hat.

Zu dem Thesaurus: Wir haben im Moment, das be­
tonte ich auch vorhin schon, einen geschlossenen 
Thesaurus, außer dem, den w ir im Hause haben. Al­
lerdings glaube ich bei der Zusammenarbeit, die zwi­
schen dem idis und der BAU angestrebt wird, daß 
das kein Problem ist.

Nacke

Eine Standleitung, die etwa 200 km lang ist, kostet 
96000 DM pro Jahr, und der dazu zu mietende Ter­
minal kostet etwa 18000 DM. Es ist richtig, w ir be­
mühen uns intensiv, einen Thesaurus zu entwickeln, 
der sowohl von der BAU als auch vom idis benutzt 
werden kann. Wir sind an der Arbeit, das zu tun. Es 
ist etwas schwierig, weil die BAU mit vollem Recht 
wünscht, daß dieser Thesaurus auch mit den Thesau­
ren des Internationalen Arbeitsamtes kompatibel ist. 
Dadurch entstehen Schwierigkeiten, so daß wir ein 
bis zwei Jahre warten müssen, bis w ir einen solchen 
haben.

Bierwerth (Berufsgenossenschaft Druck und Papier­
verarbeitung, Wiesbaden)

Ich habe zwei Fragen: Sicher hält sich nicht jede 
Dienststelle, jedes Amt, jeder kleinere Betrieb eine 
ausreichende Literaturkartei.
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Frage an Herrn Koch: Wenn man beispielsweise et­
was Bestimmtes über Krane wissen will, bekommt 
man dann von Ihnen eine schriftliche Mitteilung, in 
der die Daten der Normblätter und wenigstens in 
Überschriften die Forschungsberichte enthalten sind 
oder bekommt man eine Auskunft, in der auch die 
Inhalte der Forschungsberichte angegeben sind, also 
vielleicht fünf bis sechs Schreibmaschinenseiten Text. 
Die zweite Frage ist an Herrn Prof. Nacke gerichtet: 
Sie hatten eine Schreibmaschine und ein Lesegerät 
dargestellt. Dazwischen scheint mir eine Lücke zu 
sein, denn wie komme ich von der Schreibmaschine 
zur Darstellung, zum Mikrofiche. Muß ich z. B. einen 
englischen Bericht, der mich interessiert, selber über­
setzen lassen und selber einen Auszug anfertigen? 
Wer macht mir diesen Mikrofiche?

Koch

Zur Literaturkartei ist folgendes zu sagen: Es ist 
vorgesehen, daß w ir einen Verbund aller Einzel­
dokumentationen planen, um auch Auskunft geben 
zu können, wenn eine ungezielte Anfrage kommt, 
wenn w ir z. B. gefragt werden, welche Namen gibt es, 
welche Forschungsberichte gibt es oder welche Li­
teratur ist vorhanden? Ansonsten besteht die Mög­
lichkeit, daß Sie a) unter Forschung und b) unter 
Literatur die Einzelangaben bekommen können ein­
schließlich der Kurzreferate, die jeweils gespeichert 
sind. Man könnte zumindest innerhalb dieser Einzel­
komplexe entsprechende Auskunft geben können.

Professor Hagenkötter (Bundesanstalt für Arbeits­
schutz und Unfallforschung)

Es ist ein besonderes Problem, die sogenannte Volks­
speicherung zu haben, d. h., daß der Computer den 
vollen Text wieder herausgibt. Wir gehen davon aus, 
daß diese Art der Dokumentation vor allem dazu dient, 
im eigenen Schrank wieder Bescheid zu wissen. Ein 
Großteil der Dokumentation bezieht sich ja auf Ver­
öffentlichungen in den gängigen Zeitschriften, die Sie 
alle im Schrank stehen haben. Nur haben Sie nicht 
einen Nachmittag Zeit,fünf Jahrgänge der Zeitschrift X 
durchzusehen oder auch nur die Inhaltsverzeichnisse 
zu lesen, sondern so können Sie in rationeller Weise 
das bei Ihnen bereits Vorhandene neu auffrischen.

Für die Artikel, die Sie selbst nicht im Schrank haben, 
besteht einmal das Problem der Urheberrechte. Es 
ist nicht möglich, in einem Referatedienst sozusagen 
standardisiert Volltexte zu versenden, alle Artikel im 
Mikrofilm aufzunehmen und statt der Zeitschrift so­
zusagen einen Mikrofiche-Abonnement zu machen mit 
dem gleichen Text wie in der Zeitschrift. Das ist aus 
urheberrechtiichen Gründen nicht möglich, sondern 
Sie können aus der Dokumentation immer nur die 
Referate herausbekommen. Man müßte dann im Ein­
zelfall, wenn Sie Wert auf den vollen Text legen -  
beispielsweise aus einer seltenen deutschen oder 
französischen Zeitschrift -  diese Zeitschrift auslei- 
hen.

Es ist völlig unmöglich, nur auf die Frage »Krane« hin, 
wenn es 17 Normen, 25 Aufsätze und 17 Bücher gibt,

diese vom Computer auszuwerfen und alles zur Ver­
fügung zu stellen. Da müssen Sie schon etwas präzi­
ser sagen, was Sie wollen, beispielsweise entweder 
nur Fundstellen oder von den Fundstellen der letzten 
zwei Jahre die Originale.

Nacke

Herr Bierwerth, Sie fragten, wie man praktisch do­
kumentiert. Durchaus eine berechtigte Frage. Gehen 
Sie bitte davon aus, daß dieses System läuft und 
eine bestimmte Menge von Informationen gespei­
chert sind. Größenordnungsmäßig werden pro Jahr 
36000 wissenschaftliche Veröffentlichungen gespei­
chert aus den Gebieten der Sozialmedizin und Ar­
beitsmedizin. Diese Veröffentlichungen stehen Ihnen 
auf dem Mikrofiche in der Weise zur Verfügung, wie 
es in der Tonbildschau gezeigt wurde. Darüber hin­
aus haben Sie noch den zusätzlichen Komfort, daß 
Sie von sich aus weiteres Material für sich persönlich 
einbringen können, z. B. bestimmte Verfügungen, Er­
lasse, Texte, Protokolle u. a., die bei Ihnen im Be­
trieb, im Ministerium, in der entsprechenden Be­
hörde, bei Ihnen aufgetaucht sind. Sie kaufen sich 
eine solche Schreibmaschine und schreiben den Text 
nach einem bestimmten Regelsystem. Die Regeln 
dafür können Sie bei idis kostenlos bekommen. Sie 
schreiben den Text nach diesen Regeln auf, schicken 
ihn zum idis und das idis liest den Text über die 
Maschine ein und gibt Ihnen dann einen Mikrofiche 
wieder. In der Tonbildschau wurde gesagt, daß dieses 
das idis -  MICRODOK I -  sei. In idis -  MICRODOK II
-  ist u. a. auch ein Organisationssystem vorgesehen, 
in dem jeder bei allem, was er von sich einbringt, 
angeben kann, ob das die Gesamtheit haben soll, ob 
das eine bestimmte Gruppe haben soll oder ob nur 
er das auf seinem für ihn speziell entwickelten Mikro­
fiche haben will. In diesem System ist das realisier­
bar, weil das Herstellen eines Mikrofiches mit tausend 
wissenschaftlichen Veröffentlichungen nur 10 Mark 
kostet, d. h. eine Publikation kostet einen Pfennig. 
Das ist also gar kein Problem für eine einzelne In­
stitution, einen eigenen persönlichen Speicher aufzu­
bauen.

Nacke

Ich habe noch eine Frage: Beim Aufbau eines Spei­
chers für toxische Stoffe scheint es von unseren Er­
fahrungen aus das Hauptproblem zu sein, die In­
formationen über die gefährlichen und die toxischen 
Stoffe von den Firmen zu bekommen. Beschäftigt sich 
die BAU mit Überlegungen, um in dieser Richtung 
hilfreich zu sein, also die Firmen zu bitten, offen zu 
sein mit diesen Informationen, damit sie später allen 
Firmen zur Verfügung stehen.

Hagenkötter

Herr Nacke, Sie haben gefragt, ob sich die BAU 
darum kümmert. Ich hätte beinahe gesagt, die küm­
mert sich sowieso um alles. Das ist keineswegs so. 
In diesem Punkt versuchen wir, langsam voranzukom­
men. Wir haben erst einmal begonnen, eine Samm­
lung der vorhandenen Rechtsvorschriften durchzu-
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führen. Es gibt ja bereits Branchen, die eine volle 
Deklarationspflicht haben. Dort gelangen nur solche 
Arbeitsstoffe in die Betriebe, die ein Unbedenklich­
keitszeugnis eines Institutes haben, z. B. eines Hy­
gieneinstitutes. Das ist also sehr differenziert zu se­
hen, auch der gegenwärtige Stand der Rechts- und 
Sachlage. Wir fangen gerade erst an, uns in diese 
Zusammenhänge einzuarbeiten. Man muß zunächst 
einmal versuchen, die ganzen bestehenden Vorschrif­
ten zusammenzutragen und zusammenzufassen. Das 
ist natürlich eines der großen Probleme der Zukunft. 
Das betrifft nicht nur die Betriebe, sondern auch die 
Verkehrswege. Wenn man immer wüßte, was so in 
den Autos transportiert wird, dann würde man -  so 
glaube ich -  etwas unruhiger fahren. ■ .

Jeiter (Bundesarbeitsministerium)

Herr Professor Nacke, das System ist doch nun schon 
bei Ihnen längere Zeit eingeführt. Die Schwierigkeit 
liegt wohl darin, möglichst viele Benutzer zu bekom­
men. Können Sie uns einige Angaben darüber ma­
chen, in welcher Zeit Sie zu einer effektiven Nutzung 
kommen? Sind Sie noch in der Anfangsphase? Das,

was Herr Koch eben sagte, ist noch der Anfang. Es 
würde mich interessieren, in welchen Zeiträumen wir 
denken, wenn w ir abschätzen wollen, wann eine gute 
Ausnutzung des Systems zu erwarten ist.

Nacke

Dieses dargestellte idis-MICRODOK-Verfahren ist ein 
Verfahren, das von idis entwickelt worden ist. Das idis 
selbst besteht fast genau seit 20 Jahren. Es ist die 
älteste medizinische Dokumentationsstelle der Bun­
desrepublik, und sie beantwortet größenordnungs­
mäßig 3500 Anfragen pro Jahr. Sie können also fra­
gen und bekommen aus dem arbeitsmedizinischen 
Bereich das, was uns hier interessiert, also Titel und 
Referate einschlägiger Veröffentlichungen, beantwor­
tet. Zu dem Verfahren »idis-MICRODOK«, daß es z. Z. 
für Versorgungswesen läuft. Wir wollen es schritt­
weise auf das Gesamtgebiet des Versorgungswesens 
ausbauen und dann diejenigen anschließen, die wei­
tergehend daran interessiert sind.

Zur erweiterten Nutzung dürfte das Verfahren in etwa 
6 Monaten freigegeben werden können.
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Auf fast allen Bau- und Montagestellen stehen die 
verschiedensten Hebezeuge für den Materialtransport 
zur Verfügung. Bei zunehmender Höhe der Bauwerke 
werden diese Geräte nicht zuletzt aus Zeitersparnis­
gründen auch für die Personenförderung eingesetzt 
(Bild 1).

Alle einschlägigen Unfallverhütungsvorschriften ver­
bieten das Befördern von Personen mit der Last oder 
dem Lastaufnahmemittel, also mit Fördergefäßen, 
Steinkörben usw. Lediglich die Unfallverhütungsvor­
schrift »Turmdrehkrane«, die bei ihrer Aufstellung 
auf die Belange der Baustellen besonders abgestimmt 
werden konnte, sah bereits seit ihrem Inkrafttreten 
1964 vor, daß Personen in besonderen Körben bei 
Einhaltung besonderer Bedingungen und mit Zustim­
mung der Berufsgenossenschaft befördert werden 
durften.

Hier tauchte erstmals der Begriff »besondere Körbe« 
für die Personenbeförderung auf, der später im Zuge 
der Erarbeitung einheitlicher, für alle Gewerbezweige 
gültiger Bedingungen zu dem Begriff »Personenauf­
nahmemittel« geführt hat.

Diese Bedingungen sind in den Sicherheitsregeln für 
hochziehbare Personenaufnahmemittel zusammenge­
faßt worden, die, ohne daß sie deshalb Unfallverhü­
tungsvorschriften sein müssen, den Maßstab setzen, 
nach dem solche Einrichtungen ausgerüstet und be­
trieben werden müssen, um dem heutigen Stand der 
Sicherheitstechnik zu entsprechen.

Gleichzeitig hat sich die Auffassung durchgesetzt, daß 
das Befördern von Personen mit von Hebezeugen ge­
führten Personenaufnahmemitteln kein Befördern mit 
der Last oder dem Lastaufnahmemittel darstellt.

Personenaufnahmemittel sind Geräte, mit denen Per­
sonen mit Hebezeugen zu hochgelegenen Arbeitsstel­
len befördert oder von denen aus sie bestimmte Ar­
beiten durchführen können. Zu ihnen zählen:

Personenförderkörbe, die nur zum Erreichen hochge­
legener Arbeitsplätze, z. B. beim Schornstein- oder 
Fernsehturmbau, dienen.

Sicherheit 
bei hochziehbaren 
Personenaufnahmemitteln
Dipl.-Ing. Helmut Sander

Arbeitskörbe, mit denen Personen an hochgelegene 
Arbeitsplätze transportiert werden und von denen aus 
sie Arbeiten mit geringem Werkzeug- und Material­
bedarf ausführen, z. B. bei Montagearbeiten. Die Ar­
beitskörbe hängen in der Regel an Tragmitteln von 
Kranen und werden durch diese bewegt.

Arbeitsbühnen, die ebenfalls der Personenbeförde­
rung und als Arbeitsplatz dienen, z. B. bei Reparatur-

Bild 1 Personenförderkorb  auf e iner G roßbaustelle
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Bild 2 Dachdeckerfahrstuhl m it zusätzlicher Aufhängung 
fü r das S icherheitsgeschirr

arbeiten an Fassaden. Arbeitsbühnen sind entweder 
nur lotrecht oder lotrecht und waagerecht verfahrbar. 
Ihre Tragmittel sind entweder an festen Bauteilen 
oder besonderen Aufhängevorrichtungen aufgehängt, 
die die anfallenden Kräfte in das Bauwerk ableiten.

Arbeitssitze, die ebenfalls der Personenbeförderung 
dienen und von denen aus -  aber nur im Sitzen -  ge­
arbeitet wird. Sie sind im allgemeinen nur lotrecht 
verfahrbar. Ihre Tragmittel sind entweder an Bautei­
len oder besonderen Aufhängevorrichtungen befe­
stigt.

Die Arbeitssitze werden entweder von Hand bewegt, 
wie z. B. der Dachdecker- oder Bootsmannsfahrstuhl, 
oder mit hand- bzw. kraftbetriebenen Winden, die im 
allgemeinen fest in das Gerät eingebaut sind.

Zu den Arbeitssitzen zählen auch Siloeinfahreinrich­
tungen, die zum Befahren von Silos und Behältern 
dienen. Diese Geräte werden auf der Decke des Silos 
über der Einfahröffnung aufgestellt. Der Sitz wird 
freihängend abgelassen und gestattet das Arbeiten 
nach allen Seiten.

Personenaufnahmemittel ist also ein Sammelbegriff 
für die verschiedenartigsten Geräte mit unterschied­
licher Ausrüstung zum Auf- und Niederfahren von 
Personen geworden. Allen Personenaufnahmemitteln 
ist gemeinsam, daß die Sicherheit des Benutzers nicht

Bild 3 V erfahre inrich tung fü r e ine A rbe itsbühne

nur in einer zweckentsprechenden Ausgestaltung des 
Förder- oder Arbeitskorbes, der Arbeitsbühne oder 
des Arbeitssitzes, sondern auch in der Wahl und 
Pflege des Hebezeuges einschließlich Drahtseil und 
darüber hinaus der Bedienung des Windwerkes liegt.

Für die Geräte ist grundsätzlich ein statischer Nach­
weis anzufertigen. Sofern das Personenaufnahmemit­
tel nicht an einem Kran hängt, müssen auch die Auf­
hängung der Tragmittel und die Ableitung der Kräfte 
in Bauwerksteile in diesen Nachweis einbezogen wer­
den.

Auf Verlangen der jeweiligen Berufsgenossenschaft 
muß dieser geprüft werden. An die Stelle eines ge­
prüften Nachweises kann jedoch auch die Prüfbe- 
scheinigung des berufsgenossenschaftlichen Fach­
ausschusses »Bau« treten. In diesem Fall ist ledig­
lich zu klären, ob auch die jeweilige Aufhängung in 
die Prüfung einbezogen ist oder ob hierfür zusätzlich 
ein besonderer Nachweis notwendig wird.

Der Nachweis für die Aufhängung und Ableitung der 
Kräfte in die Bauwerksteile wird sich nicht immer ein­
deutig führen lassen, z. B. bei der Aufhängung von 
Dachdeckerfahrstühlen an Dachhaken (Bild 2). In die­
sen Fällen sind besondere Sicherheitsmaßnahmen 
für die Benutzer des Personenaufnahmemittels durch­
zuführen, z. B. die Anseilsicherung. Es muß aber aus­
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Bild 4 P ersonenförderkorb  im Schornste inbau

drücklich darauf hingewiesen werden, daß eine An­
seilsicherung immer nur eine Ersatzmaßnahme dar­
stellt und es nicht etwa freisteht, Anseilsicherung 
durchzuführen, weil auf einen eindeutigen Nachweis 
der Ableitung der Kräfte in Bauwerksteile verzichtet 
werden soll.

Verhältnismäßig einfach lassen sich die Kräfte in das 
Bauwerk übertragen, wenn nur senkrechte Fahrbe­
wegungen anfallen, da dann eine feste Verankerung 
am Bau möglich ist.

Soll jedoch auch eine horizontale Fahrbewegung 
möglich sein, kommt eine feste Verankerung der Auf­
hängevorrichtung am Bau nicht in Frage. In diesem 
Fall muß nicht nur für eine ausreichend große Druck­
verteilung der Verfahreinrichtung auf der Aufstands­
fläche gesorgt werden (Bild 3) sondern es muß auch 
eine ausreichende Sicherung gegen Kippen vorhan­
den sein. Im allgemeinen wird eine dreifache Sicher­
heit als ausreichend angesehen und gefordert wer­
den.

Die Sicherheitsregeln enthalten eine Reihe von Bau­
bestimmungen für die einzelnen Personenaufnahme­
mittel.

So müssen z. B. Personenförderkörbe allseitig wenig­
stens 2 m hoch und nach DIN 31001 so dicht geschlos­

Bild 5 Absetzeinrichtung fü r einen Personenförderkorb 
an der Entladeste lle

sen sein, daß ein Durchgreifen mit der Hand unmög­
lich wird (Bild 4).

Die Türen der Körbe müssen einen Verschluß haben, 
der gegen unbeabsichtigtes Öffnen während der 
Fahrbewegungen zu sichern ist. Die Türen können 
gleichzeitig so ausgebildet werden, daß eine mit ih­
nen gekoppelte zwangsläufig wirkende Absetzvor­
richtung während des Ein- und Aussteigens wirksam 
wird.

Anderenfalls muß eine andere technische Einrich­
tung unbeabsichtigte Bewegungen der Körbe wäh­
rend dieser Zeit sicherstellen, z. B. eine sich schlie­
ßende Klappe in der Förderöffnung der Absetzbühne 
(Bild 5).

Auch bei den Arbeitskörben und -bühnen steht die 
Sicherung der im Personenaufnahmemittel befindli­
chen Personen gegen Hinausstürzen an erster Stelle. 
Aus diesem Grund wird ein allseitiger mindestens 
dreiteiliger Seitenschutz von 1 m Höhe über dem Bo­
denbelag verlangt (Bild 6).

Zusätzlich muß die Möglichkeit vorhanden sein, Si­
cherheitsgeschirre einhängen zu können, damit sich 
die Benutzer der Arbeitskörbe und -bühnen durch 
Anseilen gegen Hinausfallen sichern können (Bild 7). 
Diese Sicherung ist notwendig, sobald die Gefahr
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Bild 6 A rbe itsbühne m it d re i­
te iligem  Seitenschutz

besteht, daß der Arbeitskorb oder die Arbeitsbühne 
während des Betriebes zum Kippen kommt, z. B. 
beim Absenken durch zeitweiliges Aufsetzen auf 
Mauerwerksvorsprünge.

Sollen von Arbeitskörben oder -bühnen aus Elektro- 
schweißarbeiten durchgeführt werden, ist das Perso­
nenaufnahmemittel isoliert aufzuhängen und eine 
elektrisch-leitende Verbindung mit ausreichend klei­
nem elektrischen Widerstand zwischen Personenauf­
nahmemittel und der Anschlußklemme »Werkstück« 
am Lichtbogen-Schweißgerät gesondert herzustellen.

Der höchstzulässige Kurzschlußstrom des Lichtbogen- 
Schweißgerätes darf in Ampere gemessen den zehn­
fachen Wert des Durchmessers des Seiles mit dem 
geringsten Querschnitt in Millimetern nicht über­
schreiten, das als Anschlag- oder Tragmittel verwen­
det wird.

Arbeitssitze, die an Wänden entlanggleiten, sind so 
zu gestalten, daß ein gefahrloses Gleiten gewährlei­
stet und ein Einquetschen der Beine verhindert wird 
(Bild 8). Dies läßt sich durch Führungsrollen, Gleitku­
fen oder Abstandshalter erreichen. An den Arbeits­
sitzen müssen grundsätzlich Vorrichtungen vorhanden 
sein, an die der Benutzer sein Sicherheitsgeschirr an­
schließen kann, sofern nicht durch einen Seitenschutz 
oder fest angebrachten Sicherheitsbügel ein Absturz 
vom Arbeitssitz ausgeschlossen ist.

Um das Personenaufnahmemittel an die hochgelege­
nen Arbeitsplätze zu bewegen, bedarf es eines Hebe­
zeuges. Abgesehen von dem seit langem bekannten 
Dachdeckerfahrstuhl, den der Benutzer selbst durch 
Seilzug über eingeführte Rollen von Hand verfährt, 
dienen als Hebezeug hauptsächlich Winden.

Die Winden können in das Personenaufnahmemittel 
selbst eingebaut sein, sie können sich im Bereich der 
Aufhängung befinden oder, wenn dort Umlenkrollen 
für das Tragmittel vorhanden sind, an beliebiger 
Stelle aufgestellt werden. Häufig sind die Winden

auch in Krane eingebaut, dann g ilt selbstverständlich 
der gesamte Kran als Hebezeug.

Ist die Winde nicht in das Personenaufnahmemittel 
selbst eingebaut, werden in der Regel bewegliche 
Anschlagmittel zum Aufhängen des Personenaufnah­
memittels an den Lasthaken des Hebezeuges ver­
wendet. In diesen Fällen dürfen nur solche Anschlag­
mittel zum Einsatz kommen, deren Befestigung nur 
mit Werkzeug gelöst werden kann. Das bedeutet, daß 
hierfür z.B. Karabinerhaken nicht verwendet werden 
dürfen. Im übrigen dürfen die für Personenaufnahme­
mittel verwendeten Anschlagmittel nicht wechselweise 
auch zum Anschlägen von Lasten oder Lastaufnahme­
mitteln verwendet werden.

Die für den Betrieb von Personenaufnahmemitteln 
zum Einsatz kommenden Winden müssen selbstver­
ständlich in vollem Umfang der Unfallverhütungsvor­
schrift »Winden« entsprechen. Ausnahmen von dieser 
Vorschrift sind nicht zulässig.

Die im allgemeinen für den Lastentransport vorge­
sehenen Hebezeuge haben nur ein Tragmittel als 
Hubseil. Aber auch bei den in Arbeitsbühnen einge­
bauten Winden bestehen im allgemeinen große tech­
nische Schwierigkeiten, Doppeltrommelwinden mit 
zwei Drahtseilen einzubauen. Um trotz dieser tech­
nischen Schwierigkeiten gerade beim Personentrans­
port ausreichende Sicherheit gegen Bruch einzelner 
Teile der Anlage zu haben, muß die zulässige Trag­
kraft des Hebezeuges bzw. die zulässige Zugkraft 
der eingebauten Winde mindestens das 1,5fache des 
zulässigen Gesamtgewichtes des Personenaufnahme­
mittels einschließlich seiner Nutzlast betragen. Außer­
dem dürfen die Drahtseile, die einen Mindestdurch­
messer von 8 mm haben müssen, nur bis zu einem 
Zehntel ihrer rechnerischen Bruchkraft beansprucht 
werden.

Im Interesse der Sicherheit des Personentransportes 
mit den Personenaufnahmemitteln werden darüber 
hinaus an die Steuerung der verwendeten Winden
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Bild 8 G le itro llen  fü r einen A rbe itssitzB ild 7 Anse ils icherung de r Benutzer von A rbe itskörben

besondere Anforderungen gestellt. Zunächst muß die 
Steuerung des Hubwerkes so eingerichtet sein, daß 
beim Heben und Senken eine Fördergeschwindigkeit 
des Personenaufnahmemittels von 0,5 m/s eingehal­
ten werden kann. Lediglich für Personenförderkörbe,

die nicht in Bohrlöchern eingesetzt werden, sind auch 
Geschwindigkeiten bis zu 1,5 m/s zugelassen.

Sobald die Fördergeschwindigkeit mehr als 0,3 m/s 
beträgt, müssen in der Steuerung Schaltstellungen

Bild 9 Sp inde lno tendscha lte r und 
Schla ffse ils icherung an e iner W inde 
fü r Personenbeförderung



B ild  10 V erriege lung des Brems­
lü fthebe ls

vorhanden sein, die ein sanftes Absetzen des Per­
sonenaufnahmemittels ermöglichen.

Weiter wird gefordert, daß sich die Steuergeräte beim 
Loslassen der zugehörigen Bedienungselemente 
selbsttätig auf Null einstellen oder an Stelle dieser 
Steuerungseinrichtung eine Totmannschaltung einge­
baut wird.

Bei elektrischer Steuerung wird zusätzlich noch Null­
stellungszwang gefordert, d. h. nach Abschalten oder 
nach Energieausfall darf der Windenantrieb erst wie­
der anlaufen können, wenn vorher die Steuergeräte 
auf Nullstellung zurückgeführt worden sind. Damit 
soll vermieden werden, daß unerwartete oder unbe­
absichtigte Bewegungen des Personenaufnahmemit­
tels eintreten, wenn nach Ausfall der Antriebsenergie 
diese wieder zurückkehrt und sich die Steuerelemente 
noch in Bewegungsstellung befinden.

Schließlich wird noch gefordert, daß die Verbindun­
gen zwischen der Bremseinrichtung und der Last­
welle gegen unbeabsichtigtes und unbefugtes Be­
tätigen gesichert werden können, damit während des 
Betriebes keine Leerlaufstellung auftritt.

Die Aufwärtsbewegungen des Personenaufnahmemit­
tels, beim Einfahren in die Bohrlöcher auch die Ab­
wärtsbewegungen, sind durch Notendschalter zu be­
grenzen. Deren Anordnung ist so zu wählen, daß der 
Nachlauf des Antriebes berücksichtigt wird (Bild 9). 
Nach dem Ansprechen dieser Schalter muß jedoch 
die gegenläufige Bewegung noch möglich sein.

Um bei Ausfall der Antriebsenergie das Personenauf­
nahmemittel in seine Ausgangsstellung zurückbrin­
gen zu können, müssen entsprechende Einrichtungen 
an der Winde vorhanden sein. Ist nur ein Ablassen 
des Personenaufnahmemittels in die Ausgangsstel­

Bild 11 Elektrisch ve rriege lte  Ver­
schlußkappe fü r den zusätzlichen 
Handantrieb
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lung erforderlich, genügt eine Einrichtung, mit der 
die Bremse gelüftet werden kann (Bild 10). Diese Ein­
richtung muß jedoch so verkapselt oder gesichert 
sein, daß ein unbefugtes Benutzen ausgeschlossen 
ist. Muß das Personenaufnahmemittel jedoch hochge­
fahren werden, reicht diese Einrichtung nicht aus. In 
diesen Fällen muß vielmehr die Winde zusätzlich mit 
einem Handantrieb ausgestattet werden (Bild 11), der 
jedoch in keinem Fall durch den Kraftantrieb beein­
flußt werden darf.

Siloeinfahreinrichtungen nehmen unter den Perso­
nenaufnahmemitteln eine Sonderstellung ein (Bild 12).

Damit der Einfahrende nicht in das lose Schüttgut 
eingezogen werden kann, werden erheblich größere 
Anforderungen an die von der Einrichtung aufzuneh­
menden Kräfte gestellt. Obwohl die höchstzulässige 
Nutzlast der Siloeinfahreinrichtung auf 150 kg be­
grenzt ist, muß die gesamte Einrichtung auf eine Be­
lastung von 1000 kg ausgelegt sein und die zulässige 
Zugkraft der Winde 500 kg betragen.

Die Winde ist so anzuordnen, daß sie von dem Ein­
fahrenden nicht selbst bedient, dieser aber anderer­
seits von dem Windenführer ständig beobachtet wer­
den kann.

Der Notendschalter kraftbetriebener Winden für die 
Aufwärtsbewegung ist etwa 2,0 m unterhalb der Silo­
einfahröffnung anzuordnen, damit in jedem Fall si­
chergestellt ist, daß das Ausfahren durch die Öffnung 
nur im Handbetrieb erfolgen kann. Dies bedeutet 
aber zugleich auch, daß an jeder in eine Siloeinfahr­
einrichtung eingebauten kraftbetriebenen Winde ein 
Handantrieb anzuordnen ist, auf den jederzeit um­
geschaltet werden kann (Bild 13).

Ein erhebliches Maß an Verantwortung für die Insas­
sen des Personenaufnahmemittels trägt der Hebe­
zeugführer. Er darf keinesfalls die Bedienungsein­
richtung seines Hebezeuges verlassen, solange das 
Personenaufnahmemittel besetzt ist.

Bild 12 S iloe in fahre in rich tung

Zwischen ihm und den Insassen muß eine einwand­
freie Verständigung sichergestellt sein, insbesondere 
dann, wenn die Art des Betriebes es nicht zuläßt, daß 
der Hebezeugführer ständig das Personenaufnahme­
mittel im Blickfeld behält.

Bild 13 H andantrieb an der E lektro- 
w inde e iner S iloe in fahre in rich tung
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Hilfsmittel für die Verständigung können Funksprech­
anlagen, Rücksprechanlagen, Winkerposten sein.

Der Hebezeugführer hat seine Winde so zu steuern, 
daß die bereits genannten höchstzulässigen Förder­
geschwindigkeiten nicht überschritten werden.

Daß sich die Benutzer von Personenaufnahmemitteln 
an diesem selbst mit Sicherheitsgeschirren anzu­
schließen haben, wenn sich dieses beim Verfahren 
verfangen kann, und dadurch die Gefahr des Kippens 
besteht, hatte ich bereits erwähnt.

Jede Einrichtung bedarf der Prüfung, Wartung und 
Instandsetzung, wenn sie auf die Dauer funktions­
fähig und betriebssicher sein soll. Die Sicherheit der 
in Personenaufnahmemitteln beförderten oder von 
ihnen aus arbeitenden Personen erfordert hier be­
sondere Sorgfalt. Aus diesem Grunde stellen auch 
die Sicherheitsregeln für hochziehbare Personenauf­
nahmemittel hohe Anforderungen an die Prüfung die­
ser Einrichtungen.

Personenaufnahmemittel sind vor ihrer ersten Be­
nutzung, nach konstruktiven Änderungen oder In­
standsetzungen an tragenden Bauteilen, ferner nach 
Bedarf, mindestens jährlich einmal als Wiederho­
lungsprüfungen durch einen Sachkundigen zu prüfen. 
Bei der erstmaligen Prüfung muß auch eine Probe­
fahrt in allen Fahrbewegungen mit einer Probelast 
vorgenommen werden, die dem 1,25fachen des zu­
lässigen Gesamtgewichtes des Personenaufnahme­

mittels einschließlich Nutzlast entspricht. Zweckmäßig 
ist es, diese Probefahrt auch bei allen anderen Sach- 
kundigenprüfungen durchzuführen.

Neben diesen durch Sachkundige durchzuführenden 
Prüfungen ist selbstverständlich auch das Bedie­
nungspersonal gehalten, auf Mängel und Fehler zu 
achten. Der an der Arbeitsstelle Verantwortliche wird 
sich in der Regel auf eine Inaugenscheinnahme der 
Einrichtung, eine Funktionsprüfung der Steuerung 
einschließlich der Notendschalter sowie auf eine 
Probefahrt beschränken müssen. Dies hat während 
der Benutzungszeit des Personenaufnahmemittels 
mindestens einmal täglich zu geschehen und zwar 
gemeinsam mit dem Bedienungsmann des Personen­
aufnahmemittels.

Bei dieser täglichen Prüfung muß auch auf das Trag­
mittel, die Haken, Umlenkrollen und Aufhängungen 
geachtet werden. Zweckmäßig ist es, für diese täg­
lich durchzuführenden Überprüfungen Prüflisten auf­
zustellen, in denen alle für das einzelne Gerät in 
Frage kommenden Punkte erfaßt werden können.

Soweit der Überblick über die wichtigsten Bestim­
mungen der Sicherheitsregeln für hochziehbare Per­
sonenaufnahmemittel. Ihre Beachtung ermöglicht es, 
nicht nur die an Tragmitteln von Hebezeugen hängen­
den ortsveränderlichen Arbeitsplätze, die Arbeits­
körbe und -bühnen, so sicher zu gestalten wie jedes 
auf Baustellen anzutreffende Standgerüst sondern sie 
erlauben auch einen schnellen und sicheren Trans­
port an alle hochgelegenen Arbeitsplätze.

Diskussion

Friedrich (Zementwerke Heidelberg)

Personenaufnahmemittel zum Befahren von Silos 
sind eine feine und gut durchdachte Einrichtung für 
Silos, die einen Durchmesser bis 5 m haben. Bei Silos, 
die 8 bis 20 m Durchmesser haben, ist man am Ende. 
Ich kann nicht in der Decke überall Einfahrlöcher vor­
sehen, denn dann verliert die Decke ihre Zweckmäßig­
keit. Wir erhielten einmal eine Anregung eines un­
serer Werke: Unter die Silodecke -  etwa am Außen­
mantel des Silos -  eine Schiene zu hängen und nun 
das Personenaufnahmemittel mit einer Katze herum­
zufahren. Selbst wenn man Schleifleitungen anbringt 
und die Bedienung von außen erfolgen läßt, entspricht 
die Einrichtung nicht mehr der UVV, wonach der Be­
dienende den Mann im Silo sehen muß. Hierzu wäre 
ich für eine Lösung oder einen Vorschlag dankbar.

Wichmann, Berlin

Ich glaube, w ir müssen zu dem Vortrag noch etwas 
klarstellen. Es waren teilweise Dias zu sehen, die

keine hochziehbaren Personenaufnahmemittel zeig­
ten, sondern Fassadenaufzüge. Zum anderen sollten 
w ir eindeutig darauf hinweisen, daß die Dinge, die 
uns hier vorgetragen und im Bild gezeigt wurden, nur 
bei Baustellen anzuwenden sind und nicht an fertigen 
Bauwerken.

Bell (Duisburger Kupferhütte)

In den Richtlinien heißt es, daß beim Loslassen der 
Steuerorgane Nullstellungszwang bestehen muß. Bei 
Energieausfall muß das Lastaufnahmemittel in seine 
ursprüngliche Lage zurückgebracht werden. Ältere 
Krane haben nicht die technischen Einrichtungen. 
Wenn ich z. B. mit einem solchen Kran einen Arbeits­
korb in einen Hochbunker einfahren muß, dann stellen 
sich zwei Fragen: Ist es erlaubt, statt des Lastenauf­
nahmemittels, welches nicht durch Handbetrieb wie­
der nach oben gezogen werden kann, den Mann aus 
seiner Zwangslage nach unten herauszuziehen?

Ist es erlaubt, daß statt des Nullstellungszwanges -  
der besteht, wenn dem Kranführer beispielsweise 
etwas passiert -  ein zweiter Mann vorgesehen wird, 
der die Führung übernehmen kann?

Köhler, Berlin

Herr Wichmann sagte bereits, daß zu unterscheiden 
ist zwischen stationären Anlagen und Anlagen, die nur

82



auf Baustellen zu verwenden sind. Stationäre An­
lagen, insbesondere Fassadenaufzüge, fallen in den 
Geltungsbereich der Aufzugsverordnung. Das sollte 
besonders herausgestellt werden. Eine Anmerkung: 
Bei hochziehbaren Personenaufnahmemitteln, die sich 
an Baukörpern mit Sonnenblenden befinden, besteht 
die Gefahr, daß bei der Aufwärtsfahrt das Personen­
aufnahmemittel hängenbleibt. Derartige Feststellun­
gen sind hier im Bereich Berlin gemacht worden, und 
zwar bei solchen Anlagen, die vor dem Inkrafttreten 
der neuen Aufzugsverordnung errichtet worden sind. 
Herr Sander führte an, daß Rollen oder Kufen zur 
Sicherheit anzubringen wären. Ist bei solchen Son­
nenblenden mit Kufen zu arbeiten, wäre das zu be­
grüßen oder abzulehnen?

Eine Bemerkung noch. Wir sprachen von hochzieh­
baren Personenaufnahmemitteln. Es hat sich jetzt 
eine Firma etabliert, die Körbe fertigt. Die Körbe stel­
len zwar Personenaufnahmemittel dar, sind aber nicht 
hochziehbar, sondern werden auf Bahnen in jedem 
Geschoß um die Fassade herumgefahren. Die Frage 
ist, ob sich der für hochziehbare Personenaufnahme­
mittel zuständige Fachausschuß dieser Angelegenheit 
annehmen möchte oder sich schon angenommen hat.

Sander

Zunächst zu der Frage: Silos mit großen Durchmes­
sern. Es bereitet sicherlich Schwierigkeiten, hier den 
Mann an die Außenfronten zu bringen. Von unserer 
Seite aus haben w ir noch keine glückliche Lösung 
gefunden, außer der, daß der Mann eben doch auf der 
Oberkante des Schüttgutes nach außen geht mitsamt 
seinen Geräten. Er darf aber nicht seinen Sitz ver­
lassen.

Dann ist noch die Frage nach den Fassadenaufzügen 
angeschnitten worden. Sie meinten, ich hätte hier 
einen Fassadenaufzug gezeigt anstelle eines Per­
sonenaufnahmemittels mit einer Arbeitsbühne. Ich 
darf Ihnen hier noch einmal in Erinnerung rufen, wo 
die Abgrenzung zwischen Arbeitsbühnen und Fas­
sadenaufzügen liegt. Fassadenaufzüge sind alle Ein­
richtungen, die ortsfest, d. h. an festen Verfahranlagen 
an den Gebäuden angebracht sind und die dann der 
späteren Reinigung dieses Gebäudes dienen. Das be­
deutet, wenn ich einmal das sogenannte Mannes- 
mann-Pferd erwähne, daß feste Gebäudereinigerein­
richtungen, die auf festen Laufschienen auf dem Dach 
angebracht sind, zunächst als Fassadenaufzüge gel­
ten. Das bedeutet auch, daß eine Arbeitsbühne, die 
heute am Bauwerk A und morgen am Bauwerk B zum 
Einsatz kommt, als Fassadenaufzug anzusehen ist, 
wenn dort feste Verfahreinrichtungen -  also Schienen 
und Laufräder usw. -  vorhanden sind.

Das zweite Kriterium war in der Aufzugsverordnung 
auch, daß sie dem Reinigen der Gebäude dienen. Das 
Bild, das ich Ihnen zeigte, war ein typisch behelfs­
mäßig an einem Bauwerk -  zwar vor einer Fassade -  
angebrachter Arbeitskorb mit einer behelfsmäßigen 
Befestigung. Er diente der Ausführung von Bauarbei­
ten, nämlich dem Anbringen und Verfugen der Fas­
sadenplatten.

Insofern dürfte auch wahrscheinlich die letzte Frage 
geklärt sein, nämlich die der Körbe, die auf waage­
rechten Schienen an den einzelnen Stockwerken des 
Gebäudes entlangfahren. In den einzelnen Stock­
werken sind am Gebäude Schienen vorhanden und 
daran fährt der Korb lediglich waagerecht entlang.

Das ist auf alle Fälle kein Personenaufnahmemittel 
im Sinne der Sicherheitsregeln für hochziehbare Per­
sonenaufnahmemittel, sondern ein Fassadenaufzug, 
obwohl er nicht senkrecht verfahrbar ist, sondern nur 
waagerecht. Er ist mit Sicherheit Bestandteil des Ge­
bäudes und muß mit einbezogen werden in die Bau­
genehmigung dieses Bauvorhabens und unterliegt na­
türlich auch den entsprechenden statischen Berech­
nungen und dem Genehmigungsverfahren. In der Ge­
nehmigung sind wahrscheinlich auch die Erstabnah­
me und unter Umständen auch die Wiederholungs­
prüfungen, die die örtliche Bauaufsicht anordnen 
kann, enthalten.

Auf alle Fälle ist für die Wagen an den Gebäuden der 
Fachausschuß »Bau« nicht zuständig, denn das sind 
Reinigungsanlagen.

Übriggeblieben ist im Augenblick nur noch die Frage: 
Nullstellungszwang und Totmannschaltung. Sie ha­
ben sich mit Recht auf die geltende Fassung der Si­
cherheitsregeln für aufziehbare Personenaufnahme­
mittel berufen, wo der Nullstellungszwang gefordert 
wird. In meinem Vortrag habe ich eine Bemerkung 
zum »Nullstellungszwang« in dieser Art nicht gemacht, 
sondern lediglich, daß die Steuergeräte bei Strom­
ausfall zwangsläufig wieder in die Nullstellung zu­
rückgeführt werden müssen, ehe ein Wiederanläufen 
möglich ist. Der Hinweis ist berechtigt, daß viele alte 
Krane keinen Nullstellungszwang haben; aber eine 
Totmannschaltung läßt sich ohne sehr großen Auf­
wand jederzeit einbauen. Die Sicherheitsregeln -  ich 
hatte Ihnen ja einen Punkt bereits genannt, nämlich 
die Schweißarbeiten -  werden in aller Kürze über­
arbeitet. Das ist ja der Vorteil von Sicherheitsregeln 
gegenüber den Unfallverhütungsvorschriften, daß sie 
dem Stand der Technik entsprechend und den Er­
fahrungen, die w ir gewinnen, verhältnismäßig schnell 
angepaßt werden können. Der Fachausschuß »Bau« 
hat sich auch mit der Frage des zweiten Mannes oder 
einer anderen Ersatzmaßnahme befaßt und ist der 
Ansicht, daß der zweite Mann nicht verlangt werden 
sollte, wenn der erste ausfällt, sondern daß w ir auf 
der Forderung der Totmannschaltung bestehen müs­
sen.

Bell

Meine zweite Frage ist noch nicht beantwortet wor­
den, nämlich nach dem in die Ausgangsstellung zu­
rückzubringenden Lastaufnahmemittel. Darf ich, wenn 
ich diese Möglichkeit nicht habe, mit einer Handwinde 
den Korb wieder nach oben ziehen oder reicht es aus, 
den Mann so zu sichern, daß ich im Notfall den Mann 
hochziehen kann?

Sander

Darüber sagt die Sicherheitsregel nichts aus. Bei 
Ihnen wird es so sein, daß Sie geeignete Einrichtun­
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gen haben, damit der Mann nach oben kommt. Ich 
meine, wo nicht die Gefahr von Giftgasen besteht, 
also mit Ohnmächtigwerden gerechnet werden muß, 
reicht das Hochziehen von Hand aus. Es ist nur wichtig, 
daß der Mann geholt werden kann, wenn z. B. der 
Strom ausfällt. Das setzt aber eine geeignete Einrich­

tung, also einen Sitzgurt, voraus. Der Mann oben 
darf aber nicht nur einfach ziehen, sondern sie müß­
ten noch mindestens eine zweite Handwinde haben. 
Die Winde muß nicht unbedingt Hand- und Kraft­
antrieb besitzen. Sie können also durchaus auch eine 
zweite Winde verwenden.
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Vinylchlorid-Erkrankungen
Dr. med. Helmut Weber

*

'S

Vinylchlorid (VC) ist ein farbloses Gas.
Chemische Synonyma: Chloräthen oder Monochlor­
äthylen.
Formel: CH2 =  CHCI 
Molekulargewicht 62,5 
Schmelzpunkt-159,7° C 
S ie d e p u n k t-13,8° C 
Dampfdruck bei 20° C: 2850 mm Hg 
Dampfdichte (Luft =  1) 2,16 
Geruch aromatisch 
Explosionsgrenzen in der Luft:
3,8-29,3 Vol. %
95-770 g/m3

MAK-Wert seit 1958: 500 ppm 
seit 1970: 100 ppm 
seit 1974: ausgesetzt

technischer Richtwert wird 
erwartet.

In England wurde der MAK-Wert in diesem Jahr auf 
25 ppm festgesetzt.
1 ppm =  2598 mg/m3
VC wurde 1833 erstmals synthetisiert.

Verfahren der PVC-Herstellung:

a) Emulsions- und b) Suspensionsverfahren in Was­
ser, beide in stehenden Autoklaven, früher z. T. in lie­
genden Rollautoklaven.

c) Masseverfahren in teils liegenden, teils stehenden 
Autoklaven ohne Wasser.

Das flüssige (unter Druck stehende) VC wird beim 
Emulsions- und Suspensionsverfahren im Autoklaven 
mit Wasser und bestimmten Additiven gemischt. Bei 
einer Temperatur von 60 bis 70° C erfolgt die Poly­
merisation unter Rühren im Verlauf von sechs bis acht 
Stunden -  je nach dem gewünschten Polymerisations­
grad.

Das Rohprodukt in Pulverform wird für die verschie­
denen Endfabrikate verwendet. Die bekanntesten sind: 
Fußbodenbelag, Rolläden, Lichtbausteine, Schläuche, 
Drahtummantelungen, Griffe für Handwerkszeug, viele 
Haushaltsartikel, Zahnersatz usw.

VC hat narkotische Wirkung bei Inhalation hoher Kon­
zentrationen, wurde aber in der Medizin wegen der

Nebenwirkungen (Herzrhythmusstörungen) nicht ver­
wendet.

Kurzzeit-Experimente am Tier führen bei hoher Dosie­
rung regelmäßig zum Tode. Darüber hinaus wurden 
Organveränderungen sowie Gerinnungsstörungen be­
obachtet.

Obwohl einzelne Auswirkungen der VC-Exposition 
beim Menschen bereits in der Fachliteratur beschrie­
ben wurden, wird heute -  seit dem Auftreten komple­
xer Krankheitssymptome in einem großen Unterneh­
men der BRD -  von einer sogenannten »VC-Krank- 
heit« gesprochen.

Subjektive Erscheinungen sind u. a. vor allem bei aku­
ter Einwirkung: Müdigkeit, Schlafstörungen, Gang­
unsicherheit, Kopfschmerzen, Kältegefühl und Krib­
beln oder Brennen in Händen und Füßen, Schwindel, 
Lichtempfindlichkeit, Erbrechen, Desorientiertheit, Lei­
stungsminderung, Atemnot bei Anstrengung, sowie 
Potenzstörungen.

Objektive Erscheinungen: Hautveränderungen wie 
Hautverhärtungen an Gesicht und Händen, umschrie­
bene Knochenstrukturveränderungen insbesondere 
der Fingerendglieder, z.T. schwere Milz- und Leber­
schäden z.T. mit Speiseröhren-»Krampfadern«, Stö­
rungen des Gerinnungssystems.

Bei fünf Fällen (Verstorbene) in der BRD wurde eine 
bösartige Geschwulst (Haemangiosarkom) der Leber 
festgestellt, die offensichtlich jeweils auf eine VC- Ex­
position zurückzuführen sind.

Neueste Auswertungen durch den Staatlichen Ge­
werbearzt Düsseldorf lassen darauf schließen, daß 
über diese Erscheinungen hinaus auch pathologische 
Veränderungen des Augenhintergrundes und z. T. 
Sehstörungen hervorgerufen werden. Einzelne Per­
sonen klagen über depressive Verstimmungen. Eine 
Überprüfung der Herz-Kreislauf-Verhältnisse sowie 
eine vielfach beobachtete diabetische Stoffwechsel­
lage scheint geboten. Das vegetative Nervensystem 
scheint ebenfalls in Mitleidenschaft gezogen.

Ob diese weiteren Symptome im Zusammenhang mit 
einer VC-Exposition zu sehen sind, bedarf einer Über­
prüfung durch geeignete Kontrollkollektive.
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Aufgrund dieser Befunde wurden umfangreiche medi­
zinische und technische Maßnahmen durch die Ge­
werbeaufsicht, die Berufsgenossenschaft der chemi­
schen Industrie sowie den Staatlichen Gewerbearzt 
durchgeführt.

Medizinische Maßnahmen:

-  Vorsorge- und Überwachungsprogramm für alle Be­
schäftigten, die mit VC in Berührung kommen.

-  Bereits Erkrankte wurden einer gutachterlichen Stel­
lungnahme zugeführt.

-  Sichtung der Personal- und Krankenkassenkarteien 
auf mögliche frühere Erkrankungen Lebender und 
bereits Verstorbener, die in der PVC-Produktion be­
schäftigt waren oder sind.

-  Gemeldete Verdachtsfälle auf eine VC-Schädigung 
in der PVC-Weiterverarbeitung einer Firma werden 
ebenfalls begutachtet.

-  Personen einer Firma, die 5 Jahre und länger ge­
genüber VC exponiert waren, werden auf eine evtl. 
Schädigung durch VC untersucht.

Technische Maßnahmen:

-  Verbesserung der Absaugung an und in Autokla­
ven.

-  Verstärkter Raumluftwechsel.
-  Warnsystem.
-  Einrichtung kontinuierlicher VC-Meßstellen und lau­

fende Probeentnahmen aus der Luft.
-  Weitgehende Automatisierung der Autoklavenreini­

gung.

Persönliche Schutzmaßnahmen:

-  Tragen von Frischluftmasken bei der Reinigung der 
Autoklaven.

-  Verkürzung der Einstiegszeiten in die Autoklaven.
-  Genaue Protokollführung über gefährliche Arbeiten.

Meßverfahren:

1. DRÄGER-Röhrchen
Im DRÄGER-Röhrchen ist Kaliumpermanganat als 
Reagens. Dieses ist nicht spezifisch gegenüber VC, 
sondern oxidiert auch andere Kohlenstoffverbindun­
gen, z. B. Weichmacherdämpfe. Meßgenauigkeit bis 
knapp unter 50 ppm.

2. Gaschromatographie
Mit der Gaschromatographie werden Luftproben aus 
dem Raum oder dem Autoklaven auf VC analysiert. 
Im G. C. sollte ein empfindlicher Detektor eingebaut 
sein, z. B. ein FID =  Flammen-Ionisations-Detektor. 
Kosten: 10000 bis 20000 DM.
Meßgenauigkeit bis 1 ppm.

3. Infrarot-Spektroskopie
Mittel Infrarot-Spektroskopie wird das VC in Luftpro­
ben analysiert. Im Wellenbereich des Infrarots (für 
diese Geräte in einem spezifischen Lichtbereich) wird 
die Bindung C-Cl oder aber C =  C-Absorption ermit­
telt.
Kosten: 50000 bis 60000 DM.

Große Erfahrung der Meßtechniker ist für dieses Ver­
fahren erforderlich.
Meßgenauigkeit: bis 1 ppm, bei erheblichem Geräte­
aufwand.

Die Probeentnahmen zu den Verfahren 2) und 3) wer­
den wie folgt durchgeführt:

a) bis zu einem Liter Luftprobe wird in eine Gassam­
melröhre (Gasmaus) eingesaugt. Dabei ist wichtig, 
daß die Proben kurzfristig in das Labor gebracht wer­
den, um einer vorzeitigen chemischen Umwandlung 
des VC vorzubeugen.

b) Kontinuierliche Luftprobenansaugung über Teflon­
schlauchleitungen.

Neuerdings ist es gelungen, ein VC-Eichgas herzu­
stellen, mit dem man in einem Bereich von 1-50 ppm 
arbeiten kann. Es war die Frage zu klären, ob sich 
eine definierte Menge VC in synthetischer Luft nach 
mehreren Wochen in gleicher Menge wiederfinden 
läßt.

Auf Anregung des Staatlichen Gewerbearztes Düssel­
dorf ist es der Firma Messer Griesheim, Duisburg, ge­
lungen, ein Eichgas von zweimonatiger Stabilität für 
VC herzustellen. Die Firma Linde, Werk Schleißheim 
bei München, stellt auf Anregung eines PVC-Herstel- 
lers ebenfalls solche Eichgase zur Verfügung.

Damit ist es möglich, diese schwierigen Messungen 
im Spurenbereich so abzusichern, daß evtl. persön­
lich-analytische Fehler bei eigenen Eichverfahren ent­
deckt werden.

Forschung

International wird seit längerem über die Auswirkun­
gen von VC insbesondere in Tierversuchen geforscht. 
Wichtigstes Ergebnis liefern die Tierversuche von Prof. 
Maltoni in Italien, nach denen -  wie er selbst bei Kon­
gressen berichtet hat -  bei seinen Versuchstieren be­
reits bei 50 ppm VC-Exposition bösartige Tumore (An- 
giosarkome) festgestellt werden. Dr Keplinger/USA 
konnte ähnliche Ergebnisse durch Mäuse-Versuche er­
zielen.

In Deutschland wurde ein dreigeteilter Forschungs­
auftrag wie folgt vergeben:

A) Prof. Henschler, Universität Würzburg, 
(Auftraggeber: Berufsgenossenschaft der ehem. Indu­
strie)

Ermittlung der Pharmakokinetik von VC und dessen 
technischen Verunreinigungen sowie Art und Ausmaß 
der Metabolisierung dieser Substanzen im Organis­
mus von Versuchstier und Mensch (Untersuchungen 
mit reinem VC und mit markiertem VC).

B) Prof. Lehnert, Universität Hamburg,
(Auftraggeber: Bundesministerium für Arbeit und So­
zialordnung)

a) Literatursammlung und kritische Bewertung

b) Gaschromatographische und massenspektrometri- 
sche Analysen von Autoklavenluft (Bestandsaufnah­
me).
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Tierversuche mit Rück-VC zur Reproduktion des 
Krankheitsbildes. Röntgenologische und immunologi­
sche Untersuchungen (im Hinblick auf eine vermutete 
Systemerkrankung).

C) Staatlicher Gewerbearzt Düsseldorf,
Leiter der Dienststelle: Dr. Reinl, Lt. RGMD 
(Auftraggeber: Land Nordrhein-Westfalen)

Katamnestische Erfassung der Todesfälle von Arbeit­
nehmern in PVC-Betrieben. Epidemiologische Unter­
suchungen und Erfassung der potentiell Erkrankten

in der VC-Herstellung, der PVC-Herstellung und der 
PVC-Verarbeitung.

Ziel des Gesamtvorhabens ist es, Hinweise für die 
Ursachen der bisher aufgetretenen Erkrankungen und 
Vorschläge für Maßnahmen zur Vermeidung von Ge­
sundheitsschäden beim Umgang mit VC zu erhalten.

Neuester Stand: Die Berufsgenossenschaft der chemi­
schen Industrie hat wegen des ausgesetzten MAK- 
Wertes den Punkt 3.2 der »Richtlinien für den Um­
gang mit VC« sinngemäß dahingehend geändert, daß 
eine Konzentration von 50 ppm VC anzustreben ist, 
bis eine technische Richtkonzentration (TRK) vorliegt.

Diskussion

Frage:

Sie haben sehr eingehend über die Möglichkeiten 
der Erkrankung gesprochen. Sie haben mehrfach 
die Ursache erwähnt, die bei der Herstellung von 
Vinylchlorid liegt. Wenige der hier Anwesenden wer­
den mit der Herstellung beschäftigt sein, viele aber 
mit der Weiterverarbeitung des Fertigproduktes -  
also mit PVC. Meine Frage: Muß ich bei der Weiter­
verarbeitung von PVC auch mit einer Erkrankung 
rechnen oder nur bei der Herstellung?

Weber

Bei der PVC-Weiterverarbeitung in einer Firma wur­
den Verdachtsfälle gemeldet. Darf ich kurz den Ablauf 
des BK-Verfahrens erläutern: Wenn ein PVC-Arbeiter 
Beschwerden hat und sein Hausarzt die Symptome 
der sogenannten VC-Krankheit feststellt, wird dieser 
Verdacht mittels Arztanzeige dem Staatlichen Ge­
werbearzt und der Berufsgenossenschaft mitgeteilt. 
Die so gemeldeten Fälle werden einem Begutach­
tungsverfahren zugeleitet. Für den Gutachter stellt 
sich die schwierige Frage, ob die subjektiven oder ob­
jektiven Beschwerden auf den VC-Kontakt zurückzu­
führen sind. Die Diagnose wird um so schwieriger, je 
niedrigere VC-Werte in ppm gemessen wurden.
Wie uns bekannt ist, wurden in dieser Firma Messun­
gen durchgeführt und Werte um 1 ppm festgestellt. 
Das w irft die heute noch nicht beantwortete Frage auf, 
ob 1 ppm gefährlich ist oder nicht. Da bisher keine 
Kontrollkollektive als Vergleich zu den leichteren 
Schäden gebildet wurden, muß diskutiert werden, ob 
diese Schädigungen nicht vielleicht »der Norm in der 
Bevölkerung« entsprechen. Wenn in der Weiterver­
arbeitung bei diesen gemessenen niedrigen Werten 
nun wirklich eine VC-Krankheit auftritt, dann kann 
das natürlich eine Lawine auslösen. Ich hoffe, daß die 
Gutachter und Meßtechniker wirklich ganz fundiert 
und kritisch an die Ermittlungen herangehen.

Zum Auftreten der VC-Krankheit kann ich noch an­
fügen, daß sich aus dem fertigen Polymerisat-PVC 
kein monomeres VC zurückbildet. An der Oberfläche 
des PVC-Pulvers (oder Granulats) kann gelegentlich 
freies VC adsorbiert sein. Wenn Sie sich vorstellen, 
daß das Pulver (Granulat) in Säcke gefüllt wird, dann 
kann -  je nach Herstellungsart -  mehr oder weniger 
VC von der Oberfläche abgeschieden werden. Meines 
Wissens ist es sehr schwierig, jetzt schon zu be­
urteilen, ob bei der Weiterverarbeitung Erkrankungen 
auftreten. Ich hoffe, daß die gemeldeten Verdachts­
fälle auf eine VC-Erkrankung kritisch dargestellt wer­
den, bis weitere Erkenntnisse darüber vorhanden 
sind, ob eine Gefährdung in der VC-Weiterverarbei- 
tung besteht.

Dr. Ing. Schweiger (Bayerisches Landesinstitut für 
Arbeitsschutz, München)

Ich wollte Herrn Dr. Weber nur noch ergänzen und eine 
Richtigstellung bringen, damit hier kein falscher Zun­
genschlag auftritt in bezug auf die Meßtechnik. Sie 
haben beispielsweise die Verfahren der Gaschromato- 
grafie und der Infrarotspektroskopie unmittelbar in ei­
nem Atemzug genannt, wobei Sie die Kosten für die 
Anlage mit zehn- bis vierzigtausend Mark angegeben 
haben. Ich darf darauf hinweisen, daß man das nicht 
ohne weiteres kann. Die Gaschromatografie ist zwar 
die billigere Methode, aber nicht die einwandfreiere. 
Sie können gaschromatografisch nur arbeiten, wenn 
die Substanz ganz eindeutig identifiziert ist. Wenn Sie 
Gruppen oder Reagenzien u. ä. haben, können Sie da­
mit nicht mehr oder nicht mehr einwandfrei arbeiten. 
Die Infrarotspektroskopie gibt eine ganz eindeutige 
qualitative und auch quantitative Analyse, weil sie ja 
mehr oder weniger ein Fingerabdruck der Substanz 
ist.

Wilke (Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales, Düsseldorf)

Herr Dr. Weber, noch eine Frage, die mir wichtig er­
scheint. Sie hatten gesagt, daß bei der Weiterverar­
beitung von PVC VC-Schäden zu befürchten sind, daß 
also in den PVC-herstellenden Betrieben, in denen 
das PVC-Granulat erzeugt und in Säcke verpackt wird,
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VC-Erkrankungen nicht ausgeschlossen sind, zumin­
dest nicht mit letzter Sicherheit auszuschließen sind. 
Es ist auch die Frage, ob bei den Firmen, die das Gra­
nulat beziehen, es in eine Presse tun und daraus Ge­
genstände des täglichen Lebens formen, Butterdosen, 
Schalter usw., die Möglichkeit einer Gefährdung ge­
geben ist. Die gleiche Frage bietet sich an, ob VC-Er- 
krankungen möglich sind, wenn Sie Fußboden aus

PVC verlegen und ihn verschweißen, wie es überall 
vorkommt.

Weber

Aus dem Handel, der Fußbodenverlegung und aus 
Endverbraucherkreisen wurden bisher keine VC-Er­
krankungen gemeldet.
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Unfallgefahren 
durch Brände 
bei der Lagerung 
von Schaumstoffen
Dipl.-Ing. Fritz Schmid ^

ln zahlreichen Produktionsbereichen werden heute 
Schaumstoffe verschiedenster Art verarbeitet. Diese 
bringen ein besonderes Brandrisiko mit sich. Mit ihrem 
hohen Heizwert, der bei 6-9 Mcal/kg., also etwa zwi­
schen guter Steinkohle und Heizöl liegt, brennen diese 
jedoch infolge ihrer porösen Struktur wesentlich 
schneller ab und entwickeln dabei Temperaturen von 
ca. 1200° C. Auch bilden sich dabei meist große Men­
gen von dichtem Qualm, so z. B. erzeugt 1 cbm Po­
lyurethan-Schaumstoff etwa 250-270 cbm Rauch. Hin­
zu kommt noch, daß sich im Rauch neben reichlich 
Kohlenmonoxyd auch stickstoffhaltige Gase, wie Blau­
säuregas, befinden. Dadurch wird das Unfallrisiko 
weiter erhöht. Aufsehen wurde erregt, als vor einigen 
Jahren bei einem deutschen Schaumstoffhersteller in­
nerhalb kurzer Zeit zwei erhebliche Schadenfeuer ein­
traten. Alarmierend wirkten zwei Brände in Polster­
möbelfabriken, bei denen in einem Fall in England
22 Tote und in einem deutschen Betrieb eine Tote zu 
beklagen waren. Die Beschäftigten konnten infolge 
der starken Rauchentwicklung die Ausgänge nicht 
mehr rechtzeitig finden.

Erschwerend kam in England hinzu, daß die Ausgänge 
zu dem zweiten Treppenhaus verschlossen und die 
Fenster des Gebäudes vergittert waren.

Bei dem Brand in der deutschen Polstermöbelfabrik 
war eine Frau auf dem Fluchtweg noch einmal umge­
kehrt und wollte ihre Tasche holen. Dabei konnte sie 
infolge der schnellen Rauchentwicklung nicht mehr 
den Ausgang finden und verbrannte. Wie w ir eingangs 
gesehen haben, brennt ja Schaumstoff sehr rasch mit 
großer Rauchentwicklung ab. Bei der englischen Pol­
stermöbelfabrik waren z. B. 6000 cbm Polyurethan­
schaum in Brand geraten und in ca. 15 Minuten abge­
brannt. W ir erinnern uns, daß 1 cbm Polyurethan­
schaum etwa 250-270 cbm Rauchgas entwickelt und 
so entstanden bei dem englischen Brand 1,5 Millionen 
cbm Rauchgas in 15 Minuten.

Diese Erfahrungen haben uns bewogen, möglichst 
praxisnahe Versuche durchzuführen, um Erkenntnisse 
über die Zündung, die Brandausdehnung und die Ab­
brandgeschwindigkeit von Schaumstoffen zu gewin­
nen sowie nach Löschmöglichkeiten zu suchen. Die

»Po lste rm öbe lfabrik  nach einem 
Schaum stoffbrand«
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Ergebnisse wurden dann bei der Projektierung der 
automatischen Löscheinrichtung für eine geplante 
große Polyurethan-Schäumanlage einer Polstermö­
belfabrik verwertet und auch für die Rettungsmaßnah­
men und bauliche Gestaltung der Räume.

Chemische und physikalische Eigenschaften der 
Schaumstoffe
Bevor wir auf die Versuche eingehen, möchte ich hier 
kurz die physikalischen und chemischen Eigenschaf­
ten der Schaumstoffe streifen, die für unsere Betrach­
tung von Bedeutung sind:
Polystyrol-Schaumstoffe, meist bekannt unter dem 
Firmennamen Styropor (BASF), werden in der Isolier- 
und Verpackungstechnik viel verwendet. Ihr leichtes 
Raumgewicht von 12-15 kg/cbm erlaubt große Stapel­
höhen. Aber die bereits erwähnte leichte Entzündbar­
keit usw. bringt hohe Brandgefahren mit sich. Die süß­
lich riechenden Brandgase sind allerdings nicht ag­
gressiv.

Polyvinylchlorid-Schaumstoffe (PVC-Schaumstoffe)
Diese im Karosserie- und Bootsbau meist als Form­
teile verwendeten Schaumstoffe brennen ebenfalls 
sehr schnell ab, wobei große Mengen stechend rie­
chendes Chlor-Wasserstoffgas gebildet werden, die 
mit der Luftfeuchtigkeit Salzsäurenebel ergeben. 
Diese führen dann zu den bekannten schweren Brand- 
/o/geschäden an Gebäuden und Maschinen. 1 kg PVC 
liefert 400 Liter HCI-Gas.

Polyurethan-Schaumstoffe
Während die harten Schäumungen in der Isoliertech­
nik weit verbreitet sind, können die weichen Sorten 
aus der Polstermöbelindustrie nicht mehr weggedacht 
werden. Ihre Beständigkeit gegen viele Chemikalien 
(z. B. Fett, Schweiß), ihre Weichheit bei hoher Elastizi­
tät und leichtes Gewicht von 25-35 kg/cbm macht sie 
zu dem idealen Polstermaterial für Matratzen, Kissen 
usw. Sie werden hergestellt entweder als Formkissen 
in Spezialform-Schäumanlagen oder als Blockware in 
Blockschäumanlagen zum Teil in Bahnen von 40 m 
Länge, 2 m Breite und ca. 70 cm Höhe. Später werden 
diese Blöcke dann mittels Bandmesserschneidema­
schinen auf die benötigten Formate zugeschnitten. 
Beim Abbrand von PUR-Schaumstoff entstehen, wie 
schon eingangs erwähnt, große Mengen stechend rie­
chender, alkalisch reagierender dichter Qualm. In der 
Regel sind die PUR-Schaumstoffe normal entflamm­
bar, d. h. in unserer Betrachtungsweise, sie können 
mit einem Streichholz angezündet werden. Aber PUR- 
Schaumstoffe können auch in »Flammfest Ausrüstung« 
hergestellt werden. Bei derartigen Schaumstoffen ist 
die Entflammbarkeit und die Kohlenwasserstoff-Aus­
gasungsfähigkeit durch bestimmte Füllstoffe oder Re­
aktionskomponenten herabgesetzt. Diese sogenann­
ten F-Typen« gelten als »schwer entflammbar« und 
werden in der Polstermöbelindustrie bevorzugt.

Zündquellen:
Wenn w ir die Zündquellen betrachten, so kommen in 
Frage:
1. Exotherme Reaktionswärme durch Fehlschäumung
2. Äußere Zündquellen.

Eine sogenannte Fehlschäumung kann durch Fehl­
dosierung der verschiedenen Komponenten eintreten. 
Eine Fehldosierung kann nicht mit absoluter Sicher­
heit ausgeschlossen werden, da Unterschiede bei der 
Anlieferung der Komponenten, sowie Störungen bei 
der Dosieranlage, bzw. den Förderpumpen, auftreten 
können.

Als äußere Zündquellen kennen w ir brennende Ziga­
retten, Streichhölzer, Schweißfunken, elektrischer 
Kurzschluß und auch Funken durch elektrostatische 
Aufladung. Bei der elektrostatischen Aufladung müs­
sen w ir berücksichtigen, daß die Durchschlagsfeld­
stärke von Polyurethan 6000 V/cm beträgt. Im Ver­
gleich dazu beträgt die Durchschlagsfeldstärke der 
Luft 30000 V/cm, d. h., man braucht eine Schaumstoff­
platte nur etwa 2-4 mm von einem geerdeten Leiter 
abheben, um einen elektrischen Funken zu ziehen. 
Solch ein Funken würde zwar nicht ausreichen, um 
Polyurethanschaumstoff zu zünden; aber in vielen Fäl­
len werden ja Polyurethanschaumstoffplatten oder 
Kissen mit brennbaren Klebstoffen verklebt. Während 
der Abdunstzeit des Lösemittels b ildet sich ein zünd­
fähiges Lösemitteldampfluftgemisch um den Schaum­
stoffstapel und dieses zündfähige Gemisch läßt sich 
durch den elektrischen Funken dann zünden. Flammt 
erst dieses Gemisch auf, so wird dadurch auch der 
ganze Schaumstoffstapel entzündet. Auf diese Weise 
sind schon verschiedene Brände entstanden.

Zündversuche:

Unsere Zündversuche wurden mit äußeren Zündquel­
len an verschiedenen Schaumstoffarten unternommen. 
Während Polyätherschaum mit einer Streichholz­
flamme entzündet werden kann und dann sehr schnell 
anbrennt, gelingt es kaum, Schaum auf PUR-Basis, 
der mit schwer entflammbaren Komponenten ausge­
rüstet ist, mit einem Streichholz zu entzünden. Mit ei­
ner glühenden Zigarette konnte keine solche PUR-

Bild 1 Zündversuch durch Brennschneide-Funken
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Bild 2 Nach 10 Sekunden keine Zündung

Schaumprobe entzündet werden. Von bestimmten 
Temperaturen ab reicht aber die flammhemmende 
Wirkung nicht mehr aus und dann brennt der Schaum­
stoff intensiv weiter. Wir zeigen nun in Dia Zündver­
suche an PUR-Schaumstoffkissen mit Brennschneide­
funken.

Ein PUR-Schaumstoffkissen mit flammhemmenden 
Komponenten wurde von Funken, die beim waage­
rechten Durchtrennen eines Stahlträgers mit einem 
autogenen Schneidbrenner versprühten, aus 50 cm 
Entfernung getroffen (Bild 1).

Die Funken brannten zwar Löcher in den Schaumstoff,

Bild 3 Zündversuch durch Brennschneide-Tropfen

führten aber nicht zu seiner Entzündung. Hier zeigt 
sich also die flammhemmende Komponente deutlich 
(Bild 2).

Bei einem zweiten Versuch wurde ein PUR-Schaum­
stoffkissen von Brennschneidetropfen getroffen (Bild 3). 
Bei einem senkrechten autogenen Trennschnitt durch 
einen Stahlträger fielen auf das darunterliegende Kis­
sen flüssige Stahltropfen.

Die Tropfen brannten in das Kissen ein und entzünde­
ten dieses nach ca. 10 Sekunden (Bild 4).

Mit wenigen Spritzern Wasser konnten die Flammen 
gelöscht werden. Bild 5 und nach etwa 5 Sekunden

Bild  4 Entzündung nach 10 Sekunden Bild 5 M it w enigen Spritzern W asser gelöscht
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Bild 6 Nach 5 Sekunden Löschdauer nur nachverdamp- B ild 8 1 M inute nach der Zündung
fendes Löschwasser

war nur noch ein geringes Nachverdampfendes Lösch­
wassers zu sehen (Bild 6).

Ergebnis:

Ein entzündetes Einzelkissen kann mit wenig Wasser 
schnell gelöscht werden.

Löschversuche:

Nach diesen Zündversuchen an Schaumstoffproben 
in Kissengröße, folgten Zünd- und Löschversuche an 
Stapeln von 2-3 cbm Größe. Weil diese Versuche nur 
im Freien durchgeführt werden konnten, schied der 
Einsatz von reiner Kohlensäure von vornherein aus.

Vorversuche mit Pulverlöschern hatten zu sehr langen 
Löschzeiten geführt und zeigten, daß ein Brand, der 
das Entstehungsstadium bereits überschritten hätte, 
mit Pulverlöschern schwer zu beherrschen wäre. Aus 
diesem Grunde wurde der Großversuch nur mit Lösch­
wasser durchgeführt. Die Räume des Betriebes, in 
denen die Schäumanlage aufgestellt und das Zwi­
schenlager errichtet werden sollte, besitzen eine 
Grundfläche von 3500 qm bei einer Raumhöhe von 
3,45 m. Dort ist eine Sprinkleranlage eingerichtet mit 
einer Wasserleistung nach »Brandgefahr III«, das ent­
spricht einer »Wasserrate« von 7,8 mm/min. Bei Sprink­
leranlagen wird die sogenannte Wasserrate gemes­
sen wie sonst die Regenhöhe, bezogen auf die Zeit­
einheit in Minuten.

Bild 7
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Bild 9 2 M inuten nach de r Zündung Bild 10 2 M inuten nach de r Zündung: Löschbeginn

Eine Wasserrate von 7,8 mm/min entspricht etwa 
63 Liter Wasser/min und je Sprinklerdüse. Die Sprink­
ler sind dabei unter der Decke in einem Längsabstand 
von 3,5 m, einem Querabstand von 2,3 m angeordnet. 
Damit kommt auf je 8 qm Bodenfläche eine Sprinkler­
düse. Um bei unseren Löschversuchen nun die Sprink­
leranlage zu simulieren, wurde von einem Tanklösch­
fahrzeug aus über einen Feuerwehr-C-Schlauch das 
Sprühmundstück so eingestellt und mit dem Durch­
flußmesser so kontrolliert, daß ca. 100 Liter Wasser je 
Minute versprüht wurden.

Bild 7 zeigt nun den Versuchsaufbau mit den Schaum­
stoffstapeln und dem Tanklöschfahrzeug.

Erster Löschversuch an Polyurethanschaum ohne

flammhemmende Komponente. Ein aus Schaumstoff­
abschnitten gepreßter und verschnürter Ballen von ca. 
1 cbm Größe, sowie dazu aufgehäufte lose Abschnitte 
von ca. 1 cbm Menge wurden entzündet. Die sehr 
schnelle Brandausdehnung zeigt Bild 8, etwa 1 Mi­
nute nach der Entzündung.

In der 2. Minute platzte der verschnürte Ballen aus­
einander, das Feuer loderte hoch auf und entwickelte 
sich schnell in die Breite (Bild 9).

Es erfolgte der Löscheinsatz (Bild 10).

Bild 11 zeigt den Brand 2 Minuten nach Löschbeginn. 
Infolge der starken Hitze mußte der Feuerwehrmann 
zurückweichen.

Bild 11
2 M inuten nach Löschbeginn 
(in fo lge  der Hitze mußte der Feuer­
wehrm ann so w e it weg)
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Bild 12
6 M inuten nach Löschbeginn 
(nach 6,5 M inuten w ar der Brand 
gelöscht)

Zustand nach 6 Minuten Löschzeit (Bild 12). Nach 6,5 
Minuten war der Brand gelöscht. Der Wasserverbrauch 
wurde gemessen zu 700 Liter.

Löschversuch an PUR-Schaumformkissen

In einem Stapel Kissen mit schwer entflammbarer Aus­
rüstung von ca. 3 cbm Größe wurde zur Entzündung 
eine brennende Wachsfackel eingelegt (Bild 13).

Die Entzündung ging sehr langsam vor sich (Bild 14). 
Zustand 2 Minuten nach der Zündung.

10 Minuten nach der Zündung (Bild 15).

Nach einer Brenndauer von ca. 10 Minuten erfolgte 
der erste Löscheinsatz, zu erkennen an dem weißen 
Dampf, der aufsteigt (Bild 16).

Nach einer Löschdauer von ca. 90 Sekunden war der 
Brand gelöscht. Der Wasserverbrauch wurde gemes­
sen mit 100 Liter (Bild 17).

Beurteilung:

Aus diesen Ergebnissen konnte man schließen, daß 
die Löschleistung der installierten Sprinkleranlage 
ausreichen würde für die Räume mit der geplanten 
PUR-Schäumanlage sowie dem PUR-Zwischenlager, 
um einen Brand zu beherrschen.

Bild 13 Entzündung durch Wachsfackel Bild 14 2 M inuten nach der Zündung
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Bild 15 10 M inuten nach der Zündung

Bild  16
10 M inuten nach der Zündung: 
Löschbeginn

B ild  17
90 Sekunden nach Löschbeginn: 
Brand gelöscht
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Man ging jetzt von der Tatsache aus, daß in diesen 
Räumen ausschließlich PUR-Schaum mit flammhem­
menden Komponenten erzeugt bzw. verarbeitet und 
zwischengelagert wird und stimmte auf die vorhan­
dene Wasserleistung der Sprinkleranlage die Lager­
menge bzw. Höhe der Schaumstoffstapel ab.
So sollten Stapelhöhen von 1-1,5 m Höhe nicht über­
schritten werden.

Die Steigerung der Produktion und die Modellvielfalt 
führte jedoch im Laufe der Zeit zu immer größeren 
Stapelhöhen, die zum Schluß bis 3 m erreichten, also 
fast die Sprinklerdüsen berührten (Bilder 18 +  19). Jetzt 
kamen Bedenken auf, ob die vorhandene Löschanlage 
im Ernstfall auch noch ausreichen würde. Diese Frage 
mußte dringend geklärt werden und darüber wird Ih­
nen mein Kollege Brose weiter berichten.

Bild 18

Bild  19
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Untersuchung 
über das Löschen 
von Schaumstoffbränden
Dipl.-Ing. Günter Brose

Mein Kollege, Herr Schmid, hat Ihnen über die Unfall­
gefahren sowie über die chemischen und physikali­
schen Eigenschaften des PU berichtet. Gestatten Sie 
mir nun, daß ich Ihnen jetzt einen Versuch zeige, der 
in einem Brandversuchshaus durchgeführt wurde und 
von dem eine Bild- und Filmdokumentation besteht.

Der Versuch war notwendig, um die Frage beantwor­
ten zu können, ob die in einer Polstermöbelfabrik 
vorhandene Wasserkapazität für die Sprinkleranlage 
im Polstermateriallager, in dem schwer entflammbare

Bild 2 Ansicht des Regals im Versuchsraum

PU-Polsterkissen lagern, ausreicht oder ob die Was­
serkapazität erhöht werden muß.

Bevor w ir den Film vorführen, möchte ich Ihnen den 
Versuchsaufbau erklären.

Das Brandversuchshaus hat eine Grundfläche von 
80 m2. Die bewegliche Stahldecke kann in verschie­
denen Höhen eingestellt werden. Sie wurde auf eine 
Raumhöhe von 3,45 m eingestellt, das ist die Raum­
höhe in der Polstermöbelfabrik. An der Decke befin­
den sich 9 Sprinkler, Typ G 68° C, d. h. sie lösen bei 
68° C aus. Der Abstand der Sprinkler in der Länge 
3,50 m, in der Breite 2,30 m; über dem Versuchsobjekt 
sind 3 Meßsonden angebracht. Hiermit wird die Tem­
peratur der Rauchgase und die Temperatur der Stahl­
decke gemessen.

Die Rauchgase werden über Dach mit einer Absau­
gung (20000 m3/h) abgesaugt, denn sonst könnte man 
nicht filmen und fotografieren.

Auf einem Rohrgestell mit Spanplattenböden wurden
23 m3 schwer entflammbare Polsterkissen aus PU- 
Schaum gelagert. Das Regal hat folgende Abmessun­
gen : Länge 4,80 m, Breite 1,85 m, Höhe 3,0 m.
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Bild 3 Meß- und Regelstand

Anordnung des Regals, Raumhöhe und Sprinklerver­
teilung entsprechen damit den Verhältnissen in der 
Polstermöbelfabrik.

In einem Beobachtungsraum befindet sich ein Meß- 
und Regelstand.

Folgende Meßwerte werden erfaßt: die Zeit mit einer 
Digitaluhr, der Wasserdurchsatz in l/min, die Tem­
peratur der Rauchgase in °C. Ein Schreibgerät zeich­
net die Temperatur über die Zeitachse auf.

Der Versuch wurde in der ersten Phase mit dem Was­
serdurchsatz gefahren, der der Sprinkleranlage in der 
Polstermöbelfabrik entspricht, d .h. Brandgefahr III, 
mit einer »Wasserrate« von 7,8 mm/min oder 63 l/min 
und Sprinkler, also insgesamt 567 l/min.

Nach 140 sec =  2,3’ öffnet der 1. Sprinkler,

nach 170 sec =  2,8’ sind alle 9 Sprinkler geöffnet.

Die Rauchgastemperatur beträgt jetzt über 900° C, die 
Deckentemperatur 200° C.

Es zeigte sich, daß die Wassermenge nach Brandge­
fahr III nicht ausreicht. Daher wird in der 2. Phase

Bild  4 Ansicht des Regals aus der Sicht durch das 
Beobachtungsfenster. (Meßsonde und S prinkler)

nach 300 sec =  4,6’ die Wassermenge entsprechend 
Brandgefahr IV erhöht, d.h. 17,5 mm/min oder 141 I/ 
min und Sprinkler, insgesamt 1269 l/min, also fast das 
21/2fache der vorherigen Wassermenge. Erst jetzt be­
gannen die Temperaturen vom Rauchgas und der 
Stahldecke zu sinken.

Zwischen Versuchsraum und Beobachtungsraum ist 
ein großes Fenster, das während des Versuches mit 
Wasser gekühlt wird.

Der Brand- und Löschversuch erstreckte sich auf 700 
sec oder 11 min und 40 sec. (Über diese 11 Minuten 
wurde ein Film gedreht.)

Folgerungen aus dem Versuch

Der Versuch hatte klar gezeigt, daß -  obwohl der 
PUR-Schaumstoff mit schwer entflammbaren Kompo­
nenten ausgerüstet war -  nach anfänglicher langsamer 
Brandentwicklung bis etwa 280 sec ein Stadium er­
reicht wurde, bei dem die vorhandene Sprinkleranlage 
nicht mehr ausreichte.

Erst als die Wassermenge mehr als verdoppelt wurde, 
von 500 l/min auf 1200 l/min, konnte der Brand unter 
Kontrolle gebracht werden.

Um ein Brandverhütungsrezept in allen Einzelheiten 
zu entwickeln, müßte dieser Versuch unter Variierung 
der verschiedenen Einflußgrößen mehrmals durchge­
führt werden. Dies scheitert aber an den Kosten.

Als Ergebnis dieses Versuches werden verschiedene 
Möglichkeiten aufgezeigt, die Brandverhütung und 
Brandbekämpfung bei der Lagerung von Schaumstof­
fen zu verbessern.

1. Überprüfung der spezifischen Wasserleistung der 
bestehenden Sprinkleranlagen.

2. Aufteilung des Lagers in zwei Ebenen. Zwischen 
beiden Ebenen Einbau einer weiteren Sprinklerebene.

3. Errichtung einer zusätzlichen Löscheinrichtung zur 
vorhandenen Sprinkleranlage, z. B. einer Kohlensäure- 
Tiefkaltanlage (KOTIKA).

Bild 5 Der Stapel w urde m it H o lzw olle  und S tre ichholz 
gezündet
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4. Verbesserung der Frühwarnung.

5. Die schnelle Brandausdehnung zwingt dazu, in La­
gerräumen die Verkehrswege, die auch als Flucht­
wege für die Beschäftigten und als Angriffswege für 
die Feuerwehr anzusehen sind, ausreichend zu pla­
nen und stets freizuhalten.

6. Bei der Lagerung großer Schaumstoffblöcke ist zu 
berücksichtigen, daß die Löschwirkung von Wasser

durch die kompakte Masse großer Schaumstoffblöcke 
erschwert wird. Hier muß durch Sprühflut und Kohlen­
säure-Tiefkaltanlagen sowie durch bauliche Maßnah­
men erreicht werden, den möglichen Brand in der An­
fangsphase bis zum Eintreffen der Feuerwehr unter 
Kontrolle zu halten.

Ein mögliches Abbrennenlassen von leichtgebauten 
Hallen sollte aus Gründen der Belastung der Umwelt 
vermieden werden.

Diskussion

Bätzler

Ich kann nicht verstehen, warum die Sprinkler nicht 
schon früher ausgelöst haben.

Brose

Diese Frage haben w ir uns auch alle gestellt. Wir wa­
ren erstaunt, wie lange es gedauert hat und daß sie 
erst ansprachen, als schon fast der ganze Stapel in 
Brand war. Das Auslösen ist eine Funktion von Wärme 
und Zeit. Der Glassprinkler braucht eine gewisse Zeit, 
bis er aufgeheizt ist. Er benötigt eine Temperatur von 
68° C bis er platzt und damit auslöst. Obwohl die 
Temperatur 1200° C unter der Decke betragen hat, 
hat es solange gedauert, bis die Wärme das ganze 
mit Flüssigkeit gefüllte Glasgefäß durchdrungen hat, 
um es zum Platzen zu bringen. Es gibt keine Sprink­
ler, die schneller ansprechen. Wir haben das Problem 
mit Sprinklerherstellern besprochen. Sprinkler, die 
schneller auslösen, haben wieder andere Haken.

Beitrag

Selbstverständlich kann man Sprinkler herstellen, die 
schneller auslösen. Weil aber unter Umständen ein 
Wasserschaden höher ist als der eigentliche Brand­
schaden, vermeidet man das. Vielleicht wäre es wich­
tig, daß z.B. für Anlagen über Schaumstofflagerung 
usw. Sprinkler entwickelt werden, die schneller aus­
lösen. Die Firmen bauen Sprinkler, die für alle mög­
lichen Stoffe eingesetzt werden können; vielleicht ist 
darin das Problem zu sehen.

Schaaf

Ich habe gehört, daß vorgeschlagen worden ist, eine 
Kombination von Sprinkleranlagen und C02-Anlagen 
einzusetzen. Das leuchtet mir von der Sache her nicht 
ein. Es wird nicht nur gelagert, es wird auch produ­
ziert. Ich bitte zu beachten, daß Menschen im Betrieb 
arbeiten. Zum anderen ist das ja auch ein Kosten­
faktor.

Hohaus

Ich frage mich, ob man nicht bei einem und demsel­
ben Sprinkler eine schnellere Auslösung allein da­
durch herbeiführen kann, daß man den Sprinkler nä­
her zur Decke bringt. Der Wärmestau geht von oben 
nach unten und durch eigene Primitivversuche weiß 
ich, daß man die Zeit sehr stark allein dadurch variie­
ren kann, daß man den Sprinkler in eine Zone bringt, 
wo aufgrund der konstruktiven Einrichtung der Decke 
der Wärmestau am frühesten eintritt.

Brose

Zu der ersten Frage: Daß eine Kombination von Koh­
lensäure-Löschanlagen und Wassersprinkleranlagen 
verwendet wird, hängt damit zusammen, daß u. U. 
große Massen in Brand geraten können. Diese Mas­
sen kann man im Brandfall nicht mehr mit Wasser 
alleine unter Kontrolle bringen. Kohlensäure-Lösch­
anlagen haben den Nachteil, daß sie eine Gefahr für 
die Beschäftigten bedeuten. Notwendig ist daher ein 
erheblicher finanzieller Aufwand für Frühwarnsyste­
me, damit die Leute den Raum verlassen können. 
Deswegen versucht man zunächst, das Feuer durch 
Sprinkler oder Sprühflutanlagen unter Kontrolle zu 
bringen. Es wäre zweckmäßig -  was ich noch nicht 
erwähnt habe - ,  daß man in den einzelnen Lager­
stätten oder Fabrikationsräumen regelrechte Brand­
abschnitte sehr kleiner Dimensionen einrichtet, unab­
hängig von den geforderten Brandabschnitten, die 
den Brand solange beschränken, bis die Feuerwehr 
da ist. Das Frühwarnsystem hat sich mehr darauf be­
zogen, daß die Feuerwehr so schnell es überhaupt 
nur geht, zum Brandort kommen kann.

Zur weiteren Frage, der Höhe des Sprinklers. Man 
könnte verschiedene Lagerebenen mit Sprinklern aus­
rüsten. Natürlich ist das alles eine Kostenfrage, und 
zwar eine erhebliche. Zur Zeit steht uns aber tech­
nisch nichts Besseres zur Verfügung.

Körper (Firma Baiersdorf)

Sind in der Zwischenzeit Versuche gemacht worden 
bezüglich der C02-Löscheinrichtungen? Ich könnte 
mir gut vorstellen, wenn ich ein Lager habe oder ei­
nen Fabrikationsraum und bringe diesen Raum unter 
CO2, dann ist der Sauerstoff bald zu Ende. Innerhalb 
des Schaumstoffes wird aber noch soviel Sauerstoff
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enthalten sein, daß, wenn anschließend die Tür auf­
gemacht wird, die Kohlensäure entweicht und sofort 
eine Rückzündung erfolgen kann.

Strack

Ich persönlich würde auch sagen, daß von einer Koh­
lensäurelöschung kein großer Effekt zu erwarten ist, 
weil sehr viel Sauerstoff in den Massen vorhanden 
ist, der mit der Kohlensäure nicht verdrängt wird. 
Hinzu kommen die üblichen Schwierigkeiten, die mit 
der Kohlensäurelöschung verbunden sind. Vielleicht 
sollte ich noch eines erwähnen: Die Herren, die hier 
den Versuch durchführten, sind keine Feuerschutz­
fachleute. Sie haben die Sache nur aus der Sicht be­
leuchtet, wie man den Betrieb, den Menschen und 
auch die Sachwerte noch retten kann. Auch die Fragen 
der Temperaturauslösung der Sprinkler, in Abhängig­
keit von der Anbringung in Deckennähe oder der Tem­
peraturverlauf im Raum werden hier sicherlich nicht 
ausdiskutiert werden können. Wir können hier sicher­
lich nur feststellen, daß w ir ein überraschendes Phä­
nomen beobachtet haben, als w ir feststellten, wie 
lange es dauert, bis die handelsüblichen Sprinkler 
ausgelöst haben und welche Effekte beim Entstehen 
des Brandes vorhanden sind.

Schmid

Alle drei Gesichtspunkte waren von den Experten da­
mals berücksichtigt worden und es war letzten Endes 
eine Wirtschaftlichkeitsfrage. Die Installation einer 
CC>2-Anlage für derartig große Räume mit 3500 m2 
Fläche und 3 m Höhe -  also 10500 m3 Rauminhalt -

erfordern so große Kohlensäuretanks, daß das Pro­
jekt an die wirtschaftliche Grenze geht. Ein weiterer 
Gesichtspunkt war, daß der Raum unter Flur lag. 
Wenn Feuer ausbricht und die Kohlensäure einströmt, 
hat man erhebliche Schwierigkeiten, den Raum wieder 
kohlensäurefrei zu bekommen, damit die Feuerwehr 
arbeiten kann. Das hat dazu geführt, daß man das 
Lager in zwei Ebenen unterteilt und in die Zwischen­
ebene Sprinkler einbaute. Das hat dann aber Schwie­
rigkeiten bei der Organisation der Lagerbewegung 
gebracht. Dieses Lager, das Sie auf dem Bild in einem 
Teilausschnitt gesehen haben, wird täglich umgesetzt. 
Beim täglichen Umsatz sind aber erhebliche Lager­
bewegungen notwendig, bei denen eine zweite Ebene 
außerordentlich hinderlich ist.

Genauso war die Frage der kleinen Brandabschnitte 
mit Zwischenmauern und die der automatischen Tü­
ren. Auch das hätte das Lagern außerordentlich be­
hindert, so daß man sich zuletzt dazu entschied, die 
Wasserkapazität auf die doppelte Menge zu erhöhen. 
Damit hofft man einen Brand im Ernstfall zu beherr­
schen. Ein Frühmeldesystem ist inzwischen auch ein­
gehend besprochen, aber das Frühmeldesystem kann 
ich nicht bei einem Sprinkler anwenden, denn der 
Vorteil des Sprinklers ist ja der, daß er einen ört­
lichen Brand mit wenig Wasser löscht. Eine allge­
meine Auslösung müßte die gesamte Sprinkleranlage 
zum Einsatz bringen.

Ich möchte noch erwähnen, daß w ir die Sprinkler­
firma gebeten hatten, einen Experten nach hier kom­
men zu lassen, um spezielle Fragen über Sprinkler 
zu beantworten. Leider war es ihm nicht möglich, zu 
kommen.
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Auswirkungen 
derVDE 0113/12.73 
(DIN 57113) ' * * *

auf die Sicherheit 
von Arbeitsmaschinen
Dipl.-Ing. Matthias Koenigs

Vorbemerkungen

Da die vorhergehende Fassung, VDE 0113/1.64, nicht 
mehr dem Fortschritt der Technik gerecht werden und 
ihre Anwendung nicht mehr mit den gestiegenen Si­
cherheitserfordernissen in Übereinstimmung gebracht 
werden konnte, war es notwendig, diese Bestimmung 
zu überarbeiten.

Hinter der erforderlichen Neufassung stand auch der 
Zwang zur Harmonisierung, d. h. eine Angleichung an 
die JEC-Publikationen 204-1/-2 »El. Ausrüstung von 
Werkzeugmaschinen« herbeizuführen. Wegen gleich­
artiger Sicherheitsinteressen lag es nahe, die Bestim­
mungen nicht allein auf Werkzeugmaschinen zu be­
schränken.

Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der neuen Fassung VDE 0113/ 
12.73 erstreckt sich auf fast alle Maschinen und deren 
Hilfseinrichtungen, mit deren Hilfe Stoffe be- oder 
verarbeitet, geformt, getrocknet und geprüft werden. 
Traditionell gehören hierzu Werkzeugmaschinen, 
Holzbearbeitungsmaschinen; erfaßt werden weiterhin 
Gießereimaschinen, Maschinen für die Verarbeitung 
von Gummi, Textilmaschinen, Kunststoffmaschinen, 
Maschinen für die Bauindustrie, Maschinen für die 
Nahrungsmittelindustrie, Verpackungsmaschinen, Ma­
schinen und Einrichtungen für die Oberflächenbe­
handlung und Trocknungsprozesse sowie Prüfmaschi­
nen.

Grundsätzliche Anforderungen

In globaler Betrachtung des Inhaltes ist festzustellen, 
daß die Bestimmungen weitreichende sicherheitstech­
nische Anforderungen stellen, um die unmittelbare 
Gefährdung für Bedienungs-, Einrichtungs- und War­
tungspersonal auszuschließen. Es wurde darüberhin- 
aus auch an die m ittelbare Personengefährdung ge­
dacht, die durch Störungen, Fehler an der Maschine, 
am Werkzeug oder am Werkstück hervorgerufen wer­
den kann.

Weiten Raum nehmen in den einzelnen Bestimmun­
gen die Funktions- und Betriebssicherheit ein, die in­
direkten Einfluß auf die Personensicherheit haben.
Bei der Vielfalt der Maschinenarten, die durch den 
Geltungsbereich erfaßt werden, konnten nur die grund­
sätzlichen Anforderungen genannt werden. Auf kon­
krete Angaben, die für jede Maschinenart zutreffen, 
wurde dabei nicht verzichtet.

Bereits in der Konzeptionsphase, mehr noch im Ent­
wurfsstadium und im Modellstadium für die Auslegung 
der elektr. Ausrüstung sind die Anforderungen an die 
Personensicherheit und die Betriebssicherheit vo ll­
ständig, nicht teilweise, zu berücksichtigen. Ein hohes 
Maß an Betriebssicherheit bedeutet weniger Störun­
gen, Ausfälle und macht weniger Eingriffe zur Beseiti­
gung der Fehlerquellen, der Durchführung von Ände­
rungen usw. -  möglicherweise unter Mißachtung von 
Unfallverhütungsmaßnahmen -  notwendig.

Es wäre völlig falsch, die elektr. Ausrüstung von Ar­
beitsmaschinen nur unter dem Aspekt »Elektrik« iso­
liert zu beurteilen oder gar losgelöst von anderen Be­
dingungen zu prüfen. Entscheidende Aufgabe bei der 
Ausführung der elektr. Ausrüstung -  vornehmlich der 
Hilfsstromkreise -  muß die Erfüllung der sicherheits­
technischen Anforderungen sein, die sich aus den Ge­
fahren mechanischer und ähnlicher Art, aus dem Ar­
beitsablauf ergeben und für jede Maschinenart un­
terschiedlich gelagert sind. Wenn elektr. Einrichtungen 
zu betrachten sind und von VDE-Bestimmungen die 
Rede ist, wird an die elektr. Sicherheitsmaßnahmen 
gedacht. Nicht anders verhält es sich bei dem hier be­
handelten Themenkreis. Bei Auslegung der Ausfüh­
rung der elektr. Ausrüstung stehen der Schutz gegen 
direktes Berühren und der Schutz gegen indirektes 
Berühren im Vordergrund.

Einbauraum

Aus Gründen der Rationalisierung, zur leichteren War­
tung, Überprüfung und Vornahme von Änderungen ist 
anzustreben, die elektr. Ausrüstung vorzugsweise an 
einer Stelle zusammenzufassen. Das läßt sich minde­
stens für zusammengehörende Teile oder Gruppen 
fast immer erreichen. Nur aus der Funktion sich er-
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Bild 1 E inbauraum : Vorgeschriebene Maße; m it Rücksicht 
auf d ie fre ie Durchgangsbreite vor dem Schaltschrank nach 
VDE 0100/5.73 darf die Türbre ite  90 cm nicht überschreiten.

gebenden Notwendigkeiten sollten elektr. Betriebs­
mittel an verschiedenen Stellen installiert werden.

Der zur Aufnahme elektr. Betriebsmittel dienende Ein­
bauraum kann im Maschinenkörper untergebracht wer­
den. Häufig wird bei umfangreicher elektr. Ausrüstung, 
wie auch aus Gründen der leichteren Zugänglichkeit 
ein besonderer Schaltschrank gewählt. Unter diesen

Bild 2 E inbauraum  (Schaltschrank) nur m it besonderem  
W erkzeug öffenbar.
Unten links: Netzanschlußklemmen und Klemmen des 
Hauptschalters gegen Berühren geschützt.
Oben rechts: Sicherungen betriebsm äßig bed ient; Um­
gebung gegen Berühren geschützt, wenn auch nicht aus­
reichend.
Oben links: Bei Sicherungen feh lender Berührungsschutz.

Begriff fallen auch Klemmenkästen und Gehäuse für 
einzelne Betriebsmittel. Zur Ausschließung von Fehlern, 
die durch Erschütterungen, Vibrationen und andere 
mechanische Beanspruchungen hervorgerufen werden 
können, ist für zweckgerechte Aufstellung und Unter­
bringung zu sorgen. Der Schutz gegen direktes Be­
rühren ist dadurch zu gewährleisten, daß die Abdek- 
kungen der Einbauräume nur mit besonderem Werk­
zeug öffenbar gestaltet sein dürfen. Damit schädliche 
Umwelteinflüsse (Staub, Öl, Späne, Feuchtigkeit, 
Dämpfe) die Sicherheit nicht beeinträchtigen, ist für 
die übliche Unterbringung des Einbauraumes im Ma­
schinenkörper oder am Arbeitsort (Schaltschrank) we­
nigstens die Schutzart JP5.4. erforderlich. Daß inner­
halb des Einbauraumes nur elektr. Betriebsmittel un­
tergebracht werden dürfen jedoch keine Kühlm ittellei­
tungen, Hydraulikleitungen, Wasserleitungen, ist fast 
selbstverständlich geworden. Weniger selbstverständ­
lich ist nach einschlägigen Beobachtungen, daß in den 
elektr. Einbauräumen auch keine elektr. betätigten Hy­
draulik- oder Pneumatik-Ventile installiert werden dür­
fen.

Um leichte Zugänglichkeit und gefahrlose Überprü­
fung möglich zu machen, sind bestimmte Maße einzu­
halten: Geräte mit ihren Anschlüssen dürfen nicht hö­
her als 200 cm und nicht tiefer als 40 cm über der Zu­
gangsebene befestigt sein; Klemmenleisten müssen 
an der Eingangsseite mindestens 20 cm über der Zu­
gangsebene liegen (Bild 1).

Müssen elektr. Betriebsmittel betriebsmäßig bedient 
werden, z. B. Rückstellen von Auslösern, Einstellen 
von Steuergliedern, Betätigen und Auswechseln von 
Sicherungen, ist Betätigen von außen anzustreben. 
Sind solche Betriebsmittel erst nach Öffnung der Ab­
deckung des Einbauraumes zu betätigen, sind zur 
Ausschaltung von Berührungsgefahren die unterSpan- 
nung stehenden Teile im Umkreis von 20 cm abzudek- 
ken (vergl. Bild 2).

Netzanschluß:

Die vom Speisepunkt herangeführte Leitung sollte 
zweckmäßig über Anschlußklemmen an der Einspeise­
stelle geführt werden. Es ist auch möglich, den An­
schluß dieser Leitung an die Eingangsklemmen des 
Hauptschalters zu führen. Da auch bei abgeschaltetem 
Hauptschalter sowohl die Klemmen an der Einspei­
sungsstelle wie auch die Eingangsklemmen des Haupt­
schalters noch unter Spannung stehen, sind diese 
durch Abdeckung gegen Berühren zu schützen und 
zusätzlich zu kennzeichnen, z. B. durch Blitzpfeil mit 
oder ohne Aufschrift (vergl. Beschreibung zu Bild 2).

Hauptschalter:

Jeder Maschine ist ein Hauptschalter zuzuordnen. Ihm 
fällt die Aufgabe zu, die gesamte elektr. Ausrüstung 
spannungsfrei zu schalten und die Energiezufuhr zu 
unterbrechen. Im abgeschalteten Zustand können Ar­
beiten elektrischer und mechanischer Art gefahrlos 
ausgeführt werden. Zur Ausschließung unbeabsichtig­
ter Betätigung während der Durchführung von Arbei­
ten muß der Hauptschalter in der Ausschaltstellung 
abschließbar eingerichtet werden. Es können Ausfüh­
rungen als Schlüsselschalter oder Einrichtungen zum
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Bild 3 Hauptscha lter m it m ehrfacher Verschließbarkeit 
durch Vorhängeschlösser fü r Einbau.

Einhängen von Vorhangschlössern verwendet werden. 
Bei größeren Maschinen und maschinellen Anlagen ist 
der Mehrfachverschließbarkeit mit Vorhangschlössern 
den Vorzug zu geben (Bild 3). Der Hauptschalter muß 
handbetätigt sein und darf nur eine eindeutige, ge­
kennzeichnete Schaltstellung für AUS-Stellung und 
EIN-Stellung besitzen. Wenn in besonderen Fällen, 
z. B. bei Produktionsstraßen, Hauptschalter mit Fern­
betätigung eingesetzt werden, muß bei diesen Schalt­
geräten eine Handbetätigung möglich sein, die im 
Einbauzustand dieses Gerätes auch außerhalb des 
Einbauraumes zu betätigen ist.

Not-Aus-Einrichtung:

Die Not-Aus-Einrichtung hat die Funktion als Gefah­
renschalter zu erfüllen und bei Betätigung die entste­
hende oder entstandene Gefährdung von Menschen 
durch Maschinen, Werkstücke, Werkzeuge und Hilfs­
einrichtungen zu beseitigen bzw. einzugrenzen. Aus 
dieser Zweckbestimmung ergeben sich eine Reihe von 
Anforderungen: Bei Betätigung der Not-Aus-Einrich- 
tung dürfen keine Maschinenfunktionen außer W ir­
kung gesetzt werden, durch deren Abschaltung ein 
gefährlicher Zustand hervorgerufen werden könnte, 
z. B. Spanneinrichtung für Werkstücke. Eine Not- 
Aus-Einrichtung ist für jeden Bedienungsplatz und Ar­
beitsplatz erforderlich und muß auch im Gefahrenfalle 
leicht und gefahrlos erreichbar sein. Die letzte Forde­
rung bedingt, daß für bestimmte Maschinen mittelbare 
Betätigung durch Reißleinen, Trittleisten etc. notwen­
dig werden kann, z. B. bei Maschinenstraßen, Draht­
ziehmaschinen (Bild 4).

Sind einzelne Betätigungselemente ausreichend, ist 
die Notschalteinrichtung als Pilzdrucktaste auszufüh­
ren. Rote Pilzdrucktasten dürfen nur für Notschalt­
zwecke verwendet werden, zur starken Hervorhebung 
ist diese mit gelbem Farbring zu unterlegen (Bild 5).

Um sofortige Wiedereinschaltung der elektr. Ausrü­
stung nach Betätigung der Not-Aus-Einrichtung zu ver-

Bild 5 Standplatz des Bedienungsm annes kann sich links 
oder rechts befinden; Notschalter (P ilzdrucktaste) und Be­
feh lsgeräte  von beiden Stellen aus le icht und gefahrlos 
erreichbar.

B ild  4 M itte lbare  Betätigung der Notauseinrichtung durch 
Anstoßbügel an Drahtziehm aschine; auf besondere A rbe its ­
bedingungen d ieser M aschinenart abgestim m t.
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Bild 6 S icherung bei Spannungsausfall 
Für Maschinen m it E infachantrieb und Einfachsteuerung 
kann diese Forderung e rfü llt werden, wenn W alzenschalter 
oder M otorschutzschalter m it F reiauslösung ausgestattet 
sind und vor den Eingangsklemm en eine U nterspannungs­
auslösung vorgesehen ist (U < ) , die zw ischen 2 Phasen­
le itern angeschlossen w ird.

hindern, ist eine Verriegelung vorzusehen. Bei nur ei­
nem Pilzdrucktaster oder mehreren, in Sichtweite ange­
bracht, genügt die mechanische Verrastung. Bei aus­
einanderliegenden Befehlsstellen ist Schlüsselbetäti­
gung oder Schaltungsverriegelung wie bei mittelbarer 
Betätigung ausgeführt wesentlich sicherer.
Unmittelbar im Hauptstromkreis wirkende Not-Aus- 
Vorrichtungen müssen Leistungsschaltvermögen be­
sitzen und nach dem Kurzschlußstrom des größten 
Verbrauchers der elektr. Ausrüstung (fest gebremster 
Motor) bemessen sein. Bei geringerem Schaltvermö­
gen besteht die Gefahr, daß die Notabschaltung durch 
Verschweißen von Kontakten oder durch Isolations­
überbrückung nicht erreicht wird.
In einigen Fällen kann es notwendig werden, mit der 
Betätigung der Notschalteinrichtung Bewegungen ein­
zuleiten, z. B. Rücklauf um einen bestimmten Winkel­
weg oder Abheben von Walzen bei Maschinen mit ge­
genläufigen Walzen, damit Verletzte schnell geborgen 
werden können.
An dieser Stelle soll darauf hingewiesen werden, daß 
die Notschalteinrichtung nicht als normaler Maschi- 
nen-Stop (AUS) benutzt werden darf. Hierfür ist ein 
eigenes Befehlsgerät als korrespondierendes Schalt­
element zu »EIN« vorzusehen.

Wiederanlaufsperre:

Fällt die Spannung aus, z. B. bei Netzausfall, darf die 
Maschine nach Rückkehr der Spannung ohne Befehls­
gabe nicht selbsttätig anlaufen, soweit hierdurch Ge­
fahren entstehen. Bei Schützensteuerung mit Tastern 
als Befehlsgeber ist Wiederanlaufschutz durch Ent- 
regen der Schütze stets gegeben. Es ist jedoch darauf 
zu achten, daß im Steuerstromkreis kein Dauerkon­
taktgeber vorhanden ist. Diese neue Sicherheitsbe­
dingung g ilt auch für Einfachantriebe. Sind die Betä­
tigungsschalter mit Freiauslösung ausgestattet, kann 
die Forderung durch Verwendung von Unterspan­
nungslösern erfü llt werden (Bild 6).

Hilfsstromkreise:

Unter Hilfsstromkreise werden Steuerstromkreise, 
Meldestromkreise, Meß- und Prüfstromkreise verstan­
den. Diese Stromkreise sind nach Möglichkeit unter­
einander zu trennen, um Rückwirkungen auf andere 
Stromkreise weitgehend auszuschließen.

Die Speisung der Hilfsstromkreise kann aus dem 
Hauptstromkreis erfolgen, wenn nicht mehr als 5 Be­
tätigungsspulen (Schützspulen, Spulen von pneuma­
tischen oder hydraulischen Ventilen) im Steuerstrom­
kreis liegen und die Anschlüsse zwischen einem Pha­
senleiter und dem Mp-Leiter liegen. Erfolgt die Spei­
sung über Steuertrafo, darf die Sekundärspannung 
220 V nicht übersteigen. Der Primäranschluß erfolgt 
zwischen 2 Phasenleitern (Bild 7).

Die Ausführung von Steuertrafos muß VDE 0550/Teil 3 
(Sicherheitstrafos) entsprechen.

Die Frage, ob die Sekundärseite von Steuertrafos ge­
erdet werden muß oder nicht, ergibt sich aus der For­
derung grundsätzlicher Art: Erdschlüsse dürfen die 
Sicherheit nicht beeinträchtigen. Die sich ergebenden 
Möglichkeiten für verschiedene Betriebsarten mit häu­
fig beobachteten Fehlermöglichkeiten, sind aus B ild 8 
und zugehöriger Beschreibung zu entnehmen.

Bild 7
Ausführung norm aler S teuerstrom kre ise m it S teuertra fo ; 
besondere Klemme unten fü r den geerdeten und ungeerde­
ten Betrieb des H ilfsstrom kre ises; N otschalttaste allen 
anderen Scha ltg liedern vorgeordnet.
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Da in vielen Steuerungen heute in vermehrtem Um­
fange elektronische Bauglieder oder Baugruppen ein­
gesetzt werden, ergibt sich die sekundärseitige Er­
dung von selbst. Um die Möglichkeit für geerdeten 
oder ungeerdeten Betrieb zu haben -  je nach den 
Netzverhältnissen beim Betreiber -  ist eine lösbare 
Klemmverbindung vorzusehen, die beide Betriebsar­
ten gestattet.

Steuergeräte:

Hierzu zählen Betriebsmittel, die bestimmte Maschi­
nenfunktionen und Arbeitsabläufe selbsttätig und ohne 
Eingriff von Personen einleiten. Als Hauptvertreter 
sind Grenztaster zu nennen, neben den elektr. betätig­
ten hydraulische und pneumatische Bauelemente. Der 
Einbau sollte in der Weise erfolgen, daß äußere Ein­
flüsse die Sicherheit nicht beeinträchtigen können, 
z. B. durch zweckmäßige Anordnung, Wahl des Ein­
bauortes und Anwendung von Abdeckungen.

Sicherheitsgrenztaster, d. h. solche, die Funktionen 
übernehmen, die der Personensicherheit unmittelbar 
dienen, müssen zuverlässig öffnen. Diese Bedingung 
muß auch dann eingehalten werden, wenn eine 
Schaltfeder bricht, z. B. durch feste Verbindung zwi­
schen Betätigungsstößel und Schaltelement. Kann die 
sichere Wirkung durch die Bauart nicht erreicht wer­
den, ist eine auf die Funktion abgestimmte Schaltungs­
auslegung zu wählen. Die BetätigungselementederSi- 
cherheitsgrenztaster sind gegen unbeabsichtigte Be­
tätigung zu sichern, z. B. durch Überdeckung (Bild 9).

Grenztaster sollen nur mit 2 Schaltgliedern -  1 Wechs­
ler, oder einem Schließer und einem Öffner -  ausge­
stattet sein. Zur Kontaktvervielfachung werden zweck­
mäßig Hilfsschütze im Steuerstromkreis verwendet, da 
sie ein höheres Maß an Sicherheit gewährleisten.

Können durch Überfahren von Grenzlagen Gefahren 
entstehen, z. B. bei Tischvorschüben und sind keine 
mechanischen Grenzlagensicherungen vorhanden, ist 
ein zweiter, als Sicherheitsgrenztaster ausgebildeter 
Grenzlagenschalter vorzusehen.

SteyerstramKreise: a) geerdet b)ggerdet c) ungeendet

Bild  8
W irkung von Fehlern in S teuerstrom kre isen:
a) Erdschlüsse im Steuerstrom , w ie  bezeichnet, führen zu 

keinen Fehlschaltungen.
b) Erdschlüsse an den Ste llen (1) oder (2) führen zur A b­

schaltung, d. h. S icherheit.
c) Erdschluß im ungeerdeten S trom kre is an den Stellen (1) 

oder/und  (2) füh rt zu ke iner Abschaltung, wenn
Not oder 0 bzw. I be tä tig t w ird ; d. h. n icht sicher.

B ild 9 Bei Beseitigung e iner Störung w urde der Sicher­
he itsgrenztaster be tätig t und führte  zur Auslösung eines 
Steuerbefehls, der beim  Verfahren e iner M aschineneinheit 
dem W artungsm ann eine schwere Verletzung (Arm quet­
schung m it Am putation) zufügte.

Bei der Auswahl von Grenztastern und ihre Einfügung 
in Steuerstromkreise ist auf die Abstimmung der Be­
tätigungsgeschwindigkeit, Schalt- und Schutzfunktion, 
auf den Arbeitsablauf und den Arbeitszyklus notwen­
dig, damit ein nahtloser Übergang in Sicherheitsver­
riegelungsschaltungen gewährleistet ist.

Befehlsgeräte:

Mit Hilfe von Befehlsgeräten werden durch bewußte 
Betätigung Maschinenabläufe oder einzelne Funktio­
nen ausgelöst. Die sichere Wirkung, d. h. eindeutige 
Ausführung des gegebenen Schaltbefehls muß durch 
Bauart, Einbau und Wahl der Schaltglieder gewährlei­
stet sein.

Befehlsgeräte sind leicht und gefahrlos erreichbar an­
zuordnen und gegen unbeabsichtigte Betätigung 
durch Lage, Anordnung oder zusätzliche Einrichtun­
gen, z. B. Schutzkragen bei Tastern zu sichern (vergl. 
Bild 5).

Unter sicherheitstechnischen und ergonomischen Ge­
sichtspunkten ist sinnvolle Anordnung und Zuordnung 
der Befehlsgeräte mit Bezug auf Bewegungsrichtun­
gen, Arbeitsabläufen und Betätigungsreihenfolgen, 
notwendig. Dam itjeweilsdie richtigen Funktionen vom
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mittel gegen die die Sicherheit beeinträchtigenden 
Einflüsse der Umgebung durch Schutzart, Lage und 
Anordnung zu schützen. Einbauplatten, Einbautafeln 
sollten möglichst senkrecht angeordnet werden, je­
doch muß eine Neigung von mindestens 10° eingehal­
ten werden (vergl. Beschreibung zu Bild 10).

Meldeleuchten

Durch Meldeleuchten werden einerseits Betriebszu­
stände angezeigt, Informationen vermittelt, z. B. Be­
stätigung der Ausführung eines Schaltbefehls, und an­
dererseits Aufforderungen zum Handeln gegeben.

Für besondere Informationen sind auch Blinksignale 
zulässig.

Leuchttaster:

Leuchttaster sind eine Kombination von Befehlsgerä­
ten und Meldeleuchten. Sie werden vornehmlich für 
die Anwendungsart »Aufforderung« eingesetzt, d.h. 
bei Aufleuchten des Druckknopfes wird Befehl durch 
Betätigen ausgelöst.

Farbkennzeichnung:

Hinsichtlich der Farbkennzeichnung von Befehlsgerä­
ten und Meldeleuchten bestanden und bestehen viel­
fache Unklarheiten. Grundlage für die Anwendung der 
farblichen Kennzeichnung ist die DIN 4818 »Sicher­
heitsfarben«. Die nachstehenden Tabellen führen Bei­
spiele zu den Farbkennzeichnungen auf.

Farbkennzeichnung Für Befehlsgeräte (Handhaben, Druckknöpfe)

Farbe Betriebszustand Beispiele

Rot Not -  Aus 
Halt -  Stop

Für Notauseinrichtung, P ilzdrucktaste, Reißleine,
S tills tand eines M otors, e iner A rbe itsg ruppe, a lles ausschalten.

Gelb Ein le itung von Funktionen 
zur Abwendung drohender 
gefährlicher Zustände

Rücklauf von M aschineneinheiten zur Abw endung von Gefahren 
Rückstellung bei Annäherung an G renzwerte 
(Tem peratur, Druck, Drehzahl)

Grün Start (Ausführung) 

Start (Vorbereitung)

A lles Ein, Einschalten von M aschinengruppen, 
Spanneinrichtungen, Magnete

S teuerstrom kre is an Spannung 
Hauptstrom kre is an Spannung

Blau Einleitung der Steuerung 
von H ilfsfunktionen 
Tippen

H ilfse inrich tung Ein, Aus (Kühlm itte lpum pen, H eizungse inrich­
tung, T ransporte inrich tung), T ippscha ltung fü r E inrichten, 
Einstellen, Entriegeln, Spanneinrichtungen

Weiß Jede andere Funktion, die nicht 
durch Rot, Grün, Gelb gekenn­
zeichnet

Ähnliche Funktionen w ie bei Blau

Schwarz Ein fü r besondere Funktionen Handhabe bei W ählschaltern z. B. fü r Scha ltste llungen: 
Au tom atik  -  Hand-E inrichten, T ippen, Spanneinrichten, 
rechts -  links

Bild 10 Befehlsgeräte auf S teuerpu lt ins ta llie rt; Neigung 
10° gegen die Senkrechte, um Ablagerungen von Staub und 
Spänen zu vermeiden. Unten M itte: Notschalt-P ilzdrucktaste. 
E ingriff in A rbeitsbere ich durch L ichtschranke während des 
Autom atik-Betriebes verh indert; Aufhebung d ieser S icher­
heitse inrich tung nur bei E inste llung auf E inrich tbe trieb  am 
Schaltschrank m it besonderem Schlüssel durch E inrich ter 
möglich.

Bedienungspersonal ausgelöst werden können, muß 
eindeutige Kennzeichnung durch Aufschriften, Sym­
bole und Farbgebung gefordert werden. Befehlsge­
räte sind in gleicher Weise wie andereelektr. Betriebs­
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Farbkennzeichnung Für Meldeleuchten

Farbe In form ation
Bestätigung

Beispiele

Rot G efährliche, 
anorm ale Zustände

Notauseinrichtung bestätigt, Maschine gestoppt durch 
Überlast, durch Überschreitung eines Grenzwertes.

Gelb Vorsicht, W arnung Maschine auf A u tom atik  geschaltet;
Strom, Druck, Tem peratur, Lage nähert sich Grenzwert 
(E ingriff)

Grün Start
S tartbere it 

ge fahrloser Betrieb

Normale Arbeitsweise, S teuerstrom kreis, H auptstrom kreis =  Ein; 
M aschinengruppe zu neuem Start bereit.

Vorgewählte W erte fü r Drehzahl,
Druck, . . .  erreicht.

Blau in Betrieb H ilfse inrich tungen e ingeschaltet, W erkstück gespannt, 
Steuerung auf T ippen, auf E inrichten geschaltet

Weiß Besondere In form ation 
oder A u fforderung

Hauptschalter, Hauptstrom kre is Ein; H ilfse inrich tungen in Betrieb 
(Spanneinrichtungen, T ippen, Kühlm itte lpum pen)

Die Farbe rot ist außer der Kennzeichnung für Not­
schalteinrichtungen nur zur Kennzeichnung von Aus­
schaltvorgängen zulässig. Die Farbe grün ist nur für 
die Auslösung von Ein- bzw. Startbefehlen zulässig. 
Dazu korrespondierend sind die Farben für Melde­
leuchten vorgeschrieben.

Besondere Steuerungsaufgaben:

Je nach den technologischen Bedingungen des Ar­
beitsprozesses, der zwangsläufigen Folge der Arbeits­
operationen, der Wahl, der Betriebsart und der Ma­
schinenart, können in den Bestimmungen nur die 
Grundsätze für die Steuerungsaufgaben genannt wer­
den.

Der Anlauf eines Arbeitszyklus darf erst möglich sein, 
wenn alle Sicherheitsbedingungen erfüllt sind, z. B. 
geschlossene Schutzabdeckung vor dem Arbeitsbe­
reich. Die sinnvolle Aufeinanderfolge einzelner Ar­
beitsphasen ist durch zweckmäßige Verriegelungs­
schaltung sicher zu stellen.

Soll die Aufeinanderfolge der Arbeitsphasen nach Aus­
lösung eines Start-befehls selbsttätig oder halb­
selbsttätig erfolgen, muß auch Handsteuerung einzel­
ner Funktionen oder zusammengehöriger Arbeitsgrup­
pen möglich sein. Die Schaltstellungen »Automatik« 
und »Hand« müssen eindeutig getrennt sein. Bei 
Handsteuerung dürfen Sicherheitseinrichtungen nicht 
unwirksam werden. Wird während des automatischen 
Betriebsablaufs auf Handbetrieb geschaltet, darf die 
erstgewählte Betriebsart nicht gestört werden können 
und umgekehrt.

Für Einstell- und Einrichtarbeiten, für das Umrüsten 
von Maschinen müssen gelegentlich die Sicherheits­
bedingungen ganz oder teilweise unwirksam gemacht 
werden. Die mit dieser Arbeitsweise verbundene 
Steuerungsart wird üblicherweise durch die Schalt­
stellung »Einrichten« gekennzeichnet.

Um unberechtigte Benutzung dieser Steuerungsmög­
lichkeit zu verhindern, ist die Schaltstellung »Einrich­
ten« z. B. durch Schlüsselschalter einstellbar zu ma­
chen.

Bei hohen Sicherheitsanforderungen ist die Steuer­
spannung bzw. Spannung der Hilfsstromkreise mit 
Hilfsschützen zu überwachen. Durch Reihenschaltung 
der Kontakte ist Sicherheit gegen die Auswirkungen 
mechanischen Verklemmens und durch Parallelschal­
tung der Hilfsschützkontakte kann den schädlichen 
Auswirkungen durch Verschweißen entgegengewirkt 
werden (Bild 11).

e1 e 3 cH o ia

Bild 11 In S teuerstrom kreisen bei hohen Anforderungen 
an die Personensicherheit m it H ilfsschütze d1, d2 angewen­
det. Durch Reihen- und g le ichze itige  Paralle lschaltung der 
Kontakte von d1 und d2 w ird S icherheit bei mechanischem 
Verklem m en und Verschweißen der Kontakte erzielt.
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Für die Auswahl der Leitungen, die innerhalb der Ein­
bauräume und außerhalb verlegt werden, bestehen 
Bedingungen, ebenso für die Wahl des Querschnitts, 
der Leitungsart, ihres Schutzes, ihrer Verlegung und 
Anschlußart, die die Sicherheit in entscheidendem 
Maße mit beeinflussen können.

Zur Beleuchtung des Arbeitsfeldes an Maschinen wer­
den Leuchten verwendet, deren Bauart, Schutzart und 
Anordnung den Gegebenheiten der Maschinen ange­
paßt werden müssen.

Leitungen, Leuchten

Die Ausführungen versuchten deutlich zu machen, daß 
gegenüber der alten Fassung von VDE 0113 die neuen 
Bestimmungen eindeutige Aussagen enthalten und 
den Sicherheits-Erfordernissen bei Maschinenausrü­
stungen, soweit sie von der elektr. Seite her erfüllt 
werden können, mehr Rechnung tragen. Die elektr. 
Ausrüstung muß auf die erforderlichen Arbeitsbedin­
gungen, den Funktionsablauf der Arbeitsmaschinen 
und maschinellen Anlagen abgestimmt sein, und darf 
nicht als isoliertes Bauelement, das eigengesetzlichen 
Gegebenheiten unterworfen ist, betrachtet werden. 
Auf die Durchführung einschlägiger und konkretisier­
ter Prüfungen konnte nicht näher eingegangen wer­
den.

Zusammenfassung:

Diskussion

Körper (Beiersdorf)

Habe ich Sie richtig verstanden, daß ich für einen Not­
ausschalter keine separate Verriegelung benötige, 
wenn eine Sammelverriegelung vorgesehen wird?

Koenigs

Wenn Sie die Sammelverriegelung lediglich mit der 
mechanischen Verrasterung meinen, ist es nicht er­
forderlich. Es wird auch nicht gefordert nach VDE0113. 
Es wird aber zweckmäßig sein, bei ausgedehnten 
Maschinen und maschinellen Anlagen möglichst diese 
Verriegelung auf elektrischem Wege innerhalb der ge­
samten Steuerung einzuführen.

Pfundt (Lederindustrie-Berufsgenossenschaft)

Ich habe zwei kurze Fragen: Einmal zu den Grenz­
tastern:

Sie führten aus, daß diese Grenztaster nur mechanisch 
ausgeführt werden sollten. Wir haben in unserem 
Gewerbszweig Betriebe, bei denen ein mechanischer 
Schalter wenig sinnvoll ist, weil die Atmosphäre durch 
Feuchtigkeit und chemische Bestandteile aggressiv 
ist. Wir würden lieber einen berührungslos wirkenden 
Taster sehen, den man entsprechend überwachen 
kann. Was ist Ihre Meinung dazu?

Meine zweite Frage wäre:

Inwieweit ist die Bezeichnung NOT-AUS auf Schutz­
vorrichtungen mit elektrischen Schaltfunktionen anzu­
wenden und damit die Forderung auf mechanische

oder elektrische Betätigung und zwangsweise Öffnung 
der Schaltstücke? Damit würden bewährte Schutzein­
richtungen, wie Druckwellen-Sicherheitseinrichtungen, 
als Notschaltung entfallen. Sie arbeiten als willentlich 
betätigte Notschaltleisten und als Notschaltleisten, die 
unbeeinflußt vom Willen betätigt werden, also zwangs­
läufig, wenn man sich einer Gefahrenstelle nähert. 
Werden solche Vorrichtungen nicht mehr als Not­
schalteinrichtungen bezeichnet, sondern nur als Schutz­
einrichtungen, um den Forderungen an NOT-AUS-Ein- 
richtungen zu entgehen? Dem gleichen Zweck dient 
eine berührungslos wirkende Schutzeinrichtung (Licht­
schranke), und diese hat wieder keine mechanische 
Betätigung und wäre damit für Schutz- und Notein­
richtungen gestorben.

Koenigs

Mechanisch betätigte Schutzeinrichtungen weisen ei­
nen sehr hohen Schutzgrad auf, so daß auch aggres­
sive Atmosphäre durchaus den Bedingungen gerecht 
werden könnte. Es gibt Grenztaster, die in der Schutz­
art IP 5/6 bereits ausgeführt sind. Berührungslos w ir­
kende Schalteinrichtungen haben leider den Nachteil, 
daß sie bei sehr vielen Einrichtungen keine eindeu­
tigen Funktionen gewährleisten können. Sie können 
ja auch sehr leicht umgangen werden.

Zur zweiten Frage: Sie können eine Schutzeinrichtung 
nicht als Notschaltung benutzen. Hierzu ein Beispiel: 
Wenn Sie an einer Maschine vor dem Arbeitsbereich 
eine entsprechende Schutzabdeckung haben und diese 
Schutzeinrichtung betriebsmäßig betätigen, so darf 
sie nicht als Notschalteinrichtung benutzt werden, das 
ist nicht zulässig. Es muß eine besondere Notaus- 
Einrichtung vorhanden sein. Es wird leider auch die 
Schutzeinrichtung als normaler Maschinenstop einge­
setzt. Ich darf auch hier erwähnen, daß die VDE 0113 
ganz eindeutig aussagt, daß die Notschalteinrichtung 
selbst nicht als normaler Maschinenstop verwendet 
werden darf.
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Elektrische Anlagen 
auf Baustellen
Dipl.-Ing. Egon Schwertner

1. Sondert all Baustelle

1.1 Allgemeine Besonderheiten

Im Vergleich mit stationären Betrieben weist die Bau­
stelle viele Besonderheiten auf, die sich hinsichtlich 
der Gefährdung durch den elektrischen Strom aus­
nahmslos negativ auswirken. Stichwortartig sei auf 
die Witterungseinflüsse und den rauhen, mechanische 
Beschädigungen verursachenden Betrieb hingewie­
sen. Der rasche Baufortschritt schafft täglich neue 
Situationen, die wiederum häufig zu Improvisationen 
verleiten. Die Beschäftigten, zu einem Großteil ohne 
fachliche Vorbildung, nehmen den elektrischen Strom 
als Selbstverständlichkeit bei ihrer Arbeit hin, ohne 
über seine Gefahren und deren rechtzeitiges Erken­
nen und Verhüten unterrichtet zu sein.

Und die große Zahl von Baustellen eines Bauunter­
nehmens, viele davon lediglich mit wenigen Arbei­
tern besetzt, sowie ihre Entfernung untereinander und 
vom Firmensitz erschweren eine ordnungsgemäße, 
ausreichende Überwachung durch Aufsichtsführende 
und Elektrofachleute.

1.2 Elektrische Anschlußmöglichkeiten

Eine Besonderheit der Baustelle ergibt sich auch aus 
der elektrischen Anschlußmöglichkeit für eine zeitlich 
begrenzte Stromversorgung.

Ist allein aus betrieblichen Gründen bei größeren Bau­
vorhaben bereits die Errichtung einer zentralen Strom­
versorgung notwendig, so bietet sich in der überwie­
genden Zahl der Fälle ein vorhandener Stromanschluß

in unmittelbarer Nachbarschaft der Baustelle als aus­
reichend für deren elektrische Betriebsmittel an. Die 
Wandsteckdose in Nachbars Keller erwies sich dabei 
als besonders unfallträchtig, ist sie doch in sehr vielen 
Fällen im Rahmen von »do it yourself«-Ambitionen in­
stalliert, aber nicht auf ihren richtigen Anschluß über­
prüft worden.

Monatelang, jahrelang fä llt der anstehende Fehler 
nicht auf, weil die günstigen äußeren Bedingungen im 
Haushalt und die dort verwendeten schutzisolierten 
Geräte ihn nicht wirksam werden lassen. Der Anschluß 
einer Baumaschine im Freien aber deckt den Mangel 
und dazu meistens noch mit verhängnisvollen Folgen 
in kürzester Zeit auf. Hinzu kommt, daß die in der Re­
gel in stationären elektrischen Anlagen als Schutz­
maßnahme gegen indirektes Berühren vorhandene 
Nullung zwar dort vollauf den in sie gesetzten Erwar­
tungen gerecht wird, für die Baustelle aber nicht ge­
nügt. Sie spricht unter Berücksichtigung der bereits 
erwähnten Besonderheiten des Arbeitsplatzes zu spät 
und erst bei zu hohen Stromstärken an und läßt bei 
einer Unterbrechung des Schutzleiters durch mecha­
nische Einwirkungen dem Verunglückten keine 
Chance.

1.3 Unfallstatistik

Die besondere Rolle, die Unfälle durch Stromeinwir­
kung im Bauwesen spielen, verdeutlicht eine Zusam­
menstellung, die einen Zeitraum von 5 Jahren (1968 
bis 1972) umfaßt und auf Aufgaben der 7 Bau-Berufs­
genossenschaften und der Tiefbau-Berufsgenossen- 
schaft beruht (siehe Tabelle 1).

Tabelle 1: Statistik der Unfälle 
am Bau 1968-1972

1 A rbe itsun fä lle  insgesamt (ohne Verkehrsunfä lle) 2 034 085
2 A rbe itsunfä lle  durch e lektrischen Strom (von 1) 3 752
3 Tödliche A rbe itsunfä lle  (von 1) 3 247
4 Tödliche A rbe itsunfä lle  durch elektrischen Strom 

(von 2 und von 3)
165

(29 ;29 ;40 ;33 ;34) *

5 Tödliche A rbe itsunfä lle  durch d irektes Berühren (von 4) 71
(10; 15; 18; 18; 10) *

6 Tödliche A rbe itsunfä lle  bei ind irektem  Berühren (von 4) 94
(19; 14;22; 15; 24) *

* In K lam m ern A ufg liederung auf Jahre 1968-1972
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Sie zeigt, daß von den rund 2 Millionen Arbeitsunfäl­
len lediglich 3752, das sind 0,18 % solche durch elek­
trischen Strom, aber mit 165 von 3247 5,07 % der töd­
lichen Arbeitsunfälle elektrische waren. Analog ver­
liefen 0,16% der Arbeitsunfälle, aber 4,4%  der Ar­
beitsunfälle durch elektrischen Strom tödlich.

Der elektrische Unfall tritt also relativ selten in Er­
scheinung; der Gefährdungsgrad, die Wahrscheinlich­
keit tödlicher Folgen ist aber 27mal so groß wie bei 
Arbeitsunfällen am Bau insgesamt.

Die Sonderstellung der Baustelle wird auch bei einem 
Vergleich mit anderen Gewerbezweigen deutlich, den 
man anhand des Berichtes für das Jahr 1971 des In­
stituts zur Erforschung elektrischer Unfälle anstellen 
kann. Dem Anteil tödlicher Unfälle an Unfällen durch 
elektrischen Strom auf Baustellen mit 4 ,4%  stehen 
bei der Feinmechanik und Elektrotechnik 3,2% , bei 
Eisen und Metall gar 2,1 % gegenüber.

Die Aufschlüsselung der tödlichen Unfälle am Bau mit 
43%  durch direktes und 57%  bei indirektem Be­
rühren stellt ein Ergebnis dar, das kraß dem im oben 
genannten Bericht entgegensteht. Bei der Auswertung 
von rund 10000 Fragebögen aller Gewerbezweige lag 
der Anteil bei indirektem Berühren bei 5,3 %, der da­
durch tödlichen Unfälle bei 6,7 %.

Ein deutlicher Trend für eine Abnahme von Arbeits­
unfällen durch elektrischen Strom auf Baustellen oder 
für eine -  positive oder negative -  Entwicklung inner­
halb der einzelnen Unfallarten ist in den letzten Jah­
ren nicht erkennbar. Unbestritten ist aber ein anteil­
mäßiger Rückgang tödlicher elektrischer Unfälle zu 
vergleichbaren Zeiträumen in den Jahren 1950-1965.

1.4 Konsequenzen

Beschränkt man sich auf betriebliche Einrichtungen 
und setzt voraus, daß ergänzend eine erweiterte si­
cherheitstechnische Unterrichtung der Beschäftigten 
sowie personelle Maßnahmen notwendig sind, drän­
gen sich folgende Konsequenzen aus dem Geschilder­
ten für den Sonderfall Baustelle auf:

1. Sie ist als eigenständige elektrische Anlage vom 
Netz getrennt zu betreiben.

2. Es dürfen nur den Verhältnissen am Bau entspre­
chende Maßnahmen zum Schutz bei indirektem Be­
rühren angewendet werden.

3. Die Bauart elektrischer Betriebsmittel auf Baustel­
len muß den erschwerten Einsatzbedingungen dieses 
Arbeitsplatzes genügen.

2. Betriebsmittel und Schutzmaßnahmen

2.1 »VDE-Baustelle«

Unter weitgehender Berücksichtigung der genannten 
Konsequenzen anerkannte auch der VDE erstmals vor 
9 Jahren die Besonderheit der Baustelle innerhalb 
von Vorschriften und nahm für sie in die VDE 0100 
einen gesonderten Paragraphen im Abschnitt »Zu­
satzbestimmungen für Betriebsstätten und Räume so­
wie Anlagen besonderer Art« auf.

Die zuletzt genannte Überschrift macht deutlich, daß 
neben den spezifischen Forderungen dieses §55 für 
Baustellen selbstverständlich auch die üblichen allge­
meingültigen Bestimmungen der VDE 0100 gelten.

Zur Erläuterung des Begriffes »Baustelle« hinsichtlich 
der elektrischen Anlage genügt es nicht, festzustellen, 
es handle sich um eine Baustelle immer dann, wenn 
Hoch- oder Tiefbauarbeiten oder Stahlbaumontagen 
durchgeführt oder Bauwerke und Teile von solchen 
ausgebaut, umgebaut, instandgesetzt oder abgebro­
chen werden. Zur »VDE-Baustelle« würden dann auch, 
alleine ausgeführt, z. B. das Auswechseln einzelner 
Fliesen oder das Ausbrechen eines Wandschlitzes. 
Deshalb grenzt VDE 0100 § 3 f) 9. den Baustellenbe­
griff zweifach ein: als Baustellen gelten nicht Stellen,

-  an denen lediglich einzeln Handleuchten, Lötkol­
ben, Schweißgeräte, Elektrowerkzeuge nach VDE 
0740, z.B. Bohrmaschinen, Tellerschleifer, Polierer, 
und andere ähnliche Handgeräte, oder

-  an denen einzeln schutzisolierte Betonmischmaschi­
nen verwendet werden.

Die zweite, erst neuerdings durch die VDE 0100/5.73 
ermöglichte Einschränkung erscheint besonders be­
deutsam und wegweisend wegen der ansonsten auch 
und gerade für kleine Betonmischmaschinen zwingen­
den Forderungen nach einem gesonderten Speise­
punkt. Über ihn wird noch ausführlich zu berichten 
sein.

Nicht zur Baustelle im Sinne der VDE-Bestimmungen 
gehören Büro-, Aufenthalts- und Wohnräume in z.B. 
Bauunterkünften, Bauwagen, Baubaracken. Neben 
den allgemeinen Bestimmungen sind für sie die zu­
sätzlichen Forderungen von VDE 0100 § 42 i) zu be­
achten, für die eine detaillierte Ergänzung in Vorbe­
reitung ist.

2.2 Der Speisepunkt

Die genaue Abgrenzung und Definition der Baustelle 
ist bedeutsam, wird für diese doch zwingend gefor­
dert, daß elektrische Betriebsmittel von besonderen 
Speisepunkten aus versorgt werden müssen. Sie b il­
den die Nahtstelle zwischen der Stromquelle, dem 
Verteilernetz also, und der Baustellenanlage.

Die einschlägige VDE 0100/5.73 nennt in § 55 beispiel­
haft drei Arten von Speisepunkten: Baustromverteiler 
nach VDE 0612, Trenntransformatoren und der Bau­
stelle besonders zugeordnete Abzweige vorhandener 
ortsfester Verteilungen. Den Regelfall bildet der Bau­
stromverteiler, die seltene Ausnahme der Trenntrans­
formator.

Einen Kompromiß und gleichzeitig einen Knick in der 
Systematik stellt die 3. Speisepunktart dar, bei der im 
übrigen das zugeordnete Feld einer vorhandenen orts­
festen Verteilungsanlage abgegrenzt, deutlich be­
zeichnet und mit Überstromschutzorganen ausgestat­
tet sein muß. Über sie können für die Baustelle auch 
Maßnahmen zum Schutz bei indirektem Berühren ver­
wendet werden, die für den genannten Arbeitsplatz als 
ungeeignet erkannt sind. Eine Konzession, die nur aus 
der Zeit vor über zehn Jahren zu verstehen ist, als die 
einschlägige VDE-Bestimmung beraten wurde, und
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die seitdem unverändert im Hinblick auf sie ausschlie­
ßende zukünftige internationale Regelungen belassen 
wurde. Der Speisepunkt dieser Art spielt erfreulicher­
weise eine völlig untergeordnete Rolle.

Um jede Verwechslung mit dem erwähnten zugeord­
neten Abzweig auszuschließen, erklärt § 55 eindeutig 
und keine Ausnahme gestattend, daß Wandsteck­
dosen in Hausinstallationen oder ähnlichen ortsfesten 
Anlagen nicht als Speisepunkte gelten. Der Baustrom­
verteiler in seinen Bauformen als Anschlußschrank, 
Verteilerschrank oder Anschluß-Verteiler-Schrank hat 
sich weitgehend durchgesetzt. Er stellt zweifelsfrei die 
betrieblich und sicherheitstechnisch beste Lösung für 
den Speisepunkt dar. Dem Bauunternehmer bietet die 
überschaubare Gruppe von Baustromverteiler-Herstel- 
lern ein vielseitiges, auf individuelle Gegebenheiten 
eingehendes Programm an, das ausgereift ist und den 
VDE-Bestimmungen entspricht.

Diese in Form der VDE 0612/7.67, die seinerzeit die 
intern von der Vereinigung Deutscher Elektrizitäts­
werke (VDEW) herausgegebenen Anschlußbedingun­
gen für elektrische Anlagen auf Baustellen ersetzten 
und Neuland beschriften, regeln die Bauanforderun­
gen an Baustromverteiler nicht optimal und weisen 
erhebliche Lücken auf. Die in Beratung befindliche 
Nachfolge-VDE-Bestimmung 0612 wird diese Mängel 
hoffentlich überwinden.

Gezielt für den Einsatz kleiner Betonmischmaschinen
-  noch einmal: soweit sie nicht schutzisoliert sind, 
müssen sie stets über einen Speisepunkt betrieben 
werden -  gibt es sogenannte Kleinstbaustromvertei­
ler. Sie sind mit hochempfindlichen Fehlerstromschutz­
schaltern ausgerüstet und können deshalb in verein­
fachter Weise ohne Elektrofachmann in Betrieb ge­
nommen werden. Die Betriebsanleitungen und das 
von den Bau-Berufsgenossenschaften kostenlos be­
ziehbare »Merkblatt für Bau und Betrieb von Kleinst­
baustromverteilern« enthalten nähere Einzelheiten.

2.3 Schutz bei indirektem Berühren

Die VDE 0100 nennt acht Maßnahmen zum Schutz bei 
indirektem Berühren. Unter Berücksichtigung der ein­
gangs genannten Besonderheiten für elektrische An­
lagen auf Baustellen erweist sich für diese die Hälfte 
der Schutzmaßnahmen als ungeeignet oder, bei rea­
listischer Einschätzung, als nicht praktikabel.

Den Mut, sie zu untersagen und die verbleibenden 
Schutzmaßnahmen vorzuschreiben, fand der VDE 
lediglich beim Speisepunkt Baustromverteiler. Es ist 
abzusehen, daß eine internationale Regelung von 
einer solchen inkonsequenten Einschränkung absieht. 
Hinter Baustromverteilern sind als Schutzmaßnahmen 
zulässig: Schutzisolierung, Schutztrennung, Schutz­
kleinspannung und Fehlerstrom (Fl)-Schutzschaltung. 
Die Schutzmaßnahmen sind gleichwertig, aus kon­
struktionstechnischen oder betrieblichen Gründen 
kommen die ersten drei auf Baustellen allerdings nur 
in beschränktem Umfang zur Anwendung.

Schutzisolierte Geräte sind besonders zu empfehlen. 
Leider ist es bisher noch nicht gelungen, auch grö­

ßere Baumaschinen in schutzisolierter Ausführung 
kostenmäßig konkurrenzfähig zu produzieren. Ein 
kleiner Betonmischer der Firma Leonhard Schmid KG
-  LESCHA, Augsburg, bildet eine anerkennenswerte 
Ausnahme und vielleicht einen hoffnungsvollen Auf­
takt für eine weitergehende Entwicklung.

Für die Schutztrennung sind Trenntransformatoren 
Voraussetzung. Die wirtschaftliche Verwendung, übri­
gens auch als Speisepunkt, scheitert für die meisten 
Bauvorhaben daran, daß an einem solchen Trafo nur 
ein Verbrauchsmittel mit höchstens 16 A Nennstrom 
angeschlossen werden darf.

Die Schutzkleinspannung beschränkt die Nennspan­
nung auf für Menschen ungefährliche 42 V. Dieser 
Schutzmaßnahme sind dadurch Grenzen gesetzt, daß 
für Leistung das Produkt aus Spannung und Strom­
stärke maßgebend ist. Niedrige Spannung bedeutet 
bei gleicher Leistung höhere Ströme, diese machen 
wegen des Spannungsverlustes große, unhandliche 
und teure Leitungsquerschnitte erforderlich.

Als für Baustellen besonders geeignet hat sich die FI- 
Schutzschaltung bewährt. Ihre Wirkungsweise und das 
schnelle Abschaltvermögen in maximal 0,2 Sekunden 
dürfen als bekannt vorausgesetzt werden. Sie gehört 
zu den Schutzmaßnahmen mit Schutzleiter, zweifellos 
ein Handikap, erinnert man sich des rauhen Betriebes 
auf Baustellen. Andererseits bieten sonst sich nachtei­
lig auswirkende äußere Bedingungen, wie Feuchtig­
keit und Standplatz der Baumaschinen unmittelbar auf 
dem Erdboden, eine echte Chance, daß der erforder­
liche relativ hohe Mindest-Erderwiderstand bei unter­
brochenem Schutzleiter auch ohne den zentralen Er­
der am Baustromverteiler erreicht wird.

Auf Baustellen kommen drei FI-Schutzschalter zur An­
wendung und zwar mit 0,5 A, 0,3 A und -  leider noch 
viel zu selten -  mit 0,03 A Nennfehlerstrom. Die Grenz­
ziehung mit maximal 0,5 A geschah sinnvollerweise 
unter Berücksichtigung der Schwierigkeiten, einen 
niedrigohmigen Erder zu errichten, und unter Wah­
rung der o.g. Chance für den Fall der Schutzleiter­
unterbrechung. Noch vorhandene, aus der Zeit vor 
1967 stammende Baustromverteiler mit funktionsfähi­
gem 1,0 A-Fl-Schutzschalter müssen übrigens laut 
schriftlicher Bekundung des VDE nicht umgerüstet 
werden. Selbstverständlich ist aber bei ihnen der not­
wendige 65 Q-Erderwiderstand zu gewährleisten.

Der Unterschied zwischen der Funktionsprüfung des 
FI-Schutzschalters über das an diesem vorhandene 
Kontrollorgan und der Prüfung auf Wirksamkeit der 
ganzen Schaltung ist durch intensive Aufklärungs­
arbeit der Bau-Berufsgenossenschaften weitgehend 
auf Baustellen bekannt. Die zuletzt genannte Prüfung 
hat vor der ersten Inbetriebnahme des Baustromver­
teilers und mindestens einmal monatlich durch Mes­
sungen des Elektrofachmannes oder mit Testgeräten, 
die Eingewiesene bedienen können, zu erfolgen.

Insgesamt knapp 48 000 solcher Tests führten wäh­
rend der letzten sechs Jahre technische Aufsichts­
beamte der Bayerischen Bau-Berufsgenossenschaft
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durch (siehe Tabelle 2). Das Ergebnis läßt einen er­
freulichen Trend erkennen: Waren 1968 noch 25 % der 
kontrollierten FI-Schutzschaltungen unwirksam, so 
sank dieser Anteil über 20,14,5 und 12% auf nur noch 
5,5% im letzten Jahr. Der defekte oder mechanisch 
beschädigte Schalter bildete dabei den Einzelfall. In 
der Regel war der Widerstand des zentralen Erders 
am Baustromverteiler zu hoch oder seine Zuleitung 
unterbrochen. Zufällige Erderverbesserungen werden 
übrigens durch das Ziehen aller Stecker am Bau­
stromverteiler vor der Prüfung ausgeschaltet und blei­
ben unberücksichtigt.

2.4 Elektrische Betriebsmittel

Wurden durch den Speisepunkt und die getroffene 
Auswahl unter den Maßnahmen zum Schutz bei indi­
rektem Berühren zwei der für erforderlich gehaltenen 
Konsequenzen für Baustellen gezogen,giltesnun noch 
die dritte zu durchleuchten. Erzielte Fortschritte und 
Ausblicke für die Zukunft bieten dabei hinsichtlich der 
Eignung elektrischer Betriebsmittel für Baustellen be­
sonders die Steckvorrichtungen an.

Als ich im Jahre 1959 meine Prüfungsarbeit als tech­
nischer Aufsichtsbeamter zu dem über diesem Bericht 
stehenden Thema schrieb, registrierte ich noch Dut­
zende von Steckerarten auf unseren Baustellen und 
jährlich einige tödliche Unfälle, bei denen der Ver­
unglückte in je einer Hand eine Kupplungssteckvor­
richtung aus Metall hielt.

Vor neun Jahren traf der VDE in seinen Bestimmun­
gen eine erste Auswahl, indem er auf der Baustelle 
nur noch genormte Steckvorrichtungen, sprich vier 
Systeme, zuließ. Dieser ersten Bereinigung folgt der­
zeit eine zweite, eingeleitet durch die VDE 0100/5.73.

Es ist hier nicht der Platz, die Vorgeschichte der Um­
stellung von Drehstromsteckvorrichtungen auf das 
CEE-System aufleben zu lassen und dessen Vorteile, 
natürlich wird auch von Nachteilen gesprochen, zu 
diskutieren.

Die Umstellung wurde für richtig befunden und in das 
geltende Regelwerk der Technik aufgenommen, da­
von ist auszugehen. Auch davon, daß die Umstellung 
auf Rundsteckvorrichtungen für die Baustelle einen

echten und den finanziellen Aufwand rechtfertigenden 
Vorteil darstellt. Nicht unerwähnt soll jedoch bleiben, 
daß für die Entscheidung, 5-polige Steckvorrichtungen 
und 5-adrige Leitungen auf Baustellen vorzuschrei­
ben, in erster Linie von den Benutzern genannte be­
triebliche Vorteile und erst an zweiter Stelle sicher­
heitstechnische Überlegungen maßgebend waren.

Die Umstellung ist am Bau in vollem Gange, ihr Ab­
schluß für den 30.12.1980 terminiert. Sollte nicht eine 
extrem ungünstige Konjunkturentwicklung die Einsicht 
und den Willen der Bauunternehmer zur Umstellung 
entscheidend bremsen, wird es ab 1981 auf Baustel­
len nur noch zwei Steckersysteme geben:

-  für 220 V Wechselstrom zweipolige Steckvorrichtun­
gen mit Schutzkontakt (DIN 49440 bis DIN 49443), 
die sogenannten Schukosteckvorrichtungen, aller­
dings ausschließlich in Ausführungen für erschwerte 
Bedingungen und

-  für 220/380 V Drehstrom fünfpolige Steckvorrichtun­
gen DIN 49462 und DIN 49463.

Da im Zuge der Umstellung mit dem gleichzeitigen 
Vorhandensein neuer und alter Steckvorrichtungen 
auf einer Baustelle zu rechnen ist, können sogenannte 
Adapter (Leitungsstücke mit verschiedenartigen Stek- 
kern und Kupplungssteckdosen) die Gefahr von Impro­
visationen ausschließen. Die vom VDE zugesagten 
Baubestimmungen für Adapter liegen leider bis heute 
nicht vor. Die Lücke schloß der Leiter des Fachaus­
schusses »Elektrotechnik«, Herr Dipl.-Ing. Egyptien, 
mit einem Details enthaltenden Aufsatz in einigen 
Fachzeitschriften.

Erwähnt sei bei dieser Gelegenheit auch, daß die VDE 
0100/5.73 erstmals einen Versuch unternimmt, das 
»Verkehrtlaufen« von Elektromotoren auszuschließen. 
Sie schreibt vor, Drehstromsteckdosen so anzuschlie­
ßen, daß sich ein Rechtsdrehfeld ergibt. Wo dies ge­
schieht und mit Drehfeldanzeiger überprüft wird, fa l­
len das gefährliche Umpolen und sog. »Phasenwechs­
ler« weg.

Sicherheitstechnische Probleme warfen früher auch 
bewegliche Leitungen und Leuchten auf Baustellen 
auf. Sie stellen sich heute kaum noch, wurde doch

Jahr Zahl der Tests dabei FI-Schutzschaltung unw irksam
Zahl =  %

1968 7 499 1 878 25

1969 6 366 1 274 20

1970 8 544 1 237 14,5

1971 8139 981 12

1972 9 226 1 089 12

1973 8 207 454 5,5

insgesamt: 47 981

Tabelle 2: Wirksamkeit der FI-Schutzschaltung
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durch eine sinnvolle und die Baustellenbedürfnisse 
berücksichtigende Vorschriftengebung sowie durch 
das Eingehen der Hersteller auf die spezifischen An­
liegen des Baubetriebes ein zumindest als zufrieden­
stellend zu bezeichnender Zustand erreicht.

Es genügt deshalb, nur stichwortartig darauf hinzu­
weisen, daß für Baustellen Gummischlauchleitungen 
der Bauart NSHöu, für Wechselstromanschlüsse auch 
NMHöu, oder gleichwertige Leitungsarten notwendig 
sind, und daß immer wieder anzutreffende weiße 
Kunststoffleitungen dort bezeugen, der Betreiber über­
schätze deren Widerstandskraft und wisse zwischen 
billig und wirtschaftlich nicht zu unterscheiden.

Der für Baustellen früher typische »Breitstrahler«, eine 
Unfallquelle erster Ordnung, ist längst echten Bau­
leuchten gewichen, die durch ihr VDE-Zeichen bekun­
den, daß sie den gestellten Anforderungen genügen, 
und darüber hinaus häufig sogar schutzisoliert sind.

2.5 Geräte und Maschinen

Es würde den Umfang dieses Berichtes sprengen, 
sollte im einzelnen auf besondere Bestimmungen für 
elektromotorisch betriebene Geräte, Hebezeuge, Ma­
schinen usw. auf Baustellen eingegangen werden. Es 
sei deshalb hier lediglich auf einige ergänzende For­
derungen verwiesen, die während der letzten Jahre 
in VDE-Bestimmungen verankert wurden.

So legt VDE 0100/5.73 fest, daß alle elektromotorisch 
betriebene Geräte und Maschinen zum In- und Außer­
betriebsetzen Schalter haben und elektrische Maschi­
nen, Anlaß- und Regelwiderstände auf Kranen minde­
stens der Schutzart IP 23 entsprechen müssen (§ 55 f)
2. und 3.). Schutzisolierten Betonmischmaschinen wird 
eine Sonderstellung eingeräumt (§ 33 d) und als Hand­
naßschleifmaschine gelten, unabhängig von ihrer Bau­
art, Geräte, mit denen unter Wassergebrauch von 
Hand Schleif- oder Schneidarbeiten ausgeführt wer­
den (§ 33 c).

Herr Koenigs hat als mein Vorredner ausführlich die 
neue VDE 0113/12.73 erläutert. Hier sei deshalb aus 
ihr lediglich eine Bestimmung wiederholt:

»Bei Wiederkehr der Spannung nach einem Span­
nungsausfall darf die Maschine nicht selbsttätig anlau- 
fen. Dies g ilt nicht für solche Antriebe, deren auto­
matischer Wiederanlauf weder Personen noch die Ma­
schine oder das Produktionsgut gefährden kann.«

Unfälle, die durch Schalter mit Unterspannungsauslö­
sung in Vollzug obiger Festlegung vermieden werden 
sollen, sind an Tischkreissägemaschinen bekannt: Als 
der Strom wegblieb, hatte man sie nicht zusätzlich ab­
geschaltet; als der Strom dann wiederkam, lief die 
Säge unkontrolliert an und verletzte z. B. den den 
Tisch säubernden Beschäftigten schwer. Tischkreis­
sägemaschinen fallen also bestimmt nicht unter die 
Ausnahme des 2. Satzes der Bestimmungen. Welche 
andere Baumaschinen, Betonmischer etwa, zukünftig 
auch noch mit den o. g. Schaltern ausgerüstet werden 
müssen, wird zur Zeit in den zuständigen Fachgre­
mien diskutiert.

3. Elektrofachleute und Prüfungen

Die Forderung der Unfallverhütungsvorschrift »Elek­
trische Anlagen und Betriebsmittel« (VBG 4), daß mit 
dem Errichten, Ändern und Instandsetzen des elektro­
technischen Teiles elektrischer Anlagen und Betriebs­
mittel nur Elektrofachleute oder Betriebe, die über 
solche Fachleute verfügen, beauftragt werden dürfen, 
g ilt selbstverständlich auch für die Baustelle. Für sie 
von besonderer Bedeutung ist die zusätzliche Fest­
legung, daß wenn elektrische Anlagen nicht durch ei­
gene Elektriker errichtet oder geändert werden, sich 
der Unternehmer schriftlich bestätigen zu lassen hat, 
daß die elektrischen Anlagen nach den Unfallverhü­
tungsvorschriften und VDE-Bestimmungen ausgeführt 
sind.

Die Schwierigkeiten der Überwachung elektrischer An­
lagen auf Baustellen wurden bereits eingangs er­
wähnt. Sie werden noch dadurch größer, daß Elektri­
ker zu sein noch lange nicht bedeutet, auch die für 
einen Bauelektriker notwendigen speziellen Kennt­
nisse zu haben, und daß die Großzahl der Bauunter­
nehmen keine eigenen Fachleute unterhält, sondern 
Installationsfirmen beauftragt. Zwar haben sich diese 
in den letzten Jahren vielfach Wissens- und ausrü­
stungsmäßig den Erfordernissen der elektrischen An­
lagen auf Baustellen angepaßt, das Gesamturteil kann 
aber noch lange nicht als gut bezeichnet werden.

Die unzureichende Überwachung wird besonders 
deutlich, wenn man die elektrischen Anlagen auf 
durchgeführte Prüfungen und wie diese absolviert 
wurden kontrolliert. Wer mit dem Argument, keine Zeit 
für Prüfungen zu haben, operiert, läßt erkennen, daß 
er die ausschlaggebende Bedeutung regelmäßiger 
Sicherheitsprüfungen noch nicht begriffen hat. Und 
wer als Elektrofachmann erwartet, vom Bauunterneh­
mer gesondert zu Prüfungen aufgefordert zu werden, 
verkennt die Rolle des Fachmannes und der ihm dar­
aus erwachsenden Verpflichtungen.

Der Entwurf einer Neufassung der VBG 4 sieht u. a. 
vor, daß Betriebsmittel, die über Steckvorrichtungen 
angeschlossen werden, z. B. Elektrowerkzeuge, Beton­
mischmaschinen, Tischkreissägemaschinen, Leuchten, 
ihre Anschlußleitungen mit Steckern sowie Verlänge- 
rungs- und Geräteanschlußleitungen mit ihren Steck­
vorrichtungen mindestens alle sechs Monate zu prü­
fen sind. Für die Schutzmaßnahme FI-Schutzschaltung 
g ilt auf Baustellen:

-  Funktionsprüfung des Schalters durch Betätigen der 
Prüfeinrichtung arbeitstäglich

-  Prüfung der Wirksamkeit der FI-Schutzschaltung 
mindestens einmal im Monat.

Beim Einhalten der genannten Zeiträume kann davon 
ausgegangen werden, daß die bereits jetzt geltende 
Forderung regelmäßiger Prüfungen erfüllt ist. Selbst­
verständlich dürfen elektrische Betriebsmittel und An­
lagen nur benützt werden, wenn sie sich in ordnungs­
gemäßem Zustand befinden und ist dieser auch durch 
Inaugenscheinnahme zu überwachen.
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4. Ausblick

Die Bereitschaft, der elektrischen Anlage auf Baustel­
len ein ihr angemessenes Interesse beizumessen, 
wächst in den Baufirmen stetig und wird hoffentlich 
durch die Konjunktursituation nicht gebremst.

Ein zusätzlicher Blick in die Zukunft und über die 
Grenzen wäre ein Referat für sich. Hier deshalb zur 
Abrundung des Themas lediglich eine knappe Stand­
ortbestimmung.

Es darf als bekannt vorausgesetzt werden, daß nach 
dem vollzogenen Zusammenschluß von VDE und Fach­
normenausschuß zur Deutschen Elektrotechnischen 
Kommission (DKE) von dieser erarbeitete neue Be­
stimmungen die Sicherheit elektrischer Betriebsmittel 
insgesamt und nicht, wie bisher fast ausschließlich, 
nur elektrische Probleme betreffend regeln sollen. 
Sind durch diese, im Prinzip begrüßenswerte Entwick­
lung, die Schwierigkeiten bei der Abfassung neuer und 
der Änderung bestehender Bestimmungen erheblich 
gewachsen, so ist dies erst recht durch die in Gang 
befindlichen, ebenfalls als notwendig und sinnvoll an­
zusprechenden europäischen Harmonisierungsversu­
che der Fall. Dies g ilt für den Bausektor mindestens 
im gleichen Umfang wie für andere Gewerbezweige.

Die »Europa«-Steckvorrichtung darf als ein Symbol für 
eine grenzüberwindende Entwicklung gewertet wer­
den, die auf weite Sicht wirtschaftliche und sicher­
heitstechnische Vorteile in sich birgt. Und zuversicht­
lich sollte man auch die seit einiger Zeit innerhalb 
CENELEC in Beratung befindlichen europäischen Be­
stimmungen über elektrische Anlagen und Betriebs­
mittel auf Baustellen beurteilen. Sie bieten u. a. eine 
reelle Chance, den gesamten Komplex sicherheits­
technisch zu überdenken und zweifellos derzeit noch 
vorhandene Unebenheiten in den deutschen Fest­
legungen zu glätten.

Es sei an dieserStelle dankbar anerkannt, daß ebenso 
wie der VDE bei der Beratung einschlägiger Bestim­
mungen stets Wert auf die M itarbeit technischer Auf­
sichtsbeamter der Bau-Berufsgenossenschaften legte, 
dies auch für die DKE hinsichtlich internationaler Re­
gelungen gilt.

5. Arbeiten in der Nähe von Freileitungen

Wenn auch nur ganz am Rande des gestellten Themas 
gelegen, sei abschließend aus aktuellem Anlaß ganz 
kurz auf Bauarbeiten in der Nähe elektrischer Freilei­

tungen eingegangen. Die VBG 4 fordert in § 8 Sicher­
heitsmaßnahmen, »wenn in gefahrdrohender Nähe 
von unter Spannung stehenden Teilen gearbeitet wer­
den muß.«

Die Definition des Begriffes der gefahrdrohenden 
Nähe bereitete bis vor kurzem erhebliche Schwierig­
keiten, gab es doch keine einschlägigen Bestimmun­
gen. Die sich mit Tabellenwerten anbietende VDE0105 
schied aus, da in ihr lediglich Bestimmungen für den 
Betrieb von Starkstromanlagen behandelt werden, 
nicht aber von diesem Betrieb unabhängige Arbeiten 
in der Nähe von Starkstromanlagen, z. B. des Baggers 
beim Erdaushub eines Abwassergrabens unter einer 
Freileitung.

Die Bau-Berufsgenossenschaften bieten seit Jahren 
ein Merkblatt für Bagger- und Kranführer an, in dem 
die Rückfrage beim Elektrizitätswerk wegen notwen­
diger Sicherheitsmaßnahmen dann gefordert wird, 
wenn Teile des Arbeitsgerätes oder der zu transpor­
tierenden Last dichter als 5 m an eine Freileitung ge­
raten können.

Dieser Wert fand nun seine Bestätigung in einer Neu­
fassung der VDE 0105, Teil 1, deren Geltungsbereich 
entsprechend erweitert wurde und die demnächst als 
Weißdruck erscheinen dürfte. Unter Ziffer 10.16 wer­
den in einer Zusammenstellung (siehe Tabelle 3) Min­
destwerte für Abstände genannt, die bei Bauarbeiten, 
beim Gerüstbau, bei Arbeiten mit Hebezeugen, Bau­
maschinen oder Fördergeräten und bei der Annähe­
rung von sonstigen Geräten und Bauhilfsmitteln von 
unter Spannung stehenden Teilen einzuhalten sind.

Durch sie entfällt der sogenannte Handbereich bei 
Nennspannungen bis 1 kV, den ein Abstand von 1,0 m 
ersetzt, und wird verdeutlicht, daß bei allen in der Bun­
desrepublik Deutschland befindlichen Freileitungen 
ein Sicherheitsabstand von 5,0 m genügt. Der Mann 
vom Bau befindet sich somit auf der sicheren Seite, 
wenn er ihn bei unbekannterSpannung der Freileitung 
einhält.

Die Tabelle mit Werten für 1000 V, bis 110 kV, 220 kV 
und 380 kV schließt eine Lücke und ist wegen ihrer 
klaren Aussage bereits vorweg in einer Reihe berufs­
genossenschaftlicher Sicherheitsregeln, Unfallverhü­
tungsvorschriften- und Normenentwürfen aufgenom­
men worden. Es kommt jetzt nur noch darauf an, die 
Festlegungen zu beachten und vorweg publik zu ma­
chen, welchem Zweck dieser kurze Hinweis am Rande 
beispielsweise dienen sollte.

Nennspannung Annäherung (m)

bis 1000 V 1,0

über 1 kV bis 110 kV 3,0

über 110 kV bis 220 kV 4,0

über 220 kV bis 380 kV 5,0

Die W erte d ieser Tabelle  müssen auch beim Ausschwingen
von Freile itungen (z. B. durch W ind), Lasten, Trag- und T a b e lle  3 : Z u lä s s ig e  A n n ä h e ru n g
Lastaufnahm em itte l gew ährle iste t sein. b e i B a u a rb e ite n
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Diskussion

Koessler (Berlin)

Sie führten u. a. aus, daß es wünschenswert wäre, auf 
Baustellen 30 mA-Fehlerstromschalter einzubauen. In 
Berlin haben sich einige Baustellen bereit erklärt, 
diese Schalter versuchsweise einzubauen. Die Schal­
ter waren schneller wieder verschwunden als sie ein­
gebaut waren. Sie brauchten einen zweiten Mann, 
der den Finger ständig auf dem Knopf halten mußte, 
weil sie so schnell ansprachen, obwohl keine Fehler 
in den Leitungen und in anderen Teilen zu erkennen 
waren. Haben Sie Erfahrungen auf diesem Gebiet? 
Können Sie dazu etwas sagen?

Schwertner

Vor ungefähr acht Jahren führten wir probeweise in 
München eine Versuchsserie mit diesen 30 mA-Schal- 
tern auf Baustellen durch. Die Ergebnisse zeigten das 
Gegenteil von dem, was Sie erwähnten. Ich darf im 
übrigen dazu sagen, daß nach meiner Erfahrung be­
reits eine große Zahl von Baufirmen -  ich betone aus­
drücklich Baufirmen -  nur noch mit 30 mA-Schaltern 
arbeitet. Ich glaube, wenn der 30 mA-Schalter an­
spricht, dann hat er einen echten Grund auch auf der 
Baustelle, und ich würde mich freuen, wenn die Ver­
suche weitergeführt werden, denn ich kann mir nicht 
vorstellen, daß das Ergebnis, das hier erwähnt wurde, 
repräsentativ ist und gegen den Schalter sprechen 
kann. Man sollte nochmals gründlich die Installation 
prüfen. Es kann doch nicht in Berlin anders sein als 
auf anderen Baustellen.

Rückert (BBC, Mannheim)

Die Baustellensicherheit über Fehlerstromschutzschal­
ter ist natürlich nur dadurch gegeben, daß man 30 
mA-Schalter einbaut. Aber man muß dabei beachten, 
daß der sogenannte Hauptverteiler nicht mit 30 mA- 
Schalter ausgerüstet werden kann, weil die Fehler­

ströme in der Summe der einzelnen Geräte zu groß 
sind, z. B. bei 30 oder 40 Maschinen, die gleichzeitig 
im Betrieb sind. Auch bei großen Baustellen werden 
die 30 mA-Schalter in die Unterverteiler gesetzt. Dann 
dürfte wohl die Schwierigkeit des dauernden Heraus­
fallens beseitigt sein und das andauernde, nicht zu­
lässige Drücken auf den Knopf ist nicht erforderlich. 
Im übrigen gestatte ich mir noch den Hinweis, daß 
Isolationsfehler, die an den Maschinen auftreten kön­
nen, über 30 mA liegen. Es kann zu Herzkammerflim­
mern kommen, wenn 300 oder 500 mA-Schalter ein­
gesetzt werden, d. h. der Schutz ist dann unwirksam. 
Es muß ein 30 mA-Schalter sein. Wir können nur dazu 
raten, die Leitungen möglichst zu unterteilen, um auf 
diese Art und Weise den arbeitenden Männern auf 
den Baustellen die notwendige Sicherheit zu geben.

Schwertner

Ich möchte noch einen womöglich falschen Eindruck 
vermeiden. Auf Baustellen 30 bis 40 Geräte an einen 
Baustromverteiler anzuschließen, ist nicht ratsam. Wir 
haben heute wesentlich kleinere Verteiler und propa­
gieren sie auch aus den Gründen, die eben genannt 
wurden.

Jeiter (Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung)

Es ist die Frage der Steckvorrichtungen angeklungen. 
Ich will hier nicht auf die Vorgeschichte eingehen. 
Tatsache ist, daß die Umstellung auf Veranlassung 
der Deutschen Elektrotechnischen Kommission (DEK) 
in erster Linie aus sicherheitstechnischen Erwägun­
gen beschlossen worden ist. In der Fachpresse war 
aber in letzter Zeit zu lesen, daß diese Entscheidung 
der DEK für unzulässig gehalten wird. Man sagte, 
hier würde eine Monopolstellung für ein bestimmtes 
Steckvorrichtungssystem geschaffen, was unzulässig 
wäre auch im Hinblick auf internationale, also EWG- 
Richtlinien. Ich möchte für das Ministerium ausdrück­
lich erklären, daß der Deutschen Elektrotechnischen 
Kommission, in der die Fachleute vertreten sind, das 
Recht zusteht, eine solche Verwendungsbeschränkung 
auszusprechen, wie sie es getan hat und daß das 
nicht im Widerspruch steht zu Vorschriften nationaler 
oder internationaler Art.
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Grundzüge des Gesetzes 
über Betriebsärzte, 
Sicherheitsingenieure 
und andere Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit
Dipl.-Ing. Hans Ibels

9. 75

Ich darf die letzte Veranstaltung derdiesjährigen Fach­
tagung eröffnen und Sie alle sehr herzlich begrüßen. 
Wenn Sie sich erinnern, endete die Fachtagung der 
Fachvereinigung Arbeitssicherheit vor zwei Jahren in 
Mainz ebenfalls mit dem Thema »Arbeitssicherheitsge­
setz«. Damals war das Arbeitssicherheitsgesetz Thema 
einer Podiumsdiskussion, die Herr Min.-Dirigent Kliesch 
vom Bundesarbeitsministerium leitete. Diese Podiums­
diskussion fiel in die Zeit der abschließenden Bera­
tungen des Gesetzentwurfes. Damals ging es im we­
sentlichen um die Frage: Hat es überhaupt einen Sinn, 
ein Arbeitssicherheitsgesetz mit der Forderung, Si­
cherheitsfachkräfte zu bestellen, zu verabschieden, 
wenn nicht abzusehen ist, wann die notwendigen Fach­
kräfte verfügbar sind. Sie wissen, daß die Befürworter 
des Gesetzesvorhabens immer wieder gesagt haben, 
das Arbeitssicherheitsgesetz muß kommen, damit für 
junge Menschen der Anreiz, den Beruf »Sicherheits­
fachkraft« zu wählen, verstärkt wird. Heute haben w ir 
das Arbeitssicherheitsgesetz. Es ist am 12. Dezember
1973 verabschiedet worden und wird am 1. Dezember
1974 in Kraft treten.

Meine Damen und Herren, die heutige Veranstaltung 
ist so konzipiert, daß möglichst viel Zeit für die Dis­
kussion bleiben soll. Ich werde meine Einleitung so 
knapp wie möglich machen und bin auch den Herren 
Referenten dankbar, wenn sie ihre Vorträge soweit 
straffen, daß auch weitere Gesichtspunkte, die in den 
Referaten nicht behandelt werden, mit in die Diskus­
sion einbezogen werden können.

Wenn ich Ihnen Grundzüge des Arbeitssicherheitsge­
setzes vortragen soll, so möchte ich davon ausgehen, 
daß der Gesetzeswortlaut weitgehend bekannt ist. Ich 
möchte mich darauf beschränken, die beiden Grund­
gedanken des Gesetzes und die speziellen Vorschrif­
ten für das Verständnis der heutigen Einzelvorträge 
zu behandeln.

Das Arbeitssicherheitsgesetz ist ein Beratungsgesetz. 
Betrachtet man die §§ 3 und 6 ASiG, so fä llt auf, daß 
die Aufgabenkataloge der Betriebsärzte und Fach­
kräfte für Arbeitssicherheit außerordentlich viel Tätig­
keitswörter enthalten (siehe Bild 1). Das beginnt mit 
dem Tätigkeitswort: »unterstützen«. Die Fachkraft für

Arbeitssicherheit und der Betriebsarzt sollen den Ar­
beitgeber in allen Fragen des Arbeitsschutzes unter­
stützen. Sie sollen ihn beraten in Fragen der Planung 
der Betriebsanlagen, bei der Beschaffung technischer 
Arbeitsmittel, aber auch bei der Einführung neuer Ar­
beitsverfahren und neuer Arbeitsstoffe. Sie sollen ihn 
beraten bei der Auswahl und der Erprobung von Kör­
perschutzmitteln. Sie sollen den Arbeitgeber bei der 
Gestaltung der Arbeitsplätze beraten.

Das nächste Tätigkeitswort: »überprüfen«. Die neuen 
Fachkräfte überprüfen die Betriebsstätten, die Ein­
richtungen, die Arbeitsverfahren, insbesondere vor 
ihrer Inbetriebnahme bzw. nach größeren Repara­
turen.

Schließlich sollen die Fachkräfte die Maßnahmen zur 
Durchführung des Arbeitsschutzes beobachten. Zur 
»Beobachtung« gehört, daß sie die Betriebe begehen, 
die festgestellten Mängel mitteilen, darauf hinwirken, 
daß diese Mängel abgestellt werden, darauf achten,

Bild 1
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daß Körperschutzmittel getragen werden, eingetretene 
Unfälle untersuchen, vorschlagen, wie man solche Un­
fälle vermeiden kann. Soweit der Beratungsauftrag 
der Sicherheitsfachkräfte hinsichtlich des Arbeitge­
bers.

Dazu kommt der Beratungsbereich hinsichtlich der Ar­
beitnehmer. Die Fachkräfte sollen hinwirken auf die 
Arbeitnehmer, daß sie sich entsprechend den Arbeits­
schutzbedingungen verhalten. Dazu gehört, sie zu be­
lehren und zu unterrichten.

Das Arbeitssicherheitsgesetz ist ein Rahmengesetz. 
Der Gesetzgeber ist davon ausgegangen, gesetzlich 
nur die Konturen zu setzen; die Durchführungsvor­
schriften aber durch Unfallverhütungsvorschriften der 
Berufsgenossenschaft ausfüllen zu lassen. §21 Nr. 1 a 
ASiG ändert die Reichsversicherungsordnung dahin, 
daß § 708 Abs. 1 eine neue Nr. 4 erhält, wonach die Be­
rufsgenossenschaften Unfallverhütungsvorschriften er­
lassen können über die Maßnahmen, die der Unter­
nehmer zur Erfüllung der sich aus dem Arbeitssicher­
heitsgesetz ergebenden Pflichten zu treffen hat.

Wie werden nun diese Unfallverhütungsvorschriften 
aussehen? W ir behandeln heute vormittag zwei Kom­
plexe, die geregelt werden müssen: Einmal den über­
betrieblichen Dienst und zum anderen die Frage der 
Ausbildung.

Für die überbetrieblichen Dienste ist in Aussicht ge­
nommen, einen Arbeitskreis zu konstituieren zur Er­
arbeitung von Richtlinien, Vorschriften und Grund­
sätzen für die Gestaltung und Errichtung von überbe­
trieblichen sicherheitstechnischen und arbeitsmedizi­
nischen Diensten. In diesem Arbeitskreis werden ne­
ben Fachleuten der Berufsgenossenschaft natürlich 
auch Sachkundige der Betriebe und der Gewerbeauf­
sicht vertreten sein.

Der Umfang der Ausbildung ergibt sich aus den Auf­
gabenkatalogen (§§3 und 6 ASiG) und aus den ergän­

zenden Angaben zur Fachkunde in den Unfallverhü­
tungsvorschriften. Es überrascht, daß die bis jetzt vor­
liegenden Unfallverhütungsvorschriften nicht fest­
legen, welche Qualifikation die Fachkraft für Arbeits­
sicherheit haben muß. Es bleibt offen, ob die sich er­
gebenden Einsatzzeiten durch einen Ingenieur, einen 
Techniker oder einen Meister erfüllt werden müssen.

Zum Stand des Verfahrens ist folgendes zu sagen: 
Der Bundesarbeitsminister hat die Rahmenunfallver­
hütungsvorschriften »Betriebsärzte« und »Sicherheits­
ingenieure und andere Fachkräfte für Arbeitssicher­
heit« in einem vorläufigen Bescheid akzeptiert. Diese 
Rahmenunfallverhütungsvorschriften müssen nunmehr 
ergänzt werden. Bis heute sind 19 Entwürfe solcher 
Unfallverhütungsvorschriften bekannt. Es fällt auf, daß 
die Unfallverhütungsvorschriften keine einheitliche 
Struktur aufweisen. Das soll an zwei Beispielen ge­
zeigt werden: Die Berufsgenossenschaft Nahrungs­
mittel und Gaststätten schreibt für die Betriebsarten­
gruppe Nr. 4 -  das sind Betriebe der Schausteller mit 
Fahrgeschäft oder Zirkusbetriebe -  eine Einsatzzeit 
von 5 Stunden pro Mann und Jahr vor. Dabei wird 
keine Toleranzgrenze nach unten festgelegt, so daß 
für jeden Beschäftigten diese 5 Stunden Betreuungs­
zeit pro Jahr anfallen. Dagegen wird bei vielen Be­
rufsgenossenschaften die geringste Einsatzzeit vor­
aussichtlich bei 0,2 Stunden pro Mann und Jahr lie­
gen. Dazu kommt, daß in der Regel eine untere Frei­
grenze von 50 Arbeitnehmern festgeschrieben wird.

Nach Inkrafttreten der Unfallverhütungsvorschriften 
wird somit auch weiterhin ein bestimmter Prozentsatz 
an Arbeitnehmern nicht arbeitsmedizinisch oder si­
cherheitstechnisch versorgt sein. Es werden beispiels­
weise durch die Unfallverhütungsvorschrift der Be­
rufsgenossenschaft A 37,6 % der Versicherten in 1,6 % 
der Betriebe versorgt sein; die Berufsgenossenschaft B 
regelt die Einsatzzeiten so, daß 99 % der Versicherten 
in 88 % der Betriebe versorgt sind.

§ 19 A S iG Ü b e rb e tr ie b lic h e  D ienste

§ 9 A bs . 3 A S iG Z u sam m e na rb e it B e trieb s ra t

§ 21 A S iG Ä n d e ru n g  R V O

§ 7 19  a 

Satz 1 

Satz 2 

Satz 3

R V O (N r .  3  u. 5 ) 

B G —D ienste  

A nsch lu ß zw a ng  

A usnahm e

§ 7 2 3  A bs 2 R V O M itte l z u r E in r ic h tu n g  

ü b e rb e trie b lic h e r D ienste  

u. 7 19  a AG

mn gi Ü b e rb e tr ie b lic h e  a rb e itsm e d iz in isch e  u n d / 

o de r s icherhe its tech n ische  D ienste
7  /  75

Bild  2

A u s b ild u n g  vo n  F a c h k rä fte n  fü r  A rb e its s ic h e rh e it

§ 5  A bs. 3 A S iG F o rtb ild u n g  K osten  A G

§ 6 A S iG A u fg ab e n  der F a ch k rä fte

§ 7 A S iG A n fo rd e ru n g  Fachkunde

§ 21 N r. 4 A S iG Ä n d e ru n g  R V O

—  § 7 2 0 R V O A u s b ild u n g  d u rch  BG

mncs A U S B IL D U N G  S IC H E R H E IT S F A C H K R Ä F T E 9 /  7 5

Bild 3
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Bei der Vielfalt und unterschiedlichen Strukturierung 
der Unfallverhütungsvorschriften wird es notwendig 
sein, daß die Berufsgenossenschaft ihre versicherten 
Betriebe darüber informiert, welche Anforderungen 
sie im einzelnen erfüllen müssen.

Zur Vorbereitung der nachfolgenden Referate darf auf 
die Einzelvorschriften des Arbeitssicherheitsgesetzes, 
die in Bild 2 und 3 zusammengefaßt sind, verwiesen 
werden. Den Themenkreis »überbetriebliche arbeits­
medizinische und/oder sicherheitstechnische Dienste«

wird, aus der Sicht des Gewerbeaufsichtsbeamten 
Herr Reg.-Gew.-Dir. Dipl.-Ing. Huer (Coesfeld), aus der 
Sicht des Sicherheitsingenieurs Herr Ing. (grad.) Schlin­
germann (Bocholt), und, aus der Sicht des Betriebs­
arztes, Herr Dr. W inkler (Krefeld) behandeln. Den The­
menkreis »Ausbildung« wird Herr Dipl.-Ing. Prestar, 
Ltd. Technischer Aufsichtsbeamter der Textil- und Be­
kleidungsberufsgenossenschaft und Vorsitzender des 
Fachausschusses Aus- und Fortbildung beim Kura­
torium der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Un­
fallforschung vortragen.
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Überbetriebliche Dienste
Dipl.-Ing. Hans Hüer

Nach der Definition der Weltgesundheitsorganisation 
ist Gesundheit nicht nur das Freisein von Krankheit, 
sondern das körperliche, geistig-seelische und soziale 
Wohlbefinden.

Wenn w ir diese These als richtig anerkennen, und ich 
hege bei den Teilnehmern dieser Tagung keine Zwei­
fel daran, muß man sich zwangsläufig Gedanken dar­
über machen, wie dieses Ziel erreicht werden kann. 
Wie Sie soeben von Herrn M inisterialrat Ibels gehört 
haben, hat der Gesetzgeber im Arbeitssicherheitsge­
setz die rechtlichen Grundlagen geschaffen. Dieses 
Gesetz wird nun am 1. Dezember 1974 in Kraft treten. 
Die Erfüllung des Gesetzesauftrages richtet sich ein­
deutig an den Arbeitgeber.

In Großbetrieben ist der Einsatz des Sicherheitsinge­
nieurs und des Werkarztes schon seit langer Zeit 
keine Frage. Wie aber kann das Gesetz in Mittel- und 
Kleinbetrieben realisiert werden?

In der Bundesrepublik arbeiten etwa 80%  aller Ar­
beitnehmer in Betrieben mit Belegschaftszahlen von 
unter 1000 Beschäftigten.

Hier wird also in der Regel an den Einsatz eines 
hauptberuflichen Werkarztes und in den meisten Fäl­
len auch an den Einsatz eines hauptberuflichen Sicher­
heitsingenieurs kaum zu denken sein.

Zur Verwirklichung der Forderungen des Arbeits­
sicherheitsgesetzes müssen daher andere Wege ge­
funden werden.

Im § 19 des Arbeitssicherheitsgesetzes hat der Ge­
setzgeber bewußt auch die Möglichkeit zum Einsatz 
überbetrieblicher Dienste vorgesehen, um auch in M it­
tel- und Kleinbetrieben eine Sicherstellung des Ge­
setzesauftrages zu ermöglichen. Eines ist sicher un­
bestritten, daß sowohl der Sicherheitsingenieur als 
auch der Werkarzt im Betrieb, also am Ort des Ge­
schehens, die wirkungsvollste Arbeit leisten kann. Das 
Problem Sicherheitsingenieur hat sich dabei naturge­
mäß nie so deutlich gezeigt, wie das Problem Werk­
arzt. In vielen Betrieben ist der Ingenieur ohnehin 
vorhanden und man hat ihm die Aufgaben des Sicher­
heitsingenieurs mit übertragen. Aus vielfältigen Erfah­

rungen muß allerdings gesagt werden, daß diese Kom­
bination von Betriebsingenieur und Sicherheitsinge­
nieur in vielen Fällen nicht recht glücklich war. Die 
Doppelfunktion hat den Sicherheitsingenieur oft in 
Interessenkollision gebracht, vor allem dann, wenn 
der Chef den Einsatz als Sicherheitsingenieur mehr als 
Pflichtübung betrachtet hat.

Es wird sich also auch hier in Zukunft in vielen Fällen 
der Einsatz eines überbetrieblichen Sicherheitsdien­
stes empfehlen, der, obwohl er losgelöst ist von der 
Nähe des betrieblichen Geschehens, wirkungsvolle 
Arbeit leisten kann. Es bleibt dabei unbestritten, daß 
der hauptamtliche Sicherheitsingenieur auch dann, 
wenn er noch eine Nebenfunktion im Betrieb hat, der 
Idealfall sein wird. Er ist vor Ort und ständig greifbar.

Ob nun diese Fachkraft für Arbeitssicherheit immer 
ein Ingenieur sein muß oder nicht, darüber hatten Herr 
Jäck und Herr Pawlitzki sich im vergangenen Jahr ein­
gehend geäußert. Sie können das in der Kongreßson­
derausgabe von »Sicher ist sicher« Nr. 9/1973 nach- 
lesen. Ich möchte das »Für« und »Wider« nicht weiter 
vertiefen. Die Frage stellt sich im Augenblick auch für 
mein Thema nicht.

Betriebsart, Fachkunde und Qualifikation werden für 
die Sicherheitsfachkraft die entscheidenden Kriterien 
sein.

Technisch, organisatorisch und psychologisch sollte 
diese Fachkraft geschult sein, aber auch über päd­
agogische und rhetorische Fähigkeiten sollte sie ver­
fügen. Denken sie daran, daß auch die Sicherheitsbe­
auftragten geschult sein müssen, wenn diese w ir­
kungsvolle Kleinarbeit leisten sollen. Es genügt heute 
einfach nicht mehr, daß man feststellt, daß eine Schutz­
vorrichtung fehlt oder daß man weiß, wie der Spaltkeil 
angebracht sein muß.

Wenn man davon ausgeht, daß der Sicherheitsinge­
nieur dabei sein muß, wenn Betriebsanlagen geplant 
werden, wenn neue Maschinen beschafft werden, neue 
Arbeitsverfahren eingeführt werden, daß er informiert 
sein muß über Fragen der Ergonomie, und daß er in 
der Lage sein muß, mit dem Werkarzt über Fragen der 
Arbeitsphysiologie zu sprechen.
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Der Gesprächspartner kann also immer nur ein ent­
sprechend vorgebildeter Fachmann sein.

All diese Kriterien stellen sich beim Werkarzt nicht in 
dem Maße. Es ist auch sicher nicht so wichtig, daß der 
Werkarzt in einem solchen Maße in den Betrieb inte­
griert wird wie der Sicherheitsingenieur, und es ist 
daher auch nicht so wichtig, wenn der Arzt nicht im 
Betrieb seinen festen Platz hat.

Das Arbeitssicherheitsgesetz hat nun zunächst nur 
den Rahmen abgesteckt, der in manchen Beziehun­
gen noch der Ausfüllung bedarf. Der Arbeitgeber, an 
den er sich wendet, hat nun mehrere Möglichkeiten, 
die ihm durch das Gesetz auferlegten Pflichten zu er­
füllen. Der § 19 bietet hierzu die Möglichkeit, in Form 
überbetrieblicher Dienste im Hinblick auf Sicherheit 
und gesundheitliche Betreuung der Arbeitnehmer. Ein 
zentraler, ständig zur Verfügung stehender überbe­
trieblicher Dienst wird immer dort besonders ideal 
sein, wo die zu betreuenden Betriebe so nahe bei­
einander liegen, daß ein ständiger enger Kontakt zwi­
schen Zentrum und Betrieb möglich ist. Über die Ent­
fernungen zum Zentrum gibt es recht unterschiedliche 
Auffassungen, die zwischen einem Radius von 5 und 
20 km sich bewegen, ich meine der Radius sollte bei 
8 -1 0  km liegen. Besonders günstige oder ungünstige 
Verkehrsverbindungen können dabei durchaus ein 
Kriterium sein.

Wichtig ist vor allem, daß in diesem Kreis soviele zu 
betreuende Arbeitnehmer vorhanden sind, daß das 
Zentrum mit seinen teuren Einrichtungen und seinem 
Personal ausgelastet ist und damit wirtschaftlich ar­
beiten kann. Nach meinen Informationen sollte die 
Zahl bei etwa 4000 zu betreuenden Personen für einen 
Arzt liegen. Ich bin mir klar darüber, daß diese Zahl 
einiges an Diskussionsstoff enthält. Ich vermute, daß 
Dr. Winkler dazu einiges mehr sagen wird.

Ganz anders wird es nun dort aussehen, wo sich ein 
entsprechend zentraler Standort für ein Zentrum nicht 
finden läßt. Ich denke an die zerstreuten Betriebe in

Eifel, Sauerland, Westerwald usw. Hier wird man sicher 
ohne mobile Dienste nicht auskommen können. Aber 
auch diese mobilen Dienste müssen einer Zentral­
stelle angeschlossen sein, um wirkungsvoll arbeiten 
zu können. Der TÜV Rheinland hat in seinem Infor­
mationsheft Nr. 2/1974 eine recht interessante Studie 
veröffentlicht. U. a. werden hier zwei Überlandbusse 
als mobile Zentren vorgestellt. Ein großer Bus mit 
Röntgenanlage und ein kleiner Bus ohne Röntgenan­
lage.

Auch die Berufsgenossenschaften wollen schrittweise 
ein Netz überbetrieblicher Dienste ausbauen und ha­
ben zu diesem Zweck in jedem Bundesland eine Leit­
stelle eingerichtet. Ziel dieser Leitstellen ist:

1. Die Erfassung des Bedarfs

2. Einrichtung von Zentren als Modelle

3. Planung ärztlicher Fortbildungsmöglichkeiten in die­
sen Zentren.

Eine Möglichkeit des überbetrieblichen Dienstes bie­
tet sich noch in Form des niedergelassenen Sachver­
ständigen an.
Es wäre denkbar, daß ein vitaler pensionierter Fach­
mann von der Berufsgenossenschaft, vom Techni­
schen Überwachungs-Verein oder von der Staatlichen 
Gewerbeaufsicht noch ein wenig Freizeitgestaltung 
braucht oder sich seine Pensionsbezüge aufbessern 
will.

Auch dem niedergelassenen Arzt, dessen Praxis nicht 
voll ausgelastet ist, bieten sich hier Möglichkeiten.

Die Schwierigkeit wird aber hier in der apparativen 
Einrichtung liegen, die bei einem Arzt, dessen Praxis 
nicht ausgelastet ist, kaum vorhanden sein dürfte. In 
der Regel sollten in einerWerkarztpraxis folgende Ein­
richtungen vorhanden sein: Röntgengerät, Gerät für 
Mikrowellen- und Reizstromtherapie, Inhalationsge­
rät, EKG, Elektrischer Blutdruckmesser, Puisemeter, 
Fahrradergometer, Audiometer, Sehtestgerät, Vitalo-

Bild 1 W erkarztzentrum  B orghorst
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graph, Mikroskop, Photometer, Zentrifuge und Steri­
lisator.

Wenn ein Arzt eine derartige Praxis hat, muß diese 
entsprechend ausgelastet sein, er hätte dann im Grun­
de ein Werkarztzentrum. Denkbar ist die Lösung, sie 
wird immer der Ausnahmefall bleiben. Es sei denn, 
man betrachtet die nicht so vollständig eingerichtete 
Praxis eines niedergelassenen Arztes als Dependance 
zu einem Werkarztzentrum.

Wie sieht es nun in der Praxis bereits aus.

Im Jahre 1964/65 fanden sich im Kreis Köln-Ehrenfeld 
Unternehmer zusammen, die 1966 mit einer Starthilfe 
des Arbeitgeberverbandes ein überbetriebliches Werk­
arztzentrum gründeten. Durch den Beitritt mehrerer 
neuer Unternehmen hat man auch hier feststellen 
müssen, daß eine gewisse örtliche Entfernung zum 
Zentrum nicht überschritten werden darf. Um aber die 
vielen Wünsche der Klein- und Mittelbetriebe erfüllen 
zu können, wird man dazu übergehen müssen, Depen­
dancen im Kölner Bereich einzurichten. Meines Wis­
sens betreut heute das Zentrum 28 Mitgliedsfirmen 
mit etwa 6000 Beschäftigten.

Auf Initiative und mit Hilfe des Landes Nordrhein- 
Westfalen sind nun in diesem Lande 4 Modellversuche 
ins Leben gerufen worden, die ich Ihnen hier kurz vor­
stellen möchte.

Bild 2 G rundriß  W erkarztzentrum  Borghorst

I. Werkarztzentrum Borghorst 
Bild 1 und Bild 2

Der Gedanke, in Borghorst ein Werkarztzentrum ein­
zurichten, geht bereits auf das Jahr 1969 zurück, dem 
dann im Jahre 1970 dieGründung eines Vereins folgte. 
Unternehmer aus Borghorst, Burgstöinfurt und Nord­
walde hatten die Initiative ergriffen und mit finanziel­
ler Unterstützung des Landes Nordrhein-Westfalen

konnte das Borghorster Modell realisiert werden. Die 
Hilfestellung des Verbandes der Textilindustrie West­
falen in Münster muß hierbei besonders hervorgeho­
ben werden.

Heute sind diesem Zentrum, das von einer Ärztin be­
treut wird, 12 Betriebe der Textil- und Bekleidungs­
industrie angeschlossen und eine Brauerei.

Bild 3 W erkarz tzen trum S o lingen
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Bild 4 G rundriß  W erkarztzentrum  Solingen

II. Werkarztzentrum Solingen 

Bild 3 und Bild 4

Das Solinger Werkarztzentrum, ebenfalls mit finan­
zieller Unterstützung des Landes Nordrhein-Westfalen 
bereits vor Erlaß des Arbeitssicherheitsgesetzes durch 
13 Solinger Unternehmer gegründet, wurde am 4. Juli 
1973 offiziell eröffnet. Dieses Zentrum betreut bereits 
28 Betriebe mit ca. 5800 Arbeitnehmern.

Mitglieder des Werkarztzentrums Solingen sind aus­
schließlich Unternehmer der Metall- und Schneid­
warenindustrie. Die angeschlossenen Betriebe haben 
Beschäftigtenzahlen, die zwischen 15 und 600 Arbeit­
nehmer liegen.

Dieses Modell ist deswegen von besonderem Inter­
esse, weil hier eine größere Zahl kleinerer Betriebe 
angegliedert ist.

Die Umbaukosten eines älteren Gebäudes betrugen 
etwa 65000.-D M , die Einrichtungskosten etwa 250000- 
DM. Die jährlichen Unterhaltungskosten werden mit 
etwa 200000 -  DM veranschlagt.

Von den Betrieben liegen 7 in Borghorst, 4 in Burg- 
steinfurt und eine Firma in Nordwalde. Burgsteinfurt 
und Nordwalde sind nur wenige Kilometer von Borg­
horst entfernt, so daß der enge Kontakt zum Zentrum 
gegeben ist. Es werden hier etwa 3400 Arbeitnehmer 
betreut, die in Betriebsgrößen von 70 bis 700 Be­
schäftigten arbeiten. Wesentlich ist der große Anteil 
weiblicher Beschäftigter. Träger des Zentrums ist, wie 
bei den übrigen Modellen auch, ein eingetragener 
Verein mit Mitgliederversammlung, Vorstand, Ge­
schäftsleitung und Beirat. Die Aufgaben sind in ent­
sprechenden Satzungen festgelegt. Die Einrichtungs­
kosten beliefen sich auf 335 000.- DM. Die Unterhal­
tungskosten werden mit etwa 160000.- DM pro Jahr 
veranschlagt.

III. Werkarztzentrum Krefeld 
Bild 5 und Bild 6

Das Krefelder Modell wurde am 13. November 1973 
seiner Bestimmung übergeben. Zunächst wurden 10 
Mitgliedsfirmen mit ca. 1600 Arbeitnehmern betreut. 
Heute sind 18 Mitgliedsfirmen mit etwa 4500 Arbeit­
nehmern angeschlossen.

Bei diesem Modell ist besonders bemerkenswert, daß 
sich hier Unternehmer der verschiedensten Branchen 
zu einem Werkarztzentrum zusammengeschlossen ha­
ben. Es werden Betriebe der Bau-, Nahrungs- und 
Futterm ittelindustrie sowie der Metallindustrie und 
Chemiebetriebe betreut, ebenso die Geschäftsstelle 
der Unternehmerschaft Krefeld und die Verwaltung 
des RWE Krefeld.

Bild 5 W erkarztzentrum  Krefeld
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Das Einzugsgebiet hat sich damit auf den Raum zwi­
schen Mönchengladbach und Kleve erweitert.

Die Betriebsgrößen bewegen sich zwischen 11 und 
850 Arbeitnehmern.

Die Investitionskosten liegen bei etwa 180000.- DM. 
Die Unterhaltungskosten dürften etwa 300000.- DM 
pro Jahr betragen.

Über die Arbeit und Erfahrungen in diesem Zentrum 
wird der leitende Arzt, Dr. Winkler, eingehend berich­
ten. Sein Vortrag dürfte insbesondere im Hinblick auf 
die Betreuung sehr unterschiedlicher Branchen von 
besonderem Interesse sein.

IV. Arbeitsmedizinisches und Sicherheitstechnisches 
Zentrum Bocholt

Bild 7 und Bild 8

Kurz vor seiner offiziellen Eröffnung durch den Mini­
ster für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes 
Nordrhein-Westfalen steht das Bocholter Modell, dem 
man in Zukunft sicherlich besondere Beachtung schen­
ken dürfte. In Bocholt wurde erstmalig ein kombinier­
tes Werkarzt- und Sicherheitszentrum ins Leben ge­
rufen.

Sechzehn Unternehmer aus Bocholt und Rhede haben 
sich zunächst hier zu einem Verein »Werkarztzentrum 
Bocholt/Rhede« zusammengeschlossen. Inzwischen 
ist die Zahl der angeschlossenen Betriebe auf 19 an­
gewachsen. Es werden hier überwiegend Betriebe der 
Textilindustrie betreut mit Betriebsgrößen, die zwi­
schen 60 und 700 Beschäftigten liegen.

Aus dem Zusammenwirken zwischen Werkarzt und 
Sicherheitsingenieur dürften sich in absehbarer Zeit 
interessante Erfahrungen sammeln lassen.

Der Sicherheitsingenieur, der bereits vor Monaten 
seine Arbeit aufgenommen hat, ist durch die große 
Zahl der Betriebe, die er zu betreuen hat, so stark be­
lastet, daß sich die Einstellung einer Hilfskraft kaum 
umgehen lassen dürfte. Über die Erfahrungen seiner 
Arbeit wird Herr Schlingemann berichten.

Die Investitionskosten in Bocholt beliefen sich auf 
283 000.- DM. Die Unterhaltungskosten dürften nach 
überschlägiger Rechnung zur Zeit bei 240 000.- DM 
pro Jahr liegen.

Es wäre verfrüht, über die Ergebnisse der Arbeit die­
ser Institute bereits heute zu berichten. Mit Sicherheit 
läßt sich aber sagen, daß die Arbeit in den Zentren 
erfreuliche Ansätze zu erfolgversprechendem Einsatz 
zeigen.

Erwähnt werden muß aber an dieser Stelle noch, daß 
am 7. Juli 1974 durch Eigeninitiative Steinhagener Un­

Bild 7 A rbe itsm ediz in isches 
und S icherheitstechnisches 
Zentrum  Bocholt
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Bild 8
G rundriß  A rbe itsm ediz in isches 
und S icherheitstechnisches 
Zentrum  Bocholt

ternehmer ein Werkarztzentrum seiner Bestimmung 
übergeben werden konnte.

Die vier nordrhein-westfälischen Modelle sind insofern 
besonders interessant, da der betreute Kreis der Be­
triebe in der Größenordnung recht verschieden ist und 
auch den Zentren die verschiedenartigsten Gewerbe­
gruppen angeschlossen sind.

Das Bocholter Modell dürfte sicher in absehbarer Zeit 
Erfahrungen liefern über die Zusammenarbeit zwi­
schen Werkarzt und Sicherheitsingenieur.

Über die Kosten pro Arbeitnehmer und Jahr liegen mir 
recht unterschiedliche Angaben vor. Bei Werkarzt­
zentren bewegen sie sich zwischen 50.- und 7 0 -  DM 
und bei kombinierten Werkarzt-Sicherheitszentren 
zwischen 70 -  und 80 -  DM. Fachleute hegen Zweifel 
daran, ob diese Preise heute noch kostendeckend 
sind.

Lassen Sie mich zum Schluß kommen.

Sicherheitliche und gesundheitliche Betreuung wer­
den durch das Arbeitssicherheitsgesetz zu einem Teil 
unternehmerischer Tätigkeit, die man in Zukunft vom 
Betrieb nicht mehr loslösen kann.

Pessimisten sprechen zwar davon, daß dieses Gesetz 
erst in 10 oder 20 Jahren durchzuführen sein werde.

Es gibt sicher heute noch zu wenig geschulte und aus­
gebildete Sicherheitsingenieure und noch schlechter 
sieht es sicher bei der Zahl der Mediziner aus, deren 
Qualifikation den Ansprüchen des Gesetzes gerecht 
wird.

Der Anfang ist aber gemacht, und ich meine, der An­
fang ist bereits heute recht vielversprechend.

Eines ist aber sicherlich klar: Nur Spezialisten werden 
die anstehenden Probleme sachgerecht lösen kön­
nen. Wenn ich den hier vertretenden Kreis von Fach­
leuten sehe, berechtigt das m. E. schon zu recht gro­
ßen Hoffnungen.
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Auf Initiative des Ausschusses für Arbeit des nord­
rhein-westfälischen Landtages wurde durch das 
Haushaltsgesetz für das Jahr 1970 ein Betrag von 
DM 750 000 -  zur Förderung der Errichtung und Ein­
richtung von Werksarztzentren bereitgestellt. Die Ver­
waltung dieser Mittel oblag dem Arbeitsministerium 
des Landes. Der Gesetzgeber hatte damit die Vor­
aussetzung geschaffen, daß überbetriebliche Dienste 
zur arbeitsmedizinischen Versorgung von Klein- und 
Mittelbetrieben als Modelle eingerichtet werden konn­
ten. Hier sollten für eine gesetzliche Regelung der 
allgemeinen arbeitsmedizinischen Versorgung Erfah­
rungen gesammelt und diese der Legislative, der 
Exekutive, den Sozialpartnern und einer interessier­
ten Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt werden.

1966 hatte in Köln-Ehrenfeld ein erstes überbetrieb­
liches Werksarztzentrum seine Tätigkeit aufgenom­
men. Es war auf Initiative des Kölner Arbeitgeberver­
bandes gegründet worden. Dieses Beispiel machte 
jedoch keine Schule. Erst 1972 begann mit der För­
derung des Arbeitsministeriums ein Zentrum in Borg­
horst/Burgsteinfurth seine Tätigkeit. Ein Jahr später 
wurden die Zentren in Solingen und in Krefeld eröff­

Erfahrungen 
mit Betriebsarztzentren
Dr. med. Karl-Otto Winkler

net. In Bocholt begann der vierte vom Land geför­
derte überbetriebliche Dienst seine Aktivität mit ei­
nem Sicherheitsingenieur. Dieses Zentrum konnte 
erst vor wenigen Tagen mit einem Arbeitsmediziner 
besetzt werden. Inzwischen sind in den vergangenen 
Monaten ohne staatliche Hilfe weitere Zentren ent­
standen, oder sie befinden sich im Stadium der Pla­
nung. Mein Erfahrungsbericht beschränkt sich auf die 
Werksarztzentren von Borghorst/Burgsteinfurth, Solin­
gen und Krefeld.

Diese Einrichtungen versorgen Betriebe, deren Größe 
zwischen ungefähr 10 und 1000 Arbeitnehmern liegt. 
Sie erfüllen damit die Forderung: die Betreuung von 
Klein- und Mittelbetrieben. Bei gleicher Aufgabenstel­
lung weisen die Zentren erhebliche Unterschiede auf. 
In Borghorst/Burgsteinfurth überwiegt die Textilindu­
strie.

Es werden Überwachungsuntersuchungen wegen 
Lärmgefährdung durchgeführt. In Solingen sind die 
Unternehmen der Metallverarbeitung vorherrschend. 
Deswegen sind Überwachungsuntersuchungen erfor­
derlich wegen Lärmgefährdung, Gefährdung durch

WERKSARZTZENTREN ALS MODELLEINRICHTUNGEN IN  NRW  

BOCHOLT ohne Angaben

BORGHORST -  BURGSTEINFURT z .Zt .  3 .600  Arbeitnehmer in 14 Unternehmen 

Oberbekleidung, Webereien, Spinnereien, Jutewebereien, Brauerei

KREFELD z .Z t . 4 .500  Arbeitnehmer in 18 Unternehmen

Chemie,Lebens- u.Futterm ittel, Maschinenbau,Energieversorgung,

Dienstleistung

SO L IN G E N  z .Z t .  6 .500  Arbeitnehmer in 27 Unternehmen 

Metallverarbeitung,Giessereien, Gesenkschmieden, G alvanik ,

Papierfabrik, Dienstleistung
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Lösemittel (Trichloräthylen, Tetrachlorkohlenstoff und 
anderen) Kohlenmonoxyd und Schwermetallen sowie 
Untersuchungen nach den Vorschriften des Bundes­
seuchengesetzes.

Krefeld erfaßt Firmen der Branchen Chemie, Lebens­
mittel, Maschinenbau, Energieversorgung und Dienst­
leistung.

Hier werden Fleihenuntersuchungen nach dem Bun­
desseuchengesetz, wegen Gefährdung durch Lärm, 
Schwefelkohlenstoff, Trichloräthylen und einer orga­
nischen Quecksilberverbindung vorgenommen.

Ein weiterer Unterschied besteht darin, daß in Borg­
horst/Burgsteinfurth und Solingen Sprechstunden ab­
gehalten und Erste-Hilfe-Leistungen erbracht werden.

In Krefeld wurde darauf verzichtet, weil eine sehr 
hohe Arztdichte besteht. Alle 3 Zentren führen neben 
den Eignungs- und Überwachungsuntersuchungen 
auch allgemeine Vorsorgeuntersuchungen aufWunsch 
der Arbeitnehmer durch.

Begleiten w ir nun einen Patienten auf seinem Weg 
im Krefelder Werksarztzentrum. Ein M itarbeiter eines 
Maschinenbauunternehmens, der sich zu einer Vor­
sorgeuntersuchung entschlossen hat, meldet sich bei 
der zuständigen Verbindungsperson in der Personal­
abteilung seines Betriebes.

Diese Stelle vereinbart mit dem Zentrum einen Unter­
suchungstermin. Der M itarbeiter erhält einen Formu­
larsatz, der den Untersuchungsauftrag darstellt.

B itte  B lo c k s c h r ift od e r M a s c h in e n s c h r ift

I I I□ / r /r I I I I ~r
Firma Personalnum m er Familienname

/ i m  i
G eb D a tum /V ers icherungsnum m er 

/
Vorname G eburtsnam e M =  männl. S taa tsangehörigke it

Fam ilienstand P LZ  W ohnort S traße und Hausnum m er

/
Untersuchungs-Datum  

0 E ignung/E inste llung  

E ignung/Nachunters. Betr. 

Nachuntersuchung, A rbeitn. 

Nachuntersuchung, W A Z  

B fA , LVA 

Sonstige

E inste llungs-D atum  

0
m

0

m
/ □

] /  / /
E ntlassungs-D atum E rle rn te r B eruf

B eru fsgenossenscha ft ^ /
Vorgesehene Tä tigke it/S te llu ng

S taatl. G ew erbeau fs ich t ^ /

B undesseuchengesetz

K rankenkasse

B ehandelnder A rzt

KB, BfA, LVA, BG. Schw erb., Z: 

E rw erbsm inderung: ________

V orgesehener A rbe itsp la tz  

/
% -Satz

AG, AN, Gesundh., Persönl., D iszip l., Fachl., Z :

K ündigungsgrund: _________________________

Gesundh., Persönl., Fachl., Z : 

Nichteinstellungsgr.: _________________________

Zahl der K inde r bei Frauen

B G -B e u rte ilu n g : Dauernd nicht geeignet, B e fris te t n icht gee ignet, B ed in g t n ich t geeignet, Geeignet, 

Rücksprache mit unters. Arzt, /  Dauer der befr. E ntfernung  von gef. T ä tig k e it ........... T, W, M, J

E m p fe h lu n g : Augenarzt, Augen-Schutz, G ehörschutz, V ors ich t A lkoho l, Z.: ________________________

/  [M l Mutterschutz
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Hier sind die Personalien, der erlernte Beruf, die aus­
geübte Tätigkeit und die Stellung im Unternehmen 
angegeben. Auf diesem Formular wird auch vermerkt, 
ob es sich um eine Einstellungsuntersuchung, eine 
Eignungsuntersuchung nach den Berufsgenossen­
schaftlichen Grundsätzen für arbeitsmedizinische Vor­
sorgeuntersuchungen oder ähnliches handelt. Für die 
Erhebung der Vorgeschichte werden in Solingen und 
Krefeld Fragebogen verwendet. In Borghorst zieht 
man das persönliche Gespräch vor.

Am nächsten Morgen meldet sich unser Patient um 
8.00 Uhr im Werksarztzentrum. Die Helferin mißt und 
wiegt ihn.

Dann wird mit ihm der ärztliche Fragebogen bespro­
chen. Bei Einstellungsuntersuchungen wird auch das 
zurückliegende Arbeitsleben erfragt. Bei häufigem 
Stellenwechsel beschränken wir uns auf einen Zeit­
raum von 2-5 Jahren. Anschließend erfolgt die ein­
gehende körperliche Untersuchung zur Erhebung des 
Status praesens.

Erhebung der Vorgeschichte

K lin ische Untersuchung
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Sehtest

H örtest

B lutentnahm e
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R öntgenschirm bildaufnahm e

Die Dokumentation der Befunde erfolgt auf einem 
Markierungsbeleg. Etwa 7 0%  aller anfallenden De­
skriptoren sind darin erfaßt und werden angekreuzt. 
Nur bei Bedarf erfolgt die Ergänzung durch freien 
Text. Damit wird die Schreibarbeit gegenüber der 
konventionellen Befundschreibung wesentlich verein­
facht. Außerdem ist jederzeit die Umstellung auf elek­
tronische Datenverarbeitung möglich.

Die klinischen Befunde werden durch einen Seh- und 
Hörtest vervollständigt. Für den Sehtest benutzen wir 
ein Gerät von Rodenstock »Rodavist« mit den Test­
scheiben Nr. 170 und Nr. 171. Der Test ist in dieser 
Form sehr zeitraubend, da den Patienten bis zu 7 
Einzelinformationen im Gesichtsfeld angeboten und 
von ihnen erkannt werden müssen.

Der Hörtest wird mit dem Gerät Phonak Selektor-A 
durchgeführt. Für ein Screening hat sich dieses Gerät 
sehr bewährt.

Die Blutentnahme erfolgt mit sogenannten Vacutai- 
nern. Dies sind evakuierte Glasröhrchen, welche die 
notwendigen Chemikalien für die Blutsenkung, den 
Blutstatus in genau vorgegebener Menge enthalten.

Routinemäßig wird bei jedem Patienten eine Rönt­
genschirmbildaufnahme der Brustorgane angefertigt. 
Bei Bedarf steht für Lungenaufnahmen in Hartstrahl­
technik und für Wirbelsäulenaufnahmen im Stehen 
ein Bucky-Wandstativ zur Verfügung. Auf die Durch­
leuchtung haben w ir bewußt verzichtet.

In dieser Form wurde die Röntgenanlage aus Kosten­
gründen und Gründen des Strahlenschutzes zusam­
mengestellt. Die laufenden Kosten für eine Schirm­
bildaufnahme verhalten sich zu den laufenden Kosten 
einer Thoraxübersichtsaufnahme in Großformat wie 
1:5. In den meisten Fällen reicht die Schirmbildtech­
nik aus. Um die Ermächtigung zur Pneumokoniose­
überwachung von der Berufsgenossenschaft zu er­
halten, ist eine Anlage erforderlich, mit der Aufnah­

men im Format 40x40 cm in Hartstrahltechnik ange­
fertigt werden können.

Bei der Erhebung der Vorgeschichte und des k lin i­
schen Status wird entschieden, ob eine Atemfunk­
tionsprüfung, d. h. ein Vitalogramm, benötigt wird.

Lungenfunktionsprü fung



Belastungs-EKG

Die Elektrokardiogramme werden routinemäßig bei 
allen Personen über 40 Jahren mit Hilfe eines Drei­
fachschreibers angefertigt. Die Belastung erfolgt auf 
dem Fahrradergometer. Damit hat unser Patient un­
ser Untersuchungsprogramm absolviert.

Aus Gründen eines rationellen Arbeitsablaufs und 
der Kostenverminderung haben w ir uns entschlossen, 
für Laboruntersuchungen andere Institute in Anspruch 
zu nehmen. Im Werksarztzentrum werden nur die Blut­
senkung und Urinuntersuchungen ausgeführt. Durch 
die persönliche Mitgliedschaft des Arztes in 2 Grup­
penpraxen konnte unser werksärztlicher Dienst an 
diese Rationalisierungsgemeinschaften angeschlos­
sen werden. Die eine Gemeinschaft, ein Zusammen­
schluß von 130 Ärzten, führt mit Autoanalyzern zwei 
mechanisierte Programme durch. Die andere Gruppe, 
ein Zusammenschluß von 40 Ärzten, betreibt ein mo­

dernes Handlabor. Hier können die Profile der Auto- 
analyzer ergänzt werden.

Es steht ein Analysengerät mit 12 Kanälen zur Ver­
fügung. Damit werden folgende Werte bestimmt: Ge­
samt-Eiweiß, Albumin, Cholesterin, Calzium, Kreati­
nin, Harnstoff-N, Harnsäure, alkalische Phosphatase, 
Gesamt-Bilirubin, sowie die Fermente LDH und SGOT.

Ebenso mechanisiert ist die Bestimmung des roten 
Blutfarbstoffes, der roten und weißen Blutkörperchen, 
der Blutplättchen, sowie die Bestimmung des Ver­
hältnisses von Blutplasma zu Zellbestandteilen (Hä­
matokrit). Zusätzlich werden einige errechnete Werte 
ausgeworfen, z. B. der Gehalt an rotem Blutfarbstoff 
in der einzelnen Blutzelle. Das blutchemische Profil 
und diese Grundwerte des Blutstatus werden routine­
mäßig bei jedem Patienten angefertigt. Dieser Auf­

A utoanalyzer SMA 12 
fü r b lutchem isches Profil
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Autoana lyzer SMA 8 
fü r häm atologisches Profil

wand wird bewußt betrieben, da Vorsorgeuntersu­
chungen nach dem Prinzip des Screening vollzogen 
werden müssen, dessen Wirksamkeit von der Dichte 
seiner Maschen abhängt.

Die Autoanalyzer und das Handlabor unterliegen der 
statistischen Qualitätskontrolle, wie sie seit dem 1. Ja­
nuar 1974 gesetzlich vorgeschrieben ist.

Das Programm des Handlabors umfaßt alle im poli­
klinischen Betrieb notwendigen und gängigen Blut-, 
Urin-, und Stuhluntersuchungen.

Nachdem alle Befunde zusammengetragen und aus­
gewertet worden sind, erfolgt die abschließende Be­
urteilung.

Bei einer Einstellungsuntersuchung wird für den Ar­
beitgeber ein Belastungsdiagramm angefertigt.

Es enthält in der Vertikalen die verschiedenen Be­
lastungsarten, denen der Arbeitnehmer ausgesetzt 
ist.

In der Horizontalen wird die Beurteilung über die Be­
lastbarkeit in den Stufen geeignet, zweifelhaft und 
ungeeignet gekennzeichnet. Die Kategorie »zweifel­
haft« bedeutet, daß ein geringes gesundheitliches 
Risiko besteht; seine Beurteilung ist nur im Bela­
stungsversuch am Arbeitsplatz möglich.

Die Patienten werden vom Untersuchungsergebnis 
schriftlich in verständlicher Form unterrichtet. Der 
Brief enthält auch Empfehlungen, z. B. den behan­
delnden Arzt aufzusuchen, das Übergewicht zu vermin­
dern, eine bestimmte Diät einzuhalten oder ähnliches. 
Im gleichen Arbeitsgang werden die Befunde für die 
behandelnden Ärzte zusammengestellt.

A rbe itsp lä tze  im H andlabor
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Enzymstraße im Handlabor

Mit dieser Schilderung des Arbeitsablaufs habe ich 
Ihnen zugleich die Ausrüstung des Krefelder Zen­
trums vorgestellt. Wie bereits erwähnt, arbeiten die 
beiden anderen Zentren nach dem gleichen Prinzip. 
Sie unterscheiden sich in der Aussage über das Er­
gebnis der Einstellungsuntersuchung. Während unser 
Belastungsdiagramm einen allgemeinen Eindruck von 
der Einsatzfähigkeit des Bewerbers vermittelt, bezieht 
sich die Beurteilung der Werksarztzentren Borghorst 
und Solingen auf die Eignung am vorgesehenen Ar­
beitsplatz. Bei innerbetrieblichen Versetzungen kön­
nen deswegen Nachuntersuchungen erforderlich wer­
den. Die apparative Ausrüstung ist den örtlichen Ge­
gebenheiten angepaßt.

Das Wissen um die Arbeitsbedingungen wird von den 
Werksärzten durch Betriebsbegehungen erworben. Es 
hat sich als nützlich erwiesen, gezielte Untersuchun­
gen über Beleuchtung, Arbeitshaltung, Augenschutz, 
Lärm usw. durchzuführen. Wünscht der Arbeitnehmer 
einen Arbeitsplatzwechsel oder wird die individuelle

Belastbarkeit z. B. nach längerer Krankheit, zur Dis­
kussion gestellt, kann ebenfalls eine Arbeitsplatzbe­
gehung notwendig werden.

Um die physische Belastung der Arbeitnehmer in Feld­
untersuchungen ermitteln zu können, sind die Zen­
tren unzureichend ausgerüstet. In Krefeld steht nur 
ein Gerät zur Messung von Schallpegeln zur Verfü­
gung. Die Ergometrie am Arbeitsplatz stellt eine 
wichtige Grundlage für eine fachgerechte Beratung 
der Arbeitnehmer und der Unternehmen dar. Die er­
forderliche apparative und personelle Investition ist 
um so problematischer, je kleiner der überbetrieb­
liche Dienst ist. Die Kosten für solche Einrichtungen 
sind hoch, und es muß die Gewähr gegeben sein, daß 
sie ausreichend genutzt werden.

Alle 3 Zentren haben gezielte Krankheitsvorbeugung 
aufgenommen und führen Reihenimpfungen gegen 
Influenza und Wundstarrkrampf durch. In Borghorst/ 
Burgsteinfurth und in Krefeld werden Erste-Hilfe-

Belastungsdiagramm eines 35- jährigen Mannes mit einer Osteo-
CODEZEILE

geeignet

zweifelhaft

ungeeignet

Belastung am Arbeitsplatz

Personalabteilung 
bitte zutreffendes
ankreuzen

Bem erkungen chondrose der Lendenwirbelsäule und einer Hyperopie mit 3 dptr.
Datum  U n te rsch rift des A rztes



Kurse abgehalten. Alle betriebsärztlichen Aktivitäten 
erfolgen in enger Zusammenarbeit zwischen den Un­
ternehmensleitungen, den Betriebsräten und den Si­
cherheitsfachkräften. In einigen Firmen sind bereits 
die Arbeitsschutzausschüsse gemäß §11 des Arbeits­
sicherheitsgesetzes gegründet worden.

Dieser Überblick über die Arbeitsweise der nordrhein­
westfälischen Modelleinrichtungen zur arbeitsmedizi­
nischen Betreuung von Klein- und Mittelbetrieben 
zeigt, daß diese überbetrieblichen Dienste durchaus in 
der Lage sind, die im Arbeitssicherheitsgesetz vom
12. Dezember 1973 gestellten Aufgaben zu erfüllen. 
In manchen arbeitsmedizinischen Bereichen wird be­
reits jetzt schon mehr getan als nach dem Aufgaben­
katalog in §3  vorgesehen ist, z.B. die generelle 
Durchführung von Eignungsuntersuchungen bei der 
Einstellung oder die gezielte Krankheitsvorbeugung.

Die Träger der Zentren gehen dabei von der Überle­
gung aus, daß der Arbeitsschutz vor der Aufnahme 
der Tätigkeit in einem Betrieb beginnen muß. Der 
Nutzen aus der arbeitsmedizinischen Versorgung darf 
sich für Arbeitnehmer und Unternehmen nicht allein 
auf den Arbeitsschutz beschränken.

In diesem Zusammenhang ist eine Unfallverhütungs­
vorschrift »Betriebsärzte« der Berufsgenossenschaf­
ten von besonderem Interesse. Darin ist ein Katalog 
enthalten, der die Zeit festsetzt, die ein Betriebsarzt 
pro Jahr und Arbeitnehmer tätig sein sollte. Mit die­
ser Regelung über die betriebsärztliche Einsatzzeit 
wird Neuland betreten. Ihre Berechnung ist auch für 
Unternehmen dann schwierig, wenn durch Produk­
tionsänderungen die Arbeitsbedingungen häufig wech­
seln. Hier müssen die Erfahrungen abgewartet wer­
den, die sich bei der Anwendung dieser neuen Vor­
schrift ergeben. Die Berufsgenossenschaft Druck und 
Papier hat die Unfallverhütungsvorschrift verabschie­
det. Die Berufsgenossenschaft Chemie hat, wie in 
diesen Tagen bekannt geworden ist, ihren Vorschlag 
für die Bestimmung der betriebsärztlichen Einsatzzeit 
der Vertreterversammlung zugeleitet.

Auch auf Grund der Erfahrungen in den nordrhein­
westfälischen Modellen haben sich die Berufsgenos­

senschaften dazu entschlossen, Unternehmen von 
dem Nachweis der Einsatzzeiten zu befreien, wenn 
diese Firmen sich einem überbetrieblichen Werksarzt­
zentrum angeschlossen haben, das die Berufsgenos­
senschaften anerkennen.

Gerade der überbetriebliche Dienst kann die An­
fangsschwierigkeiten des Arbeitssicherheitsgesetzes 
teilweise auffangen, die aus dem Mangel an ausge­
bildeten Arbeitsmedizinern entstehen. Dies trifft vor 
allem dann zu, wenn in einem Zentrum mehrere Ärzte 
unter der Leitung eines Arbeitsmediziners Zusammen­
arbeiten. Die vorhandenen Einrichtungen können bes­
ser genutzt werden. Auch die in der weiteren Umge­
bung gelegenen Betriebe können durch Niederlas­
sungen, mobile Einheiten oder Vertragsärzte erfaßt 
werden. In einer solchen Organisation ist zur Entla­
stung der Ärzte eine begrenzte Delegation von Auf­
gaben an nicht medizinisch ausgebildetes Personal 
möglich.

Hier bieten sich die Anknüpfungspunkte für eine gute 
Zusammenarbeit zu den Fachkräften für Arbeitssicher­
heit. Allerdings dürfen diese sich nicht nur als Ken­
ner und Anwender von sicherheitstechnischen Sach­
kenntnissen verstehen.

Es ist erforderlich, daß sich der Sicherheitsfachmann 
auch um arbeitsphysiologische Gegebenheiten be­
müht. Der Arzt ist auf diese Zusammenarbeit ange­
wiesen, da er nicht über das erforderliche technische 
Wissen verfügt, um mit Hilfe arbeitsmedizinischer Er­
kenntnisse Produktionsabläufe mitgestalten zu kön­
nen. Hier wartet eine wichtige und zukunftsträchtige 
Aufgabe ihrer Lösung.

Ich habe mich darum bemüht, Ihnen einen Erfah­
rungsbericht über die Arbeit der Werksarztzentren zu 
geben, die in Nordrhein-Westfalen mit staatlicher För­
derung entstanden sind. Besondere Verdienste hat 
sich Herr M inisterialrat Ibels um ihre Gründung er­
worben. Ihm danke ich auch für den Auftrag, in Ver­
tretung für die beiden anderen Zentren, dieses Refe­
rat halten zu dürfen. Für die Informationen über die 
Zentren in Borghorst/Burgsteinfurth und Solingen be­
danke ich mich bei meinen Kolleginnen Frau Frenzel 
und Frau Dr. med. Schröder.
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Erfahrungen 
mit sicherheitstechnischen 
Zentren
Ing. (grad.) Wilhelm Schlingermann

S. 75

Gegründet wurde das Arbeitsmedizinisch-Sicherheits­
technische Zentrum (ASZ) unter der Bezeichnung 
»Werkarztverein Bocholt/Rhede e.V.« von zwölf ö rtli­
chen Unternehmern, von denen drei den gewählten 
Vorstand stellen: zwei Betriebsinhaber und ein Ver­
treter des Verbandes der Textilindustrie Westfalen. 
Dieser Verband hat das ASZ wesentlich gefördert. Ge­
schäftsführer des Zentrums ist der Leiter des Textil­
büros Bocholt-Borken.

Entwickelt hat sich das ASZ durch den Anschluß wei­
terer Unternehmen in den Folgemonaten: heute be­
treut das Zentrum 22 Unternehmen, bis auf eine Aus­
nahme Textilbetriebe; 4000 Arbeiter und Angestellte 
sind in den ASZ-Betrieben beschäftigt, 30 % weib­
liche, 10 % ausländische Mitarbeiter.

Die Investitionskosten (Umbau, Einrichtungsgegen­
stände, Meßgeräte usw.) des ASZ in Höhe von 
376000,— DM wurden je zur Hälfte von den ange­
schlossenen Betrieben und durch Subventionen des 
MAGS (Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozia­
les des Landes Nordrhein-Westfalen) finanziert.

Zur Deckung der laufenden Kosten zahlen die M it­
gliedsfirmen zur Zeit vierteljährlich 15 ,- DM pro Be­
triebsangehörigen, d. h. 6 0 ,-  DM pro Jahr.

Betreut werden Betriebe unterschiedlicher Größen­
ordnung und Struktur. Das kleinste Mitgliedsunter­
nehmen beschäftigt 50 Personen, das größte 580. 18 
Mitgliedsbetriebe liegen direkt in Bocholt, zwei in 
Rhede und zwei in Dingden. Kein Betrieb liegt weiter 
als 8 km vom ASZ entfernt -  eine wichtige Vorausset­
zung der Effizienz überbetrieblicher Dienst. Größere 
Einzugsgebiete würden die Betriebskosten der Dienste 
steigern und ihren Einsatz in dringenden Fällen er­
schweren.

Start bei Status Null

Bei der Beurteilung meiner Tätigkeit in der Anlauf­
phase des arbeitsmed.-sicherheitstechnischen Zen­
trums Bocholt/Rhede e.V., wie auch der zahlreichen 
und unterschiedlichen Probleme, die in dieser Zeit 
aufgetreten sind, muß eine generelle Schwierigkeit 
berücksichtigt werden, durch die ich zum Teil noch

jetzt benachteiligt bin: niemand konnte und kann mir 
das »know how« eines überbetrieblichen sicherheits­
technischen Dienstes vermitteln. Nirgendwo fanden 
sich »Kochrezepte«, alles mußte nach eigenem Ermes­
sen in Gang gesetzt, mußte am eigenen Leibe erfah­
ren werden.

Dieser Nachteil wurde und wird durch den nicht hoch 
genug einzuschätzenden Vorteil aufgewogen, daß ich 
meine Arbeit vom ersten Tage völlig nach meinen ei­
genen Vorstellungen aufbauen und ausbauen konnte. 
Das begann damit, daß ich am 2. Januar vorigen Jah­
res zuerst einmal in Übereinkunft mit unserem Ge­
schäftsführer den Handwerkerschutt aus den Räumen 
des ASZ schaffen ließ und für einen Telefonanschluß 
sowie für die Einstellung einer Sekretärin sorgte. Ich 
zähle hier diese Kleinigkeiten bewußt auf, damit deut­
lich wird, daß meine Tätigkeit in Bocholt/Rhede defini­
tiv mit dem »Status Null« begann . . .

Danach nahm ich die ersten Kontakte mit den einzel­
nen Betrieben auf, und systematisch wurden Infor­
mationsgespräche mit Betriebsinhabern, Betriebslei­
tern und Betriebsräten durchgeführt. Ich fand überall 
freundliche Aufnahme, da die M itgliedsbetriebe ja frei­
w illig unserem Zentrum -  richtiger also: ihrem Zen­
trum -  beigetreten waren. Dennoch zeigte sich, daß 
allenthalben Vorbehalte von seiten der Belegschaft 
bestanden, einmal generell gegen alles »Neue«, zum 
anderen aber auch gegen Details, die mit dem Zen­
trum zusammenhingen. Es mußte also zunächst ein­
mal versucht werden, diesen Vorbehalten entgegen­
zuwirken, insbesondere gewisse Vorurteile gegen das 
Zentrum auszuräumen.

Die besten Möglichkeiten dazu boten sich auf Be­
triebsversammlungen, die mir Gelegenheit gaben, al­
len Mitarbeitern des jeweiligen Betriebes die Grund­
züge des Arbeitssicherheitsgesetzes und seine Be­
deutung insbesondere für die Klein- und Mittelbe­
triebe darzulegen. Dabei konnte die Notwendigkeit 
des Zentrums, seine evidenten Vorteile und damit 
auch die Aufgabe des dort eingesetzten Sicherheits­
ingenieurs zwanglos erläutert werden.

Bis Mitte Oktober 1974 habe ich auf 14 Betriebsver­
sammlungen so verfahren können -  wie ich glaube,
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mit gutem Erfolg. Jedenfalls war überall dort, wo ich 
gesprochen hatte, rasch ausgezeichneter Kontakt zu 
den Belegschaften herzustellen.

Zentrum-Arzt ist kein Vertrauensarzt

Eine zusätzliche Problematik ergab sich, als unser 
Dr. Ulf Bengtsson, ein schwedischer Arbeitsmediziner, 
Mitte September seine Tätigkeit im Zentrum aufnahm. 
Es war für den Vorstand sehr schwierig gewesen, ihn 
zu verpflichten; der Mangel an arbeitsmedizinisch 
qualifizierten Ärzten ist bekanntlich das größte Hin­
dernis beim Aufbau überbetrieblicher Dienste. Nun 
war das Problem für unser Zentrum gelöst -  und in 
den Betrieben gab es Vorbehalte: man sah in Dr. 
Bengtsson so eine Art Vertrauensarzt!

Dieser irrigen Auffassung mußte mit allem Nachdruck 
entgegengetreten werden; hierbei konnte vor allem 
auf den Wortlaut des Gesetzes verwiesen werden, 
dessen §3 Abs. 3 eindeutig und unmißverständlich 
besagt:

»Zu den Aufgaben der Betriebsärzte gehört es nicht, 
Krankmeldungen der Arbeitnehmer auf ihre Berechti­
gung zu überprüfen.«

Damit konnten augenscheinlich viele der Zweifler 
überzeugt werden. Den Rest wird Dr. Bengtsson selbst 
besorgen, wenn er demnächst gemeinsam mit mir auf 
den Betriebsversammlungen spricht, um seine Auf­
gabe zu erläutern, und wenn die Belegschaften ihn 
dann persönlich beaugenscheinigen und seine Ein­
stellung zu seiner Aufgabe kennenlernen können.

Mit ihm besteht unser ASZ-Team nun aus vier M it­
arbeitern: aus ihm, der Sekretärin, einer Medizinisch- 
technischen Assistentin und mir. So konnte, da auch 
die Ausstattung mit dem erforderlichen Gerät für Dr. 
Bengtsson und mich mittlerweile nahezu vollständig 
war, am 24. Oktober die offizielle Eröffnung unseres 
Zentrums erfolgen.

Episoden aus der Anlaufzeit

Auf dem Wege bis zum Eröffnungstage hat es viele, 
teilweise geradezu kuriose Episoden gegeben; einige 
davon seien hier kurz geschildert. So sah ich in einer 
Spinnerei einige M itarbeiter mit wallendem Langhaar 
unbekümmert an den Spinnmaschinen arbeiten. Der 
Gedanke, daß sie jeden Augenblick Gefahr liefen, 
skalpiert zu werden, war ihnen noch nie gekommen. 
Ich nahm Kontakt zu sechs Haarschutzherstellern auf. 
Von den etwa dreißig gefährdeten Personen, vor­
nehmlich Frauen, bestellten nur sechs einen Haar­
schutz. Trotzdem war die Aktion kein Mißerfolg: die 
anderen Mitarbeiter banden fortan ihre Haare zusam­
men oder steckten sie hoch -  und das konsequent. 
Nach einiger Zeit setzte sich dann bei fast allen die 
Einsicht durch, daß es doch vernünftiger sei, den Haar­
schutz zu bestellen . . .

Die unterschiedlichsten Erfahrungen waren auch bei 
der Initiative zur Einführung von Sicherheitsschuhen 
zu registrieren. Bereits während meiner Einarbeitungs­
zeit hatte ich in einer Spinnerei drei Spinner ange­
troffen (was häufiger vorkommt), die -  im November!

-  barfüßig durch die Fabrikhallen spazierten (was doch 
schon mehr überraschen mußte). Ich konnte sie mit 
der Aufzählung eines Kataloges der Risiken, die sie 
mit ihrem Verhalten eingingen, überzeugen: heute tra­
gen sie Sicherheitsschuhe.

Daran wurde ich erinnert, als mir später in den betreu­
ten Betrieben die hohe Zahl von Vorderfußverletzun­
gen auffiel. Sicherheitsschuhe mußten eingeführt wer­
den, das war das Gebot der Stunde. Ich schrieb 16 
Sicherheitsschuhhersteller an. Fünf von ihnen kamen 
prompt meiner Bitte nach, Muster zu schicken: Ich 
konnte alsbald zwei Kollektionen von je 15 verschie­
denen Sicherheitsschuhen oder Sandalen von Betrieb 
zu Betrieb reichen lassen.

Zunächst sah es aus, als würde es ein Schlag ins Was­
ser: in einer Firma mit 200 Beschäftigten z. B. bestell­
ten ganze 18 M itarbeiter Sicherheitsschuhe! Die Situa­
tion änderte sich vollkommen, als die Schuhe geliefert 
wurden und die Beschäftigten feststellten, wie elegant 
Sicherheitsschuhe aussehen können und wie bequem 
sie sich tragen ließen: da kam dann die große Nach­
bestellung. Vor allem die Arbeiter, die mit schweren 
Teilen umzugehen hatten, bestellten nun ausnahms­
los diese Schuhe.

Diese Erfahrungen machte ich mir zunutze: in einigen 
weiteren Betrieben wurden zwanzig ausgesuchte M it­
arbeiter (Sicherheitsbeauftragte, Betriebsräte, Meister, 
Vorarbeiter) zu gleichen Konditionen ohne vorherige 
Ankündigung mit Sicherheitsschuhen ausgerüstet. Das 
Ergebnis entsprach ganz den Erwartungen: die ge­
samte Belegschaft bestürmte den Betriebsrat, sich da­
für einzusetzen, daß jedermann Sicherheitsschuhe be­
käme! Die aufgeschlossene Betriebsleitung tat nichts 
lieber als das. Seither ist das Tragen von Sicherheits­
schuhen durch Betriebsvereinbarung garantiert.

Insgesamt ergaben sich recht überraschende Einblicke 
in die oft gegensätzlichen Auffassungen der Unter­
nehmensleitungen und die Verschiedenartigkeit des 
Betriebsklimas in den betreuten Unternehmen. So lag 
die finanzielle Beteiligung der Arbeitnehmer beim Er­
werb der Sicherheitsschuhe zwischen 10,- DM und 
50 % des Schuhpreises. Meine Bemühungen, eine ver­
tretbare Finanzierung unter Beteiligung der Betriebs­
leitungen zu vereinbaren, hatten unterschiedlichen Er­
folg. Während verschiedene Betriebe mit meinen Vor­
schlägen sofort einverstanden waren, bedurfte es bei 
einigen anderen ziemlicher Überredungskünste, um 
die Betriebsleitungen von der Wichtigkeit der Sicher­
heitsschuhe zu überzeugen. Gewöhnlich kam die Ein­
sicht nebst Bestellung nach einer detaillierten Berech­
nung der Kosten, die der Firma durch einen Zehen­
bruch entstehen konnten.

Wichtig: Kontakte und Informationen

Neben der vordringlichsten Aufgabe der Anlaufphase, 
eben der Erschließung der betreuten Betriebe, also 
des unmittelbaren Wirkungsfeldes des Zentrums, war 
die Herstellung sachdienlicher Kontakte und die Be­
schaffung einschlägiger Unterlagen und Informationen 
von besonderer Wichtigkeit. »Unsere« Betriebe haben 
alle Verwaltungen, betreiben Werkstätten, bei ihnen
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wird mit gefährlichen Arbeitsstoffen umgegangen, ist 
eine oft umfangreiche Lagerhaltung erforderlich. Fer­
ner sind in dem vom Zentrum zu betreuenden Sektor 
auch Fremdfirmen aus dem Baubereich tätig.

Es war daher geboten, über die -  ausgezeichnete -  
Zusammenarbeit mit der BG Textil und Bekleidung 
sowie der Maschinenbau-BG und dem Gewerbeauf­
sichtsamt hinaus Kontakte auch zu anderen Berufs­
genossenschaften und berufsgenossenschaftlichen 
Einrichtungen -  wie z. B. der Zefu -  herzustellen. So 
wurde systematisch Verbindung aufgenommen zu den 
Berufsgenossenschaften Chemie, Bau, Großhandel 
und Lagerei, Verwaltung, Holz, Feinmechanik und 
Elektrotechnik. Sie alle sandten reichhaltigesMaterial: 
sämtliche Unfallverhütungsvorschriften, Informations­
und Werbeschriften, spezielle Broschüren über Lager­
haltung, gefährliche Arbeitsstoffe usw., so daß das 
Zentrum heute bereits über eine ansehnliche Doku­
mentation verfügt.

Selbstverständlich wurden auch die verschiedenen 
örtlichen Institutionen kontaktiert: die Industrie- und 
Handelskammer, die Kreishandwerkerschaft, der DGB, 
das DRK, die Feuerwehr und nicht zuletzt die Polizei. 
Diese Verbindungen erwiesen sich schon mehrfach 
als nützlich; z. B. stellte mir der Leiter der Schutzpoli­
zei gemeinsam mit dem Vorstand des ASZ einen Son­
derausweis aus, mit welchem -  ähnlich dem Presse­
ausweis -  die besondere Tätigkeit des Inhabers ge­
kennzeichnet ist, verbunden mit der Aufforderung an 
alle einschlägigen Organe und Amtsträger, dem Aus­
weisinhaber bei der Ausübung dieser Tätigkeit behilf­
lich zu sein. Solch Passepartout ist eine wirklich h ilf­
reiche Sache; ich habe mich seiner bisher fünfmal mit 
bestem Erfolg bedient. Beispielsweise ermöglichte er 
es uns, Dr. Bengtsson und mir, ohne weiteres durch 
die polizeiliche Absperrung sofort zur Schadensstelle 
zu kommen, als sich in einer Filterkammer eine Baum- 
wollverpuffung ereignet hatte (erfreulicherweise wurde 
dabei niemand verletzt).

Die gute Zusammenarbeit mit der örtlichen Polizei 
wird es uns auch ermöglichen, demnächst u. a. ge­
meinsam in den Betrieben Zweiradkontrollen durch­
zuführen.

Der Zweck heiligt die Mittel

Solche Maßnahmen sind nützlich -  aber damit darf es 
nicht sein Bewenden haben. Wem an allgemeiner An­
teilnahme an Problemen des Arbeitsschutzes gelegen 
ist, darf kein Mittel ungenutzt lassen, öffentliches In­
teresse zu erwecken. Wer die öffentliche Meinung für 
seine gute Sache mobilisieren kann, hat eine mäch­
tige Kraft zum Verbündeten.

In diesem Sinne versuchte ich, die Fußballweltmei­
sterschaft zu nutzen. Allgemein wurde befürchtet, daß 
während dieses Spektakulums die Unfallzahlen stei­
gen würden. Darauf wies das Plakat hin, dessen Ent­
wurf und Text von mir stammen, während die druck­
reife Zeichnung einem bekannten Karikaturisten zu 
verdanken ist. Genau zwei Tage vor Beginn der Welt­
meisterschaft wurde das Poster in den Betrieben aus­
gehängt. Außerdem sandte ich es an den WDR, die

ARD und das ZDF. Im Dritten Programm des WDR 
wurde es in einer Sendung über die Meisterschafts­
spiele eingeblendet, in zwei Hörfunksendungen des 
WDR wurde ebenfalls über unsere Plakataktion be­
richtet.

Einen weiteren Arbeitssicherheitsertrag brachte die 
Weltmeisterschaft mit dem Erlös der Versteigerung ei­
nes Fußballes, auf dem sich die 24 Unterschriften 
sämtlicher M itglieder des holländischen National­
mannschaftsteams befanden. Die Pressestelle der Hol­
länder hatte zwar erklärt, es sei ausgeschlossen, an 
die Mannschaft heranzukommen, aber ich fuhr, nach­
dem Holland als Endspielteilnehmer feststand, trotz­
dem mit dem von mir gekauften Fußball nach Hiltrup 
bei Münster und pirschte mich an das polizeilich 
streng bewachte Quartier der Stars im Orange-Dreß 
heran. Zwei Stunden später waren die Autogramme 
auf dem Ball.

Das Liebhaberstück wurde dann nach Ankündigung 
in der Lokalzeitung versteigert und brachte 500,- DM 
ein, Grundlage eines Hilfsfonds für Sofortmaßnahmen 
nach schweren Verletzungen. Auch darüber berichtete 
der von mir informierte WDR, so daß außer dem ma­
teriellen Erfolg der Weltmeisterschaftsaktion auch 
einige Pluspunkte in der Öffentlichkeitsarbeit zu ver­
buchen waren.

Das ASZ hat noch viel Arbeit vor sich

Öffentlichen Interesses und allgemeiner Anteilnahme 
bedarf das Zentrum auch, wenn es die Fülle der Auf­
gaben in seinem Betreuungsbereich bewältigen soll. 
Bis wir in allen Betrieben die Sicherheitstechnik im er­
forderlichen Umfange realisiert haben werden, d. h. 
bis alle Maschinen, Anlagen, Aggregate und Werk­
zeuge so sicher gestaltet, betrieben und gewartet wer­
den, daß von ihnen keine Gefahr mehr für den arbei­
tenden Menschen ausgehen kann, werden noch viele 
sicherheitstechnische Initiativen, Betriebsbegehungen, 
Informationsgespräche mit den für die Arbeitssicher­
heit in den Betrieben Verantwortlichen und ständige 
Schulung der Sicherheitsfachkräfte erforderlich sein.

Das beginnt beim Kampf gegen den »Meißel mit Bart« 
bis zur Lärmbekämpfung am Arbeitsplatz, ein in der 
Textilw irtschaft besonders aktuelles Problem. Hier 
und da konnte ich bereits einige Verbesserungen an­
regen -  z. B. an einer Eisensäge, die ohne Schutzvor­
richtung ein ständiges Sicherheitsrisiko darstellte. In 
einem anderen Falle wurden als Ergebnis eines Be­
ratungsgespräches Sicherheits-Stahlbandschneider 
zum Öffnen der Baumwollballen angeschafft. In meh­
reren weiteren Betrieben regte ich die Verwendung 
einer einfachen Vorrichtung zur Beseitigung der bei 
der Bearbeitung von Textilien unvermeidlichen elek­
trostatischen Aufladungen an. Es handelt sich um 
V2A-Plättchen von 3/ioo mm Dicke, die an einem dün­
nen Drahtseil aufgereiht sind und so, über den gesam­
ten Maschinenrahmen gezogen, die elektrostatische 
Aufladung ableiten. Mit dieser Vorrichtung wird nicht 
nur ein Sicherheitsrisiko beseitigt, sondern zugleich 
die Produktion verbessert, da die nicht mehr aufge­
ladenen Textilien jetzt gefaltet wesentlich weniger 
Raum einnehmen als vorher.
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Lärm -  ein Webereiproblem

Schwerpunktaufgabe ist jedoch, wie bereits erwähnt, 
die Lärmbekämpfung am Arbeitsplatz. Fast alle Be­
treuungsbetriebe haben eine Weberei, in denen der 
Lärmpegel bis zu 103dB(A) liegt. Wer an diesen Ar­
beitsplätzen seit Jahren so starken Lärmeinwirkungen 
ausgesetzt ist, dürfte mit Sicherheit lärmgeschädigt 
sein. Die dort Beschäftigten glauben, sie hätten sich 
an den Lärm »gewöhnt«. Sie verkennen, daß es keine 
Lärmgewöhnung gibt: Lärmbelastung führt zur Stoff­
wechselerschöpfung der schallempfindlichen Zellen 
des Innenohres, die bei anhaltender Schädigung in 
gesetzmäßiger Reihenfolge degenerieren mit entspre­
chend erlöschender Hörfunktion. Die M itarbeiter ha­
ben sich, mit anderen Worten, nicht an den Lärm ge­
wöhnt -  sie nehmen ihn infolge bereits geminderter 
Hörfähigkeit nur nicht mehr in voller Stärke wahr.

Inzwischen ist es gelungen, in Zusammenarbeit mit 
den Unternehmensleitungen und Betriebsräten, zwei 
Drittel der Betroffenen davon zu überzeugen, daß es 
notwendig ist, sich eines Gehörschutzmittels zu be­
dienen. Wenn Dr. Bengtsson dieaudiometrischen Mes­
sungen der Belegschaften aufnimmt, hoffen wir, alle 
in Webereien Beschäftigten dazu bewegen zu können, 
Gehörschutz zu verwenden, egal in welcher Form.

An weitergehende Schritte, also an Primärmaßnah­
men des betrieblichen Lärmschutzes, d. h. an techni­
schen Schallschutz an den Maschinen und in den Be­
triebsstätten, wird man erst in absehbarer Zeit denken 
können. Vielfach stehen w ir noch ganz am Anfang, er­
schließen Neuland der Arbeitssicherheit, fangen dort 
an, wo andere vor zwanzig oder mehr Jahren standen.

Prognose positiv

Diese Unterschiedlichkeit der betrieblichen Sicher­
heitstechnik in unseren Mitgliedsunternehmen ist an­
dererseits ein großer Anreiz. Das ASZ kann da u. a. 
als anregender Ausgleichsfaktor wirken: im überbe­
trieblichen Wirkungsbereich wird sich schließlich auch 
im bisher sicherheitstechnisch rückschrittlichen Unter­
nehmen der Maßstab durchsetzen, der in den Betrie­
ben mit gut organisiertem Arbeitssicherheitswesen 
praktische Gültigkeit hat.

Eines der Mittel zur Anhebung des Sicherheitsniveaus

Diskussion

Buss (Hauptverband der gewerblichen Berufs­
genossenschaften, ZefU, Bonn)

Ich möchte mit Ihrer Erlaubnis, Herr Vorsitzender, jetzt 
nicht zum Thema überbetrieblicher Dienst sprechen, 
sondern auf Ihre anfänglichen Ausführungen einge­

ist die Schulung und Information der 63 Sicherheits­
beauftragten der 22 Betriebe. Bisher kamen wir vier­
teljährlich zu 2- bis 3stündigen Treffen zusammen, 
die dem Erfahrungsaustausch dienen. Zunächst wurde 
ein Fragebogen-Test durchgeführt zur Ermittlung des 
allgemeinen Informationsstandes. Wie zu erwarten, 
zeigte sich, daß die praktischen Kenntnisse im allge­
meinen gut, die Theorie meist jedoch schwach war: 
die Begriffe Gesetz, UVV, Verordnung, Richtlinie oder 
Ordnungsstrafe konnten z. B. nur mangelhaft definiert 
werden. Es wurde daher begrüßt, daß in der nächsten 
Zusammenkunft ein Gewerbeaufsichtsbeamter über 
diese Fragen sprach. Auch Vorführungen von Sicher­
heitseinrichtungen, z. B. Brandabzugshauben usw. 
hatten w ir bereits auf dem Programm, das bisher im 
wesentlichen bei den Sicherheitsbeauftragten gut an­
gekommen ist.

Unser aktuelles Problem: wie das ASZ die in der UVV 
geforderten Einsatzzeiten für Sicherheitsfachkräfte lei­
sten soll, ist rechnerisch noch nicht gelöst. Dazu müßte 
das Zentrum personell erweitert werden, was zur Er­
höhung der Kosten für die Mitgliedsbetriebe führen 
würde. Oder die größeren Betriebe müssen beginnen, 
selbst Sicherheitsmeister oder -techniker ausbilden 
zu lassen. Entsprechende Ausbildungsprogramme 
bieten zum Beispiel an: die Bundesanstalt für Arbeits­
schutz und Unfallforschung in Dortmund, die Bergische 
Universität Wuppertal, die Technische Fachhochschule 
Berlin und die Berufsgenossenschaften.

Abschließend noch einige Angaben zur Unfallsituation 
in den betreuten Betrieben: 1973 lag die Meßzahl hier 
bei 3,3 d. h. 3,3 Ausfallstunden pro 1000 geleisteter Ar­
beitsstunden. Im Vergleichszeitraum 1974 ist die Meß­
zahl auf 2,3 gesunken -  und das liegt unter dem 
Durchschnitt in der Textil- und Bekleidungs-Berufsge- 
nossenschaft. Zum Teil ist diese Entwicklung sicher 
auch konjunkturbedingt, aber der objektive Rückgang 
der Unfallzahlen hat meine Arbeit in der Anlaufphase 
nicht unwesentlich erleichtert.

So glaube ich abschließend auch im Hinblick auf die 
bisherige gute Zusammenarbeit mit Dr. Bengtsson, 
dem gesamten ASZ-Team und dem Vorstand des Zen­
trums sowie aufgrund der bisherigen bescheidenen 
Erfolge und Verbesserungen sagen zu können: wenn 
auch der Nachholbedarf an Arbeitssicherheit groß ist, 
so kann die Prognose doch nur lauten: Verlauf positiv.

hen. Zur Vermeidung von Mißverständnissen bedarf 
es hier einer Klarstellung. Die Unfallverhütungsvor­
schrift »Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit« ist nicht unterschiedlich struk­
turiert, wie Herr Ibels vorhin sagte. Vielmehr ist zu­
nächst ein Muster entwickelt worden, das die einheit­
liche Struktur gewährleistet, d. h. die Vorschrift ist 
einheitlich aufgebaut und hat einen einheitlichen Wort­
laut bis auf die Bestimmung über die Bestellung von 
Sicherheitsfachkräften in §2 Abs. 1. Die Möglichkeit 
zur Differenzierung an dieser Stelle ist beabsichtigt. 
Dies entspricht auch dem erklärten Willen des Gesetz­
gebers, der aus sicherlich wohlerwogenen Gründen

137



davon Abstand genommen hat, im Gesetz auch nur 
andeutungsweise irgendwelche Richtwerte zu nennen.

Er hat auf die drei Kriterien abgestellt, die für die Be­
stellung maßgebend sind, und zwar einheitlich für Be­
triebsärzte und für Fachkräfte für Arbeitssicherheit. 
Ich darf sie kurz in Schlagworten zusammenfassen:

Einmal die Betriebsart und damit die Unfall- und Ge­
sundheitsgefahr, zum zweiten die Betriebsgröße, aus­
gedrückt durch die Zahl der beschäftigten Arbeitneh­
mer und ihre Zusammensetzung und drittens die Be­
triebsorganisation.

Dies ist die Rahmenvorgabe und es ist geradezu zwin­
gend, daß die einzelnen Berufsgenossenschaften für 
die verschiedenen Gewerbszweige zu unterschied­
lichen Bemessungsgrundsätzen kommen. In der ei­
sen- und metallerzeugenden Industrie sind selbstver­
ständlich andere Werte zugrundezulegen als beispiels­
weise im Handel; im Bau werden andere Werte anzu­
nehmen sein als beispielsweise in einem Verwaltungs­
betrieb. Abweichungen sind daher nicht etwa ein be­
dauerliches und damit schlechtes Ergebnis, dessen 
Erklärung einer besonderen Öffentlichkeitsarbeit be­
dürfte. Ein solches Ergebnis entspricht dem Sinn des 
Gesetzes, sachgemäß nach den vorgegebenen Krite­
rien zu differenzieren. Ich möchte darauf verzichten, 
weitergehende Ausführungen aus dem Gedächtnis zu 
machen. Dies alles ist nachzulesen in der Begründung 
und in den niedergeschriebenen Äußerungen im Zu­
sammenhang mit den Beratungen des Gesetzes.

Sicher ist, daß zunächst einmal Erfahrungen gesam­
melt werden müssen. Darüber waren sich insbeson­
dere auch die an den Beratungen zur Muster-Unfall- 
verhütungsvorschrift beteiligten maßgeblichen Kräfte 
einig. Im Grunde besitzen w ir augenblicklich so gut 
wie keine Erfahrungen. Für diese Aussage bitte ich 
h ie rvo r diesem Kreis um Verständnis, denn auch die 
hier anwesenden Herren, die aus den Betrieben kom­
men, kommen aus großen Betrieben ganz bestimmter 
Branchen. Dieses Gesetz aber ist angelegt für die Be­
stellung von Fachkräften für Arbeitssicherheit in einer 
Vielzahl kleiner und mittlerer Betriebe und nicht etwa 
nur für die ganz großen, die ja ohnehin schon in be­
stimmten Branchen -  vor allem Eisen und Metall so­
wie Chemie -  seit eh und je Sicherheitsfachkräfte und 
sogar Sicherheitsabteilungen haben. Es wäre falsch, 
bisherige Erfahrungen aus der Großindustrie auf den 
weiten Bereich der übrigen Betriebe übertragen zu 
wollen mit dem Anspruch, eine Rechtsnorm zu schaf­
fen, die auf lange Jahre hinaus nicht verändert wer­
den kann. Ganz das Gegenteil ist der Fall. Wir sind 
angetreten in dem Bewußtsein, daß hier in einer ver­
hältnismäßig kurzen Zeit eine Kurskorrektur notwen­
dig werden kann. Worauf es uns aber zunächst ankam, 
war überhaupt einmal anzufangen und mit diesem An­
fängen das Gesetz mit Leben zu erfüllen. Ich bin der 
Meinung, daß es kein schlechtes Ergebnis ist, daß zu 
einem Gesetz, das im Dezember vorigen Jahres ver­
kündet worden ist, bereits im Mai das Muster einer 
Unfallverhütungsvorschrift vorgelegt werden konnte, 
das von vielen Berufsgenossenschaften schon aus­
gefüllt worden ist.

Ibels

Ich danke Ihnen sehr, Herr Buss, daß Sie das richtig 
und knapp dargestellt haben. Ich habe selbstverständ­
lich den Punkt gemeint, wo die Verwirrung eintrat. Ich 
habe die Sorge, und ich glaube, das ist auch verstan­
den worden, daß bei der Vielfalt der Regelungen, die 
jetzt auf uns zukommen, beispielsweise der bürotech­
nische Dienst von der einen Berufsgenossenschaft so 
behandelt wird und von der anderen Berufsgenossen­
schaft anders. Ich weiß nicht, wie w ir das nachher un­
seren Arbeitnehmern erklären können.

Winkelmann (VDSI)

Herr Vorsitzender, es ist an der Zeit darüber nachzu­
denken, wie in Zukunft die gemeinsame Veranstaltung 
des Fachverbandes für Arbeitssicherheit unter den 
verantwortlichen Organisatoren geregelt werden kann, 
erstens was die Zeit anbetrifft und zum anderen was 
die Aussage und die Qualifikation der hier vorzutra­
genden Sachthemen angeht. Es ist eine Zumutung, 
wenn ich mir das erlauben darf zu sagen, daß keine 
Kommission die Vorträge prüft, die auch vorher ein­
zusenden wären. Das ist mein Vorschlag als Mitglied 
des Vorstandes des VDSI.

Ibels

Meine Damen und Herren, die Diskussion über eine 
derartige Veranstaltung gehört in den Bereich des Or­
ganisations-Ausschusses. Ihre Anregung nehme ich 
dankbar auf, ich werde sie auch weitergeben. Die 
meisten M itglieder des Organisations-Ausschusses 
sind hier. Ich bin allerdings nicht Ihrer Meinung, daß 
Referenten, die sich bereitfinden hier vorzutragen, 
vorher ihre Manuskripte zur Zensur vorlegen sollten.

Mikfelder (VDSI)

Es steht im Programm: Erfahrungen aus dem bisheri­
gen Modell nach einem Einsatz von zehn Monaten. 
Nachdem es nicht so deutlich aus dem Vortrag des 
Herrn Schlingermann hervorgegangen ist, darf ich 
noch einige Fragen an Herrn Schlingermann richten. 
Sie haben einen gemischten Betrieb betreut, Sie ha­
ben also sehr unterschiedliche Betriebsorganisationen 
gehabt. Jetzt ergeben sich doch Fragen. Ich nehme 
mal etwas ganz einfaches heraus. Das erste, was auf 
einen Sicherheitsingenieur zukommt, ist doch das 
Unfallmeldewesen. Wie läßt sich eine solche Aufgabe 
bei der unterschiedlichen Struktur des Trägervereins 
lösen? Weiter: Sie haben Betriebsbegehungen vor­
zunehmen in den verschiedenen Betriebsabteilun­
gen, sprich Betriebe, die nach Ihrer Darstellung ver­
hältnismäßig klein sind. Wie hat sich das abgewik- 
kelt, war das reibungslos, oder welche Schwierig­
keiten hatten Sie? Für uns ist doch entscheidend, ob 
sich das Modell auf diese Weise durchführen läßt, ob 
das Herkömmliche jetzt vollkommen abzulehnen ist 
und ob eine Neuregelung zu finden ist. Auf weitere 
Beispiele möchte ich nicht eingehen. Uns interessiert 
jetzt, welche Erfahrungen Sie gemacht haben. Daß Sie 
Erfahrungen gemacht haben als Sicherheitsingenieur, 
das freut uns, auch, daß Sie sehr gute haben, denn 
die haben w ir auch gemacht. Hier geht es speziell dar­
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um: wie schaut es aus bei einer solchen Vielgestalt an 
Betrieben bei einer Arbeitsgemeinschaft von Sicher­
heitsingenieuren.

Schlingermann

Zur Unfallmeldung wäre folgendes zu sagen: Alle Be­
triebe senden eine Kopie eines meldepflichtigen Un­
falles, der mit gleicher Post abgeht an die Berufsgenos­
senschaft und an die Gewerbeaufsicht, an unser Zen­
trum. Zur Betriebsbegehung w ill ich ein kleines Bei­
spiel ausführen. In einem Betrieb, das gehört norma­
lerweise nicht zu meinen Aufgaben, zerstörte ich einen 
untauglichen Schleifstein. Ich machte ihn funktionsun­
fähig. Ich w ill ganz ehrlich sein, ich wartete darauf, 
daß mich der Firmeninhaber rief. Ich stellte aber zu 
meiner Überraschung fest, daß er ganz auf meiner 
Seite stand. Die Betriebsbegehung mit der Berufsge­
nossenschaft und der Gewerbeaufsicht verlaufen rei­
bungslos; w ir besprechen dort gemeinsam alle anste­
henden sicherheitstechnischen Probleme.

Partikel (IG Metall)

Ich glaube diese Diskussion zeigt, daß die Veranstal­
ter sich darüber einig werden müssen oder klarwer­
den müssen, daß die Struktur der Veranstaltung in der 
Weise, wie sie bisher in den letzten Jahren durchge­
führt worden ist, nicht mehr durchgeführtwerden kann. 
Wenn Sie davon ausgehen, daß die Veranstalter sich 
nur um Arbeitssicherheit in dem Bereich zu bemühen 
haben, in dem es einigermaßen läuft, dann haben Sie 
recht, wenn Sie aber auch eine Verantwortung dafür 
tragen, die Arbeitssicherheit, insbesondere in den 
kleinen und Mittelbetrieben voranzubringen, dann 
müssen sie denen helfen, die dieses mühselige Ge­
schäft betreiben. Ich würde dafür plädieren, daß man 
Parallelveranstaltungen durchführt, damit die Herren, 
die meinen, es sei eine Zumutung, Grundsätze mal zu 
hören, dann eben unter sich sind und die anderen die 
Hilfe in der Parallelveranstaltung bekommen.

Nun zur Sache: Zu dem, was Herr Buss sagt, möchte 
ich eine Anmerkung machen. Natürlich ist das Gesetz 
nicht in erster Linie für den Bereich gemacht, in dem 
Sicherheitsarbeit und arbeitsmedizinische Arbeit in 
den vergangenen Jahren entwickelt worden ist. Wir 
haben ein Gesetz, das gerade in neue Bereiche hinein­
wirkt. Wenn jetzt beispielsweise in den Berufsgenos­
senschaften durch die Selbstverwaltungsorgane -  er­
mächtigt durch den Gesetzgeber -  die Zeiteinheiten 
definiert werden, die notwendig sind, um die Sicher­
heitsarbeit durchzuführen, dann können w ir nicht da­
von ausgehen, daß es beispielsweise auch reicht, wenn 
w ir Zeiteinheiten bekommen, die ein Drittel unter dem 
liegen, was bereits in einer Reihe von Unternehmen 
üblich ist. Dann müssen w ir das zumindest abdecken, 
was in diesen Unternehmen erreicht worden ist. Ich 
gehe noch einen Schritt weiter. Wenn das gemacht 
werden soll, was im Aufgabenkatalog umrissen ist, 
dann brauchen w ir selbst in diesen beispielhaften Un­
ternehmen noch mehr Personal, denn sonst kann auch 
diese Arbeit nicht geleistet werden. Ich denke an den 
ganzen Zusammenhang Ergonomie und Arbeitssicher­
heit, um ein Stichwort zu nennen. Was die Unter­
schiedlichkeit der Entscheidungen anbelangt, so sehe

ich gar keine große Gefahr, wenn in der einen Berufs­
genossenschaft andere Werte festgesetzt werden als 
in der anderen. Das ist ja eine politische Entscheidung, 
das ist ja die Frage der Bewertung, wieviel Aufwand 
man personell treiben will, um eine bestimmte Auf­
gabe zu lösen. Wenn das eine Organ einer Berufsge­
nossenschaft -  aus welchen Gründen auch immer -  
nicht bereit ist, höhere Einsatzzeiten festzulegen, dann 
muß eben in der anderen Berufsgenossenschaft das 
Notwendige getan werden, um diesen Konflikt sicht­
bar zu machen. Mit pauschalen Regelungen kommen 
w ir hier keinen Schritt weiter, denn dann hätte ja der 
Gesetzgeber eine generelle Regelung treffen können. 
Das ist gerade der Sinn des Gesetzes, praxisbezogene 
Werte unter Berücksichtigung der besonderen Pro­
bleme zu erhalten.

Dazu gibt es im Bereich der Metallwirtschaft ein ganz 
eklatantes Beispiel:

Wir haben in der Nordwestlichen Eisen- und Stahl- 
Berufsgenossenschaft eine Kampfabstimmung erlebt, 
in der die Arbeitgeber einerseits in einer Koalition 
gegen die Mehrzahl der Stimmen der Versichertenver­
treter Zahlen durchgesetzt haben, mit denen die Si­
cherheitsfachkräfte bestimmt nicht glücklich werden. 
Wir haben in der Südd. Eisen und Stahl-Berufsgenos- 
senschaft einen Kompromiß zustande gebracht, über 
den w ir ebenfalls nicht sehr erfreut sind, der uns aber 
dennoch einen Schritt nach vorne bringt. Wir hoffen 
in den übrigen Metall-Berufsgenossenschaften mehr 
an die Zeiteinheiten, die w ir für notwendig halten, zu 
kommen. Es kann für uns kein Kriterium sein, daß jetzt 
nicht genug Fachleute zur Verfügung stehen. Dem Si­
cherheitsfachmann, der bestellt ist, wird die Aufgabe 
gestellt, mit der Arbeit fertig zu werden; dann leistet 
er das, was der Gesetzgeber und was w ir alle wollen.

Zu den anderen Referenten habe ich eine Bemerkung 
und eine Frage. Zunächst zu Herrn Ibels hinsichtlich 
der Frage der Anhörung der Betriebsräte in den Fäl­
len, in denen es nicht zur Anstellung der Fachkräfte 
kommt. Das ist der berühmte Koalitionskompromiß, 
der in letzter Sekunde in das Gesetz hineingekommen 
ist. Wir müssen damit leben. Wir werden versuchen, 
das in Übereinstimmung in den Betrieben zu machen. 
Wir müssen vor allen Dingen die Entscheidung sehen, 
ob der Arbeitgeber einen Fachmann einstellt, bei dem 
die Voraussetzungen vorliegen oder ob ein überbe­
triebliches Zentrum beauftragt wird, oder ob eine 
Fachkraft diese Arbeit freiberuflich macht. Ebenso ist 
festzustellen, ob sich junge Mediziner zusammen­
schließen und eine arbeitsmedizinische Praxis auf- 
machen und beauftragt werden oder ob sich ein klei­
neres Unternehmen an ein größeres hängt und damit 
vielleicht die Voraussetzungen gefunden werden, daß 
die zweite oder dritte Kraft eingestellt werden kann. 
Diese Vorfragen unterliegen der Mitbestimmung. Erst 
wenn entschieden ist, ob man einstellt oder freiberuf­
liche Kräfte nimmt, dann kann die Anhörung des Be­
triebsrates beginnen. Diese Anhörung ist also nicht 
geschaffen worden zum Thema der Mitbestimmung.

Als letztes stelle ich die Frage, wie man sich in Nord­
rhein-Westfalen bei den Modellen die Beteiligung, die 
Mitwirkung und die Mitbestimmung der Arbeitnehmer­
vertreter in den Zentren vorstellt.
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Ibels

Ich glaube, ich brauche nur auf den letzten Einwand 
einzugehen: die Beteiligung der Betriebsräte in den 
Zentren. Sie wird genauso funktionieren wie bei den 
festangestellten Fachkräften für Arbeitssicherheit. Sie 
wissen ja, daß die Zusammenarbeit der Fachkräfte mit 
den Betriebsräten verpflichtend gewährleistet ist, auch 
hinsichtlich der Unterrichtung und Beratung. Alle; 
diese Dinge sind ja im Gesetz abschließend geregelt 
und gelten auch für die überbetrieblichen Dienste. In­
sofern gibt es hier gar keine Schwierigkeiten.

Buss

Herr Schlingermann, ich habe zu Ihrem Vortrag zwei 
Fragen. Sie nannten 22 Firmen, die ihr Zentrum be­
treut. Könnten Sie dazu auch die Zahl der Arbeitneh­
mer in diesen Firmen angeben?

Zum zweiten gaben Sie einen Kostensatz von DM 6 0 -  
pro Person an. Könnten Sie diesen Kostensatz auch 
konkretisieren, bezogen auf die Einsatzstunden?

Schlingermann

22 Firmen mit rund 4000 Beschäftigten werden ver­
sorgt. Das ist, wenn man von den Einsatzzeiten aus­
geht, die die Textil- und Bekleidungs-Berufsgenossen- 
schaft festgelegt hat, natürlich zu wenig.
Wir werden deshalb mehr Sicherheitsfachkräfte ein­
stellen müssen. Wir denken z. B. an Sicherheitsmei­
ster in den größeren Mitgliedsbetrieben.

Zu den DM 6 0 -  ist folgendes zu sagen: Wir kommen 
über kurz oder lang mit diesem Betrag nicht aus. Er 
reichte bis jetzt für Arzt, Sicherheitsingenieur, MTA 
und Schreibkraft sowie für die laufenden Kosten, wie 
Mieten usw. Zur Klarstellung muß noch gesagt wer­
den, daß die DM 6 0 -  natürlich kein vergleichbarer 
Wert sind, weil der dicke Zuschuß des Landes Nord­
rhein-Westfalen hinzukommt.

Raschke (Landesgewerbearzt, Berlin)

Ich habe eine Frage an Herrn Dr. Winkler. Wie groß ist 
der Zeitaufwand für eine Gesundheitsuntersuchung 
pro Person, wie groß ist die Zahl der Untersuchun­
gen an einem Vormittag oder an einem Tage und wie 
hoch sind die Pro-Kopf-Kosten für eine Untersuchung?

Winkler

Wir haben Zeitmessungen durchgeführt und festge­
stellt, daß wir im Schnitt 20 Minuten pro Person und 
Untersuchung benötigen. Auskunft darüber, wie hoch 
die Pro-Kopf-Kosten sind, kann ich nicht geben, denn 
es wird ein Jahresbeitrag pro Arbeitnehmer von den 
Mitgliedsfirmen entrichtet. Dieser Betrag beträgt z. Z. 
DM 72 -, wird aber nicht ganz benötigt werden. Wir 
sind im Begriff, einen zweiten Arzt heranzuziehen. 
Deshalb war eine gewisse Sicherheit notwendig, um 
eventuelle Einrichtungen, Gehalt usw., die mit einem 
weiteren Kollegen auf uns zukommen, abdecken zu 
können. Wir liegen für das Jahr 1974 wahrscheinlich 
in einem Kostenbereich, der etwa bei DM 68.- liegt.

Es wäre sehr wünschenswert, wenn von vorneherein 
bei weiteren Modellen die steuerliche Seite der Werk­
arztzentren geklärt werden könnte. Nach einer Ent­
scheidung, die im Lande Nordrhein-Westfalen getrof­
fen worden ist, müssen w ir wie bei Gewerbebetrieben 
beispielsweise Kapitalertragsteuer zahlen. Da liegt 
insofern eine Schwierigkeit, als damit in den Zentren 
verständlicherweise keine Rücklage gebildet werden 
kann, denn w ir wollen ja keine Gewinne erzielen. Das 
Zentrum ist eine Einrichtung, die auf einer genossen­
schaftlichen Basis arbeitet. Aus diesem Grunde wäre 
es dringend wünschenswert, wenn der Staat als Ge­
setzgeber hier entsprechend Einfluß nehmen würde.

Mikfelder

Ich habe eine Frage an Herrn Dr. Winkler: Nach dem 
Gesetz gibt es Aufgaben sowohl für die Sicherheits­
fachkräfte als auch für die Betriebsärzte. Diese Aufga­
benstellung ist ein wesentlicher Akzent bei der be­
trieblichen Betreuung, also Betriebsbesichtigungen, 
Arbeitsplatzüberprüfungen, Veränderungen am Ar­
beitsplatz, gemeinsame Untersuchungen mit den Si­
cherheitsfachkräften. Ich will hier auf die berühmte 
»Humanisierung des Arbeitslebens« hinweisen. Dar­
auf läuft doch alles hinaus. Ich habe in Ihrem Vortrag 
eigentlich kein Wort gehört, das sich damit befaßt, 
welche Maßnahmen Sie allein oder gemeinsam mit 
der Sicherheitsfachkraft getroffen haben. Die Aufga­
benstellung für Sie ist ja nicht neu.

Es interessiert jetzt: wie können w ir die Aufgaben er­
füllen und welche Erfahrungen haben Sie gemacht in 
einer Arbeitsgemeinschaft im Vergleich zu großen Be­
trieben.

Winkler
Hierzu sind zwei Dinge zu sagen: Im Grunde genom­
men ist alles angelaufen, aber das Wachstum -  wir 
haben mit sieben Mitgliedsfirmen angefangen und in 
der Zwischenzeit sind es 18 geworden -  erschwert al­
les etwas. In einigen Betrieben erfolgen regelmäßige 
Betriebsbegehungen, die terminlich abgestimmt sind 
mit dem jeweiligen Sicherheitsingenieur. Die Betriebs­
räte sind mit dabei. Wir haben natürlich dort, wo es im 
Moment akut war, Maßnahmen eingeleitet, z. B. bei 
Lärm. Ich glaube, man sollte nicht den Fehler machen, 
die Alltagsprobleme, die darin bestehen, daß w ir die 
Betriebe kennenlernen müssen, auf das, was in fünf 
Jahren ist, wenn die Dinge zu Routine geworden sind, 
anzuwenden. Ich komme aus einem Großbetrieb und 
habe ihn mit mehreren Zweigbetrieben versorgt. Es 
dauert eine ganze Reihe von Jahren, bis man die Ar­
beit vollkommen im Griff hat. Es bedarf einer sehr in­
tensiven Arbeit. Ich bin der Meinung, daß das Schwie­
rigkeiten sind, über die man in fünf Jahren nicht mehr 
zu sprechen braucht.

Partikel
Herr Ibels, Ihre Antwort hatte mich nicht ganz befrie­
digt, weil das Problem nicht angesprochen wurde, 
nämlich daß im Betrieb der Fachmann -  ob er nun als 
Angestellter kommt oder als freiberuflich Tätiger -  den 
Bestimmungen des Betriebsverfassungsgesetzes und 
des Arbeitssicherheitsgesetzes unterliegt.
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Es ist ja w irklich anzuerkennen, daß ein Land, nämlich 
Nordrhein-Westfalen, nicht nur auf diesem Gebiet, 
sondern auch auf anderen beispielhafte Initiativen ent­
wickelt. Für uns wäre es natürlich noch besser, wenn 
die Modelle den Aspekt der Mitbestimmung auch in 
den Modellen selbst, in der Verwaltung der Modelle 
beinhalten würden. Ich kann berichten, daß man sich 
in Dietzenbach bei Frankfurt Gedanken über ein Mo­
dell macht, bei dem die Initiative sowohl von Arbeit­
gebern wie von den Betriebsräten gekommen ist. Die 
Betriebsräte haben von Anfang an gesagt: w ir wollen 
nicht erst, wenn der Arzt in den Betrieb kommt, dar­
über reden; w ir möchten von Anfang an an der ganzen 
Sache beteiligt sein. Das ist den Arbeitgebern gut for­
muliert vorgetragen worden, es wurde eingebaut in 
eine Konstruktion eines Beirates in diesem Träger­
verein, der sich ähnlich aufbaut, wie in Nordrhein- 
Westfalen. Das Interessanteste war, daß die Arbeit­
geber die Meinung vertraten -  jedenfalls zum Teil - , 
man könnte doch dann gleich einen Schritt weiterge­
hen, man sollte überlegen, den Vorstand entsprechend 
zusammenzusetzen und das nicht über einen Beirat 
machen. Die Diskussion ist noch nicht zu Ende. Ich 
kann also nicht über eine fertige Sache berichten. Mich 
würde nur interessieren, ob uns von Nordrhein-West- 
falen auch in bezug auf diese innere Struktur vielleicht 
Impulse für die Zukunft gegeben werden können.

Ibels

Auf unsere Anregung hin ist veranlaßt worden, daß 
auch in den Beiräten die Arbeitnehmer entsprechend 
vertreten sind.

Getsberger (Gewerbeaufsichtsamt München)

Auf dem Programm steht: Auswirkungen zum Ar­
beitssicherheitsgesetz. Wir wollen heute hören, was 
sich an Erfahrungen in diesem Jahr, das seit der Be­
kanntmachung des Gesetzes vergangen ist, entwickelt 
hat. Ich sehe als eine Auswirkung insbesondere die 
Tatsache an, daß w ir uns aus einem ganz qualifizier­
ten Personenkreis zusammensetzen. Hier sind erfah­
rene Technische Aufsichtsbeamte der Berufsgenos­
senschaften, Sicherheitsingenieure von Großbetrie­
ben, die sich seit Jahrzehnten mit dem Fragenkom­
plex auseinandersetzen, und Gewerbeaufsichtsbeam­
ten wie ich hier. Ich marschiere auf dem Sicherheits­
gebiet nun schon 19 Jahre. Ich bin so frei und so ehr­
lich, um Ihnen zu sagen, daß es noch manchen Tag im 
Monat gibt, an dem ein Problem auf mich zukommt, mit 
dem ich mich neu auseinandersetzen muß. Der Haupt­
fragenkomplex, der heute für mich im Raum steht, ist 
nicht der der Sicherheitsingenieure, sondern der der 
anderen Fachkräfte für Arbeitssicherheit. Die Ausbil­
dung der Leute, die nun den Unternehmer beraten 
sollen, das ist für mich das Wichtigste. Ich warne hier

an dieser Stelle ganz eindeutig davor, daß man sich 
nun in eine Euphorie hineinbewegt und glaubt, man 
müßte die Sache innerhalb von zwei Jahren über die 
Bühne ziehen. Das geht nicht. Ich warne davor, daß 
man nun in die Ausbildung der Sicherheitsfachkräfte 
einsteigt mit 14tägigen Kursen, nur damit dieses Ge­
setz in Schwung kommt, hier Fachidioten heranzubil­
den, die im Betrieb dann mit Dingen kommen, die 
anderen längst bekannt sind. Wir tun weder unseren 
Beschäftigten, die den Anspruch auf Sicherheit haben, 
noch unseren Unternehmern ein gutes Werk, wenn 
w ir diesen Weg beschreiten würden. Ich stehe auf 
dem Standpunkt, daß dies unter zehn Jahren nicht zu 
machen ist. Die Ausbildung muß sorgfältig vorbereitet 
werden, damit ein Erfolg für die Allgemeinheit zu er­
warten ist.

Winkelmann

Eine Frage an Herrn Dr. Winkler: Sie erwähnten in 
Ihrem Vortrag, daß Sie auch Untersuchungen nach 
dem Bundesseuchengesetz durchführen. Ist das nicht 
mehr die Zuständigkeit der Bundesgesundheits- oder 
staatlichen Gesundheitsämter?

Eine Frage an den Kollegen Schlingermann: Sie er­
wähnten in Ihrem Vortrag, daß Sie bewußt eine Be­
triebsstörung herbeiführten, indem Sie an einer Schleif­
maschine den Stein zerstörten. Ich warne vor solchem 
Eingreifen.

Winkler

Ihre Bemerkung über die Zuständigkeit ist vollkom­
men richtig. Es bestehen Absprachen mit den Gesund­
heitsämtern und uns. Da die Lebensmittelbetriebe 
auch bei uns sind, wäre es nicht richtig, zwei ärztliche 
Institutionen nebeneinander arbeiten zu lassen.

Ibels

Das Ergebnis dieser Diskussion sollte noch zusam­
mengefaßt werden. Die gestandenen Sicherheitsfach­
kräfte haben durch das Gesetz eine enorme Verant­
wortung erhalten, nämlich den neuen Fachkräften, die 
in großer Zahl eingesetzt werden müssen, Rüstzeug 
zu vermitteln, um in den Mittel- und Kleinbetrieben 
arbeiten zu können. Die Größenordnung liegt, wenn 
ich richtig unterrichtet bin, bei 30000. Wir müssen jetzt 
vor Ort, in den Betrieben, in denen bisher nicht viel am 
Arbeitsplatz getan wurde, mehr tun. Sie wissen alle, 
daß die Arbeitnehmer in Mittel- und Kleinbetrieben in 
der Regel noch nicht sicherheitstechnisch und arbeits­
medizinisch versorgt sind. Wir haben alle die Pflicht, 
die Fachkräfte für Arbeitssicherheit, die jetzt heran­
gebildet werden müssen, mit Rat und Tat in ihrem 
neuen Tätigkeitsfeld zu unterstützen.
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Ausbildung von Fachkräften 
für Arbeitssicherheit
Dipl.-Ing. Franz Prestar

' S .  3. 75!

Warum müssen Fachkräfte für Arbeitssicherheit 
ausgebildet werden?

Inwieweit es gelingen wird, das Gesetz über Betriebs­
ärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit (Arbeitssicherheitsgesetz -  ASiG) 
mit Leben zu erfüllen, hängt ganz entscheidend von 
dem Wissen und Können sowie der beruflichen Quali­
fikation derjenigen ab, die der Arbeitgeber ab 1. De­
zember 1974 entsprechend § 5 des Arbeitssicherheits­
gesetzes als Sicherheitsingenieure, -techniker oder 
-meister bestellt. Qualität und Intensität der Ausbil­
dung dieser Fachkräfte werden ursächlich darüber 
entscheiden, ob effektiver als bisher

1. die dem Arbeitsschutz und der Unfallverhütung die­
nenden Vorschriften entsprechend den besonderen 
Verhältnissen der Betriebe angewandt,

2. gesicherte sicherheitstechnische und arbeitsmedi­
zinische Erkenntnisse zur Verbesserung des Arbeits­
schutzes und der Unfallverhütung verwirklicht werden.

Welche Anforderungen müssen Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit erfüllen?

Eine erfolgreiche und zielgerichtete Ausbildung ist nur 
möglich, wenn die beruflichen Erfahrungen der Aus­
zubildenden den Anforderungen entsprechen, die von 
einer Fachkraft für Arbeitssicherheit erfüllt werden 
müssen.

Deshalb ist der Arbeitgeber in seiner Auswahl zur Be­
stellung eines Sicherheitsingenieurs, -technikers oder 
-meisters auch nicht völlig frei, sondern er darf als 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit nur Personen bestel­
len, die sowohl einem berufsbezogenen Qualifikations­
niveau als Ingenieure, Techniker oder Meister ent­
sprechen als auch über die erforderliche sicherheits­
technische Fachkunde verfügen. § 7 ASiG regelt die 
Qualifikation des Sicherheitsingenieurs, -technikers 
und -meisters nur global

§7 Anforderungen an Fachkräfte für Arbeitssicher­
heit
(1) Der Arbeitgeber darf als Fachkräfte für Arbeits­
sicherheit nur Personen bestellen, die den nachste­

henden Anforderungen genügen: Der Sicherheits­
ingenieur muß berechtigt sein, die Berufsbezeich­
nung Ingenieur zu führen und über die zur Erfüllung 
der ihm übertragenen Aufgaben erforderliche sicher­
heitstechnische Fachkunde verfügen. Der Sicher­
heitstechniker oder -meister muß über die zur Er­
füllung der ihm übertragenen Aufgaben erforder­
liche sicherheitstechnische Fachkunde verfügen.

(2) Die zuständige Behörde kann es im Einzelfall 
zulassen, daß anstelle eines Sicherheitsingenieurs, 
der berechtigt ist, die Berufsbezeichnung Ingenieur 
zu führen, jemand bestellt werden darf, der zur Er­
füllung der sich aus §6 ergebenden Aufgaben über 
entsprechende Fachkenntnisse verfügt.

Weitere Einzelheiten ergeben sich aus der Unfallver­
hütungsvorschrift »Sicherheitsingenieure und andere 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit« (VBG 122). Die Fach­
kunde ist in § 3 dieser UVV wie folgt definiert:

Sicherheitsingenieure erfüllen die Anforderungen, 
wenn sie

1. berechtigt sind, die Berufsbezeichnung »Ingenieur« 
zu führen

2. eine praktische Tätigkeit als Ingenieur mindestens 
zwei Jahre lang ausgeübt und

3. einen staatlichen oder berufsgenossenschaftlichen 
Ausbildungslehrgang oder

einen staatlich oder berufsgenossenschaftlich aner­
kannten Ausbildungslehrgang eines anderen Veran­
staltungsträgers mit Erfolg abgeschlossen haben.

Sicherheitstechniker erfüllen die Anforderungen, wenn 
sie

1. eine Prüfung als staatlich anerkannter Techniker er­
folgreich abgelegt haben,

2. danach eine praktische Tätigkeit als Techniker min­
destens zwei Jahre lang ausgeübt haben und

3. einen staatlichen oder berufsgenossenschaftlichen 
Ausbildungslehrgang oder

einen staatlich oder berufsgenossenschaftlich aner­
kannten Ausbildungslehrgang eines anderen Veran­
staltungsträgers mit Erfolg abgeschlossen haben.
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Sicherheitsmeister erfüllen die Anforderungen, wenn 
sie

1. die Meisterprüfung erfolgreich abgelegt haben,

2. danach eine praktische Tätigkeit als Meister min­
destens zwei Jahre lang ausgeübt haben und

3. einen staatlichen oder berufsgenossenschaftlichen 
Ausbildungslehrgang oder

einen staatlich oder berufsgenossenschaftlich aner­
kannten Ausbildungslehrgang eines anderen Veran­
staltungsträgers mit Erfolg abgeschlossen haben.

Die sicherheitstechnische Fachkunde setzt sich dem­
nach aus drei Komponenten zusammen:

Die eine umfaßt die berufliche Vorbildung als Inge­
nieur, Techniker oder Meister, die andere den prakti­
schen Tätigkeitsnachweis von mindestens zwei Jahren 
und die dritte beinhaltet den erfolgreichen Abschluß 
eines staatlichen oder berufsgenossenschaftlichen 
Ausbildungslehrganges oder eines staatlichen oder 
berufsgenossenschaftlich anerkannten Ausbildungs­
lehrganges eines anderen Veranstaltungsträgers.

Fachkundenachweis 

§3 VBG 122

f

Ausbildung

Sicherheitsfachkraft

Bild  1 Voraussetzungen fü r den Erwerb der s icherhe its­
technischen Fachkunde

Wie bilden Berufsgenossenschaften Fachkräfte 
für Arbeitssicherheit aus?

Für die Berufsgenossenschaften ergibt sich aus der 
Änderung bzw. Erweiterung des § 720 RVO die Ver­
pflichtung, auch für die erforderliche Ausbildung von 
Sicherheitsingenieuren, -technikern und -meistern zu 
sorgen.

§ 720*1 [Ausbildungslehrgänge]
(1) Die Berufsgenossenschaften haben für die erfor­
derliche Ausbildung der Personen zu sorgen, die 
mit der Durchführung des Arbeitsschutzes und der 
Unfallverhütung in den Unternehmen betraut sind 
und Mitglieder und Versicherte zur Teilnahme an 
Ausbildungslehrgängen anzuhalten.

* § 720 neu gefaßt m it W irkung vom 1. 7.1963 durch Art. 1 
Unfa llversicherungs-N eurege lungsgesetz vom 30.4.1963 (BG­
Bl. I S. 241), Abs. 1 neu gefaßt und Abs. 4 geändert m it W ir­
kung vom 16.12.1973 durch § 21 Nr. 4 Gesetz vom 12.12. 
1973 (BGBl. I S. 1885).
' S iehe Anm. 3 zu § 539 RVO.

(2) Die Berufsgenossenschaften tragen die unmit­
telbaren Ausbildungskosten sowie die erforderlichen 
Fahrt-, Unterbringungs- und Verpflegungskosten.

(3) Für die Arbeitszeit, die wegen Teilnahme an ei­
nem Ausbildungslehrgang ausgefallen ist, hat der 
Versicherte Anspruch auf ungemindertes Arbeits­
entgelt.

(4) Bei der Ausbildung von Fachkräften für Arbeits­
sicherheit und Sicherheitsbeauftragten (§719) sind 
die nach Landesrecht für den Arbeitsschutz zustän­
digen Landesbehörden zu beteiligen.

Aufgrund fachaufsichtlicher Entscheidung durch den 
BMAS (Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung) 
besteht für sie ferner die Verpflichtung, Ausbildungs­
lehrgänge der Fachkräfte für Arbeitssicherheit ent­
sprechend § 3 VBG 122 nach Grundsätzen zu gestal­
ten, die mit der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Unfallforschung abgestimmt worden sind. Die Bun­
desanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung (BAU) 
bedient sich für den Bereich dieser Grundsätze des 
Rates ihres Fachausschusses für Aus- und Fortbildung 
im Arbeitsschutz. Da in diesem vom Kuratorium der 
BAU gebildeten Fachausschuß alle interessierten 
staatlichen und berufsgenossenschaftlichen Ausbil­
dungsträger repräsentativ vertreten sind, kann davon 
ausgegangen werden, daß praktische und methodi­
sche Erfahrungen, die bisher auf diesem Gebiet ge­
sammelt wurden, in ausreichendem Maße berücksich­
tig t werden.

Welches Lernziel w ird m it der Ausbildung von 
Sicherheitsfachkräften verfolgt?

Das Lernziel ergibt sich aus dem Arbeitssicherheitsge­
setz und der dieses Rahmengesetz ausfüllenden Un­
fallverhütungsvorschrift »Sicherheitsingenieure und 
andere Fachkräfte für Arbeitssicherheit« (VBG 122). 
Es lautet: Nach Abschluß der Ausbildungsmaßnahmen 
müssen die Sicherheitsfachkräfte in der Lage sein, als 
Vollzeit und zeitweise tätige Kräfte und ebenso auch 
als M itarbeiter in einer bestehenden Sicherheitsor­
ganisation (Großbetrieb), die im §6 ASiG genannten 
Aufgaben zu erfüllen.

§ 6 Aufgaben der Fachkräfte für Arbeitssicherheit

Die Fachkräfte für Arbeitssicherheit haben die Auf­
gabe, den Arbeitgeber beim Arbeitsschutz und bei 
der Unfallverhütung in allen Fragen der Arbeits­
sicherheit, einschließlich der menschengerechten 
Gestaltung der Arbeit zu unterstützen. Sie haben 
insbesondere

1. den Arbeitgeber und die sonst für den Arbeits­
schutz und die Unfallverhütung verantwortlichen 
Personen zu beraten, insbesondere bei

a) der Planung, Ausführung und Unterhaltung von 
Betriebsanlagen und von sozialen und sanitären 
Einrichtungen,

b) der Beschaffung von technischen Arbeitsmitteln 
und der Einführung von Arbeitsverfahren und Ar­
beitsstoffen,

c) der Auswahl und Erprobung von Körperschutz­
mitteln,

( Ing.(grad), Techniker, 
l
• Meisterprüfung

praktische Tätigkeit

Yindestens 2 Jahren

berufste

Qualifi
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d) der Gestaltung der Arbeitsplätze, des Arbeitsab­
laufs, der Arbeitsumgebung und in sonstigen Fra­
gen der Ergonomie,

2. die Betriebsanlagen und die technischen Arbeits­
mittel insbesondere vor der Inbetriebnahme und Ar­
beitsverfahren insbesondere vor ihrer Einführung 
sicherheitstechnisch zu überprüfen,

3. die Durchführung des Arbeitsschutzes und der 
Unfallverhütung zu beobachten und im Zusammen­
hang damit

a) die Arbeitsstätten in regelmäßigen Abständen zu 
begehen und festgestellte Mängel dem Arbeitgeber

oder der sonst für den Arbeitsschutz und die Un­
fallverhütung verantwortlichen Person mitzuteilen, 
Maßnahmen zur Beseitigung dieser Mängel vorzu­
schlagen und auf deren Durchführung hinzuwirken,

b) auf die Benutzung der Körperschutzmittel zu ach­
ten,

c) Ursachen von Arbeitsunfällen zu untersuchen, die 
Untersuchungsergebnisse zu erfassen und auszu­
werten und dem Arbeitgeber Maßnahmen zur Ver­
hütung dieser Arbeitsunfälle vorzuschlagen,

4. darauf hinzuwirken, daß sich alle im Betrieb Be­
schäftigten den Anforderungen des Arbeitsschutzes 
und der Unfallverhütung entsprechend verhalten, 
insbesondere sie über die Unfall- und Gesundheits­
gefahren, denen sie bei der Arbeit ausgesetzt sind, 
sowie über die Einrichtungen und Maßnahmen zur 
Abwendung dieser Gefahren zu belehren und bei 
der Schulung der Sicherheitsbeauftragten mitzuwir­
ken.

Bei Festlegung des Umfanges dieser Aufgaben und 
deren Durchführung und Gestaltung hängt der jewei­
lige Einsatz eines Sicherheitsingenieurs, -technikers 
und -meisters von der Problemlage des Arbeitsschut­
zes in einem konkreten Betrieb ab. Es ergeben sich 
demnach auch unterschiedliche Lernziele, die von Fall 
zu Fall unter Berücksichtigung von Größe, Struktur 
und Gefährdungsgrad eines Betriebes aus folgendem 
Funktions- und Tätigkeitenkatalog abgeleitet werden 
können:

1. Stabs- bzw. Beratungsfunktionen

Mitwirkung bei der Planung, Gestaltung und Ände­
rung von Arbeitsstätten, Baulichkeiten, sozialen und 
sanitären Betriebseinrichtungen, von Maschinen und 
Geräten in sicherheitstechnischer Hinsicht.

Festlegung der Schutzziele bei ermittelten Gefahren 
und Erarbeitung von Vorschlägen über Abhilfemaß­
nahmen.

Empfehlung und Auswertung von Eignungs-, Vorsor­
ge- und Überwachungsuntersuchungen der Mitarbei­
ter.

Information der Unternehmensleitung und der betrieb­
lichen Führungskräfte über Erfordernisse, Entwick­
lung und Probleme der Arbeitssicherheit und des so­
zialen Arbeitsschutzes.

Beurteilung und Auslegung von Arbeitsschutzvor­
schriften, Unfallverhütungsvorschriften und Regeln der 
Technik.

Aufstellung und Weiterentwicklung eines Sicherheits­
programmes, Entwicklung und Aktualisierung der be­
trieblichen Sicherheitsstrategie.

Zusammenarbeit mit dem Betriebsrat: Beratung und 
Unterrichtung in Angelegenheiten des Arbeitsschut­
zes.

Mitwirkung bei der Organisation und Durchführung 
der Ersten Hilfe.

Hinwirkung auf die Durchführung von Messungen und 
Beurteilung von Umgebungseinflüssen am Arbeits­
platz.

Feststellung und Beurteilung der Arbeitsumweltbedin­
gungen.

2. Dienstleistungs- bzw. Unterstützungsfunktionen

Überprüfung der vorhandenen Arbeitsstätten, Arbeits­
mittel und Arbeitsstoffe auf sicherheitsgerechten Zu­
stand und Hinwirkung auf Abstellung festgestellter 
Mängel durch die zuständigen Betriebsstellen.

Überprüfung und Kontrolle des Arbeits- und Betriebs­
ablaufes auf seinen sicherheitsgerechten Zustand und 
Hinwirkung auf Abstellung festgestellter Mängel durch 
die zuständigen Betriebsstellen.

Erfolgskontrolle und Beurteilung der Wirksamkeit der 
Sicherheitsmaßnahmen.

Überwachung der Einhaltung von Bestimmungen auf 
dem Gebiet des Arbeitsschutzes.

Untersuchung und Analyse von Arbeitsunfällen, Be­
rufskrankheiten und anderen berufsbedingten Krank­
heiten.

Mitwirkung bei der Entwicklung, Auswahl und Be­
schaffung der für die Arbeitsplätze des Betriebes je­
weils geeigneten persönlichen Arbeitsschutzmittel und 
Überwachung der Zweckmäßigkeit ihres Einsatzes.

Unterstützung der Unternehmensleitung in allen Fra­
gen der Zusammenarbeit mit den Gewerbeaufsichts­
ämtern, der Berufsgenossenschaft, den Technischen 
Überwachungsvereinen(ämtern), Fachverbänden und 
anderen zuständigen außerbetrieblichen Stellen.

Information neu eingestellter M itarbeiter über Fragen 
des Arbeitsschutzes und der betrieblichen Sicherheits­
arbeit.

Organisation des Unfallmeldewesens.

Mitwirkung bei der Auswahl von Teilnehmern an Aus- 
und Weiterbildungskursen

Schaffung und Einsatz bzw. Verteilung von Anschau- 
ungs- und Informationsmaterial zur Unterrichtung von 
Unternehmensleitung, Belegschaft, Betriebsrat

Mitwirkung bei der Auswahl, Ausbildung und beim 
Einsatz von Sicherheitsbeauftragten.

Geschäftsführung des betrieblichen Arbeitsschutzes.

Aufbau, Führung und Auswerten der betrieblichen Un­
fallstatistik.



Aufstellung und regelmäßige Erprobung von Alarm- 
und Brandschutzplänen.

Messung und Beurteilung von Umgebungseinflüssen, 
Führen besonderer Karteien (z. B. über Lärm, Staub, 
gefährliche Arbeitsstoffe.

Führen der Prüflisten bzw. Prüfbücher überwachungs­
pflichtiger Anlagen.

3. Linienfunktion gegenüber unterstellten Mitarbeitern

Diese Funktion kommt in der Regel nur in Sicherheits­
abteilungen größerer Unternehmen vor. Bei der au­
ßerordentlichen Vielfalt der damit verbundenen Auf­
gaben können im Rahmen dieser Information hierzu 
keine weiteren Ausführungen gemacht werden.

Zusammenfassend kann unter Berücksichtigung des 
Aufgabenkatalogs zu §6  ASiG und der Aufschlüsse­
lung nach Stabs- bzw. Beratungs-, Dienstleistungs- 
bzw. Unterstützungs- und Linienfunktionen das Lern- 
ziel für Sicherheitsingenieure, -techniker und -meister 
wie fo lgt formuliert werden:

Die oicherheitsfachkraft muß nach erfolgter Ausbil­
dung in der Lage sein, im Rahmen ihrer Bestellung 
durch den Arbeitgeber die für den speziellen Betrieb 
erforderlichen Stabs- bzw. Beratungsfunktionen, die 
Dienstleistungs- bzw. Unterstützungsfunktionen sowie 
die eigene Linienfunktion erfolgreich zu übernehmen. 
Dabei muß der Arbeitsschutz so in die soziale Funk­
tion und die wirtschaftliche Zielsetzung des Betriebes 
integriert werden, daß die Mitarbeiter vor Gefahren 
und Beeinträchtigungen bewahrt bleiben.

Bestandteil dieses Lernzieles ist nicht nur die Ver­
mittlung der notwendigen Fachkunde, sondern auch 
die Kenntnis der Wege und Mittel, die es der Fach­
kraft ermöglichen, den personellen und organisato­
rischen Gegebenheiten des Betriebes gerecht zu wer­
den und sich dieser bei der Verwirklichung des Ar­
beitsschutzes zu bedienen.

Das Fachwissen für den Arbeitsschutz hat 3 Dimen­
sionen. Zwei horizontale, die sich auf das Kennen­
lernen von Zusammenhängen und auf die Beherr­
schung von branchenspezifischen Spezialkenntnissen 
erstrecken und eine vertikale, die eine Verhaltens­
änderung des Auszubildenden bewirken soll.

Das Lernziel für die Ausbildung von Sicherheitsinge­
nieuren, -technikern und -meistern sollte daher ent­
sprechend dieser dreidimensionalen Konditionierung 
in folgende Teillernziele gegliedert werden:

1. Kognitiver Problembereich (Lernziel des Kennens)

Wissen und Kenntnisse über die methodischen Grund­
lagen des Arbeitsschutzes

2. Praktikabler Problembereich (Lernziel des Kön­
nens)

Mit Wissen allein ist es nicht getan, es muß gleichzei­
tig auch die Wissensanwendung, d. h. die Durchfüh­
rung der Methoden und Grundlagen des Arbeitsschut­
zes geübt werden. Die Lernschritte müssen sich hier­
bei vom allgemeinen zum besonderen vollziehen und 
die Grundsätze exemplarischer Didaktik sind zu be­
achten. Diese besagen, daß die Gesamtproblematik 
an ausgewählten Beispielen dargestellt und behandelt 
werden muß. Die Kursteilnehmer müssen nämlich in 
der Lage sein, auch solche Probleme erfolgreich lösen 
zu können, die im Lehrgang nicht eigenständig behan­
delt wurden.

3. Affektiver Problembereich (Lernziel des Verhaltens 
bzw. der Verhaltensänderung)

Das im kognitiven und praktikablen Problembereich 
dargebotene Wissen wird unter dem Gesichtspunkt 
der Tätigkeit im eigenen Betrieb anhand von Fallbei­
spielen seminaristisch (Lehrgespräch, Rollenspiel) be­
handelt. Es müssen Lösungen für spezielle Arbeits­
schutzprobleme des konkreten Betriebes erarbeitet 
werden. Die angestrebte Verhaltensänderung der Si­
cherheitsfachkräfte ist auf die eigene betriebliche 
Rolle spezifisch abzustimmen. Selbständiges Arbei­
ten, hierzu gehören insbesondere das selbständige 
Erkennen arbeitssicherheitrechtlicher Probleme, das 
Entwickeln und Durchsetzen geeigneter Lösungsvor­
schläge, werden unter Anleitung geübt. Es soll also 
vermittelt werden, wie die arbeitssicherheitlichen Pro­
bleme innerhalb der einzelnen Betriebsabläufe am be­
sten erkannt werden können.

Sicherheitsfachkräfte müssen befähigt sein, ihre M it­
arbeiter zu zielgerechtem, engagiertem Verhalten zu 
motivieren. Es kommt also darauf an, auch diese Per­
sönlichkeitskomponente der Fachkräfte zu fördern, zu 
stärken und hemmende Faktoren abzubauen.

Affektiver Problem- 
bereich 
(Lernziel der 
Verhaltensänderung)

Kognitiver Problembereich 
(Lernziel des Kennens)

Bild  2 »D reidim ensionale D arste llung des Fachwissens 
e iner S icherheitskraft«

Welcher Themenzeitplan ergibt sich aus den 
Lernzielen?

Es entspricht pädagogischen Grundsätzen, daß die er­
forderlichen Themenpläne für die Ausbildung von Si­
cherheitsingenieuren, -technikern und -meistern aus 
den Lernzielen abgeleitet werden müssen.

Der Fachausschuß für Aus- und Fortbildung beim Ku­
ratorium der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Un­
fallforschung ist der Ansicht, daß die Lernziele für die 
Ausbildung von Sicherheitsfachkräften durch einen 
Grundlehrgang mit folgendem Themenzeitplan er­
reicht werden.
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LERNZIELE DES KOGNITIVEN UND PRAKTIKABLEN PROBLEMBEREICHS

Stoffplanthemen (1 Lerneinheit =  45 Min.) 1 1 3 4 5 K 7 3 9 10 11 12

Methodische Grundlagen des Arbeitsschutzes -------
Unfallunabhängige Ermittlung betrieblicher Gefähr­
dungsstrukturen und Schwerpunkte mit Fallbeispielen --------  --- - ------
einschl. Wirkungskontrolle

Einführung in die Unfallstatistik; Einzelunfall- _____
Untersuchung (Methode und Fallbeispiele)
Arbeitsanalyse (Refa) oder Fehlerbaumanalyse --------------
Technische Zuverlässigkeit an Maschinen, Apparaten, _____________________
Geräten, baulichen Anlagen und Einrichtungen H
Brand und Explosionsgefahren ------ ....---

Gefahren des elektrischen Stromes --------

Innerbetrieblicher Transport und Verkehr ------ ---- --

Rechtsgrundlagen (Aufgaben der Gewerbeaufsicht und _______
Berufsgenossenschaften)
Rechtsgrundlagen (Verantwortung und Haftung) ------
Allgemeine Grundlagen der menschengemäßen Gestaltung ______
der Arbeit

Gase, Dämpfe, Stäube (gefährliche Arbeitsstoffe) ----------

Klima ---
Lärm und Schwingungen — ---

Beleuchtung, Farbe, Sehen ---

Arbeitsmedizinische Probleme für den Sicherheits- _______
ingenieur

Psychologische Aspekte der Arbeitssicherheit ---------- -—
Innerbetriebliche Ausbildung ---—

Organisation des betrieblichen Sicherheitswesens -------

Gesprächs- und Diskussionstechnik ____________ _
Durchsetzen der Arbeitsschutz-Forderungen

Erstellen eines betrieblichen Sicherheitsprogrammes ------

Einschaltung in die Planung

Gesamtdauer: ca. 4 Wochen
---------- = kognitiver Problembereich.

= methodische Grundlagen
-----  ---  = praktikabler Problembereich

= exemplarische Durchführung 
der Methoden

Bild 3 Them enzeitp lan fü r den kognitiven und praktikab len 
Problem bereich bei der G rundausb ildung von Fachkräften 
fü r A rbe itss icherhe it

-technikern und -meistern zu entwickeln. Es wird je­
doch den Ausbildungsträgern empfohlen, in den je­
weiligen Ausbildungsabschnitten zwischen Ingenieu­
ren, Technikern und Meistern zu differenzieren, damit 
das erforderliche Qualifikationsniveau methodisch und 
didaktisch berücksichtigt werden kann. Da im An­
schluß an die Grundausbildung noch eine branchen­
spezifische Ausbildung mit begleitendem Praktikum 
folgt, empfiehlt sich von vornherein eine Differenzie­
rung der Auszubildenden nach Zielgruppen, in denen 
sowohl das Qualifikationsniveau als auch das bran­
chenspezifische Berücksichtigung findet.

Wie gestaltet die Textil- und Bekleidungs-Berufs­
genossenschaft die Ausbildung der Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit?

Für eine Übergangszeit wird die Textil- und Beklei­
dungs-Berufsgenossenschaft als Träger der Ausbil­
dung für Sicherheitsfachkräfte 14tägige Grundlehr­
gänge A durchführen, deren erfolgreicher Abschluß 
durch die nachstehende Urkunde bescheinigt wird.

TEXTIL-  U N D  B E K L E I D U N G S - B E R U F S G E N O S S E N S C H A F T
G E S E T Z L IC H E  U N F A L L V E R S IC H E R U N G

Ausbildungsnachweis 
Fachkraft für Arbeitssicherheit

Zur Erlangung d e r nach § 7 .G ese tz  üb er Betriebsärzte, S icherheitsingenieure u n d  andere Fach­
kräfte für A rbeitssicherheit' erforderlichen sicherheitstechnischen Fachkunde für d ie  Bestellung 
als .Fachkraft für A rbeitssicherheit' hat

Herr/Frau 

geb. am

LERNZIELE DES AFFEKTIVEN PROBLEMBEREICHS (PERSÖNLICHE VERHALTENSSNDERUNG)

• Betriebsbesichtigung

in der Sicherheitsabteilung 

t und Anleitung eines

an  einem  A usbildungslehrgang d e r Textil- un d  Bekleidungs-Berufsgenossenschaft

teilgenomm en und ihn mit Erfolg abgeschlossen.

D iese Bescheinigung dient als N achw eis ü b e r den erfolgreichen A bsch luß eines berufsgenossen­
schaftlichen Ausbildungslehrganges entsprechend § 3  de r Unfallverhütungsvorschrift .S icherheits­
ingenieure u n d  andere Fachkräfte fü r Arbeitssicherheit'  (VBG 122). Sie wird un ter de r V or­
aussetzung erteilt, daß  die Fachkraft für Arbeitssicherheit an  w eiteren  A usbildungsm aßnahm en 
de r Berufsgenossenschaft teilnim mt, zu  d enen  d iese einlädt.

A ugsburg,___________________________________________

Bild 4 Them enzeitp lan fü r den affektiven Problembereich 
bei der Ausbildung von Fachkräften fü r A rbe itss icherhe it

Dm  H«upIgfsdiälU (Uhiei

Diese Ausbildung würde etwa 8 Wochen umfassen. 
Zuzüglich einer branchenspezifischen Vertiefung er­
gibt sich eine Gesamtausbildungszeit von 10 Wochen. 
Entsprechend der außerordentlich unterschiedlichen 
Problemlage des Arbeitsschutzes in den einzelnen 
Branchen der Wirtschaft und der Dienstleistungsbe­
reiche, für die Fachkräfte für Arbeitssicherheit zu be­
stellen sind, hat es der Fachausschuß für Aus- und 
Fortbildung im Arbeitsschutz für richtig und sinnvoll 
gehalten, keine unterschiedlichen Themenzeitpläne 
für die Grundausbildung von Sicherheitsingenieuren,

Bild 5 A usb ildungsnachw eis der Fachkraft fü r A rbe its ­
sicherheit

Da die 14tägige Grundausbildung A nur den Anfang 
eines Ausbildungsprozesses bedeuten kann, der, wie 
vorher festgestellt wurde, mindestens 10 Wochen um­
fassen sollte, wird der Ausbildungsnachweis unter der 
Voraussetzung erteilt, daß die Fachkraft für Arbeits­
sicherheit an weiteren Ausbildungsmaßnahmen der

146



Berufsgenossenschaft teilnimmt, zu denen diese ein­
lädt. Bei der großen Zahl der zu erwartenden Fach­
kräfte ist die Realisierung eines 10-Wochenprogramms 
für den Anfang nicht möglich. Bei 14tägiger Grund­
ausbildung A kann der Ausbildungsbedarf an Sicher­
heitsfachkräften für die Mitgliedsbetriebe der Textil- 
und Bekleidungs-Berufsgenossenschaft voraussicht­
lich in 2-3 Jahren abgedeckt und damit das Gesetz 
bereits in absehbarer Zeit mit Leben erfü llt werden. 
Die weiteren Ausbildungsmaßnahmen der Berufsge­
nossenschaft werden zu gegebener Zeit fortgesetzt.

Für die 14tägige Grundausbildung A wurde folgender 
Themenzeitplan aufgestellt, der den vom Fachaus­
schuß für Aus- und Fortbildung im Arbeitsschutz ent­
wickelten Grundsätzen entspricht.

Ausbildung Fachkraft für Arbeitssicherheit
Themen-Zeitplan A

1 2 3
‘

5 6 7 8

1. 
W

oc
he

Montag

A 1
Grundlagen des Arbeitsschutzes I

A 2
Grund- 
■agen des 
Arbeits­
schutzes II

A3
Arbeitsweise der Fachkräfte für Arbeits­
sicherheit

Dienstag

B l
Gefährdungsermittlung 1

B2
Gefährdungsermittlung II

Mittwoch

c i
Überbetriebliche 
Einrichtungen 1

C 2
Überbetriebliche 
Einrichtungen II

C3
Grundlagen des 
Arbeitsschutzrechtes I

C4
Grundlagen des 
Aibeitsschutzrechtesll

Donnerstag

D 1
Organisation u. Durch­
führung der betrieb­
lichen Arbeits­
sicherheil I

D 2
Organisation und Durchführung der 
betrieblichen Arbeitssichertieit II

D 3
Organisation u. Durch­
führung der betrieb­
lichen Arbeits­
sicherheit III

Freitag

E
Motivation zur Arbeitssicherheit

2. 
W

oc
he

Montag

F 1
Innerbetrieblicher Transpon und Verkehr

F2
Persönliche Schutz­
ausrüstungen

F3
Arbeitssicherheit 
in Werkstätten

Dienstag

G 1
Brand- und Explosions­
gefahren I

G 2
Brand- und Explosions­
gefahren II

G3
Gefahren des elektrischen 
Stromes

G 4
Druck­
behälter

Mittwoch

H 1
Gefährliche Arbeitsstoffe I

H 2
Gefähr­
liche 
Arbeits­
stoffe II

H 3
Arbeitsmedizinische Probleme für 
Sicherheitsfachkräfte.

Donnerstag

J1
Grundlagen der Ergonomie

J 2
Lärm und Schwingungen

J 3
Klima, Beleuchtung, 
Farbe

Freilag

K 1
Einschaltung 
in die Planung

K 2
Erstellung von betrieblichen S icherheitsprogrammen

Ausbildungsträger: Textil- und Bekleidungs-Berufsgenossenschaft

Ausbildung Fachkraft für Arbeitssicherheit
T h e m a: Gefährliche Arbeitsstoffe

(Gase, Dämpfe und Rauche) H 1
Zeitliche Einordnung: 2 - Woche, Mittwoch vormittag
Lehreinheiten:

Lernzie l:

Der Teilnehmer soll Gesundheitsgefahren gefährlicher Gase, Dämpfe und 
Rauche kennenlernen und mit Abwehrmaßnahmen vertraut gemacht werden.

Lehrinhalt:

Rechtsgrundlagen

Gesundheitsgefährdung und zulässige Konzentrationen, MAK-Werte, Meß­
verfahren

Gase
(Sauerstoffmangel, Kohlenmonoxid, Stickoxide, Ozon, andere Gase)

(Chlorierte Kohlenwasserstoffe, Benzol, Aromaten, Alkohole,
Äther, Ester, Phenole, Amine, Oelnebel, Säuredämpfe, andere Dämpfe)

Rauche
(Schweißrauche, Lötrauche, organische Rauche)

Sicherheitstechnische Maßnahmen 
(Belüften und Absaugen)

Ausbildungsträger: Textil- und Bekleidungs-Berufsgenossenschaft

Bild 7 Beispiel eines Lehrinhaltes zum Thema Gefährliche 
A rbe itsstoffe  I (Gase, Dämpfe, Rauche)

Ausbildung Fachkraft für Arbeitssicherheit
Th e m a: Persönliche Schutzausrüstungen

(Arbeitsschutzmittel) F 2
Zeitliche Einordnung: 2* Woche, Montag nachmittag
Lehreinheiten:

Lernziel:

Der Teilnehmer soll die Bedeutung und die Möglichkeiten der persönli­
chen Arbeitsschutzmittel kennenlernen, mit ihrer Erprobung und Vertei­
lung vertraut gemacht werden und die Mitarbeiter zur Benutzung der Ar­
beitsschutzmittel motivieren können.

Lehrinhalt:

Festlegung der Arbeits(schütz)kleidung und Körperschutzartikel für die 
vorhandenen Arbeitsplätze und Arbeitsanforderungen

Auswahl und Beschaffung

Erprobung neuer Artikel

Organisation der Ausgabe

Motivierung zur Benutzung

Überprüfung des Einsatzes und der Benutzung

Bild  6 Them en-Zeitp lan; 14tägiger G rund lehrgang A 
(Nachdruck aus dem Ausb ildungsprogram m  der Textil- und 
Bekle idungs-BG )

Ausbildungsträger: Textil- und Bekleidungs-Berufsgenossenschaft

Bild 8 Beispiel eines Lehrinhaltes zum Thema: 
Persönliche Schutzausrüstungen (Arbeitsschutzm itte l)

Er umfaßt die logische Folge aneinandergereihter d i­
daktischer Einheiten zu Lernzielen, von denen bei­
spielhaft zwei Themen und deren Lehrinhalte wie folgt 
beschrieben werden:

Nach welchen Zielgruppen wird die Ausbildung von 
Fachkräften für Arbeitssicherheit bei der Textil- und 
Bekleidungs-Berufsgenossenschaft durchgeführt?

Die nachhaltigsten Lehrerfolge lassen sich dann er­
zielen, wenn zur Erreichung eines bestimmten Ausbil-
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dungsziels Gruppen gebildet werden, die im Hinblick 
auf die Technologie der Betriebe und die Vorbildung 
und Qualifikation der Teilnehmer möglichst homogen 
sind. Deshalb wird -  diesem pädagogischen Grund­
satz folgend -  bei der Ausbildung zur Fachkraft für 
Arbeitssicherheit nach folgenden Zielgruppen diffe­
renziert:

1. Sicherheitsingenieur Textil
2. Sicherheitsingenieur Spinnerei
3. Sicherheitsmeister Spinnerei
4. Sicherheitstechniker Weberei
5. Sicherheitsmeister Weberei
6. Sicherheitstechniker Textilveredlung
7. Sicherheitsmeister Textilveredlung
8. Sicherheitstechniker-/meister Schuhindustrie
9. Sicherheitstechniker/-meister Wäscherei, 

Chemischreinigung
10. Sicherheitstechniker/-meister Strickerei, Wirkerei
11. Sicherheitstechniker/-meister Bekleidungs­

industrie

Besondere Erläuterungen zu folgenden Zielgruppen: 

Zielgruppe 1

Die Ausbildung zum »Sicherheitsingenieur Textil« um­
faßt die Gewerbszweige Spinnereien aller Art, Webe­
reien aller Art und Veredlung von Textilstoffen und 
-erzeugnissen.

Zielgruppen 2 und 3

In den Zielgruppen »Sicherheitstechniker und Sicher­
heitsmeister Spinnerei« werden die Sicherheitsfach­
kräfte aus der Herstellung von Filz und Hutstumpen 
mit ausgebildet.

Zielgruppen 4 und 5

In den Zielgruppen »Sicherheitstechniker und Sicher­
heitsmeister Weberei« werden die Sicherheitsfach­
kräfte aus dem Gewerbszweig Garnverarbeitung mit 
ausgebildet.

Zielgruppen 6 und 7

In den Zielgruppen »Sicherheitstechniker und Sicher­
heitsmeister Textilveredlung« werden auch die Sicher­
heitsfachkräfte aus der Filz- und Hutstumpenweiter­
verarbeitung mit ausgebildet.

Zielgruppen 1 bis 7

Fachkräfte für Arbeitssicherheit aus mehrstufigen Be­
trieben, die in diesen Betrieben ihre Aufgabe allein 
wahrnehmen, können zunächst an einem Lehrgang 
für den Gewerbszweig, der in ihrem Betrieb überwiegt, 
teilnehmen. Die erforderliche Fachkunde für die an­
deren Gewerbszweige wird dann in Zusatzlehrgängen 
vermittelt. Das bedeutet, daß z. B. eine aus einer Woll­
tuchfabrik kommende Fachkraft für Arbeitssicherheit 
mit Technikerqualifikation einen Ausbildungslehrgang 
»Sicherheitstechniker Weberei« belegt, da dieser Ge­
werbszweig in ihrem Betrieb überwiegt; die Ausbil­
dung für die weiteren Gewerbszweige Spinnerei und 
Textilveredlung bleibt dann späteren Lehrgängen Vor­
behalten.

Auch beim Übergang einer Fachkraft für Arbeitssicher­
heit von einem Gewerbszweig in einen anderen muß 
ein Zusatzlehrgang besucht werden.

Die durch den Grundkurs A angesprochenen Zielgrup­
pen werden vielfach aus betrieblichen und persön­
lichen Gründen nicht an einem 14 Tage dauernden 
Lehrgang teilnehmen können. Der 14tägige Grund­
kurs A wird daher von der Textil- und Bekleidungs- 
Berufsgenossenschaft in zwei Blöcke von je einer Wo­
che mit ganztägigem Unterricht geteilt. Die Zeit zwi­
schen den beiden Unterrichtsblöcken sollte 4 Wochen 
nicht überschreiten. Eine noch weitere zeitliche Auf­
lösung in additive Einzelveranstaltungen würde den 
Vorteil des Blocksystems schmälern, so daß das kon­
zentrierte Durcharbeiten des Stoffes und damit die 
Beherrschung der Themen nicht mehr gewährleistet 
ist.

§ 3 VBG 122 sieht die erfolgreiche Teilnahme als qua­
lifizierenden Abschluß der Ausbildung vor. Dieser 
Nachweis muß bei derTextil- und Bekleidungs-Berufs­
genossenschaft im Planspiel erbracht werden. Hierbei 
kann jeder Teilnehmer unter Beweis stellen, wie weit 
sachgerechte und fundierte Entscheidungen für die 
Arbeitssicherheit des eigenen Betriebes getroffen 
werden können.

Didaktische und methodische Grundsätze für die 
Ausbildung von Sicherheitsfachkräften

Wir haben es im Rahmen dieser Ausbildung mit ei­
ner Erwachsenenbildung zu tun, bei der die Gestal­
tungsempfehlungen der Andragogik beachtet werden 
müssen. Hierbei ist stets davon auszugehen, daß Lern­
fähigkeit und Lernbereitschaft in der Regel wiederbe­
lebt oder erst entwickelt, zumindest aber besonders 
gepflegt werden müssen. Es bestehen daher in den 
einzelnen Zielgruppen unterschiedliche didaktische 
Probleme, die sich aus unterschiedlichen Bildungs­
voraussetzungen und betrieblichen Umweltbedingun­
gen ergeben. Erschwerend kommt hinzu, daß es in 
den meisten Betrieben, die erstmalig Sicherheitsfach­
kräfte bestellen, keine Vorbilder und keine Tradition 
im Bereich der Arbeitssicherheit gibt. Lernfähigkeit 
und Lernbereitschaft der Teilnehmer sind begrenzt 
und differenziert. Nicht jeder lernt gleich gern und 
gleich schnell und ist fähig, dem Lernrhythmus und 
Lerntempo anpassungsfähig zu folgen. Deshalb müs­
sen Methoden und Themen aufeinander abgestimmt 
sein.

Bei jedem Thema ist zu prüfen, ob der Lernstoff durch 
Referat mit anschließender Diskussion, durch Lehrge­
spräch oder durch Gruppenarbeit bei Lösung von Auf­
gaben durch praxisbezogene Fallstudien, Planbeispiele 
und Rollenspiele verm ittelt werden kann. Durch Lehr­
gespräche, Gruppenarbeit und Fallbeispiele wird dem 
Auszubildenden die Chance einer gewissen Eigen­
ständigkeit gegeben. Er wird in die Lage versetzt, die 
Zusammenhänge selber entdecken zu können.

Bereits im Lehrgespräch läßt sich feststellen, ob der 
Lernerfolg eingetreten ist. Unter bestimmten Voraus­
setzungen können hierdurch Prüfungen und Tests als
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Nachweis des Ausbildungserfolgs ersetzt werden. In 
diesem Zusammenhang darf nicht verkannt werden, 
daß der Nachweis des erfolgreichen Lernens nicht nur 
für die Auszubildenden, sondern auch für den Dozen­
ten von persönlicher Bedeutung ist.

Die Lerninhalte des Themenzeitplans sind in Lern- 
schritte bei genauer Beschreibung des Lernwegs zu 
vollziehen, damit so gelernt wird, wie es der einzelne 
für sich allein und in seiner Gruppe bewältigen kann. 
Die drei Problembereiche des Lernens (Lernziel) des 
Kennens, Könnens und der Verhaltensänderung) müs­

sen in die einzelnen Lernschritte voll integriert wer­
den.

Großzügige und zugleich ausgewogene sowie er­
probte Lernhilfen, Medien und Methoden sollen die ak­
tiven Lernmethoden unterstützen. Hierzu gehören ins­
besondere schriftliche Unterlagen und unterrichtsbe­
gleitende Texte zu den einzelnen Wissensbereichen, 
damit die Teilnehmer zur Weiterbildung angeregt wer­
den. Die darin enthaltenen Regeln und Tips gewähr­
leisten ihre weitere Benutzung bei der täglichen Ar­
beit im Betrieb.

Diskussion

Ibels

Herr Prestar ist von uns gebeten worden, über die 
Ausbildungslehrgänge zu sprechen, weil er Vorsitzen­
der des Fachausschusses »Ausbildung« bei der Bun­
desanstalt für Arbeitsschutz und Unfallforschung ist. 
Wie Sie wissen, wird es erforderlich sein, daß die 
Träger der Ausbildung, aber auch die Lehrprogramme, 
von den zuständigen Behörden bzw. Berufsgenossen­
schaften genehmigt werden müssen. Alle sind sich 
darin einig, daß die Bundesanstalt für Arbeitsschutz 
hier koordinierende und konzeptionelle Aufgaben 
übernimmt. Herr Prestar hat das Beispiel der Textil­
industrie aufgeführt. Auch die anderen Berufsgenos­
senschaften sind auf diesem Gebiete sehr tätig und 
haben intensive Vorbereitungen getroffen.

Professor Compes (Hochschule Wuppertal)
Gestatten Sie mir eine Ergänzung zu den Ausführun­
gen von Herrn Prestar, in denen -  wie mir ja auffallen 
muß -  leider jeder Hinweis auf die mögliche Hoch- 
schulqualifikation von Fachkräften für Arbeitssicher­
heit fehlten. Zunächst möchte ich hervorheben, daß 
der Problemkomplex der Arbeitssicherheit, wohl ver­
standen interdisziplinär, in nichts den praktischen Pro­
blemen der Arbeitsmedizin nachsteht. Angefangen 
vom Berufsethischen über fachliche Einzelheiten bis 
hin zu Fragen der Position, zur Funktionserfüllung ja 
sogar zur Dotierung und dann nicht zuletzt zur 
Bekanntmachung in der Öffentlichkeit. Welche Dis­
sonanzen dabei schon vom jetzigen Bild entstehen, 
wissen die alten Hasen unseres Feldes. Das hat sich 
heute morgen erneut dargestellt. Ich frage mich, wie 
dieser zum Teil doch beachtliche Qualifikationsunter­
schied, der zum Teil traditionell bedingt ist, auf die 
Dauer abgebaut wird.

Sie wissen, daß ich meine Bemerkungen aus teils 
eigener praktischer beruflicher Erfahrung und heute 
aus meiner Arbeitsplatzsituation heraus mache. Mei­
ner Meinung nach kann nicht darauf verzichtet wer­
den, und zwar nicht kurzfristig, sondern mittel- und

langfristig gedacht, diese derzeitig geschrumpfte Aus­
bildung zu ergänzen durch eine solide und allgemein 
anerkannte Ausbildung im Bereich der Hochschulen.

Es ist Ihnen sicher bekannt, daß in Publikationen oft 
nur von einer bestimmten Qualifikationsebene »Gra­
duierung« die Rede ist. Als ob unser Beruf nicht mit 
dem Vergleichsberuf Medizin, der im Sinne des Ge­
setzes neben den unsrigen gestellt ist, zu sehen ist. 
Dort ist Promotion und mindestens Hochschulqualifi- 
kation selbstverständlich. Was also tun? Es ist, denke 
ich, bekannt und darum nur noch zu streifen, was in 
Wuppertal geschieht. In diesen Tagen erfolgte der 
Start eines neuen integrierten Studienganges »Sicher­
heitstechnik« mit Diplomabschluß als Normalstudium. 
Gerade jetzt beginnt auch der Anlauf, diese Dinge 
auf die Ebene eines Kontaktstudiums zu heben, um 
dem, der mit Familie und Arbeitsplatz bereits fest in­
stalliert ist, Gelegenheit zu geben, sich zu qualifizie­
ren. Mich interessiert erstens die Anerkennung der 
Qualifikation von Hörern solcher Hochschulen mit Ar­
beitssicherheit als Lehrfach, zweitens interessieren 
mich Möglichkeiten der Kostenbeteiligung für einzelne 
Interessenten. Es hat uns selber verwundert, daß zu 
dem jetzt beginnenden integrierten Studiengang eine 
beträchtliche dreistellige Zahl von Interessenten vor­
handen ist. Sie sind zumeist schon graduierte oder 
diplom ierte Ingenieure und beruflich tätig gewesen. 
Die Frage zu den Kosten richtet sich an den §720 RVO. 
Wuppertal hat oft angeboten, in diesen Dingen mitzu­
wirken. Nun darf zur Kenntnis genommen werden, daß 
noch einzelne Stellen in diesen Dingen, augenschein­
lich sehr maßgebliche, ihre Wege allein antreten. Ich 
würde auch hier gerne wissen, ob die, die seit Jahren 
die Aufgaben der Arbeitssicherheit in den Betrieben 
sehr kompetent wahrnehmen, auch fühlen, daß hier 
die Aufgabe der Universitäten in Studium, wie in For­
schung und Entwicklung, anzuerkennen ist.

Die letzte Frage wäre dann schließlich, ob allmählich 
einmal ein wirklich verläßliches Arbeits- und Berufs­
bild entsteht, das von aller Polemik und aller Erhit­
zung zu diesen Fragen wegführt. Meine Anregung 
dazu: Bitte konzentrieren w ir uns doch nicht nur auf 
den Bereich der Arbeitssicherheit. Ich will nur darauf 
hinweisen, daß die Sicherheitstechnik Aufgaben in 
ganz anderen Lebensbereichen hat, z. B. in der Luft­
fahrt, in Kommunalaufgaben, in anderen Technolo­
gien, die vielleicht nicht mit dem klassischen Begriff
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»Arbeitssicherheits-Ingenieur« alleine abgedeckt sind. 
Aus dieser Weite würden wir alle profitieren.

Ibels

Ich wiederhole die Fragen noch einmal:

Die erste Frage war die Anerkennung der Qualifika­
tion eines Hochschulabsolventen.

Die zweite Frage zielte auf die Kostenbeteiligung an 
der Ausbildung, z. B. seitens der Berufsgenossen­
schaften.

Das dritte war die Verzahnung der unterschiedlichen 
Aktivitäten auf dem Gebiet der Fortbildung der Fach­
kräfte.

Die vierte Frage galt dem Berufsbild der Sicherheits­
fachkraft, des Sicherheitsingenieurs.

Prestar

Sie hatten in meinen Ausführungen den Hochschul- 
bereich vermißt. Ich hatte bereits in der Einleitung vor­
ausgeschickt, daß ich nur Ausbildungsmodelle des 
Fachausschusses »Aus- und Fortbildung im Arbeits­
schutz beim Kuratorium der Bundesanstalt für Arbeits­
schutz und Unfallforschung« vorstellen und im folgen­
den die beginnenden Grundkurse A der Textil- und 
Bekleidungs-Berufsgenossenschaft — ich kann natür­
lich nur für diese Berufsgenossenschaft sprechen — 
erläutern werde. Ihre Ausführungen, Herr Professor 
Compes, sind die notwendigen Ergänzungen zu dem 
Thema »Aus- und Fortbildung im Arbeitsschutz«. Man 
darf natürlich den Hochschulbereich nicht vergessen.

Im Fachausschuß »Aus- und Fortbildung beim Kura­
torium der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Un­
fallforschung« sind alle interessierten Stellen reprä­
sentativ vertreten: die Fachhochschulen z.B . durch 
Herrn Professor Lemke, die Berufsgenossenschaften, 
der Staat, die Gewerkschaften und der Verein der Si­
cherheitsingenieure, so daß die naturgemäß unter­
schiedlichen Interessen durch die Kompromißbereit­
schaft der genannten Stellen stets überbrückt bzw. 
ausgeglichen werden konnten.

Die Frage nach der finanziellen Beteiligung kann ich 
nicht generell für die Berufsgenossenschaft beantwor­
ten, denn diese werden ja bekanntlich durch ihre Vor­
stände repräsentiert. Für meine Berufsgenossenschaft 
möchte ich aber sagen, daß die Ausbildungskosten, 
die bei anderen Trägern entstehen, von der Textil- 
und Bekleidungs-Berufsgenossenschaft nicht über­
nommen werden. Wir führen die kostenlose Ausbil­
dung nur für diejenigen Teilnehmer durch, die Ver­
sicherte unserer Berufsgenossenschaft sind.

Für das Berufsbild der Sicherheitsfachkräfte ist das 
Bundesarbeitsministerium die kompetente Stelle. Im 
Ausschuß für Aus- und Fortbildung wird die Meinung 
vertreten, daß zwischen dem Berufsbild des Sicher­
heitsingenieurs, ich darf einmal sagen »Wuppertaler 
Prägung«, und der sicherheitstechnischen Fachkunde 
im Sinne der VBG 122 ein Unterschied besteht. So 
übernimmt die Sicherheitsfachkraft z. B. mit der Qua­
lifikation eines Sicherheitsingenieurs eine Funktion

zur Durchführung des Arbeitssicherheitsgesetzes und 
der VBG 122. Der auf den Hochschulen ausgebildete 
Sicherheitsingenieur beherrscht dagegen mehr die 
wissenschaftlichen Inhalte der Arbeitssicherheit.

Wilke (Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales, Düsseldorf)

Wir stehen auf dem Standpunkt, daß w ir Fachhoch­
schulabsolventen und auch Hochschulabsolventen, 
also Diplom-Sicherheitsingenieure, selbstverständlich 
als Fachkräfte für Arbeitssicherheit anerkennen. Es 
ist ein Ausbildungsweg neben anderen. W ir halten 
ihn durchaus für gleichwertig. Es ist ganz klar, daß 
ein junger Ingenieur, der eine sicherheitstechnische 
Ausbildung einer Hochschule besitzt, nicht die Fach­
kenntnisse haben kann wie ein Sicherheitsingenieur, 
der schon lange in der Praxis ist. Jeder Ingenieur muß 
sich in die Probleme seines Betriebes einarbeiten und 
das wird dem jungen Sicherheitsingenieur, wenn erdie 
Hochschule verlassen hat, auch so gehen. Aber daß 
e rd ie  langjährigen Erfahrungen des Sicherheitsinge­
nieurs aus der Praxis noch nicht hat, ist kein Hinde­
rungsgrund, ihn anzuerkennen. Zu den Kosten kann 
ich sagen, daß w ir schon einmal Studien von graduier­
ten Ingenieuren gefördert haben, allerdings unter der 
Voraussetzung, daß sie nachher in unseren Dienst 
eintraten.

Ibels

Man muß jetzt zwei Dinge unterscheiden. Die Berufs­
genossenschaften bilden Leute aus, die in M itglieds­
betriebe versichert sind. Die Berufsgenossenschaften 
sind insofern auch zur Kostenübernahme verpflichtet. 
Was geschieht aber mit den Leuten vor derTür? Diese 
Leute sollen als Fachkräfte verpflichtet werden, ha­
ben aber noch nicht die Fachkunde. Der Landtag Nord- 
rhein-Westfalen wird -  so hoffe ich -  uns in die Lage 
versetzen, Aus- und Fortbildungskurse freier Träger 
zu finanzieren, damit auch diejenigen, die noch nicht 
durch die Berufsgenossenschaften ausgebildet wer­
den, sich aber für den Arbeitsschutz interessieren, ko­
stenlos ausgebildet werden können.

Prestar

Zu den Ausführungen von Herrn Wilke muß ich noch 
kurz Stellung nehmen. Die Fachkunde setzt sich aus 
drei Komponenten zusammen, die ich bereits schon in 
meinem Vortrag erläuterte. Soweit die Vorbildung 
einer zu bestellenden Sicherheitsfachkraft zu beurtei­
len ist, wird selbstverständlich die Hochschulausbil­
dung anzuerkennen sein. Als zweite Komponente für 
die Anerkennung der Fachkunde ist jedoch noch die 
praktische Tätigkeit als Ingenieur bzw. Techniker und 
Meister zu beurteilen. Die dritte Komponente als Vor­
aussetzung für die Bestellung wird durch den erfolg­
reichen Abschluß von Ausbildungslehrgängen erfüllt. 
Selbstverständlich stehen Ausbildungsmaßnahmen 
der Hochschulen gleichberechtigt neben den Ausbil­
dungsaktivitäten der Berufsgenossenschaften und an­
derer staatlicher Stellen. Ich persönlich habe aller­
dings Zweifel, ob ein junger Ingenieur, der gerade 
das Examen gemacht hat, sofort als Sicherheitsinge­
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nieur bestellt werden kann. Er war ja noch nicht zwei 
Jahre lang als Ingenieur in einem Betrieb tätig, was 
die VBG 122 zwingend fordert.

Ibels

Eine Frage hat sich mir aufgedrängt, als Sie uns sag­
ten, daß 1800 Auszubildende in Ihrer Berufsgenossen­
schaft anstehen. Sie haben Ihr Konzept so geformt, 
daß Sie in zwei bis drei Jahren alle ausgebildet ha­
ben. Es handelt sich hierbei ja nur um diese Mini- 
Zweiwochen-Kurse. Wie wird es mit der Fort- und 
Weiterbildung gehandhabt?

Prestar

Diese Frage ist außerordentlich heiß diskutiert wor­
den. Verständlicherweise waren auch die Antworten 
nicht frei von Emotionen. Der Fachausschuß hat sich 
jedoch mehrheitlich darauf geeinigt, daß eine vier­
zehntägige Ausbildung besser ist als gar keine. Leider 
hat der Gesetzgeber keine Übergangsbestimmungen 
vorgesehen. Das Gesetz tritt bekanntlich bereits am 
1. Dezember 1974 in Kraft, so daß der Unternehmer 
von diesem Zeitpunkt ab Fachkräfte bestellen muß. 
Wir haben im Bereich der Mittel- und Kleinbetriebe 
praktisch keine Möglichkeiten, geeignete Fachkräfte 
rechtzeitig vom Arbeitgeber bestellen zu lassen. Des­
halb meinen wir, das Gesetz würde zu einem Schub­
ladengesetz degradiert, wenn w ir nicht mit Zweiwo- 
chen-Kursen beginnen würden. Für die acht- bis zehn­
wöchentliche Ausbildung würden w ir acht- bis neun 
Jahre benötigen, zumindest g ilt dies für den Bereich 
der Textil- und Bekleidungs-Berufsgenossenschaft. 
Die meisten Berufsgenossenschaften werden nach 
zweieinhalb Jahren mit dem Fortbildungs-Lehrgang B 
beginnen können. Vielleicht ist dies auch schon eher 
möglich. Das in den Mitgliedsbetrieben vorhandene 
Ausbildungsdefizit läßt sich eben nur dadurch beseiti­
gen, daß die erforderliche Fachkunde nach einem Stu­
fenprogramm verm ittelt wird.

Ibels

Wenn ich mir persönlich noch eine Anmerkung er­
lauben darf: Ich bin der Meinung, daß sich hier eine 
ganz besondere Aufgabe für die örtlichen Gruppen 
des Vereins Deutscher Sicherheits-Ingenieure ergibt: 
Den neuen Fachkräften, die nach 14 Tagen Ausbil­
dung bestellt sind, den großen Wissensschatz der be­
reits tätigen Sicherheitsfachkräfte weiterzugeben.

Partikel

Das Thema wäre ja sicherlich heute anders verlaufen, 
wenn die Hochschulen die Fachkräfte schon immer 
produziert hätten. Wir stehen ja vor dem Problem, daß 
hier Techniker, Meister und Ingenieure, die eben nicht 
diese Spezialausbildung mitbekommen haben, in rela­
tiv kurzer Zeit die Voraussetzungen schaffen müssen, 
damit sie nach den Erfordernissen des Gesetzes tätig 
werden dürfen. Mir scheint wichtig, daß das, was sich 
hier tut, nicht im Widerspruch zu einer langfristigen 
Konzeption steht, bei der w ir auf die beispielhaft von 
Herrn Professor Compes erwähnten Hochschulen zu­
rückgreifen können. Der Gesetzgeber macht ja hier

nichts anderes und die Berufsgenossenschaften auch, 
als was Sie alle im Grund miterlebt haben. Mit einer 
Vorbildung als Meister, Techniker oder Ingenieur sind 
Sie in diesen Beruf hineingekommen und haben sich 
so qualifiziert. Ein anderer Prozeß wird doch jetzt 
durch diese Mini-Kurse und Aufbau-Minikurse nicht 
eingeleitet. Wichtig ist, daß dieser Prozeß einmündet 
in die Ausbildung an den Technischen Hochschulen. 
Da muß mehr geschehen und die Schulen werden ja 
nicht daran gehindert, auf diesem Gebiet mehr zu 
tun. Sie müssen eben nur erkennen, daß hier eine 
Aufgabe ist. Man kann nicht alles reglementieren. Ich 
meine also, es kommt darauf an, zu überlegen, wie 
wir den Studenten oder Absolventen der Technischen 
Hochschulen, die eine solche Spezialausbildung hin­
ter sich haben, schnell die Möglichkeit schaffen, auf 
diesem Gebiet tätig zu werden. Anders glaube ich, 
kommen w ir über diese erste Hürde nicht hinweg. 
Ohne die Inanspruchnahme der Ausnahmegenehmi­
gung, die dem Arbeitgeber das Recht gibt, seinen 
Techniker, Meister oder Ingenieur zu bestellen mit der 
Zusage, daß er sich ausbilden lassen muß, kommen 
wir überhaupt nicht über die nächsten Jahre hinweg.

Ibels

Ich glaube, man muß hier nochmals feststellen: Man 
kann sich ja nicht im Anlauf dieses neuen Gesetzes 
die Frage stellen: Entweder -  oder, sondern man muß 
doch wohl sagen: Sowohl als auch.

Compes

Richtig! Sowohl als auch. Daß der Hochschulbereich 
die Anforderungen quantitativ bei weitem nicht deckt 
und auch in allernächster Zeit nicht decken kann, ist 
vollkommen klar.

Ich möchte noch einmal zurückkommen auf den Hin­
weis der fachpraktischen Ausbildung von zwei Jah­
ren. Herr Wilke sagte schon, daß es eigentlich keinen 
Beruf gibt, für den die Hochschulen eine ausgebak- 
kene Qualifikation mitgibt, die am Tag des Neube­
ginns in der Industrie sofort volle Kompetenzen zu 
übernehmen erlaubt. Das Einleben in den Betrieb ist 
überall üblich. Das g ilt für Maschinenbauer und E- 
Techniker ebenso, wie für Betriebspsychologen usw. 
In unserem Studium ist aber immerhin Voraussetzung 
für den Eingang oder das Ablegen erster Prüfungen 
ein 26wöchiges sicherheitstechnisches Fachpraktikum. 
Das Studium ist sehr vielseitig, praktisch durch Ver­
suche, die üblichen praktischen Arbeiten und auch 
durch längere Exkursionen in die Praxis, um das in 
Verbindung mit Theorie und Wissenschaft zu bringen, 
was für uns entscheidend nötig ist. Insofern kann ich 
unser Studium auch mit der medizinischen Fakultät 
vergleichen. Auch dort wird ja kein Mediziner mit dem 
ersten Staatsexamen etwa gleich auf die Menschheit 
losgelassen. Er hat noch sein Fachpraktikum in Klini­
ken usw. abzulegen und es gibt noch die Möglichkeit, 
sich zum Facharzt auszubilden. Gleiches bei uns: In 
unserem Hauptstudium »Sicherheitstechnik« wird es 
zum Beispiel vertiefend einen Fachbereich »Sicher­
heitstechnik kerntechnischer Anlagen geben« oder ei­
nen Fachbereich »Luftfahrt«. Daran mögen Sie sehen, 
daß w ir durchaus gute Vorbilder traditioneller Ver­
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hältnisse übernehmen und dabei ganz und gar die 
Sorgen praktischer Tätigkeit verstehen und zu be­
wältigen versuchen. Auch möchte ich noch sagen, daß 
gar nicht vorgesehen ist, nur ein Normalstudium ein­
zuführen. Die Möglichkeit des Aufbaustudiums ist ge­
geben und das erscheint uns attraktiv für diejenigen, 
die das Studium berufsbegleitend wahrnehmen müs­
sen, weil sie beruflich schon im Sattel sitzen. Die 
Frage der Kosten muß noch diskutiert werden. Ich 
meine, daß nach der Freiheit der Wahl des Arbeits­
platzes und des Studienplatzes nach dem Grundge­
setz jedem Menschen die Chance offenbleiben muß, 
sich für ein Studium an irgendeiner Hochschule eben­
so zu entscheiden, wie für einen Lehrgang bei der 
BAU oder bei einer Berufsgenossenschaft. Wo kom­
men w ir hin, wenn bestimmte Monopolisierungen bei 
diesen Dingen eintreten?

Buss

Ich meine, hier ist eine ganze Reihe von Fragen an­
gesprochen worden, die mich doch noch einmal auf- 
rufen, einige Worte dazu zu sagen. Herr Prestar sprach 
davon, daß ein Teil der Diskussionen nicht emotions­
frei geführt worden ist. Ich kann das bestätigen. Ich 
meine nur, daß gerade in diesem schwierigen Bereich 
uns nichts weniger weiterhilft als Emotion. Ich glaube, 
wir sollten uns trotz fortgeschrittener Zeit einen Rück­
blick gestatten.

Der Gesetzgeber hatte bei dem Erlaß des Gesetzes 
und bei seinen Überlegungen zwei Möglichkeiten. Er 
hatte die Wahl, entweder zu warten, bis sich im Laufe 
der Zeit genügend qualifizierte Fachkräfte anbieten, 
um dann ein Gesetz zu erlassen, oder er konnte den 
grundsätzlich anderen Weg gehen, ein Gesetz zu er­
lassen, wohlwissend, daß eine ausreichende Anzahl 
von qualifizierten Kräften zum Zeitpunkt des Inkraft­
tretens nicht zur Verfügung steht. Durch den Erlaß im 
jetzigen Zeitpunkt wurde eine Motivation, oder um es 
deutlicher zu sagen, ein Druck erzeugt, um diese 
Fachkräfte gewinnen zu können und ihnen auch eine 
gesicherte Berufschance zu bieten. Der Gesetzgeber 
hat den Berufsgenossenschaften -  auch das ist be­
kannt -  auferlegt, durch Unfallverhütungsvorschriften 
dieses Gesetz zu konkretisieren. Es ist doch einfach 
zwingend, daß die Unfallverhütungsvorschriften so an­
gelegt sein müssen, wie der Gesetzgeber sein Gesetz 
angelegt hat, nämlich pragmatisch mit dem Blick auf 
Zuwachs. Das bedeutet also, daß wir, wenn w ir die­
sem Weg folgen -  und w ir müssen diesem Weg fo l­
gen -  zu unterscheiden haben zwischen dem was 
wünschenswert ist und dem was jetzt getan werden 
kann und getan werden muß, um die Dinge ans Laufen 
zu bringen. Ich will es kurz sagen: Wünschenswert ist 
im Zweifel immer mehr und ist immer höhere und bes­
sere Qualifikation. Aber wenn w ir nicht jetzt durch 
eine Erschwerung am Anfang aus dem Gesetz nach­
träglich ein Schubladengesetz machen wollen, dann 
müssen w ir beginnen mit dem, was w ir vorfinden. 
Das ist nicht eine Festlegung für die Ewigkeit. Wenn 
wir heute mit dem Minikurs beginnen, dann kann es 
sein, je nachdem wieviel Träger sich anbieten und 
wieviel Kurse laufen, daß man schon nach zwei oder 
drei Jahren sagen kann, daß die Kapazität nicht mehr

ausgelastet ist durch diese Minikurse und daß wir 
bereits mit dem Aufbaukurs anfangen können.

Noch etwas anderes, was hier in der Diskussion über­
sehen worden ist: Die Unfallverhütungsvorschriften 
besagen nicht, daß eine Fachkraft die Fachkunde 
schon besitzt, wenn sie einen Kurs besucht hat, son­
dern sie setzt bei den Leuten, die theoretisch oder 
praktisch und theoretisch ausgebildet worden sind 
und eine Prüfung abgelegt haben, eine zweijährige 
Tätigkeit voraus. Diese Tätigkeit kann ja nicht spurlos 
an der Arbeitssicherheit vorbeigegangen sein. Bei de­
nen, die eine solche Prüfung nicht gemacht haben und 
die weder Ingenieur noch Techniker oder Meister 
sind, ist sogar eine vierjährige praktische Tätigkeit 
Vorbedingung. Es ist in der Vergangenheit sehr oft 
so diskutiert worden, als ob ein Kurs allein ausreichend 
sei. Dies ist nicht so. Zwei Jahre Tätigkeit nach einer 
Berufsausbildung mit erfolgreich abgelegter Prüfung 
oder vier Jahre ohne eine solche abgelegte Prüfung, 
so meine ich, ist für den Anfang gut. Wir müssen uns 
nur darüber verständigen, daß dies keine Lösung für 
alle Zeit ist. Aber w ir müssen zunächst einmal die 
praktikabelste Lösung nehmen, die später Besseres 
gestattet.

Ibels

Im Gesetz ist ja die Möglichkeit der Ausnahmerege­
lung im §18 getroffen, und w ir begrüßen alle Aktivi­
täten außerordentlich, die auch die Aufsichtsbehörden 
in die Lage versetzen, ohne Eintritt in spezielle Über­
prüfungen nach Vorliegen solcher Teilnahmebeschei­
nigungen die Ausnahme nach § 18 zu erteilen.

Professor Lemke (Technische Fachhochschule, Berlin)

Wir haben von Herrn Prestar schon gehört, daß wir 
es uns im Ausschuß für Aus- und Fortbildung im Hin­
blick auf die im Gesetz geforderte Fachkunde keines­
wegs leicht gemacht haben. Nachdem es besonders 
in den letzten Monaten Meinungsverschiedenheiten 
gegeben hat, wobei auf der einen Seite der Gesetz­
geber stand, auf der anderen Seite die Fachkompe­
tenz im Ausschuß, so meine ich doch, daß es zu einem 
vernünftigen Kompromiß gekommen ist. Ich habe in 
der vorigen Woche in der Sitzung des Ausschusses 
erleichtert aufgeatmet. Auf keinen Fall ist die hier 
angeklungene zweiwöchige Fachkundeausbildung 
nun etwas Festgeschriebenes. Ich meine, w ir müssen 
uns überhaupt immer bei allen Ausbildungsfragen 
sehr vorsichtig verhalten. Wir dürfen nie festschrei­
ben. Ausbildung ist und bleibt etwas Dynamisches. Es 
sind ja auch eine ganze Reihe von Möglichkeiten der 
Ausbildung angeklungen und w ir sollten gerade auf 
dem großen Gebiet der Sicherheit, das hat ja Kollege 
Compes schon gesagt, nicht nur die Arbeitssicherheit 
sehen. Auch auf die Sicherheitsfachkraft werden m. E. 
in ganz kurzer Zeit neue Aufgaben zukommen. Ich er­
innere nur an das Bundesimmissionsschutzgesetz. Es 
ist noch nicht festgelegt, wer es in der Praxis zu über­
wachen hat. Es werden bestimmt auch noch andere 
Dinge auf uns zukommen. Heute sollte also jede Aus­
bildungskapazität auf diesem Gebiet dankend begrüßt 
werden. Man sollte jede Unterstützung dem geben, 
der sich auf diesem Gebiet betätigt und betätigen will.

152



Aber bitte, nicht nur mit Worten, davon haben wir 
w irklich schon sehr viel gehört. Ich möchte gar nicht 
daran erinnern, wie die Aussagen in den Memoran­
den1 waren und die Erwiderungen dazu von Kultus­
ministerien. Da sollten Initiativen schon vor vielen 
Jahren in die Ingenieurausbildung gebracht werden.

Was ist denn geschehen von diesen Seiten? Recht 
herzlich wenig. Es ist im Grunde genommen immer 
wieder die Aktivität einzelner und zwar sehr weniger 
gewesen. Dies ist nämlich keineswegs eine leichte 
Aufgabe, wenn Sie bedenken und sich einmal vor­
stellen, wie es heute im allgemeinen an den Hoch­
schulen aussieht. Wir haben ja heute nichts mehr Di­
rektoriales, sondern alles geschieht über Gremien. 
Das hat ganz gewiß eine ganze Reihe von Vorteilen.

Es gibt ja kein System, was nur Vorteile hat. Es ist 
alles etwas schwerfälliger geworden. Dennoch haben 
w ir es geschafft, daß Gott sei Dank die ersten An­
fänge da sind. In Berlin und Wuppertal werden Sicher- 
heits-lngenieure ausgebildet. In Berlin nennen w ir die 
Ausbildungsrichtung nach dem Schwerpunkt: »Ar- 
beitsschutz und Arbeitssicherheit.« Daneben gibt es 
einen weiteren Schwerpunkt: »Gefahrenabwehrung 
und Schadensverhütung.« Ausbildungsinhalte sind 
ganz gewiß auch noch nicht festgeschrieben, das kann 
gar nicht sein. Hier wird es Abstimmungen geben müs­
sen und ich möchte daran erinnern, daß noch vor gar 
nicht so langer Zeit von sogenannten maßgebenden 
Stellen der Wunsch geäußert wurde -  das können Sie 
auch nachlesen in dem von mir genannten Memoran­
dum zur Ingenieur-Sicherheitsausbildung - ,  daß die 
Sicherheit integriert werden sollte in jedes Fach, in 
jede Fachdisziplin. Das ist zum großen Teil -  ent­
schuldigen Sie, wenn ich das so drastisch sage — illu­
sorisch. Das ist eine Wunschvorstellung. Ich würde es 
mir selber wünschen. Das geht gar nicht. Wenn Sie 
nämlich bedenken, daß selbst im Hochschulrahmen­
gesetz eine Studienzeitverkürzung vorgesehen ist, die 
uns herunterbringen soll an den Hochschulen und 
Universitäten von heute noch gar nicht so seltenen 
12 oder 14 Semester auf 8 Semester. Wie wollen Sie 
jetzt noch mehr Stoff hineinpacken. Das könnte man 
dadurch machen, indem man die Stoffpläne entspre­
chend vorschreibt. Eine Lehrkraft hat sich natürlich 
mehr oder weniger durch Setzung eigener Schwer­
punkte an den Stoffplan zu halten. Aber wie ist es 
möglich, das nun alles durchzubekommen, wenn die 
Lehrkräfte selbst nicht die Kenntnisse mitbringen.

Wir sind hier und ganz besonders auch die Stellen, 
die sich jetzt auch mit der Ingenieurausbildung bei 
den Staatlichen Einrichtungen beschäftigen, auf die 
Mitwirkung der Fachleute angewiesen, die bereits vor 
Ort stehen und das große Fachwissen haben. In 
Wuppertal und Berlin werden diese Lehrgebiete zum 
größten Teil wahrgenommen von sogenannten Lehr­
beauftragten. Ein Glück, daß es so ist. Damit haben 
w ir wenigstens sichergestellt, daß auch das Fach­
wissen kompetent verm ittelt wird.

1 M em orandum  »S icherheitstechnik als Lehrfach«, 1969, 
Deutsche G esellschaft fü r Arbeitsschutz, F rankfu rt/M a in .

Ich möchte anschließen an dem, was vorhin anklang, 
nämlich was dennoch in der Ausbildung geschehen 
kann. Es ist wirklich ein erster Schritt und der ist mit 
den mehr als dürftigen zwei Wochen getan. Herr Pre- 
star sagte ganz recht: Zwei Wochen Fachkunde ist 
besser als keine, ich betone nochmals: Seit letzter 
Woche sehe ich durchaus die Entwicklung wieder in 
einem erfreulicheren Licht. Die vier Wochen sind im 
Gespräch, wahrscheinlich werden sie Pflicht werden. 
Weitere Kurse sind vorgesehen. Die Bescheinigung 
für die vierzehn Tage wird vorbehaltlich erteilt. Wir 
sind uns doch darüber alle im klaren, daß vierzehn 
Tage zu wenig sind und daß vier Wochen zu wenig 
sind und vielleicht die doppelte Zeit auch noch.

Die Arbeitsmediziner haben eine dreimonatige Fach­
kundeausbildung. Wahrscheinlich werden wir einmal 
überrascht sein, wenn diese Fachausbildung dereinst 
vier oder sechs Jahre dauern wird. Ähnlich wird auch 
die Entwicklung hier laufen. Das bringt uns aber nicht 
im Augenblick weiter. Das Gesetz steht da, es zwingt 
uns alle, am 1. Dezember 1974 tätig zu werden. Wir 
müssen also jetzt mit dem leben, was w ir haben. Wir 
sollten uns aber gleichzeitig fragen: was können wir 
für die Zukunft tun?

Eine ganze Menge! Einiges wurde ja schon aufgezeigt. 
Ich möchte noch ergänzen, was ich auch im Ausschuß 
wiederholt vortragen konnte, und ich freue mich, daß 
es in bestimmten Fachkreisen durchaus ein Echo ge­
funden hat. Wir nutzen in Deutschland — ich meine 
jetzt die BRD einschließlich Berlin — viel zu wenig die 
Möglichkeit im Bereich der Erwachsenenbildung aus, 
z. B. durch Fernlehrgänge. Das hat seinen guten 
Grund. Ich möchte Ihnen den auch sagen: Weil sehr 
viel Kommerzielles in den letzten, hinter uns liegenden 
Jahren geschehen ist, das nicht immer befriedigend 
war. Hier sollte man sich fragen, ob das nicht eine 
Möglichkeit der Weiterbildung ist, gerade für das 
große Heer von Fachkräften für Arbeitssicherheit, die 
w ir benötigen. Wir haben gehört, daß alleine für 2000 
Mann zwei bis drei Jahre mit 14tägigen Lehrgängen 
erforderlich sind. Welche Möglichkeiten bieten sich 
hier an? Ein gut fundierter Fernlehrgang, der von ei­
ner breiten Fachkompetenz getragen werden muß.

Als Vertreter einer Hochschule muß ich ausdrücklich 
sagen, möglichst nicht nur von einer Hochschule, denn 
w ir wissen, wie es in einer Hochschule zugehen kann. 
Hochschulen sind mehr oder weniger autonom. Hier 
muß die breite Fachkompetenz mitvertreten sein und 
dann muß es möglich sein, einen Fernlehrgang zu er­
stellen, der, natürlich immer mit den Kurzschlüssen 
wieder zu dem Fernlehrgangsträger, eine fundierte 
Ausbildung gewährleistet. Über Prüfungsmöglichkei­
ten brauchen w ir uns hier nicht zu unterhalten, die 
sind vorhanden.

Schulz (Bau-Berufsgenossenschaft, Hannover)

Als Lehrbeauftragter Ihres Seminars, Herr Professor 
Lemke, und auch als Beteiligter an den Ausbildungs­
lehrgängen der Bau-Berufsgenossenschaft kann ich 
das unterstreichen, was hier in der Diskussion über 
die Art und Qualität der Ausbildung zum Ausdruck 
kam. In bezug auf die Qualität sind w ir natürlich in be­
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sonderem Maße auf Anregungen aus dem Kreise der 
in der Praxis tätigen Sicherheitsingenieure und sicher­
heitstechnischen Fachkräfte angewiesen. Aus diesem 
Grund, und nun komme ich mit einem kleinen Kunst­
griff noch einmal auf den Vortrag von Herrn Schlinger­
mann zurück, war ich auch besonders interessiert, was 
hier über die überbetrieblichen Dienste vorgetragen 
wurde. Ich bedauere es sehr, daß w ir diesen Vortrag 
nicht zu Ende hören konnten. Ich bitte auch insbeson­

dere darum, daß uns bei der Drucklegung der Vor­
träge nicht eine gekürzte Wiedergabe vorgelegt wird.

Ibels

Es ist sichergestellt, daß die Vorträge in ungekürzter 
Fassung, natürlich unter der Verantwortung und im 
Einverständnis mit den jeweiligen Referenten, gedruckt 
werden.
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Schlußwort
Sicherheitsingenieur Heinrich Mikfelder

Meine sehr verehrten Damen, sehr geehrte Herren!

In der Zeit vom 17. bis 19. 10. 1974 hatten w ir in der 
alten Reichshauptstadt Berlin ausreichend Gelegen­
heit erhalten, an den Vortragsveranstaltungen der 
Jahrestagung 1974 »Arbeitssicherheit und Umwelt­
schutz« der Fachvereinigung »Arbeitssicherheit« te il­
zunehmen und die einschlägigen Angebote der Ar­
beitsschutzausstellung kennenzulernen.

Als ich die Aufgabe übernommen hatte, in einer statt­
lichen Reihe von Referenten mich mit einem Schluß­
wort an alle Tagungsteilnehmer zu wenden, war ich 
mir natürlich darüber klar, daß ich Sie zwar mit einem 
abschließenden Wort verabschieden und Ihnen eine 
unfallfreie Heimfahrt wünschen werde, daß vorher je­
doch ausreichend Zeit bestand, um nicht nur erste 
Ergebnisse vorzubringen, sondern damit auch die 
Möglichkeiten einer konstruktiven Kritik gegeben wa­
ren. Ich halte es nicht für opportun, auf den Inhalt oder 
die Schlußfolgerungen einzelner Vorträge einzugehen. 
Das muß Ihnen überlassen bleiben. Sie werden näm­
lich auch diesmal wieder die Möglichkeit erhalten, die 
»Technischen Fachvorträge bei der Jahrestagung 
1974« in einem geschlossenen Bericht vorgelegt zu 
bekommen. Die Veranstalter hoffen, daß Zusammen­
stellung und Druck möglichst bald erfolgen werden 
und daß Verzögerungen, wie sie sich nach der Ver­
anstaltung in Mainz ergeben hatten, ausgeschlossen 
werden können.

Die Träger der Veranstaltung hatten in gemeinsam 
geführten Organisationsausschutzsitzungen Themen, 
Aufgabenstellungen und Referenten besprochen und 
verbindlich festgelegt. Einen Proporz hinsichtlich der 
Herkunft der Referenten aus bestimmten Bereichen 
hat es nicht gegeben.

Bei einem Rückblick auf die Tagungen der Fachver­
einigung in Stuttgart-Bad Cannstatt, Mainz und jetzt 
Berlin ergibt sich vielleicht eine gewisse Tendenz in 
der Thematik: die Vortragsthemen am Donnerstag 
und Freitag sind dem betrieblicher, Erfahrungsaus­
tausch Vorbehalten und befassen sich mit mehr oder 
minder aktuellen Fragen, während am Samstagvor­
mittag ein ganzes Bündel eines Fragen- und Problem­

komplexes vorgelegt und diskutiert wird, das prak­
tisch alle Teilnehmer berührt und zeitweilig zu schar­
fen Auseinandersetzungen in der Sache geführt hatte.

Beim Umgang mit Parlamentariern und Journalisten 
werden vermutlich auch andere »Arbeitsschützer« den 
Eindruck gewonnen haben, daß Arbeitsschutzfragen
-  und sei es auch nur der bekannte »blaue Himmel 
über Rhein und Ruhr« sich zu einem Politikum aus­
zuweiten vermögen. Eine ähnliche Neigung ergibt sich 
zuweilen sogar in Pressekonferenzen. Bei der »Kom­
plexität« der Samstagveranstaltungen sollten alle drei 
Veranstalter einmal ernsthaft überlegen, ob sie sich 
nicht doch gemeinsam  den mehr oder minder harten 
Diskussionsgesprächen stellen sollten. Der Vertreter 
eines Verbandes wird selbst bei allem guten Willen -  
den w ir ihm selbstverständlich zubilligen müssen -  
ganz einfach überfordert werden. Ein ausgezeichnetes 
Beispiel für die erfolgreiche und nützliche Zusammen­
arbeit aller drei Verbände hat schließlich die Presse­
konferenz gezeigt, wo alle Beteiligten in einer Pha­
lanx standen! Exemplum observandum esse!

Nach Beendigung unserer diesjährigen Jahrestagung 
wird gewiß auch diesmal über die Themenaufstellung 
sowie ihren Inhalt Kritik aufkommen. Während der 
Vorbereitungszeit waren beispielsweise die M itglie­
der des VDSI mehrfach gebeten worden, Probleme 
und Fragen ihres Aufgabenbereiches vorzulegen und, 
wenn das möglich sein sollte, bereits geeignete Refe­
renten dafür vorzuschlagen. Das war in einigen Fällen 
auch geschehen. Wer die Berichte von den Arbeits­
tagungen der Bezirksgruppen liest, wird stets aufs 
neue davon überrascht sein, was oft an Erfahrungs­
gut geboten wird. Dabei ist bekanntlich die persön­
liche Teilnahme an der Sitzung noch ergiebiger. Die 
Veranstaltungen der Jahrestagung bieten vielen eine 
Menge Möglichkeiten, das reichhaltig vorhandene Er­
fahrungsgut aus der Praxis hier mitzuteilen und damit 
zu verbreiten. Es ist unsere Aufgabe, d. h. die Aufgabe 
aller Mitglieder, über eigene Erfahrungen und Erkennt­
nisse nicht nur im regionalen Bereich der Bezirks­
gruppen, sondern auch auf der bundesweiten Jahres­
tagung zu berichten. Wir sollten daher alle schon jetzt 
daran denken, rechtzeitig geeignetes Berichtsgut für 
die kommende Tagung vorzubereiten!

155



Während des »Kongresses für Arbeitsschutz und Ar­
beitsmedizin 1969« war in Düsseldorf u.a. aus unter­
schiedlicher Sicht über die ersten Erfahrungen bei der 
Anwendung des Gesetzes über technische Arbeitsm it­
tel berichtet worden. Nach seinen Ausführungen und 
Überlegungen kam einer der Vortragenden zu dem 
Schluß: »Die Fülle aller auf uns zukommenden Regeln 
innerhalb eines sich bildenden nationalen bzw. supra­
nationalen Regelwerks läßt sich mit herkömmlichen 
Methoden schon kaum mehr verarbeiten. Das Auf­
kommen vermag nur noch die elektronische Daten­
verarbeitung zu verkraften.« Wenige Jahre später wa­
ren im Normenbereich die Voraussetzungen für die 
sicherheitstechnische Datenspeicherung und für den 
Rückfluß an den Verwender bereits geschaffen wor­
den. Vorführungen über den Abruf von sicherheits­
technischen Regeln aus einem zentralen »Speicher« 
waren vor Fachleuten mehrfach gezeigt worden.

Aus weiteren Folgen des Gesetzes über technische 
Arbeitsmittel war somit eine Entwicklung eingeleitet 
worden, deren Ausmaß und letzte Möglichkeiten wir 
heute noch nicht voll zu erfassen vermögen. Hier bot 
sich eine Großvorführung im Auditorium geradezu an. 
Der Praktiker hätte die einmalig günstige und seltene 
Möglichkeit erhalten, einen imposanten Vorwärts­
sprung in der rasanten technischen Entwicklung mit­
zuerleben.

Nach vorliegenden Berichten war eine solche Vorfüh­
rung bei einigen regionalen Veranstaltungen bereits 
»vorweggenommen« worden. Sie wäre also auch in 
Berlin durchaus möglich gewesen! Die Zurückstellung 
der ursprünglich geplanten Großvorführung hatte noch 
vor Beginn der Jahrestagung zu einer ganzen Reihe 
von fernmündlichen und mündlichen Äußerungen ge­
führt, die über das Ausmaß der bestehenden Verärge­
rung nichts zu wünschen übrigließen. Vox populi, die 
Stimmen unserer M itglieder dürfen so einfach nicht 
übergangen werden, denn für sie werden ja schließ­
lich die Jahrestagungen veranstaltet.

Knapp vor Beginn der Jahrestagung war zwar der 
Versuch unternommen worden, zu Vorführungen in 
kleinen Kreisen und gewissermaßen so etwas »am 
Rande der Tagung« außerhalb der Kongreßhalle ein­
zuladen. Bei aller Anerkennung eines solchen Ver­
suchs muß doch die Frage gestellt werden, warum w ir 
so bescheiden geworden sind -  obschon dazu keine 
Notwendigkeit bestünde -  und unsere Leistungen un­
ter den bekannten Scheffel stellen? Diese Veranstal­

tung hat nun mal ins Auditorium der Kongreßhalle und 
nicht an irgendeinem bescheidenen Plätzchen im gro­
ßen Berlin gehört. Das war der bekannte bittere Wer­
mutstropfen gewesen!

Bemühungen um eine ausreichende betriebsärztliche 
und sicherheitstechnische Versorgung der Arbeitneh­
mer in der BRD haben bekanntlich schon einen länge­
ren Entwicklungsgang hinter sich, als die kurze Zeit­
spanne von der Verkündigung des Arbeitssicherheits­
gesetzes vom 12.12.73 bis jetzt.

In jener hinter uns liegenden Zeit hatte es bereits Ver­
suche zur Einrichtung von Werksarztzentren gegeben 
und in jener Zeit waren in einigen Unternehmen Mög­
lichkeiten der Zusammenarbeit von werksärztlichen 
und sicherheitstechnischen Diensten geprüft und prak­
tiziert worden. Erfahrungsberichte aus diesen Berei­
chen sind offenbar nicht vorgelegt worden.

Nachdem ich nicht nur während der Vorbereitungen 
zum Kongreß in Berlin, sondern auch während der 
Veranstaltungen, d. h. sowohl in den Pausen als auch 
bei allen möglichen Veranstaltungen unseres Fachver­
bandes mit harter Kritik geradezu »eingedeckt« wor­
den war, war ich selbstverständlich verpflichtet gewe­
sen, einmal Ursachen und Begründungen zu diesen 
Stellungnahmen nachzugehen. Das Ergebnis werden 
Sie zweifellos meinen vorausgegangenen Ausführun­
gen entnommen haben.

Meine Betrachtungen dürfen und sollten natürlich auch 
nicht den Gedanken aufkommen lassen, daß nur Kritik 
geübt worden ist. Es hat gewiß berechtigte kritische 
Stimmen gegeben. Kritik muß jedoch nicht unbedingt 
als Ablehnung gewertet werden. Sie wird oft genug 
wertvolle Hinweise enthalten, die allerdings bei künf­
tigen Planungen unbedingt beachtet werden sollten.

Im allgemeinen waren aktuelle Vortragsthemen aus­
gewählt worden. Erste Anerkennung dazu brachte be­
reits die Pressekonferenz. Die Veranstalter hatten sich 
bei ihren Vorbereitungen alle erdenkliche Mühe ge­
macht, um eine wirklich »gelungene« Tagung zu ge­
stalten, von der jeder wenigstens »etwas« mitnehmen 
konnte. Beim nächsten Mal wird es vielleicht mehr 
werden. Ihnen sei gedankt! W ir möchten uns allen, 
Veranstaltern und Teilnehmern wünschen, daß insbe­
sondere die Zusammenarbeit vor Beginn der Veran­
staltungen noch intensiver als bisher werden wird.

Mögen wir alle eine unfallfreie Heimfahrt haben!
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Verzeichnis der VDRI-Bevollmächtigten 
und ihrer Stellvertreter

Aachen:

Augsburg:

Bayreuth:

Berlin:

Bielefeld:

Braunschweig:
Goslar
Salzgitter
Wolfsburg

Bremen:
Emden
Wilhelmshaven

Dortmund:

Düsseldorf:

Essen:

Frankfurt:

Freiburg:

Fulda:
Hersfeld

Hagen:

Hamburg:
Lüneburg
Stade

Hannover:

Heilbronn:

Ing. (grad.) Peter Wehrmann, 5100 Aachen, Schloßparkstraße 37 

Obering. Richard Wagner, 8900 Augsburg, Oblatterwallstraße 18 

Dipl.-Ing. Paul Kroha, 8500 Nürnberg, Weinmarkt 9/11 

Ing. Horst Kloppe, 1000 Berlin 45, Hildegardstraße 28

Dipl.-Ing. Hermann Schröder, 4816 Bielefeld-Sennestadt, Immanuel-Kant-Weg 37 

Dipl.-Ing. Felix Peter, 2000 Hamburg 1, Stiftstraße 46

Bauing. Nikolaus Quentin, 2800 Bremen, Klattenweg 32

Dipl.-Ing. Klaus Bischoff, 4600 Dortmund-Hörde, Semerteichstraße 98

Dipl.-Ing. Friedrich Groß, 5070 Bergisch Gladbach, Herkenrather Straße 91

Dr.-Ing. Alfons Erenz, 4300 Essen, Hoffnungstraße 2 
Dipl.-Ing. Wilfried Buthe, 4300 Essen, Hoffnungstraße 2

Bauing. Uwe Jürgs, 6000 Frankfurt/Main, An der Wolfsweide 14 

vorübergehende Mitbetreuung durch den Bevollmächtigten für Mannheim 

z. Z. nicht besetzt

z. Z. nicht besetzt

Ing. Siegfried Sidow, 2000 Hamburg-Altona, Altonaer Bahnhofstraße 64 
Dr.-Ing. Friedhelm Heske, 2000 Hamburg 1, Stiftstraße 46

Baumeister Willi Bertram, 3000 Hannover, Geibelstraße 61/65 

Dipl.-Ing. Hans Haase, 7012 Fellbach, Hohenzollernstraße 23
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Ingolstadt:

Kaiserslautern:

Karlsruhe:

Kassel:

Kiel, Lübeck: 

Koblenz:

Köln, Bonn:

Mainz:
Wiesbaden

Mannheim:
Heidelberg

München:

Nürnberg:

Oldenburg:

Osnabrück:

Regensburg:

Schweinfurt:
Würzburg

Siegen:

Stuttgart:

Trier:

Wuppertal:

Dipl.-Ing. Joachim Stecher, 8034 Unterpfaffenhofen, An der Markung 15

Dipl.-Ing. Georg Pakusa, 6500 Mainz, Hindenburgstraße 8

vorübergehende Mitbetreuung
durch den Bevollmächtigten für Mannheim

z. Z. nicht besetzt

z. Z. nicht besetzt

Bauing. Hans Ludwig, 5400 Koblenz-Horchheim, Raiffenbergstraße 6 

Dr. Hans-Joachim Voigtländer, 5000 Köln, Theodor-Heuss-Ring 44 

Dipl.-Ing. Gerhard Przybylski, 6500 Mainz, Hindenburgstraße 32

Dipl.-Ing. Matthias Koenigs, 6900 Heidelberg-Schlierbach, In der Aue 4 b 
Dr.-Ing. Siegfried Radant, 6800 Mannheim 1, Steubenstraße 44-46

Ing. Franz Meyer, 8000 München 2, Linprunstraße 52
Dipl.-Ing. Joachim Stecher, 8034 Unterpfaffenhofen, An der Markung 15

Dipl.-Chem. Hans Friedl, 8500 Nürnberg, Schalkhauser Straße 94

Bauing. Friedrich Nesper, 2800 Bremen, Emil-Waldmann-Straße 5-6

Bauing. Dieter Bartmer, 4801 Künsebeck über Bielefeld, Nr. 414

z. Z. nicht besetzt

Dipl.-Ing. Anton Wenzel, 8500 Nürnberg, Harzstraße 5 

z. Z. nicht besetzt

Dipl.-Ing. Hans Haase, 7000 Stuttgart 1, Hausmannstraße 4 

Bauing. Peter Schnoor, 5500 Trier, Eduard-Schieffer-Straße 14 

Dipl.-Ing. Hans-Dietfried Müller, 5604 Neviges, Lucasstraße 14

159



G esam therste llung: Druckerei T üb inger C hronik


